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(Wiederaufnahme um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates! Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderates wieder auf.

Entschuldigt für den heutigen Tag sind GRin Matzka-Dojder bis mittags, GR Schreuder ebenfalls bis zirka 13 Uhr und Frau VBgmin Mag Brauner hat sich für die Zeit von 13.30 bis 15.30 Uhr entschuldigt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit Postnummer 6, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr 2010, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, dann so vorzugehen.

Für die Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung hat sich als Erste Frau GRin Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. Redezeit 25 Minuten für die erste Runde und in Folge dann wieder 15 Minuten.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte gleich mit einer Kritik beginnen, dass es derzeit im Rathaus ein wirklich interessantes Symposium gibt, und zwar über Energieeffizienz im Wohnbau. Ich finde es überhaupt nicht in Ordnung, dass man ein wirklich interessantes Thema, das uns eigentlich alle betreffen sollte, just dann veranstaltet, wenn die Budgetdebatte stattfindet und damit vielen die Gelegenheit nimmt, daran teilzunehmen. Ich glaube, man hätte das durchaus eine Woche früher oder später machen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich darf an die Rede von Frau StRin Brauner von gestern anschließen. Sie meinte, Investition in Bildung sei laut Wirtschaftsexperten das Schlagwort. Dem können wir uns selbstverständlich nur anschließen, aber auch gebildete oder auszubildende Menschen müssen wohnen. Tatsächlich weist das Budget aber kaum eine Erhöhung der Wohnbauförderung aus. Es war nämlich so, im Jahr 2008 gab es auch schon vermindert, aber immerhin noch 238 Millionen EUR. Das Ganze wurde dann 2009 drastisch, nämlich um 40 Millionen EUR, reduziert auf 197 Millionen EUR. Jetzt brüstet man sich damit, dass man so ein hohes Wohnbauförderbudget mit 247 Millionen EUR hat. Das sind genau 10 Millionen EUR mehr als im Jahr 2008 und das, obwohl wir jetzt eine Krisenzeit haben und wirklich investieren sollten. In dieser Wohnbauförderung ist auch noch die Infrastruktur enthalten, wo wir noch nie eine Aufschlüsselung gekriegt haben, wie hoch der Anteil der Infrastruktur ist und was denn tatsächlich in den Wohnbau einfließt. 

Ich meine, man sollte wirklich einmal beginnen, dass man auch ausreichend leistbare Wohnungen und nicht immer nur Projekte mit Luxussegmenten baut, weil die Projekte sehr teuer sind, sich die Leute diese gar nicht mehr leisten können und das auch gar nicht mehr wollen, weil es einfach von den Energiekosten und Mietkosten, die auch ständig steigen, viel zu hoch wird.

„Klimarelevante Bauten werden bis zu 20 Prozent teurer.", schreibt eine Bauzeitung. Da frage ich mich, wenn die Wohnbauförderung nur minimal erhöht wird, die Kosten für diese klimarelevanten Bauten, wie sie die Stadt Wien zweifelsohne errichtet, aber steigen, wie Sie dann mit dem Geld auskommen, dass mehr und nicht weniger Wohnungen gebaut werden, die dann vielleicht dem derzeit gängigen Standard entsprechen. Also für mich geht diese Schere nicht zusammen.

Wohl ist das Sanierungsbudget angestiegen und es sollen 10 000 Wohnungen pro Jahr saniert werden. Aber auch das bedeutet leider wieder einen Rückgang von Wohnungen, denn wenn wir sanieren, dann werden in der Regel auch Wohnungen zusammengelegt. Es gibt aber immer mehr Jugendliche, Senioren, überhaupt Menschen, die gern allein leben und wir haben nicht genügend Wohnungen. Da sind die Behinderten noch gar nicht einbezogen, weil dort haben wir sowieso ein wahnsinniges Defizit. Was aber dazukommt, und da spreche ich jetzt schon einmal die Vergabe an, ist, dass, wenn heute Jugendliche, und das passiert nicht selten, um Wohnungen ansuchen, das dann oft so dargestellt wird, als ob sie eine kriegen, aber die Eltern dann in eine kleinere Wohnung ziehen müssen. (GRin Nurten Yilmaz: Das ist aber neu!) - Das ist nicht neu! Da kann ich Ihnen einen Stapel Briefe zeigen! Für Sie ist immer alles neu, darum sagt es Ihnen die Opposition! (GRin Nurten Yilmaz: Das ist falsch!) - Dann informieren Ihre Leute falsch! Dann müssen Sie dort ansetzen! Die Jugendlichen werden abgewiesen!

Aber auch zum Beispiel behindertengerechte Wohnungen: Ich sehe ein, eine behindertengerechte Wohnung kostet in der Ausstattung sehr viel Geld. Aber wenn dort Eltern mit einem behinderten Kind 20, 25 Jahre lang das Kind pflegen und man schon von Haus aus sagt, wenn dem Kind etwas passiert, müssen sie die behindertengerechte Wohnung verlassen, kann man die Leute dann nicht einfach aus dem sozialen Umfeld reißen. Das ist wirklich asozial! Ihr sagt immer Nein und nach zwei Jahren sind die Medien voll mit Anzeigen, was Sie nicht alles machen. Wir sagen es heute. Reden wir in einem Jahr weiter. (GRin Nurten Yilmaz: Tun Sie nicht immer so pauschalieren!) Okay, ich habe eine Redezeit.

Ein Budgetposten für Instandsetzung und Wartungsarbeiten ist ausgabenwirksam vorgesehen. Aber wie gehen Sie jetzt damit um? Das Baunebengewerbe wurde laut Frau StRin Brauner um 6,5 Prozent angehoben. Parallel dazu wäre es aber notwendig, dass wir auch die Überprüfung dieser Kosten einmal sehr deutlich wahrnehmen. Ich muss schon noch einmal darauf hinweisen, denn unser Herr StR Herzog hat das schon gestern in der Generaldebatte gemacht, was beim Installationsskandal war. Es waren 62 Millionen EUR in den Sand gesetzt. Um 62 Millionen EUR baut man sehr viele Wohnungen und man hätte die Wohnbauförderung oder das Sanierungsbudget um diesen Betrag aufstocken können. (Beifall bei der FPÖ.)
Den Worthülsen von Frau StRin Brauner, wonach in dieser Stadt alles für die sozial Schwachen gemacht wird, kann ich mich überhaupt nicht anschließen. Ganz im Gegenteil, es sind die Miet- und Betriebskosten ständig gestiegen. Ein Teil der Zahlen wurde schon genannt, einen anderen Teil wird dann mein Kollege Prof Eisenstein noch genauer ausführen. In diesem Budget hat sich ein Muster einfach wiederholt. Es ist ein sehr bekanntes Spiel. Vor der Wahl wird da und dort ein bisschen gekürzt - wir haben es jetzt beim Gas gesehen - und nach der Wahl kommt es dann ganz dick. Das war noch jedes Mal so. Wir haben vorher die tollsten Versprechungen vom Herrn Bürgermeister, wir haben tolle Versprechungen von den einzelnen SPÖ-Mitgliedern dieses Gemeinderates gehört, nur die Realität spricht eine andere Sprache und zahlen muss immer der Bürger! (GRin Nurten Yilmaz: Das ist ja nicht wahr!)

Sie sind nicht einmal mit Ihrem sozialen Auftrag bereit, die Verdienstgrenze der Wohnbeihilfe von 140 EUR auf 100 EUR zu senken und sie dem Bund anzupassen. Denn es gibt einige, die gerade ein paar Euro zu wenig verdienen, um in den Genuss der Wohnbeihilfe zu kommen, und die gerade ein paar Euro zu viel verdienen, um in den Genuss der Sozialhilfe zu kommen. Diese Personen fallen einfach durch den Rost und Sie sehen überhaupt keine Notwendigkeit, das Netz eine Spur engmaschiger zu stricken!

Jetzt komme ich dann noch einmal zu den Umfragen: Und zwar sind mir die Umfragen deshalb so ein Anliegen, weil sie eine Menge Geld kosten und sie, milde ausgedrückt, eine Farce sind. Wir haben zum Beispiel die Umfragen beim Eisring Süd erlebt. Dazu darf ich Ihnen jetzt etwas vorlesen: „Anscheinend findet die SPÖ, dass Favoriten zu viele Grünflächen und zu wenig Einwohner hat und die Einwohner, die es bereits gibt, haben sowieso keine Meinung zu haben, sonst ist man Querulant beziehungsweise werden die Meinungen, Wünsche und Bedürfnisse als nichtig abgetan." - Das schreibt ein Bürger und das sagt nicht die Frau Frank, sondern ich zitiere nur. Denn dort hat man auch Befragungen mittels Fragebogen gemacht, dort hat man Informationsabende gestaltet, nur gemacht wird genau das, was der Bürger nicht wollte. Man wollte kein Einkaufszentrum. Man wollte keine Vernichtung der dortigen Grünflächen. Aber genau das wird jetzt durchgeführt. Die Bürger fühlen sich langsam schon, um es auf Wienerisch zu sagen, gefrotzelt. Immer wird ihnen etwas angekündigt, was man nicht alles ganz großartig macht, aber in Wirklichkeit ist alles nur werbewirksam. 

Ich habe hier „Ökologisch Wohnen und Bauen". Auf jeder Seite springt einem das Konterfei vom Herrn StR Ludwig entgegen, ebenso in den Zeitungen, mit zum Teil bezahlten Anzeigen, wenn es um die Sicherung der Eingangstüren geht. Man könnte um dieses Geld die Förderung über das Wahljahr 2010 hinaus verlängern oder die Förderungskosten erhöhen, mit all dem, was hier hinausgeschmissen wird. Das muss auch einmal gesagt werden.

Zur Einhaltung der Hausordnung wurden wir mit Panik- und Angstmache geschimpft. Etwas anderes haben wir nie gehört. Jetzt ufert alles aus und es wird viel Geld für Wachpersonal aller Art ausgegeben. Interessant wäre auch zu wissen, wer alle Security-Posten bei Wiener Wohnen bezahlt, denn die Leute sind dort sehr aufgebracht und man will sich in Sicherheit wiegen und stellt die Leute an. Das ist richtig, aber auch die Bevölkerung würde solche Sicherheitsmaßnahmen brauchen. Dafür reicht das Geld leider nicht und ist auch nicht vorgesehen. 

Im ganzen Budget ist überhaupt kein Konzept zu erkennen. Wir können kein Konzept erkennen, dass irgendetwas auf Mehrjahrespläne ausgerichtet wäre, zum Beispiel, wann wo welche Sanierungen verbindlich durchgeführt werden. Manche Leute hören schon seit fünf Jahren jedes Jahr, nächstes Jahr sind sie dran. Sie sind aber nicht dran. Das heißt, man will immer nur vertrösten und vertrösten. Wenn Sie dann Sanierungen machen, und das erlaube ich mir auch zu sagen, dann sind sie teilweise fachmännisch nicht so ausgeführt, dass von einer Kostenersparnis oder von wirklich fachmännisch die Rede sein kann. Da werden Häuser aus den 20er Jahren wie Emmentaler-Käse zerlöchert, dann werden die Löcher wieder zugemacht, man macht die Löcher an anderer Stelle, baut Elektrokästen ein und dann baut man sie wieder aus. Es geht hier zu. Es gibt keine Kontrolle, es kostet und wieder einmal bleiben die Bewohner dort auf der Strecke.

Was jetzt noch kommt, ist die Schulsanierung. Ich habe schon sehr oft die Reparaturzyklen angeführt und erspare sie mir. Aber zum Teil zwischen 50, reduzierend bis zu 30 Jahren gar nichts zu tun und dann die Bezirke so zu belasten, die mit 60 Prozent Eigenmittel die desolaten Schulen, die sie seinerzeit übernommen haben, bezahlen müssen, wo sie gar nicht die Mittel dazu haben, wo vielleicht auch der Stadt die Logistik fehlt, dass jetzt wie im 10. Bezirk der Bezirksanteil bei 3,4 Millionen EUR oder so ist, das heißt also, 5,5 Millionen EUR werden die Gesamtsanierungskosten sein. Es ist wieder einmal vor der Wahl drastisch aufgestockt worden, aber ob das so durchgeführt wird, ob die Stadt Wien solche Kapazitäten kontrollieren, überwachen, ausschreiben kann, ist die Frage. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Was heißt, vor der Wahl aufgestockt?) - Es waren vorher 2 Millionen EUR und jetzt sind es 3 Millionen EUR. Das ist eine Aufstockung um 50 Prozent, Frau Kollegin! Ist das nicht aufgestockt? Ich sehe das schon so! Ich meine, das ist lächerlich, nur weil wir jetzt ein Wahljahr haben! Man hätte das laufend sanieren müssen, und zwar in einem anderen Ausmaß! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sie haben keine Ahnung!) - Ich bin am Wort, Frau Kollegin!

Sie haben sich schwerpunktmäßig immer eine Schule herausgesucht, weil vielleicht der Direktor gepasst hat, weil sie sympathisch war. Diese Schulen sind zu Tode saniert worden und die anderen haben Sie verkommen lassen. Und jetzt wissen Sie nicht mehr, wie Sie das auf die Reihe kriegen! (Beifall bei der FPÖ.)

Also im Gegensatz zum Herrn Lindenmayr. Das ist gleich so etwas. Er hat gesagt, die Freiheitlichen haben keine Konzepte. Wir sagen es hier. Sie regen sich auf, aber Sie machen es dann. Das heißt, wir sind am richtigen Weg! Unsere Konzepte sind es, die Sie umsetzen, nicht die, die Sie gar nicht haben! (Beifall bei der FPÖ.)

Man bleibt uns auch bei thermischen Sanierungen die Antworten schuldig. Wie viel hat der Bürger denn bis jetzt schon zurückbekommen? Es wird da immer von horrenden Einsparungen gesprochen, aber ich habe noch niemanden gesehen, der da massiv den Vorteil erkannt hätte. Bei den Energiekosten, und darauf läuft es ja hinaus, wäre eine Menge Einsparpotenzial, wenn sich die Stadt Wien als stärkster Wohnhausbesitzer Österreichs ein Alternativangebot holen würde. Denn wenn sich eine Kleinfamilie im Jahr bis zu 140 EUR ersparen kann, um wie viel mehr würde ein Großverbraucher herausholen, was man dann den Einzelnen zugutekommen lassen könnte? Sie sind doch gar nicht daran interessiert. Sie fördern Ihre Betriebe. Sie steigern die Betriebskosten. Aber eine Idee, wie man etwas ändern könnte, vermisse ich total. 

Es gibt kein langfristiges Konzept bei der Errichtung von Wohnungen für Sondergruppen wie Jugendliche, Jungfamilien, Behinderte oder Senioren. Sie haben immer nur Einzelprojekte, aber Sie führen die Gruppen nicht zusammen. Sie lassen die Dinge nicht wachsen. Sie drücken ihnen einfach den Stempel auf und sagen, hier müssen Jugendliche und Senioren hin, dort müssen nur Senioren hin und dort muss es autofrei sein. Die Dinge würden sich besser entwickeln, wenn Sie nicht immer so massiv eingreifen. Wenn Eltern in die Nähe ihrer Kinder ziehen möchten, damit sie bei der Erziehung der Enkelkinder helfen können, haben Sie dafür kein Ohr. Das passt nicht in Ihr Konzept. (Beifall bei der FPÖ.)

Zu hohe Energiekosten werden geringfügig reduziert. In Summe bleibt aber immer noch eine Erhöhung zu Lasten der Schwächeren. 

Die Mieterhöhungen werden nicht durch die Senkung der Wohnbeihilfenmietgrenze und Rückkehr zum Kategoriemietzins abgefangen. 

Es werden keine Maßnahmen für den Erhalt des städtischen Stadtbildes gesetzt, das die Identität der Wiener Bevölkerung verkörpert und zunehmend verfällt. Nehmen wir die Werkbundsiedlung, Sophiensäle, Grinzing, Kahlenbergerdorf und so weiter. Es gibt eine Unzahl, die das gewährleisten würden. Es gibt auch keine Maßnahmen, die die Bevölkerung im Wesentlichen in Entscheidungen einbinden, wo deren Vorstellungen dann auch umgesetzt würden. 

Es ist ein Budget, zugeschnitten auf einen kommenden Wahlkampf, der der Wählermaximierung der SPÖ, aber nicht dem Bürger dieser Stadt dienen soll! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wohnen wird teurer, die Mieten werden höher. Das lesen wir alle paar Monate in den Zeitungen. Die Gewinne aus Vermietung und Verpachtung steigen. In einem Bericht, den ich gestern kurz zitiert habe, von der ÖGPP, Österreichische Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung, bei der StR Rudi Schicker Präsident ist, wird vorgerechnet, wie viel Geld im Moment mit Mieteinnahmen quer über Österreich gemacht wird. Wir lesen darin vor allem, die Inflation war entweder auf Rekordhoch und der Antreiber waren die Wohnungskosten oder aber die Inflation ist ganz niedrig, wie wir es momentan über Monate hinweg haben und voraussichtlich in Zukunft immer noch haben werden, aber die Mieten steigen trotzdem. Letztes Jahr 6 Prozent Steigerung bei den Mietkosten, die Inflation weit davon entfernt.

Wir haben deswegen gestern einen Antrag eingebracht, der heute zur Abstimmung kommt, einmal mehr darüber zu reden, ob man nicht Mieten oben begrenzen kann. Es funktioniert so, wie es ist, nicht. Die Mieten explodieren vor allem oben. Mietzinsobergrenzen und geänderte Befristungen, ein Antrag, den gestern die Klubobfrau Maria Vassilakou eingebracht hat und der heute abgestimmt wird. Dieser würde in dem Bereich etwas nützen. Die Frage ist, ob die Sozialdemokratie mitgeht. Bei vielen Sonntagsreden habe ich das schon gehört, dass man das auch will. Wir werden heute einmal mehr den Elchtest machen.

Leistbares Wohnen in Wien: Ich nehme nur zwei kleine Beispiele, damit wir ein Gefühl dafür bekommen, ob es das ist, was wir meinen, bei Genossenschaftswohnungen. Das sind echte Beispiele aus dem Umfeld der GRÜNEN, von Leuten, die bei uns entweder arbeiten oder eine Funktion haben. 

Eine Alleinerzieherin, Angestellte, schöne Wohnung, kein Luxus, gute Lage, 78 m², jahrelange Wartezeit: 53 000 EUR Grundkostenbeitrag, 9 000 EUR über den Eigenmittelersatzkredit, 720 EUR Monatsmiete. Das ist eine Genossenschaftswohnung. Diese kriegt sie erst, nachdem sie jahrelang darauf gewartet hat, und dann hat sie noch ein Glück, wenn sie das haben darf. 53 000 EUR und 720 EUR für 78 m². Das ist nicht die Leistbarkeit, von der wir reden. Das kann sich nicht jeder leisten. Wenn man da rechnet, dass man einen Kredit für diesen Grundkostenbeitrag aufnehmen muss, hat man anständige Wohnkosten.

Zweites Beispiel, eine kleinere Wohnung mit 43 m², 330 EUR Monatsmiete - das klingt noch akzeptabel -, 17 000 EUR, und kriegt natürlich keinen Eigenmittelersatzkredit für die neue Wohnung, weil sie schon zu alt ist. Da handelt es sich um eine Arbeiterin, geschieden, Ex unauffindbar, keine Alimente. 

Das sind Beispiele, wie es nicht gehen soll. Beide sind froh, dass sie Wohnungen gekriegt haben, das muss man noch dazusagen, weil etwas Günstigeres hat es nicht gegeben. Sie sind froh, dass sie nach jahrelanger Wartezeit in eine solche Wohnung hineindürfen, die sie bei den Wohnungskosten bis zum Gehtnichtmehr belastet. (Die Zusatzbeleuchtung im Saal geht aus.)

Hier ist normal um 17 Uhr Licht aus, heute offensichtlich ein bisschen früher. Die Arbeitszeitverkürzung beginnt in diesem Haus. (GRin Hedwig Petrides: Wir müssen sparen!) Das war wahrscheinlich der gestrige Vorschlag der Volkspartei, der umgesetzt wird. Es wird in dem Haus kürzer gearbeitet. 

Ich mache trotzdem weiter. Wir hätten gern ein transparentes Vergabesystem bei den Genossenschaftswohnungen. Das gibt es nicht. Die Leute sagen selbst, sie haben lange gewartet, jedes Mal, wenn sie im Internet eine Wohnung anklicken, ist sie schon weg und offensichtlich gibt es Leute, die einen schnelleren Zugang haben. Damit diese Gerüchte ein für alle Mal aus der Welt geschafft sind, hätten wir gern ein transparentes Vergabesystem, wo alle wissen, wenn sie 17. und dann 12. auf einer Liste sind, wie das funktioniert hat, wo sichergestellt wird, dass sie nicht überholt werden können.

Wir bringen heute einen Antrag über einen Wohnungsleerstand ein. Da geistern Zahlen herum. Die wenigen Studien, die es dazu gibt, gehen davon aus, dass man von 8 000 bis 10 000 Wohnungen oder von 80 000 Wohnungen, die in Wien leerstehen, reden kann. Das ist eine so große Bandbreite, eins zu zehn. Das ist natürlich unsinnig. Damit kann man nicht arbeiten. Wie viele Wohnungen leerstehen, warum sie leerstehen, was man damit machen kann, ob man dann dazu übergehen muss, nachdem Bedarf nach leistbarem Wohnraum besteht, ob man da steuernd eingreifen muss oder nicht, wissen wir erst dann, wenn wir wissen, von wie vielen Wohnungen wir reden, weil viele Wohnungen stehen leer, weil sie saniert werden. Viele sind Zweitwohnungen. Viele werden für die Enkel aufgehoben und sind nur zwei Jahre leer. Ich würde es gern genauer wissen. Alle Studien, die ich gefunden habe, sind alt, also fast schon aus dem letzten Jahrhundert, das klingt dramatisch, aber zumindest zehn Jahre alt. Darin gibt es eben die Bandbreite von 8 000 bis 80 000 leeren Wohnungen.

Wir würden das gerne genauer wissen und bringen einen Antrag ein, eine Studie möge erheben, wie viele es sind und aus welchen Gründen. Das sind Daten, die wir brauchen können, um leere Wohnungen am Ende dem Zweck zuzuführen, den sie eigentlich haben sollten, nämlich, damit jemand darin wohnen kann. 

Zum Gemeindebau, der immer einen breiten Raum bei der Diskussion einnimmt. Wir haben in der letzten Zeit, und das scheint so weiterzugehen, sehr viel über Kosten in dem Bereich, Ordnungsberater, Videoüberwachungen, Chipkartensystem bei den Waschküchen geredet. Das kostet alles viel Geld. Die Sanierungen, und jetzt rede ich nicht von den großen Sanierungen, sondern den einzelnen Wohnungen, kosten viel Geld.

Damit sind wir jetzt beim Franz-Koblizka-Hof. Am liebsten würde ich ein paar Bilder von dort vorzeigen, aber das findet sich im Protokoll nicht und ist so leicht nicht zu machen. Alle, die auf die Homepage gehen wollen, finden das über Google ganz einfach. In diesem Franz-Koblizka-Hof gibt es wieder einmal engagierte Mieter und Mieterinnen, die sich die Mühe machen, die Betriebskostenabrechnung Position für Position genau anzuschauen. Sie haben unter anderem den Sanierungsbedarf erhoben beziehungsweise für einzelne Wohnungen herausgerechnet. Wenn Leute ausziehen, wird die Wohnung saniert. Dieses Geld kommt aus den Rücklagen und fehlt dann oft für die Sanierung des Gesamtbaus. Da gibt es ein paar schöne Wohnungen mittendrin, aber das Geld fehlt am Ende für die Gesamtsanierung. Da kostet die Sanierung einer kleinen Wohnung mit 30,4 m² sage und schreibe 28 900 EUR und ein paar Zerquetschte. Es sind ja alle einzeln aufgelistet. Das dauert eine Weile, bis man das wieder hereinbringt. Jetzt ist die Frage, weil ich die einzelne Wohnung nicht kenne, ob die vielleicht so devastiert gewesen ist, dass es nicht anders geht. Die haben sich aber die Mühe gemacht, auf der Homepage sehr viele Bilder von Wohnungen vorher und nachher einzustellen und ein paar schauen vorher auf den Bildern aus, als ob es Wohnungen wären, die man beziehen kann, mit einem Parkettboden, der normal ausschaut, mit Wänden, die zumindest nicht mehr als einen neuen Anstrich brauchen und so weiter. Diese Wohnungen wurden auch alle generalsaniert. Da wird um viel Geld alles gemacht. Da gibt es lange Listen von den leeren Wohnungen. Das zahlen natürlich die Leute, die dort drinnen wohnen. Das zahlen alle anderen. Die Frage ist: Macht das jedes Mal bei jeder Wohnung Sinn? Es sind leider sehr kleine Bilder auf dem Ausdruck. (Der Redner zeigt einen Ausdruck mit Bildern.) Wenn Sie sie sehen könnten, würden Sie eher glauben, da inseriert irgendein Makler eine Wohnung und sagt, dort kann man einziehen. Das ist vorher und die wird mit über 30 000 EUR saniert, weil es eine größere Wohnung war. Das sind Sanierungen und Gelder, die am falschen Ort ausgegeben werden. Ich glaube, dass das Geld besser aufgehoben wäre, um großangelegte Sanierungen zu machen, damit nicht die Serie der vergessenen Gemeindebauten, die wir hier letztens schon erörtert haben, fortgesetzt wird. 

Einen nehme ich auch heuer, den Anton-Proksch-Hof. Das ist so ein Hof, wo ich sage, den haben Sie wieder vergessen. Dieser ist von 1954 bis 1956 gebaut worden und schaut aus wie manche von denen, die wir hier quasi in jedem Monat oder zumindest regelmäßig besprechen, ein Bau, in dem in 50 Jahren nichts anderes saniert wurde, als einmal neue Fenster. 55 Jahre nach Baubeginn, fertiggestellt vor 54 Jahren, ist dort nichts passiert. Für die Sanierung ist kein Geld da. Da gibt es die Begründung, weil der Bau zu groß ist. Bei Bauten in der Nähe vom Anton-Proksch-Hof war die Begründung, sie können nicht saniert werden, weil sie zu klein sind. Also man könnte langsam den Verdacht kriegen, man muss eine ziemlich genaue Größe an Quadratmetern haben, damit man tatsächlich sanierungswürdig oder sanierungsfähig ist. Die Ausrede funktioniert natürlich nicht, sondern es fehlen, wie vorher erörtert, oft die Rücklagen, weil man das Falsche damit gemacht hat, kleinweise statt im Großen saniert. 

Über den tollen Baumschnitt dort lasse ich mich nicht lange aus. Das weiß Wiener Wohnen auch schon. Da ist offensichtlich kein Gärtner darübergegangen, sondern da hat einer einen Kahlschlag gemacht, sagen viele Mieterinnen und Mieter, sagen alle, die mit uns gesprochen haben, ohne dass es groß ökologisch Bewegte wären. Der Kahlschlag, der dort stattgefunden hat, ist sehr schade. 

Auf jeden Fall wäre es schön, wenn mir heute jemand sagt, wann der Bau saniert wird. Das würden die Leute dort gerne wissen. Wann kommen sie in der Sanierungsliste vor? Anton-Proksch-Hof im 19. Bezirk, Grinzinger Straße 54. Wird dort irgendwann saniert oder nicht? Hören tun die dortigen Leute es schon länger.

Eine Sache, die an uns herangetragen wurde, und die auch Wiener Wohnen betrifft, ist die Entfernung unerlaubt abgestellter Gegenstände. Das diskutieren wir oft. Ich weiß, Blumentöpfe dürfen die Leute nicht hinausstellen und ein Fahrrad darf nicht vor der Türe stehen. Da geht es aber um Gehhilfen. Da gibt es öfters einen Halbstock und die Leute haben Probleme mit dem Hineinschleppen mit ihren Gehhilfen. Ich habe das jetzt ein paar Mal bekommen. Das ist jetzt im 11. Bezirk in der Koblicekgasse, wo jemandem gesagt wird, er muss diese Gehhilfen mitschleppen und er erklärt, dass er das gar nicht kann, denn entweder kann er sie ganz unten liegen lassen und hat dann Schwierigkeiten oder er lehnt das irgendwo hin, weil er einen Halbstock hat. Jetzt ist die Frage, ob man nicht hin und wieder, nachdem man schon bei den Blumen keine Ausnahme macht, außer alle auf der Stiege sind damit zufrieden, Menschen, die Schwierigkeiten beim Gehen haben, das etwas erleichtert und ein paar Ausnahmen erlaubt, nachdem das öfters daherkommt. Sie kriegen nämlich einfach ein Schreiben, in dem steht, das Zeug muss weg, sonst wird es entfernt und der Abtransport wird auf ihre Kosten geschehen. Das wäre ganz unpraktisch, weil der Mensch dann gar nicht mehr aus der Wohnung herauskommt. So weit ist es nicht gekommen, sondern da kommt hin und wieder das Brieflein. Jetzt könnte man auch sagen, man lässt es dabei, der kriegt also alle sechs Monate einen Brief, und sonst passiert nichts. Damit könnte der Mensch wahrscheinlich leben. Aber ob das einen Sinn macht, ist eine andere Frage. Schöner wäre, wir würden eine Lösung finden, die es den Leuten möglich macht, dass die Gehhilfe dort stehen bleiben darf, damit sie ihrem Zweck zugutekommt. 

Eine größere Idee angesichts Bauwirtschaft lahmt ein bisschen, öffentliche Hand muss Aufträge vergeben, zu wenig kleine leistbare Wohnungen, die Studierenden, die nach Wien kommen, haben Schwierigkeiten am Wohnungsmarkt und dürfen auch nicht gleich, wenn sie aus Tirol oder Salzburg zuwandern, in eine Gemeindewohnung, wäre ein großangelegtes Programm, Wohnungen für Leute zu bauen, die neu herkommen. Bauen wir günstige Wohnungen! Brauchen tun wir sie! Im Wesentlichen brauchen wir noch viele kleine günstige Wohnungen. Ich habe schon einmal in einer anderen Legislaturperiode vorgeschlagen, 10 000 Wohnungen mit 30 m² um maximal 250 EUR, lieber um 200 EUR. Das war dann der Antrag, der leider nicht durchgegangen ist. Aber angesichts dessen, dass die Bautätigkeit nicht so funktioniert, wie wir es gerne hätten und eh lauter Beihilfemöglichkeiten hier verwendet werden, die Kredite neu organisiert wurden, Anleihen ausgegeben werden und so weiter, würde ich am liebsten Stadtwohnungen für Jungwiener und Jungwienerinnen bauen, die neu herkommen, Leute, die von Vorarlberg oder Kärnten oder von weiter weg herkommen. Wie man das dann organisiert, ob sie ein Jahr darin wohnen dürfen, damit sie einmal einen Start in Wien und es leichter haben, ist eine andere Frage. Aber brauchen könnten wir es, weil es für die Bauwirtschaft gut ist. Brauchen könnten wir es, weil wir es für einen leistbaren Wohnbau und leistbare Wohnungen brauchen. Brauchen könnten es Leute, die herkommen. Wir sind auch froh, wenn Studierende kommen, die im Wesentlichen am Ende der Abrechnung ein Geschäftsfeld starten. Das ist die Zuwanderung, die alle hoffentlich uneingeschränkt haben wollen. Wenn die Studierenden auch noch entsprechende Bedingungen an den Universitäten vorfinden, kommen sie noch um eine Spur lieber. Die nützen uns allen etwas. 

Abschließend möchte ich noch zu den engagierten Mietern und Mieterinnen etwas sagen, die es quer durch Wien in den einzelnen Gemeindebauten gibt. Diese haben alle ein Problem, sie müssen Experten und Expertinnen im Lesen von Betriebskostenabrechnungen werden, weil dort kriegt man mittlerweile nicht ein paar Zettel, sondern man kriegt eine CD-ROM und das ist so umfangreich, dass man quasi jemanden anstellen muss, der sich auskennt. Die Frage ist, ob man nicht die wesentlichen Daten in einer kürzeren Form darstellen kann. Jetzt ist es nämlich so, behaupte ich einfach, dass zumindest die Hälfte des Raums, und das ist gut und sehr freundlich geschätzt, nicht in der Lage ist, eine solche Betriebskostenabrechnung bis ins Detail durchzulesen und gleich zu verstehen. Das ist kein Vorwurf. Das geht nicht. Das ist zu kompliziert. Darin steht zu viel. Sie wissen nicht einmal gleich, welche Verrechnungsnummern überhaupt zu der Einheit gehören. Wie viel Grünfläche und wie viele Quadratmeter sind das? Da müssen sich Leute wie im Hugo-Breitner-Hof hinsetzen und fast jeden Quadratmeter selbst nachmessen, ist zwar übertrieben, aber die müssen alles durchrechnen, bis sie darauf kommen, dass tausende Quadratmeter Grünfläche in die Betriebskosten eingerechnet werden, die nicht zur Anlage gehören. Aber das finden Sie nicht innerhalb einer Stunde heraus. Das finden Leute heraus, die lange Zeit investieren und am Ende den Leuten, die dort wohnen, viel Geld sparen. Nachdem es das leider nicht in jeder Anlage gibt und die engagierten Leute aus dem Hugo-Breitner-Hof vermutlich nicht in der Lage sind, dieses Service ganz Wien anzubieten, hätte ich gerne, dass die Betriebskostenabrechnung so geschrieben wird, dass sie von allen verstanden wird. So lange die hundert Leute, die hier im Gemeinderat sitzen, das nicht auf die Schnelle lesen können, so lange ist es eigentlich unzumutbar, dass Mieter und Mieterinnen das selbst lesen. Das können sie nicht. Die Verwirrungstaktik führt zu vielen Gerüchten, was nicht alles viel Geld kostet, was manchmal dann nicht stimmt, würde aber auf der anderen Seite auch dazu führen, dort wo sie recht haben, und da gibt es mittlerweile schon mehrere Beispiele, vom Schöpfwerk angefangen, über den Hugo-Breitner-Hof und viele andere, wo am Ende den Leuten, die dort wohnen, viel Geld erspart bleibt. 

Ich weiß schon, Wiener Wohnen hat lieber Einnahmen als keine. Aber die Mieter und Mieterinnen - da sind wir uns hoffentlich alle einig - leisten ihren Beitrag und sollten nicht mehr zahlen. So wie es nicht geht, dass Grünanlagenpflege, die nicht zur Anlage gehört, über die Betriebskosten abgerechnet wird, sollte das nicht nur im Hugo-Breitner-Hof irgendwann aufgeklärt werden, sondern überall sonst auch. Ich möchte nicht, dass irgendwo ein Mieter etwas bezahlt, was er nicht bezahlen muss. 

In der Florian-Hedorfer-Straße haben die Mieter und Mieterinnen 30 Jahre lang zu viele Quadratmeter bezahlt. 30 Jahre lang! Zurückbekommen haben sie dann drei Jahre, weil das verjährt. Wenn sich keiner wehrt, verjährt das. Also haben sie immer noch, wenn sie am Anfang eingezogen sind, wie zum Beispiel auch unser BR Schorschi Schrems, der jetzt dort ein Mietervertreter ist. Er hat 27 Jahre lang mehr Quadratmeter bezahlt, als er gehabt hat. Das bekommt er auch nicht zurück. Das Geld ist einfach weg, auch für alle anderen. (Die Zusatzbeleuchtung im Saal geht wieder an.)

Wenn es hier Erleuchtung gibt, dann werden die Anträge der GRÜNEN heute am Abend alle positiv abgestimmt. Darauf freue ich mich. Alle, die gestern von Maria Vassilakou eingebracht wurden und die heute noch von meiner Kollegin Sabine Gretner eingebracht werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einen wunderschönen guten Morgen!

Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung, eigentlich ein unerschöpfliches Thema, um sich mit den Fehlleistungen der Wiener Sozialdemokratie auseinanderzusetzen. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Dann fangen Sie an damit!) - Hören Sie zu! Seien Sie ganz entspannt und hören Sie zu! Bleiben Sie ganz locker!

Um sich vorerst einmal mit dem Thema Wiener Wohnen auseinanderzusetzen: Ich weiß nicht ganz genau, wir diskutieren zwar die Gruppe Wohnbau, da gibt es den StR Ludwig, aber ich weiß nicht, ob er auch für Wiener Wohnen zuständig ist oder welcher Stadtrat de facto wirklich für Wiener Wohnen zuständig ist, weil so, wie es dort zugeht, gibt es momentan offensichtlich keinen politisch Verantwortlichen, der den Damen und Herren dort einmal erklärt, dass sie auch das Geld der Wienerinnen und Wiener verwalten, die dort die Mieten zahlen und dass sie ausschließlich ein Dienstleister sind. Die Damen und Herren bei Wiener Wohnen sind in Wirklichkeit die Angestellten von 220 000 Gemeindebaumietern oder sogar von mehr. (GR Mag Thomas Reindl: Die Angestellten vom Eigentümer! Das ist ein großer Unterschied!)
Den Eigentümervertreter erkenne ich momentan nicht. Das ist das Problem. Es wird zwar behauptet, er sitzt hinter mir (VBgm Dr Michael Ludwig: Er sitzt auch da!), er sitzt auch da, aber ob er tatsächlich auch der politisch Verantwortliche ist, bezweifle ich. Weil so, wie es dort zugeht, ich kann es nur wiederholen, kann ich mir nicht vorstellen, dass ein verantwortungsvoller Stadtrat, so wie ich den Michi Ludwig kennengelernt habe, das so rennen lässt. Vielleicht gibt es dort irgendwelche internen Spielregeln bei der sozialdemokratischen Regierungsfraktion, dass er dort nicht eingreifen darf, weil ich gehe nicht davon aus, dass er nicht eingreifen will, denn dann wäre er völlig fehlbesetzt in seiner Funktion und das glaube ich nicht. Der Gesamtzustand von Wiener Wohnen ist, um es freundlich zu sagen, erschreckend, nicht nur das Desaster mit der HausbetreuungsGesmbH und mit der AußenbetreuungsGesmbH. Da gibt es Beispiele, wo es nicht funktioniert, wo es schlecht funktioniert, wo es halbwegs gut funktioniert. Ich kenne ganz wenige bis keines, wo es wirklich so funktioniert, wie es sich die Leute vorstellen, denn es wird, und das bitte nicht zu vergessen, Monat für Monat ein nicht minder gearteter Obolus entrichtet, damit eigentlich diese Arbeiten alle gemacht werden. Etliche Beispiele aus vielen Gesprächen mit Mieterinnen und Mietern im Haus, es ist, sagen wir einmal so, recht und schlecht. Es ist halt das Stiegenhaus zusammengeschleckt, wie es so schön auf Wienerisch heißt. Das Papier wird im Normalfall weggeräumt, wenn es in der Laufrichtung des Mitarbeiters ist. Wenn es ein bisschen außerhalb vom Blickwinkel ist, kann es schon sein, dass es einmal 14 Tage oder 3 Wochen lang liegen bleibt. 

Betreffend die Außenanlage bin ich sogar danebengestanden und war erschüttert über die Aussage, wenn das der Ansatz der HausbetreuungsGesmbH ist, dass es eh nicht so dreckig ist, um es einmal auf Wienerisch oder Favoritnerisch zu sagen. Dieser Gemeindebau betrifft den 10. Bezirk, ich kann es Ihnen sagen, es ist in der Herzgasse 15-19, ist so geschickt gebaut, dass es zwei Mauervorsprünge gibt, wo die Tauben oben sitzen. Der Gehsteig ist, mit Verlaub, auch an den hohen Herrn Vorsitzenden, zugeschissen, um es einfach auf Wienerisch zu sagen! Es findet niemand der Mühe wert, dort einmal einen Besen oder einen Kübel Wasser zu nehmen und das in Ordnung zu bringen. Es graust einer Sau, wenn man dort bei einem Haustor hineingehen muss! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Der Ton!)
Es ist so. Nicht der Ton! Wir können gleich nach meiner Rede dort hinfahren und es uns anschauen, Herr Stürzenbecher! Tun Sie nicht immer auf etepetete und als ob alles in Ordnung wäre! Nichts ist in Ordnung! Gar nichts ist in Ordnung! Nehmt euch einmal bei der Nase und bringt das in Ordnung! (Beifall bei der ÖVP.)
Die Leute müssen über die Vogelscheiße steigen. Dort liegen die toten Tauben. Keiner ist imstande, diese wegzuräumen. Sollen das die Leute selbst machen? Dann brauchen sie aber auch nichts für diese Hausbetreuung zu bezahlen! (Beifall bei der ÖVP.) 

So kann man nicht mit Mietern umgehen! Nehmt zur Kenntnis, die brennen dafür, zahlen Monat für Monat teures Geld, das sie sich schwer verdienen, damit sie in einem Gemeindebau wohnen! Für euch ist das so, die dürfen dort wohnen. Es ist der Unterschied! Das ist ein Gnadenbrot der Wiener Sozialdemokratie, dass jemand in einem Gemeindebau wohnen darf! Die zahlen dafür! (Beifall bei der ÖVP.)

Die haben ein Recht, dafür in einer ordnungsgemäß verwalteten Wohnung, in einem Haus, das zusammengeräumt wird, zu wohnen. Bei einem privaten Hausbesitzer, bei einem Kleinhäusler, der seinen Gehsteig nicht in Ordnung hält, sind wir sofort dort und klopfen an. Offensichtlich braucht das die Gemeinde Wien nicht zu machen. In den Hofdurchgängen schaut es aus wie in einem öffentlichen Pissoir. Ich weiß schon, die Leute sind teilweise selbst schuld, weil die Leute halt auch Schweine sind, nur die Mieter dort können nichts dafür und derjenige von der Hausbetreuung hat halt nun einmal den Job, dass er das in Ordnung zu bringen hat. Wenn ihm davor graust oder wenn er das nicht machen will, muss er sich etwas anderes suchen. Dann muss er zu der, weiß ich nicht, GartenbetreuungsGesmbH gehen und dort ratzeputz alle Sträucher umschneiden. Dort muss er aber auch aufpassen, weil es könnte sein, dass dort im Gebüsch vielleicht ein Hundegackserl liegt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Nächste ist Gerümpel im Keller. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Schwarze Vorwahlen! - GR Mag Thomas Reindl: Ihr redet nur von Fäkalien!) - Hundegackserl war jetzt eh freundlich! Oder was hätte ich denn sagen sollen? Die Ausscheidungsprodukte unserer vierbeinigen Freunde? Oder was hättest du denn gerne gehabt, Thomas? (GR Mag Thomas Reindl: Die ÖVP ist stark in der Fäkalsprache!) - Ich meine, das ist ja nicht so. 

Gerümpel im Keller: Darauf angesprochen, in dem Gemeindebau, wo meine Eltern wohnen, O-Ton von diesem Mitarbeiter, der an und für sich das Haus sehr in Ordnung hält: „Was sollen wir machen? Rufen Sie bei der Müllabfuhr an!" Das ist nicht der Job von den Mietern, bei der Müllabfuhr anzurufen, bei Wiener Wohnen oder sonst wo anzurufen. Dort gibt es jemanden. Noch einmal, dort gibt es einen Dienstleister, für den bezahlt wird. Wenn der Dienstleister, für den bezahlt wird, das nicht ordentlich macht, dann muss derjenige, der diesen Dienstleister beauftragt - das ist als politisch Verantwortlicher der Herr hinter mir, es gibt aber natürlich auch noch andere Personen, die dafür verantwortlich sind -, diesen darauf aufmerksam machen, dass er seinen Job ordentlich zu machen hat und Dienstleister ist. Die Mieter sind keine Bittsteller! Das sind Mieter und Zahler, die eine Hausverwaltung haben, von der sie verlangen können, dass sie das Haus ordnungsgemäß verwaltet. So viel zum Thema Hausbetreuung und Außenbetreuung. 

Dann haben wir einen Fall, der auch interessant ist. Dabei geht es um die heiße Diskussion der Spielgeräte im Hof in Gemeindebauten. Es hat offensichtlich eine Phase in diesem Gemeindebau gegeben, wo sehr vielen jungen Familien die Kinder entwachsen sind und es dann halt ältere und ruhebedürftige Bewohner geworden sind. Dann sind die Spielgeräte im Hof defekt gewesen und man hat sich entschlossen, diese Spielgeräte abzubauen und keine mehr aufzustellen. Jetzt ist es aber so, dass, wie beim Schweinezyklus, wieder junge Familien in diese Wohnungen eingezogen sind. (GR Mag Thomas Reindl: Schweinebauchzyklus heißt es ganz korrekt!) - Ist in Ordnung! Nach Adam Riese zum Rechenkünstler. Ich weiß, Herr Reindl! - Dort sind wieder Jungfamilien eingezogen, die natürlich wieder kleine Kinder haben und die ganz gerne wieder die Spielgeräte im Hof haben. Das ist ein Canossagang, dort eine Schaukel und eine Rutsche für diese G’schrappen zu kriegen, weil die halt abgebaut worden sind. Es sind keine da und Mittel sind auch nicht wirklich zur Verfügung. Es ist alles ein bisschen kompliziert. 

Bei den Sanierungen im Gemeindebau könnten wir jetzt lange reden über die Abrechnungsmodalitäten, um es freundlich zu sagen, der Installationsbetriebe bis hin zu Fensterfirmen, die Fenster falsch eingebaut haben, wieder herausreißen, damit der Mieter den Dreck hat und so weiter und so fort. Bis hin zu den anstehenden Sanierungen, worauf es zumindest auf unsere Nachfrage im Ausschuss noch immer keine Prioritätenliste gibt. Welche Bauten sind jetzt dringend sanierungsbedürftig? Wie schaut das aus? Fragen Mieter nach, erhalten sie die durchaus interessante Antwort, nach Maßgabe der Mittel. Das ist ein Zeitraum, der sich offensichtlich bei vielen Gemeindebauten über Jahrzehnte erstreckt. 

Was die spannende Frage unterm Strich ist: Wir werden bei Wiener Wohnen mit Ende 2010 einen Gesamtschuldenstand von knapp 2,5 Milliarden EUR haben. Macht sich irgendwer irgendwann Gedanken, wie man hier versuchen wird, das wieder irgendwie in den Griff zu bekommen, außer dass man in dieses Fass ohne Boden einfach oben einfüllt und es unten in alle Richtungen herausrinnt? 

Jetzt könnten wir noch lange reden über den Neubaubereich, über die Errichtung der sozialen Infrastruktur, über das Standardisieren der Fotovoltaik- und der Solaranlagen, der Heizungstechnik in den Neubaubereichen, wo eigentlich sehr wenig darauf geachtet wird, über die Sanierung der alten Ortskerne, die plötzlich irgendwie sanft entschlafen ist, wo wenig bis gar nichts passiert. Es gäbe ein breites Feld. Aber was den Wienerinnen und Wienern wirklich unter den Nägeln brennt, ist der Gesamtzustand von Wiener Wohnen. Es sind immerhin 220 000 Gemeindewohnungen. Ich glaube, Herr Stadtrat, wenn Sie wirklich dafür zuständig sind, und ich hoffe es, dann haben Sie noch ein kleines Stückchen Arbeit vor sich! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte meine Rede heute entgegen den Gepflogenheiten von manchen Fraktionen in diesem Haus schwerpunktmäßig dem Thema, also dem Budget, widmen, auch wenn ich es durchaus akzeptiere, dass man in der Budgetdebatte natürlich damit zusammenhängende politische Probleme anspricht. Ich möchte aber nicht nur eine Wort- und Wiesenthemenbesetzung machen, wie das leider manche Redner gestern oder auch jetzt von den Vorrednern gemacht haben. Sie haben halt zufällig, was ihnen gerade einfällt oder was sie gerade irgendwie auf der Leber haben, ansprechen wollen. Ich möchte vielleicht doch etwas systematischer zum Budget reden, weil das Budget ist das, was wir jetzt zwei Tage lang diskutieren. 

Da kann man sagen, dass sich das Budget des Ressorts für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung organisch in das Budget der gesamten Stadt einfügt, wie es Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin Brauner gestern vorgestellt hat. Es legt deutlich dar, dass alle Ressorts an einem Strang ziehen, nämlich dass man in einem wirtschaftlich schwierigen Jahr, wo man eine Situation am Arbeitsmarkt hat, die sich zuspitzt, in allen Bereichen versucht, Verbesserungen für die Wiener Wirtschaft und damit für die Arbeitsplätze zu erzielen und die wirklich großen Herausforderungen zu bewältigen. Wir reden immer von Herausforderungen und es sind immer welche da, aber dieses Mal sind sie wirklich enorm. 

In diesem Budget haben wir, was besonders das Wohnbauressort betrifft, gestern schon von Frau VBgmin Brauner gehört, die das auch besonders hervorgehoben hat, dass der Bereich der Wohnbauförderung besonders zu erwähnen ist, welcher 2010 einen Wert von 597 Millionen EUR erreichen wird und sicherstellt, dass die Wohnbauaktivitäten in Wien auf hohem Niveau bleiben. Gerade in der Krise setzen wir auf den Wohnbau zur Stützung der Konjunktur und damit der Erhaltung der Wertschöpfung in Wien. Allein diese Maßnahmen der Stadt Wien sichern jährlich 23 000 Arbeitsplätze im Bau- und Baunebengewerbe. Das ist etwas, was, glaube ich, wirklich erwähnenswert und vorzeigbar ist.

Ich hoffe, dass die Frau Klubobfrau Vassilakou auch irgendwann zuhört (GRin Mag Maria Vassilakou redet in den Sitzreihen mit GRin Mag Sirvan Ekici.) oder wenigstens, wenn sie spricht, etwas leiser spricht, weil das sehr unsolidarisch ist, wenn man da so laut spricht! (GRin Mag Maria Vassilakou: Hallo!) Wenn man sozusagen das eigene Wort fast nicht mehr hört, ist das von Nachteil! (GRin Mag Maria Vassilakou: Also bitte!)

Ich würde noch hinzufügen, dass die Wohnbauförderung natürlich ein Kernbestandteil der Wohnbaupolitik ist. Wir haben in ganz Europa und, soviel ich weiß, auf der ganzen Welt in keiner einzigen Millionenstadt ein derartig hohes Budget für Wohnbauförderung. Das ist etwas, was man immer wieder sagen sollte. Wenn StR Ellensohn gestern gesagt hat, in früheren Jahrzehnten sei es üblich gewesen, dass ausländische Delegationen nach Wien kommen und sich hier die sozialen Vorzüge dieser Stadt oder auch den sozialen Wohnbau anschauen, so kann ich dem Herrn StR Ellensohn schon sagen, dass das heute mindestens in gleichem Ausmaß, wenn nicht in einem höheren Ausmaß, der Fall ist, als es etwa in den 60er oder 70er Jahren der Fall war und dass wir einen nicht unwesentlichen Teil unserer Arbeitszeit damit verbringen, solche Delegationen zu empfangen, um ihnen sachlich unsere Wohnbaupolitik darzustellen. Es ist eigentlich noch selten bis nie vorgekommen, dass das nicht eher einen sehr positiven Eindruck hinterlassen hat. Das ist etwas, worauf wir, glaube ich, stolz sein können! (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den Zahlen: Ich will zwar nicht zum Budget reden, aber doch einige Zahlen erwähnen, weil sie für sich beeindruckend sind, ohne dass ich jetzt alle Zuhörer mit den Zahlen erschlagen will. Die Wohnbauförderung hat im Voranschlag, wie schon erwähnt, rund 597 Millionen EUR bei den Ausgaben. Ich danke bei dieser Gelegenheit auch der MA 50, die quasi für die Wohnbauförderung schwerpunktmäßig zuständig ist, weil hier wirklich außerordentlich tolle Arbeit, wie in allen anderen Bereichen des Ressorts, geleistet wird. Ich weise besonders darauf hin, dass die Objektförderung nach wie vor der Kern unserer Wohnbaupolitik ist. In der Objektförderung, auch in der Neubauförderung und in der Wohnungssanierung sind sozusagen die zwei wesentlichen Säulen unserer Wohnbaupolitik. Dazu kommt die Subjektförderung, aber wir bemühen uns, dass die Subjektförderung natürlich im notwendigen Ausmaß existiert, soweit sie uns auf Grund der sozialen Gegebenheiten vorgegeben ist. Aber ich bin nicht der Meinung, beispielsweise auch wie es von den GRÜNEN teilweise vertreten wird, dass die Subjektförderung dramatisch auf Kosten der Objektförderung ausgeweitet wird. Ich glaube, dass die Objektförderung quasi präventiv wirkt, damit wirklich leistbare und sozial verträgliche Wohnungen gegeben sind, während die Subjektförderung praktisch dann im Nachhinein ausbessert, was in verschiedenen Bereichen der Gesellschaft schlecht gelaufen ist und womit man dann halt den Menschen helfen muss. Aber ich glaube durchaus, dass es richtig ist, dass wir bei der Objektförderung nach wie vor den Schwerpunkt setzen. 

So haben im Voranschlag 2010 alle Magistratsabteilungen durchaus beeindruckende Zahlen vorzuweisen, die ich jetzt aber nicht alle vorlesen werde. Aber worauf ich sehr wohl zu dem, was zur Subjektförderung ausgeführt worden ist, hinweisen will, ist, dass wir natürlich bei der Subjektförderung Steigerungen haben, aber das ist nicht etwas, was wir uns wünschen, sondern das liegt auch daran, dass mehr Menschen unter die Kriterien der Subjektförderung fallen und dass wir eben dort, wo es Probleme gibt, dort, wo Armut droht, zumindest nicht nur im Wohnbereich, aber besonders im Wohnbereich, gegensteuern wollen. So ist es sicher auch ein positives Zeichen, dass wir bei der Subjektförderung im Voranschlag 2010 123 Millionen EUR zur Verfügung stellen können, wobei das nach wie vor weniger ist als etwa bei der Objektförderungssanierung, wo wir rund 190 Millionen EUR haben, und bei der Objektförderung Neubau, wo wir 282,96 Millionen EUR haben. Also das sind die Relationen, die zu dem passen, was ich vorhin ausgeführt habe.

Bei der Subjektförderung haben wir auch nicht nur ein Instrument, sondern haben eine breite Palette, damit wir sozusagen allen helfen, damit wir alle Felder abdecken, dass niemand durch das soziale Netz der Wohnbaupolitik fällt. Da haben wir bei der allgemeinen Wohnbeihilfe 44 Millionen EUR im Voranschlag, bei der Wohnbeihilfe im geförderten Bereich 49 Millionen EUR, beim Eigenmittelersatzdarlehen 20 Millionen EUR, bei der Superförderung 10 Millionen EUR und das ergibt in Summe, wie schon erwähnt, 123 Millionen EUR.

Ich könnte jetzt auch noch die Zahlen bringen, wie sich die Wohnbaubeihilfe von 2003 bis 2010 entwickelt hat. Das kann man aber auch nachlesen. Trotzdem meine ich, dass das richtige Verhältnis zwischen Objektförderung und Subjektförderung und insgesamt das hohe Niveau der Wohnbauförderung wirklich vorzeigbar sind. Weil ich schon die ausländischen Delegationen erwähnt habe, immer wieder hört man in dem Zusammenhang von Delegationsmitgliedern, ob wir uns nicht in der Zehnerpotenz geirrt hätten oder ob wir noch von Schilling sprechen, wenn wir sagen, dass wir 600 Millionen zur Verfügung stellen. Nein, es sind nicht Schilling, es sind Euro und das ist natürlich wirklich beeindruckend! (Beifall bei der SPÖ.)
Im Bereich der Sanierung nur ganz kurz einiges, weil ich glaube, dass die thermoenergetische Wohnbausanierung außerordentlich wichtig ist. Das ist ein Zukunftsthema, nicht nur dieser Stadt, nicht nur dieses Landes, nicht nur von Europa, sondern für den Planeten insgesamt. Wir haben eine Aufgabe, in allen Lebensbereichen dafür zu sorgen, dass der Klimawandel bewältigt werden kann, dass wir ökologische Ziele anstreben, die durchaus anspruchsvoll sind. Der Wohnbau soll, und das macht er auch, seinen Beitrag dazu leisten, wobei man natürlich nicht den Wohnbau als alleinigen Schwerpunkt setzen kann, weil man weiß, dass die Industrie, die Autos und viele andere Bereiche ein höheres Maß an Beitrag dazu leisten müssen. Aber was der Wohnbau leisten kann, leistet er auch. Beispielsweise wurden im Bereich von Thewosan im Zeitraum von Jänner bis September 257 Anträge gestellt. Das sind um 25 Prozent mehr als im gesamten Jahr 2008. Gegenüber 2002 ist es sogar eine Steigerung um 130 Prozent. Für das kommende Jahr stehen mehr als 190 Millionen EUR zur Verfügung. Die Steigerung um 15 Millionen EUR gegenüber 2009 spiegelt das in diesem Trend wider, demzufolge einerseits auf Grund der gestiegenen Anforderungen im thermischen Bereich höhere Förderungen in die Sanierungsprojekte fließen und andererseits, wie ich schon erwähnt habe, auch mehr Projekte eingereicht wurden. 

Weil der Gemeindebau vom Kollegen Kenesei in einer sehr, würde ich sagen, polemischen Form und nicht unbedingt mit analytisch tiefer gehender Fähigkeit dargestellt wurde: Auch im Bereich der Gemeindebauten haben wir erstens, das sind sozusagen die Hard Facts, kräftig investiert. Die baulichen Ausgaben lagen im Jahr 2008 bei 556 Millionen EUR und werden im Jahr 2009 bei 589 Millionen EUR sein. Dazu gibt es Sonderbudgetmittel und vieles andere mehr, wobei ich auch sagen muss, dass von all diesen Ausgaben ganz besonders die Klein- und Mittelbetriebe profitieren. Diese wollen wir natürlich in der Krise besonders stärken und unterstützen. Das ist auch richtig und gut so. 

Wenn ich die einzelnen Abteilungen neben der MA 50, mit der ich mich ja quasi bisher beschäftigt habe, nur ganz kursorisch durchgehe, ohne dass ich jetzt jede einzelne in dem ihr zustehenden Ausmaß würdigen könnte, weil ich da ja nicht 25, sondern 60 Minuten haben müsste, aber das habe ich eben nicht: Die MA 25 hat sicher im abgelaufenen Jahr wieder ausgezeichnete Arbeit geleistet und wird ab dem Geschäftsjahr 2010 hier der Gebietsbetreuung städtische Wohnhausanlagen ein neu geschaffenes Nachbarschaftsservice zur Verfügung stellen, die Wohnpartner. Das wird aber meine Kollegin Tanja Wehsely im Detail erörtern.

Zur MA 34 ist zu sagen, dass diese derzeit 399 Objekte, von Amtshäusern über Einzellokale und Vitrinen in Passagen bis zu Küchen und Kapellen, also wirklich die ganze Palette, mit einer Gesamtfläche von immerhin 850 000 m² sehr gut verwaltet. Hier wird managementmäßig wirklich auf modernste Art und Weise gearbeitet. Da hat es auch einen Preis gegeben, ich glaube, schon im vorletzten Jahr. Es wird hier eine wirklich ausgezeichnete Arbeit im Interesse der Wienerinnen und Wiener geleistet.

Die MA 39, dazu ist zu sagen, dass in den Labors für Bautechnik für das nächste Jahr die Begleitung umfassender Tätigkeiten im Bereich thermischer und energetischer Sanierung von Wohn- und Nichtwohngebäuden zu erwarten ist und dass hier eben wichtige Aufgabenstellungen bewältigt werden, dass in den Labors für Umweltmedizin der Ausbau der außerordentlichen Ausweitung der Zusammenarbeit mit anderen Dienststellen weiter fortgesetzt wird und die Erträge auch aus den bereits erreichten Erfolgen des letzten Jahres eingefahren werden, für das Budget auch wichtig. In den Labors für Strahlenschutz steht die Ausweitung des Kundenfeldes im Bereich Dosimetrie weiterhin an der obersten Position.

Ich könnte dann noch zum Liegenschaftsmanagement sagen, dass das eine Abteilung ist, wo ebenfalls hoch professionell gearbeitet wird und die natürlich auch zum Budget wichtige Beiträge liefert. 

Bei der MA 69 ist es ja so, dass wir bei den Ausgaben 38 Millionen EUR haben, bei den Einnahmen aber 72 Millionen EUR und da, glaube ich, wird auch auf sehr seriöse und wirtschaftlich erfolgreiche Arbeit gesetzt.

Zu dem vorhin vom Kollegen Kenesei angesprochenen Punkt möchte ich nur ganz kurz eingehen, weil, wie gesagt, meine Kollegin Tanja Wehsely zu den so genannten Soft Facts des Zusammenlebens im Detail Stellung nehmen wird, also zu Ordnungsberatern und „Night Watcher“ und dem Ganzen, was wirklich ein ganz großartiges Konzept ist, um eben die Zufriedenheit der Mieterinnen und Mieter zu erhöhen, die natürlich beanspruchen können, dass sie nicht in dem Sinn behandelt werden, wie es der Kollege Kenesei sagt. So ist es vielleicht in den privaten Mietbereichen, die von der ÖVP besonders gehätschelt werden, Herr Kollege Kenesei! Bei Wiener Wohnen ist das nicht so, sondern dort gibt es ordentliche und positive Verhältnisse, wo insbesondere beispielsweise auch Mietervertreter durch ein Statut existieren. Das ist in keinem privaten Bereich. Diese Mietervertreter, wo sie existieren, tragen sehr, sehr viel zum guten Zusammenleben bei. VBgm Ludwig hat auch enorme Anstrengungen unternommen, dass dieses System der Mietervertreter weiter ausgebaut wird und dass wir hier in dieser ganzen Fülle und Palette von Maßnahmen, dieser ganz, ganz großen Palette ein weiteres Puzzle setzen, dass eben die Zufriedenheit im Wohnbereich so ist, wie sie ist, nämlich dass die überwältigende Mehrheit bei Wiener Wohnen ihre Wohnsituation als sehr gut oder gut darstellt.

Ich meine, wenn das so wäre, wie der Kenesei es sagt, dann frage ich mich: Wie kommen dann diese durchaus seriösen, von unabhängigen Instituten geleisteten Umfragen zustande? Wenn es so wäre, wie der Kollege Kenesei es sagt, müssten die Umfragen genau das Gegenteil von dem ergeben, was sie ergeben. Sie sind aber immer sehr positiv. Wir wissen das auch aus unzähligen Gesprächen bei allen Problemen, die es mitunter im Einzelfall gibt, dass die Wohnzufriedenheit bei Wiener Wohnen in hohem Maß gegeben ist und darauf können wir stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn der Kollege Kenesei vom Desaster bei der Hausbetreuungs- und AußenbetreuungsGesmbH gesprochen hat, so muss ich dazu sagen, es hat einige Probleme gegeben, das ist nicht zu leugnen. Man muss aber genauso dazu sagen, dass StR und VBgm Ludwig dort energisch eingeschritten ist und die richtigen Maßnahmen zur rechten Zeit gesetzt hat und dass diese Probleme inzwischen gelöst sind. Ganz signifikant war das an einem sehr praktischen Beispiel, das aber für die Menschen, die dort wohnen, wichtig ist. Eben weil es im Jahr 2008 beim Grasmähen, sei es aus objektiven Gründen, sei es aber auch aus subjektiven Gründen Schwächen gegeben hat, hat man jetzt das Grasmähen 2009 durchaus als Gradmesser sehen können, ob es jetzt funktioniert und es hat blendend funktioniert. Ich glaube, das ist auch sehr positiv. Das ist auch, woran die Menschen sehen, dass wir, wenn Probleme auftauchen, diese nicht ignorieren, auch nicht leugnen, sondern energisch gegen sie auftreten.

So gesehen, muss man auch sagen, dass bei 220 000 Wohnungen, die wir bei Wiener Wohnen haben, bei 1 945 Gemeindebauten und bei 500 000 Bewohnern da nicht auch Probleme auftreten, ist nicht zu verwundern, wenn noch dazukommt, dass man ja weiß, dass bei allen Anstrengungen für die soziale Durchmischung, die wir haben, natürlich sehr viele Problemfälle, auch soziale Problemfälle sich hier im Gemeindebau fokussieren. In einer Villengegend mit Millionären oder mit sehr gut Verdienenden gibt es mitunter vielleicht andere Probleme, als es dort sind, wo bewusst auch soziale Problemfälle gegeben sind. Und je mehr sich eine Wirtschaftskrise verschlechtert, desto mehr muss man auch Anstrengungen setzen, dass sich nicht im Wohnbereich diese negativen Voraussetzungen durchsetzen.

Aber wenn man bedenkt, wie viele Menschen dort wohnen, 500 000, so kann man natürlich schon sagen, dass bei allen Einzelfällen, die wir aufgreifen und mit denen wir nicht zufrieden sind, im Großen und Ganzen und auch in den übrigen Fällen sich Wiener Wohnen und der kommunale Wohnbau in Wien sehr, sehr gut messen und vergleichen kann mit Verhältnissen bei privaten Hausverwaltungen. Also ich weiß von genug privaten Hausverwaltungen, wenn man dort anruft und zum Beispiel sagt, bei uns im Keller sind alle Kellertüren aufgebrochen worden, dass dort gesagt wird, ja, das geht uns, die Hausverwaltung, aber wirklich nichts an. Melden Sie das der Polizei, das ist uns wurscht. Das ist so, wie es im privaten Bereich auch abläuft, dieses Generalisieren. Abgesehen davon, dass beispielsweise das Callcenter an 365 Tagen von 0 bis 24 Uhr immer besetzt ist, im privaten Wohnbereich aber schon am Freitag Nachmittag niemand mehr von der Hausverwaltung erreichbar ist. Und vieles, vieles mehr könnte ich dazu noch sagen.

Dass natürlich die Hausbesorger abgeschafft worden sind, noch bevor der Kollege Kenesei bei der ÖVP war, weshalb er dafür nicht zuständig und nicht verantwortlich zu machen ist, aber fragen möchte ich ihn schon, welche Initiativen der Kollege Kenesei in der ÖVP schon gesetzt hat, damit eben Hausbesorger wieder eingeführt werden können (Aufregung bei GR Günter Kenesei.), weil das natürlich ein Grund für Probleme ist. Es ist unbestritten, dass die schwarz-blaue Regierung die Hausbesorger abgeschafft hat und dass das Problempotenzial sich damit erhöht hat. (Aufregung bei ÖVP und FPÖ.) Der Kollege Herzog hat öfters schon gesagt, er will sie wieder haben, die Hausbesorger, und der Kollege Eisenstein hat zwei Mal schon gesagt, er bekennt sich dazu, dass die abgeschafft wurden und würde sie wieder abschaffen. Also hier sitzen die Verursacher des Problems und hier sitzen die Löser des Problems. (Heiterkeit bei ÖVP und FPÖ.) Das muss einmal gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ.)

Weiters, weil meine Redezeit zu Ende geht und weil da jetzt ein bissel Aufregung entstanden ist, möchte ich zur sanften Stadterneuerung sagen, dass diese wirklich beeindruckend ist, dass wir eben bei der sanften Stadterneuerung immer darauf schauen, dass die gleichen Mieter vor der Erneuerung drinnen sind wie nachher, dass sie sich die Verbesserungen problemlos leisten können. So muss man sagen, dass wir Mitte der 70er Jahre noch etwa 300 000 Substandardwohnungen hatten, dass ein Drittel der Bevölkerung damals noch ohne eigenes Bad und WC war. Heute ist diese Zahl auf etwa 50 000 gesunken und das hat sich aber organisch in den Grätzeln entwickelt. Da wurde nicht irgendwo draußen nur irgendetwas hingepflastert und andere Viertel wären vielleicht beeinträchtigt gewesen, sondern man hat von beiden Enden die Stadterneuerung betrieben. 

In dem Sinn möchte ich jetzt schon zusammenfassen: Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ressorts für ihre ausgezeichnete Arbeit. Ohne sie wären die Erfolge der Wiener Wohnbaupolitik nicht möglich. Ich danke dem Büro des Stadtrats für die ausgezeichnete Zusammenarbeit. Ich danke dem Stadtrat und Vizebürgermeister quasi, dass er als Teamleader diese großen Erfolge möglich macht. Immerhin sind wir in der Mercer-Studie nicht nur insgesamt Erster, sondern nach wie vor auch, was Wohnen betrifft, weltweit von allen Millionenstädten die Stadt mit der höchsten Lebensqualität auch im Wohnbereich. Die zahlreichen ausländischen Besuche habe ich schon erwähnt. Ich glaube auch, dass man durchaus wirklich sagen kann, dass es gegenüber früheren Jahrzehnten keinen Niveauverlust, sondern eine Niveausteigerung gibt. Wenn man beispielsweise die wichtigen Parameter bei der Wohnbauförderung sieht, Wirtschaft, Soziales, Ökologisches, Architektur, so ist die soziale Nachhaltigkeit, die jetzt vom StR Ludwig noch dazu eingeführt worden ist, ein Beweis, dass wir ein gutes System noch weiter entwickeln und noch weiter verbessern und dass wir heute den sozialen Wohnbau durchaus als noch aktueller und notwendiger denn je sehen. Die Zahlen des Budgets, aber auch die Leistungen dieser Stadtregierung und des Vizebürgermeisters sind eindrucksvoll, damit die Leute sich weiterhin in Wien wohl fühlen und hier Wohnverhältnisse haben, wovon andere Städte träumen. 

In diesem Sinn kann ich wirklich nur empfehlen, dem vorliegenden Budget zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Prof Dr Eisenstein und ich erteile es ihm.
GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Einen schönen guten Tag! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Kollege Dr Stürzenbecher! Wir diskutieren jetzt im Augenblick die Hausbesorger nicht noch einmal. Wir haben das das letzte Mal und das vorletzte Mal gemacht. Für heute lassen wir es einmal gut sein damit. Sie wissen, was Sie gesagt haben. Es ist nicht so, wir haben nicht die Hausbesorger abgeschafft. Sie haben das Hausbesorgergesetz abgeschafft, Sie wissen auch, warum! Wir diskutieren das jetzt nicht so.

Ich komme zum ... (GRin Nurten Yilmaz: Sie wissen aber schon, was mit dem Gesetz passiert ist?) Na ja, aber wenn der Herr Kollege Stürzenbecher schon sagt, ich habe schon zwei Mal das und das gesagt - stimmt eh, ja eh, unter diesen Voraussetzungen, stimmt absolut, hätte ich das wieder so gemacht und würde ich das wieder so empfehlen. Aber, Frau Yilmaz, das ist halt einmal so und das weiß der Herr Stürzenbecher auch ganz gut.

Kommen wir zum Budget 2010. Die Investitionen von Wiener Wohnen steigen laut Budget ja gegenüber 2009 und sind jetzt mit 247 Millionen EUR etwas über dem Niveau 2008. 2008 war ja das letzte Jahr der Hochkonjunktur. Das ist grundsätzlich erfreulich, aber das ist auch schon alles, was erfreulich ist, denn die Wohnbauförderung bleibt gegenüber 2008 doch zurück. Ich danke hier dem Herrn Kollegen Dr Stürzenbecher wegen seiner Ausführungen zur Wohnbauförderung. Ich bin mit ihm völlig d’accord und wir sind da einer Meinung. Wohnbauförderung als Kernbestandteil der Wohnbaupolitik sehe ich ganz genauso, ganz wichtig. Zur Relation Subjekt-Objekt-Förderung kann man geteilter Meinung sein. Aber ich danke Ihnen wirklich sehr, dass Sie heute einmal ganz dezidiert auch auf die Subjektförderung Bezug genommen haben. Das, bitte, war ja nicht immer so, weil die Mehrheitsfraktion in diesem Haus ja fast ausschließlich immer von der Objektförderung gesprochen hat. Ich danke Ihnen, dass Sie auch hier bereit sind, freiheitliche Ideen aufzunehmen, eine alte freiheitliche Forderung deutlicher herauszustellen, dass Sie sich darum kümmern. Vielen Dank, lieber Herr Dr Stürzenbecher! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ach so!)

Das alles darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass ... Jetzt habe ich euch eh gerade gelobt! Was wollt’s ihr denn noch, bitte, Frau Kollegin Wehsely? (Heiterkeit bei der SPÖ.) Es liegt auch an Ihnen, Frau Wehsely, zu applaudieren. Das kann Ihnen ja niemand verwehren.

Budget 2010. Belastungen werden aber trotzdem im Budget 2010 fortgeschrieben. Belastungen, die die Mieterinnen und Mieter von Wiener Wohnen schon hart treffen. Der Strompreis wurde schließlich in den letzten Jahren insgesamt um 20 Prozent erhöht. Ich muss Ihnen nicht vorlesen, wann das war. Es war 2006, 2007, 2008. Jetzt habe ich es doch getan. Der Gaspreis um 29 Prozent, obwohl im heurigen Jahr diese leichte Rücknahme erfolgt ist. Kanalgebühren wurden um 35 Prozent erhöht und dann valorisiert. Müllgebühren zwar geringer, aber immerhin noch um 27 Prozent, dann valorisiert. Auch Wassergebühren valorisiert. Das alles ist leider nur ein Teil des Belastungspakets der SPÖ und das trifft naturgemäß halt besonders die Bezieherinnen und Bezieher von kleinen Einkommen. Es trifft sie deshalb so hart, weil es ja kaum eine Möglichkeit gibt, diesen Belastungen auszuweichen. Belastungen, die, und das muss man schon ehrlich sagen, ohne jegliche soziale Staffelung auf die Bevölkerung herniederprasseln. Man kann davon ausgehen, dass sich so eine monatliche Mehrbelastung von etwa 90 EUR pro Haushalt ergibt, wenn man dann noch die Kehrtarife und den Spitalskostenbeitrag, Friedhofgebühren, Fernwärmetarif, Tarife Wiener Linien und andere im heurigen Jahr mit einrechnet. Dann dürfen wir in diesem Zusammenhang natürlich auch nicht die Kostenüberschreitungen bei der Haus‑ und AußenbetreuungsGesmbH vergessen, immerhin in einer Höhe von 12 Millionen EUR, die ja auch irgendwie bezahlt werden müssen. 

Und wie schon im Budgetvoranschlag für das vergangene Jahr ergeben sich im Voranschlag für 2010 wieder Überschüsse, Überschüsse zugunsten des allgemeinen Budgets. Bei der Wassersteuer übersteigen die Einnahmen die Ausgaben um 43 Millionen EUR. Das ist immerhin ein Viertel der gesamten Einnahmen. Bei der Müllsteuer um 26 Millionen. Wenn die Summe aus diesen beiden Posten mit 69 Millionen auch geringer ist als die Überschüsse noch 2009 veranschlagt waren, dann liegt das daran, dass die Kanalabgaben ab 2010 nicht mehr Teil der städtischen Gebarung sind, weil ja Wien Kanal als Unternehmung ausgegliedert ist und die Kanalsteuer nicht mehr eingerechnet wird. 2009 hat sie immerhin noch 19 Millionen EUR eingebracht.

Nach Ansicht meiner Fraktion kann es aber nicht die Aufgabe der Gemeinde sein, hier auf Kosten der Mieterinnen und Mieter Gewinne zu erzielen, die dann dem allgemeinen Budget zugute kommen und dann irgendwie anderweitig verwendet werden. Ähnliches bei den Energiekosten, bei Strom und Gas. Hier kann man allen Mieterinnen und Mietern, die noch einen Vertrag mit Wien Energie haben, nur empfehlen, den Versorger zu wechseln. Es ist heute schon kurz von meiner Kollegin Henriette Frank angeschnitten worden, dass sich ein Kleinverbraucher beim Strom beim Verbund gegenüber Wien Energie eine Menge Geld im Jahr ersparen kann, ein Großverbraucher noch mehr und dass beim Gas ein Wechsel zum Bestbieter Kelag für Kleinverbraucher eine Ersparnis bringen würde, für Großverbraucher noch wesentlich mehr. Zusammengenommen können damit Strom und Gas immerhin um 210 EUR beziehungsweise von Großverbrauchern um 448 EUR billiger bezogen werden, als die Verrechnung von Wien Energie ausmacht.

Ich fordere daher, dass die Preise von Wien Energie deutlich gesenkt werden und sich am Bestbieter zu orientieren haben oder zumindest in die Nähe des Bestbieters kommen. Eine Senkung des Strompreises um 10 Prozent und des Gaspreises um 20 Prozent müsste wohl angebracht sein. Und Gewinne muss Wien Energie wirklich nicht machen, die müssen umgehend an die Kunden weitergegeben werden. 

Die Gemeinde Wien hatte in der Vergangenheit gewaltige Überschüsse aus Einnahmen wie den genannten für das Budget erzielt. Allein bei Wasser, Kanal und Müll lagen diese Überschüsse 2007 bis 2008 bei 231 Millionen EUR. Der Gewinn bei Wien Energie im gleichen Zeitraum war 167 Millionen. Dieses Geld wurde von den Kundinnen und Kunden und nicht von Bittstellern eingehoben, die jetzt in Zeiten der Rezession dieses Geld sehr gut brauchen könnten, weil es ja dann wieder in die Wirtschaft fließen würde. Ich fordere daher die Rückgabe dieser Überschüsse an diejenigen, die für die Überschüsse auch aufgekommen sind, nämlich für die Menschen in dieser Stadt.

Und ich wiederhole an dieser Stelle, da ich die Gelegenheit jetzt dazu habe, einige freiheitliche Forderungen im Zusammenhang mit Wiener Wohnen. Einiges davon hat meine Fraktionskollegin Henriette Frank ja schon gesagt. Warum und das sind die Dinge, die ich im Budget für das Jahr 2010 vermisse, machen Sie kein Sonderinvestitionsprogramm mit einer Sanierungsoffensive? Ich habe heute vom Kollegen Stürzenbecher gehört, und da bin ich auch mit ihm ganz d´accord und auf einer Linie, wie wichtig die thermische Sanierung ist. Da sind wir völlig einer Meinung. Aber warum sanieren wir nicht im Jahr 2010 zum Beispiel die geförderten Wohnungskategorien? Warum stocken wir das Wohnbauförderungsvolumen nicht auf? Warum sträubt sich die Gemeinde Wien, sträubt sich der Herr Vizebürgermeister, sträubt sich die SPÖ so dagegen, neue Gemeindewohnungen zu errichten, ein Sonderwohnbauprogramm schon ab dem nächsten Jahr durchzuführen mit, wie es die Freiheitlichen fordern, wenigstens 5 000 Wohnungen im Jahr? Mit dem Aus für einen kommunalen Wohnbau, und dafür ist bitte einmal nicht die schwarz-blaue Regierung verantwortlich, für den sind nur Sie von der SPÖ und von der regierenden Mehrheit in diesem Haus verantwortlich, haben Sie sich ja vor einigen Jahren von Ihrer sozialen Komponente im Wohnbereich endgültig verabschiedet. Es ist hoch an der Zeit, dass Sie hier Ihrer Verantwortung für die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt auch wieder nachkommen und dass Sie die entsprechenden Maßnahmen ergreifen.

Den Wienerinnen und Wienern müssen endlich billigere Sozialwohnungen zur Verfügung gestellt werden. Und dass es den Jugendlichen in dieser Stadt auch an geeigneten Startwohnungen fehlt, wobei unser Startwohnungskonzept nicht mit dem Startwohnungskonzept, das uns heute vom StR Ellensohn von den GRÜNEN vorgestellt worden ist, harmonieren kann, was viele einsehen werden, sei nur nebenbei bemerkt. Mit den Notfallswohnungen allein, auf die Sie alle so stolz sind, Sie nämlich von der Mehrheitsfraktion, werden die Wienerinnen und Wiener in weiterer Sicht und auf Dauer wohl nicht das Auslangen finden. 

Was wir Freiheitliche wollen, ist eine Entlastung der Steuerzahler, damit die private Kaufkraft endlich wieder deutlich gestärkt wird. Dazu zählen ganz wichtig die eben schon angesprochenen Strom- und Gaspreissenkungen und zwar schon ab dem nächsten Jahr und ganz wichtig die Aussetzung von Gebührenerhöhungen nach dem Valorisierungsgesetz und ganz wichtig Erhöhung des Heizkostenzuschusses auf, sagen wir einmal, 600 EUR im Jahr, damit Heizen und damit Wohnen wieder leistbar werden. Kostenreduktion bei den Mieten, Schluss mit den Vermietungen mit höherem Richtwertzins - das predigen Freiheitliche seit vielen, vielen, vielen Jahren hier in diesem Hause – und ich darf daran erinnern, dass es ja auch ein ursprüngliches Versprechen der SPÖ gegeben hat, nämlich die Rückkehr zum billigeren Kategoriemietzins in den Gemeindebauten, den man aber dann halt auch nicht erhöhen darf. Dass die Betriebskosten in die Wohnbeihilfe eingerechnet werden sollen, haben wir heute schon gehört, um die sozial Schwachen zu entlasten. Auch hier könnte die SPÖ ihre soziale Kompetenz zeigen. 

Resümee: Die SPÖ als die Partei, die die Gemeinde Wien regiert, setzt auch im Budgetvoranschlag 2010 auf Überschüsse, für die die Wienerinnen und Wiener zur Kasse gebeten werden, damit mehr Geld ins Budget kommt. Im Gegenzug aber werden neue soziale Wohneinheiten, die dringend gebraucht werden, nicht geschaffen. Das ist einer der Gründe, warum meine Fraktion diesen Budgetvoranschlag ablehnen wird. 

Und jetzt kommt immer die große Frage: Und wer zahlt das alles? Gestern hat der Herr GR Strobl an dieser Stelle gemeint: Ja, die Freiheitlichen, die fordern immer nur, die wollen immer nur haben, das sind ganze Kataloge - nein, so hat er es nicht gesagt -, aber die fordern nur und sagen nicht, wo sie das Geld hernehmen wollen. Ich sage es Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ. Ich sage Ihnen, wo wir das Geld hernehmen wollen. Wir wollen es von dort hernehmen, wo Sie es in Ihrer Steuergeldverschwendung hingepulvert haben. Es wäre die Möglichkeit gewesen, Budgeteinsparungen zu machen, es wäre die Möglichkeit gewesen, Budgetumschichtungen zu tun. Aber Sie haben letzten Endes doch die Mehrkosten beim U-Bahn-Bau zugelassen, immerhin 9 Millionen EUR. Sie haben doch beim Ausbau des Ronacher für 13 Millionen EUR mehr gesorgt, als notwendig gewesen wäre. Die Mehrkosten Prater-Vorplatz-Debakel, noch nicht vergessen, meine Damen und Herren, oder schon vergessen? 23 Millionen EUR hat das letzten Endes die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler gekostet. Die SMZ-Nord-Kosten explodieren, wie wir wissen. Zumindest 250 Millionen EUR mehr soll das Ganze kosten. Schaden bei Cross-Border-Geschäften, schlecht gemacht, schlecht gewirtschaftet, 300 Millionen EUR für die Gemeinde Wien. Skylink 500 Millionen EUR, hoffentlich nicht mehr. Dazu viele, viele, viele weitere Fehlinvestitionen, kleinere. Für die Gemeinde Wien ist das schon klein, 3,5 Millionen EUR, glaube ich, kostet die Pankahyttn, eh ein Klacks wahrscheinlich. Das Ernst Kirchweger-Haus 2 Millionen, sogar die Wagenplatzleute kosten noch 1 Million und Förderung vieler, vieler fragwürdiger Vereine. Locker ganz leicht über 60 Millionen EUR würden hier hereinzubekommen sein oder man hätte es ja reinbekommen können, wenn man gewollt hätte. Aus diesem Topf, mit diesem Geld würden wir eine ordentliche und vernünftige Wohnbauförderung, eine Wohnbausanierung und Wohnneubauten finanzieren, wenn wir in der Lage dazu wären. Ich hoffe, dass wir es bald sind und wenn wir dann soweit sind, dass wir auch in der Gemeinde Wien das entsprechende Sagen in dieser Hinsicht haben. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ja, das klingt wie eine gefährliche Drohung, wenn der Herr Eisenstein sagt, wenn sie das Sagen haben, beispielsweise hat er auch einige falsche Zahlen genannt. (GR Dr Herbert Madejski: Ist eine Vision! Das ist eine Vision!) Ja, es wäre wirklich nicht so toll. (StR Johann Herzog: Es ist eh nichts toll! Das behauptet ja niemand, dass es toll ist!) Man muss aber auch sagen, auch wie Herr Stürzenbecher vorhin gesprochen hat, wie europaweit einzigartig die Wohnbaupolitik in Wien ist - es stimmt schon, dass man sagen muss, in Wien gibt es Gott sei Dank ausreichend Wohnraum und die Mietpreise sind im Vergleich zu anderen Großstädten noch moderater, aber das sind keine Lorbeeren, auf denen man sich jahrzehntelang ausruhen sollte. Genau da ist nämlich der Punkt, wo sich unsere Politik von Ihrer unterscheidet. Sie ruhen sich eigentlich noch auf den Errungenschaften des sozialen Wiens, des sozialen Wohnbaus, also der 30er Jahre aus, möchte ich fast meinen, Karl-Marx-Hof und ähnliche Dinge, und beschränken sich, würde ich sagen, heutzutage eher auf einige Vorzeigebauten, auf exemplarische Bauten, wo man etwas Neues ausprobiert, aber die große Masse ist doch eher von der Stange. Da muss ich mich schon auch dem Kollegen von der ÖVP in dem einen Punkt anschließen. Also was bei Wiener Wohnen zum Teil geleistet wird, das Verhältnis Bittsteller-Dienstleister, da muss man schon sagen, da müssten Sie sich wirklich an der Nase nehmen und das erkennen, dass die Leute dort eben Mieter sind, die gewisse Leistungen erwarten können, eine gewisse Transparenz auch sicherstellen. Also zum Beispiel diese Wartelisten. Es ist mir eigentlich unerklärlich, wieso das nicht offen und einsehbar ist. Ich melde mich für eine Wohnung an. Wieso kann das nicht transparent nachverfolgt werden, wann ich dann als Nächster drankomme? Kein Wunder, dass die Leute vermuten, dass es hier Vorreihungen gibt, dass es hier Bevorzugungen gibt. Ich glaube auch, dass dieses System genau diese Bevorzugungen ja in Wahrheit fördert, wenn diese Sache nicht transparent ist. 

Genauso auch die Bausubstanz. In vielen Gemeindebauten ist sie wirklich jahrzehntelang vernachlässigt worden. Da hätte man schon viel früher sanieren müssen. Auch was das Freiflächenmanagement betrifft, also eben nur die Hundstrümmerl wegzuräumen, ist ein bisschen zu wenig. Also da gäbe es wirklich Potenzial. Da gibt es Bauten der 60er, 70er Jahre, wo man sagen kann, da sind eigentlich schöne Freiflächen dazwischen. Das sind aber eigentlich unbenutzte Flächen. Und wenn dann dort natürlich alles verboten ist vom Radfahren über das in der Wiese Ballspielen und so weiter, muss man sich wirklich fragen: Wieso überlegt sich eigentlich keiner was, was man mit diesen Freiflächen machen könnte? Wieso gibt man zum Beispiel nicht den Mietern die Möglichkeit, über Moderationsprozesse vielleicht auch was zu entwickeln und mit finanzieller Hilfe das dann dementsprechend auszugestalten, damit es für Kinder und Jugendliche beispielsweise bessere Möglichkeiten gibt? 

Eine Richtigstellung möchte ich noch machen: Herr Stürzenbecher hat behauptet, die GRÜNEN würden sich von der Objektförderung weg hin zu mehr Subjektförderung aussprechen. Also mir ist das nicht bekannt. Wir haben auch kurz darüber gesprochen. Das dürfte eine sehr subjektive Wahrnehmung Ihrerseits gewesen sein. Wir stehen dazu, dass es hier ein ausgewogenes Verhältnis braucht. Die Wichtigkeit der Wohnbauförderung steht außer Streit. Aber das Verhältnis, würde ich sagen, heißt ausgewogen und immer wieder nachbessern.

Wesentlich wäre momentan die Schaffung von leistbaren Kleinstwohnungen, so wie es mein Kollege Ellensohn schon angesprochen hat. Um diesen Bedarf auch nachweisen zu können, möchte ich jetzt den Antrag betreffend Studie Wohnungsleerstand einbringen, den er eh schon angekündigt hat, wo es eben darum geht, einmal zu erheben, wie viele Wohnungen derzeit in Wien leer stehen. 

Und ein zweiter Punkt, den ich noch ansprechen möchte, ist, wir haben in den Ausschusssitzungen oft Debatten, wenn Grundstücke verkauft werden oder wenn es um Gebäudemanagementsachen geht. Vor allem die MA 69 und auch die MA 34 müssen da oft unseren Fragen Rede und Antwort stehen. Mir tun dann die leitenden Beamten meistens fast schon leid, weil sie sagen, wir klären das eh ab und das ist eh alles gesetzeskonform und wir machen das eh alles richtig und es ist eh nach dem Bestbieterverfahren und sonst was. Aber es wird viel zu oft vergessen, dass es da durchaus auch um politische Fragen geht: Was tun wir eigentlich mit den Liegenschaften, die wir besitzen oder beziehungsweise gibt es einen Ankaufsplan? Haben wir ein Ziel, dass wir zum Beispiel den 1 000-Hektar-Plan oder diese Grünraumankäufe jetzt wirklich einmal gezielt vornehmen wollen? Wo gibt es Defizite? Wie machen wir das? Mir kommt das immer so ein bissel wie Kraut und Rüben vor. Wenn sich halt jemand für ein Grundstück interessiert, dann gibt es ein Verfahren. Aber es gibt irgendwie nicht so die politische Leitlinie zu sagen, wir setzen einmal in diesem Gebiet gezielt etwas um und geben auch der MA 39 das Budget, hier einmal Verhandlungen zu führen. Im Gegenteil. Es kommt immer wieder zu Fällen, wir hatten es letztens diskutiert, wie zum Beispiel diese Baurechtsvertragsauflösung mit der Volkshilfe für das Afritsch-Heim. Da würde ich sagen, das ist eher auch von der Volkshilfe ausgegangen und weniger davon, dass die Stadt jahrzehntelang schon zugeschaut hat, was dort passiert und sich jetzt einmal überlegt hat, was will ich dort. Nein, es geht der umgekehrte Weg und so ist es leider oft. 

Wir sprechen uns daher auch dafür aus, dass es hier gezieltere Strategien gibt, die auch möglichst transparent sind. Somit müsste man sich in meinen Augen auch weniger Vorwürfe gefallen lassen, was dann diese Grundstücks-Deals betrifft. 

Ich möchte jetzt noch einen Antrag einbringen. Da geht es um ein Bauwerk, das von der MA 34 verwaltet wird. Das ist eine sehr ungewöhnliche Sache. Es geht um einen Flakturm und zwar um den Leitturm im Arenbergpark. Also nicht den vom MAK genutzten, sondern den anderen. Und siehe da, auf eine Anfrage von uns haben wir erfahren, dass der als Datencenter genutzt werden soll. Das ist schon ein Punkt, wo ich sage, das ist nicht irgendein Bauwerk, das steht nicht irgendwo. Es ist bewiesen, dass es dort in diesem Turm auch sehr interessante historische Inschriften gibt, die in den anderen Flaktürmen in Wien nicht mehr vorhanden sind. Und still und heimlich und sicher ordnungsgemäß wickelt die MA 34 das ab. Aber es gibt auch keine politische Aussage dazu: Wie geht man eigentlich mit diesen Bauwerken um? Es gibt ja die Studie, die wiederum im Ressort Stadtplanung erstellt wurde, wie mit diesen Türmen umzugehen wäre. Aber die Zusammenarbeit zwischen den Ressorts funktioniert zwar, aber nicht zielgerichtet, um eben auch eine Strategie zu verfolgen. Wir wollen nicht, dass das still und heimlich über die Bühne geht, sondern wir wollen hier eine öffentliche Diskussion, wie mit diesen Gebäuden umzugehen ist, nämlich auch unter Einbeziehung von Experten, die etwas von Denkmalschutz und so weiter verstehen oder auch von der Bezirksvorstehung vor Ort. Jetzt gibt es die Riesendebatten wegen diesem MAK-Projekt und das wird da still und heimlich realisiert, obwohl das möglicherweise weitaus größere und schlechtere Auswirkungen hätte, meiner Meinung nach zumindest, als das Kunstprojekt im anderen Turm. 

Ich bringe daher diesen Beschlussantrag ein, dass es eben diese Expertenrunde gibt, bevor jegliche weitere Schritte gesetzt werden und hier eine Diskussion stattfindet und bitte um Ihre Zustimmung.

Noch einmal abschließend: Mehr Strategie, mehr Transparenz und wir könnten, glaube ich, alle besser damit umgehen und uns besser miteinander auseinandersetzen und nicht immer nur, es ist alles so wunderbar und so wunderschön und die anderen sagen dann, es ist alles so furchtbar, sondern vielleicht ein bissel zielgerichteter für unsere Stadt arbeiten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! 

Zuerst möchte ich auf den Kollegen Stürzenbecher kurz eingehen, der von der Wohnbauförderung gesprochen hat. 600 Millionen für die Stadt sind viel oder auch wenig. Wir können es beurteilen, wie wir es wollen. Aber dass natürlich 450 Millionen vom Bund kommen, hat er wohlweislich verschwiegen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es kommt alles von den Steuerzahlern!) So ist es, so ist es. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber ihr tut so, als ob es die SPÖ machen würde!)
7 000 geförderte Wohnungen sollen heuer über den Wohnfonds abgerechnet werden beziehungsweise errichtet werden. Diese 7 000 Wohnungen können wahrscheinlich, unserer Meinung nach, nicht wirklich errichtet werden, weil es offensichtlich im Wohnfonds zu wenig Kapazität gibt. Wir fordern hier durchaus, den Wohnfonds aufzustocken, um eine optimalere Abwicklung der Wohnbauvorhaben zu fördern. 

Kommen wir zu einem anderen Thema. Es ist heute schon vieles über Wiener Wohnen gesprochen worden. Wir haben am letzten Donnerstag eine Veranstaltung gemacht, wo wir zugehört haben, was die Menschen im Bezirk und in anderen Bezirken zu Wiener Wohnen sagen, wo sie der Schuh drückt. Und es sind immer die gleichen Dinge: Es geht um Betriebskostenabrechnungen. Es geht um Sanierungen. Es geht um das Zusammenleben im Gemeindebau. Das waren die zentralen Schwerpunkte. Dass ein Mieter gar nicht gekommen ist und sich bedroht gefühlt hat, weil man ihm dann etwas streichen könnte, das habe ich noch ... (VBgm Dr Michael Ludwig: Bedroht? Von wem bedroht?) Bedroht von der Gemeinschaft im Gemeindebau. Es war allerdings ein anonymes Schreiben, dass man ihm dann Nachteile im Gemeindebau zuerkennen könnte. Ich weiß es nicht, aber ich habe so ein anonymes Schreiben erhalten. Ich war sehr ... (VBgm Dr Michael Ludwig: Ein anonymes Schreiben?) Ja, ich habe ein anonymes Schreiben erhalten. (VBgm Dr Michael Ludwig: Und über was? Was ist da noch?) Sie können das anonyme Schreiben durchaus lesen. Ich hab’s heute bekommen. 

Hausmeister, meine Damen und Herren, Krokodilstränen bei der SPÖ, dass sie abgeschafft wurden. Wir, die ÖVP, wollen keine roten Blockwarte. Und die Volksbefragung im kommenden Frühjahr oder im Februar entlarvt sich als das, was sie auf Steuerzahlers Kosten ist, nämlich die Aktivierung der roten Basis für die nächste Gemeinderatswahl. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Probegalopp (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist der Standpunkt der ÖVP zur direkten Demokratie!) war die Unterschriftensammlung für mehr Polizei, obwohl der Herr Bundesminister Hahn und die Frau Bundesministerin Maria Fekter 1 250 zusätzliche Polizisten nur für Wien alleine versprochen haben und diese Schulungsmaßnahmen sind bereits seit Längerem eingeleitet worden. Das Desaster um die Kapperltruppe ist in Wien vollständig. Langsam wird die Sache nämlich unübersichtlich und selbst der Herr Bürgermeister kennt sich nicht mehr aus, ob es 16, 17 oder 18 Truppen gibt. Daywatch, Nightwatch oder etwas anderes ist langsam selbst für ihn zu viel. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sagt wer?) Alles wird auf Steuerzahlers Kosten geschlichtet, bewacht und entsorgt. Die Gemeindebau-Watcher haben unlängst zwei Einkaufswagerln gefunden und fünf Zigarettenstummerl aus einer Sandkiste aufgesammelt. Ich frage mich, ob man so die Menschen zum Narren halten will? Und der Herr Bürgermeister hat nach 15 Jahren Regierungszeit - da ist Wien zu einer Stadt geworden, wo vieles nicht funktioniert. Eines davon ist die Abzocke von Wiener Wohnen. 

Unter einer ÖVP-Regierung hätte es nämlich diesen unverschämten Griff in die Brieftaschen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht gegeben. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das stimmt überhaupt nicht!) Wir hätten nämlich eine ordentliche Truppe hingestellt und hätten den Wildwuchs der Kapperlträger in den einzelnen Stadtratsressorts nicht zugelassen. (Beifall bei der ÖVP.) Und wir hätten den Wildwuchs bei der Kontrolle der Handwerkerleistungen, um die geht es nämlich bei den Betriebskosten, ebenso nicht zugelassen. Schauen Sie sich die Betriebskostenabrechnungen an. Wie oft werden die Werkeleistungen bemängelt, dass sie nicht ordnungsgemäß und nicht in diesem Umfang ausgeführt wurden, abgesehen davon, dass sich immer wieder Probleme ergeben mit Preisabsprachen. 

Aber kommen wir zurück auf das Thema Hausmeister. Herr Vizebürgermeister, Sie verkaufen die Wiedereinführung der Hausmeister als soziale Großtat. Ursprünglich wollten Sie die Hausmeister auch psychologisch zum Konfliktmanagement ausbilden lassen. Jetzt ist davon nämlich keine Rede mehr. Es geht um die Rettung des Einflusses der SPÖ im Gemeindebau, um nichts anderes! (Beifall bei der ÖVP.) Heute schon können Sie den Hausmeister weiter beschäftigen und neu einstellen. Niemand hindert sie, es sei denn, die Mieterinnen und Mieter wollen das nicht. Und wenn sich MieterInnen bei uns beklagen, dass eine Hausmeisterin nicht tragbar ist, weil sie ihre Aufgabe nicht ordnungsgemäß erfüllt, das Vertretungsgeld unversteuert in der Familie aufteilt und den ganzen Clan beschäftigt, dann kommt halt die Wiener Wohnen-eigene Firma HausbetreuungsGesmbH. Dass diese Leistung dann nicht nach dem Bestbieterprinzip ausgeschrieben wird, ist natürlich selbstverständlich. Wettbewerb im eigenen Haus ist bekanntlich pfui. Während die Stadt Wien in den meisten Wirtschaftsbereichen nach Billigstbieterprinzip die Leistungen ausschreibt, ist das eben bei der HausbetreuungsGmbH nicht der Fall. Gewinne werden nicht den Betriebskosten der Mieterinnen und Mieter, nämlich Ihren Kunden, gutgeschrieben, sondern man hat sie in der hauseigenen Gesellschaft. Im letzten Jahr waren das 10 Millionen EUR, die von den Mieterinnen und Mietern im Gemeindebau abgezockt worden sind. 

Ich zitiere noch aus dem letzten Kontrollamtsbericht vom Hugo-Breitner-Hof, dass der Grasschnitt der damaligen Enkelfirma von Wiener Wohnen, der Wiener Wohnen AußenbetreuungsGmbH, das Dreifache der ursprünglichen Kosten von 60 Cent pro Quadratmeter gekostet hat, trotz massiver Kritik des Kontrollamts. Damals ist ebenfalls nicht ordentlich ausgeschrieben worden, indem eine hausfremde Firma eine Chance gehabt hätte, den Auftrag zu bekommen und dieser Zustand ist unseres Wissens bis heute nicht behoben worden. Nach wie vor zahlen die Mieterinnen und Mieter im Hugo-Breitner-Hof weiter rund 1,70 EUR pro Quadratmeter. Hier kann man zum Beispiel sparen und zwar auf Kosten der MieterInnen im Gemeindebau. Die Frau VBgmin Brauner hat gefragt: Wo kann man denn sparen? „Die Opposition spart Wien kaputt“. Im „Standard“ hat sie das gesagt. Ja, wir sprechen vom Sparen und zwar davon, dass man die Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau bei den Betriebskosten nicht abzockt und dass sie nicht abgezockt werden. Nehmen Sie nämlich diesen Wettbewerb ernst und vergeben Sie an die Billigstbieter im Gemeindebau. Hören Sie auf, den Menschen ein X für ein U vorzumachen! Sparen Sie bei den Betriebskosten und lassen Sie endlich Wettbewerb zu! 

Oder ein anderes Beispiel: Die Sanierung eines Gemeindebaus im 3. Bezirk. 2005 waren die geschätzten Kosten 400 000 EUR. Dann stiegen sie nach Anfrage an StR Ludwig im Jahr 2007 auf 1 Million und jetzt im September waren es angeblich 1,5 Millionen. Die Mieterinnen und Mieter sagen, dass das nach einem Gutachten maximal zwischen 600 000 und 800 000 EUR kosten kann. Ich frage mich, wie weit sind diese Schätzungen wirklich seriös? 

Abschließend einige Worte zum Budget von Wiener Wohnen. Der Finanzschuldstand wird Ende 2010 mehr als 2,7 Milliarden EUR betragen. Die Mieten im Jahre 2010 werden durchschnittlich um mehr als 4 Prozent angehoben, nämlich zwei- bis dreimal so viel als die Inflationsrate nächstes Jahr voraussichtlich sein wird. Hier handelt der größte Wiener Hausherr oder europäische Hausherr, die Gemeinde Wien, alles andere als sozial. 

Und drittens: Die Zinsen werden nur mit rund 50 Millionen EUR in der Vorausschau angesetzt. Wir kennen zwar nicht die Kreditverträge, aber wir sagen, dass diese 50 Millionen deutlich zu gering angesetzt sind. Insgesamt wird Wien am Ende 2010 im ordentlichen Budget einen Schuldenstand von 2,5 Milliarden haben. Nochmals kommen 2,5 Milliarden Schulden bei Wiener Wohnen dazu. 5 Milliarden EUR sind das. Und wenn man sich die Einnahmen anschaut, sind das 44 Prozent der Einnahmen. Bei einem normalen Wirtschaftsunternehmen, meine Damen und Herren, könnte man davon sprechen, dass wir auf dem Weg in den klassischen Konkurs sind! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wie der Kurt Stürzenbecher schon angekündigt hat, werde ich mich dem großen neuen Projekt und Programm, nämlich dem Umbau der Gebietsbetreuung Neu, Gebietsbetreuung Wohnen in die Wohnpartner annehmen. Es tut mir sehr leid, dass überhaupt noch niemand ausführlicher darauf eingegangen ist, was mit dieser neuen Initiative von StR Michi Ludwig da geleistet wird, was für eine Qualitätssteigerung da sicherlich für das kommunale Wohnen in dem Gemeindebau gesetzt werden wird. Und deswegen ist es sicherlich richtig, wenn ich mich dem mehr annehme. 

Unser Motto lautet ja, wie Sie wissen „Gutes Zusammenleben durch Service und Dialog“. So sehen wir uns. So wollen wir die Mieterinnen und Mieter, Bewohnerinnen und Bewohner unterstützen, in ganz Wien natürlich. Ganz besonders wichtig, das ist aber auch klar, Sie wissen, ist für die Wiener Sozialdemokratie traditionell natürlich der Gemeindebau. Es gibt eine ganze Reihe von vielfältigsten Angeboten im Ressort VBgm Ludwig, die man sehr gut illustrieren kann. Es ist ein gespanntes Netz. Es ist ein abgestimmtes Programm von vielerlei gut durchdachten Maßnahmen, wo viele, viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr, sehr gut miteinander kooperieren, um die Wohnzufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger in Wien zu steigern. Wie Michi Ludwig immer sagt, in den 220 000 Wiener Gemeindebauwohnungen leben so viele Menschen wie in den Landeshauptstädten Linz, Graz und Klagenfurt zusammen. Sie leben friedlich zusammen, das ist sehr gut so. Ausnahmen bestätigen die Regel. Das ist natürlich auch klar. Uns sind einfach alle Mieterinnen und Mieter, alle Bewohnerinnen und Bewohner wichtig und ich werde, wie gesagt, den kleinen aber den stolzen Teil Wiener Gemeindebau herausgreifen, um ein paar Maßnahmen da zu erläutern, insbesondere die Wohnpartner. 

Wiener Wohnen ist schon öfter angesprochen worden. Leider ist nicht angesprochen worden, dass wir in diesem vergangenen Jahr mit „Wiener Wohnen unterwegs“ auch eine ganz neue Serviceeinrichtung geschaffen haben, die bei den Mieterinnen und Mietern hervorragend angekommen ist. Wir, denke ich, sind offen für Kritik, für Anregungen, für Wünsche und auch für Beschwerden. Ich glaube nicht, dass wir uns nur hier herausstellen und so tun, als ob alles super und toll und eh schon geritzt wäre, sonst gäbe es ja auch kein Weiterkommen und keine neuen Maßnahmen. Dann würde alles so bleiben, wie Sie sagen, Kollegin Gretner, ausruhen auf den Lorbeeren der 30er Jahre. Andererseits haben Sie dann wieder gesagt, man sollte nicht immer so schwarz-weiß malen, also okay. Ich versuche jetzt da ein bisserl, die Maßnahmen zu erläutern. Nachdem es niemand angesprochen hat, ist vielleicht da auch noch ein Aufklärungsbedarf vorhanden. Wir haben mit diesem Bus und den Wohnberaterinnen und Wohnberatern gemeinsam mit der Gebietsbetreuung, wie sie in diesem Jahr noch heißt, den Service für die Mieterinnen und Mieter in den Gemeindebau vor Ort hingestellt, sehr, sehr viele Gespräche geführt, oft zur Zufriedenheit der Mieterinnen und Mieter, vor Ort Probleme lösen können oder in einem Nachfassen Probleme lösen können, nachvollzogen, worum es geht. Es ist natürlich oft Verunreinigung, das ist ganz klar. Wie schaut’s mit dem Müll aus, Betriebskostenabrechnungen, natürlich auch Lärmproblematiken im Hof. Wer besetzt wann die Bankerl, et cetera? Und da wurde vor Ort einfach ausführlich mit den Mietern und Mieterinnen gesprochen und nachgefragt in der Problemlösung. Es sind auch von niemandem mehr die Waschküchen angesprochen worden. Ich glaube, es ist ja an sich dann wiederum gut, wenn vieles nicht angesprochen wird, denn das bedeutet, es ist offenbar gelöst worden. Natürlich sicher auch unser Waschküchenprogramm, wo wir schon 397 Waschküchen nachgerüstet und aufgerüstet haben, die mittels kopierten Chip jetzt betretbar sind und wo man genau sehen kann, wer wäscht wann wie viel und die Leute fühlen sich nicht mehr ungerecht behandelt. Das ist bewährt, das soll weitergeführt werden. Wir haben mit den OrdnungsberaterInnen zusätzlich zum Wiener Wohnen Service unterwegs und auch den Wohnpartnern eine Gruppe von Leuten hingestellt, die sich natürlich um Dialog, um das gute Zusammenleben kümmern sollen, die aber auch berechtigt ist, bei starken Verschmutzungen, bei groben Verstößen einzuschreiten. Es war eines der wichtigsten Sachen für die befragten Mieterinnen und Mieter des Gemeindebaus, dass die Hausordnung eingehalten werden soll. Wir leisten dem mit diesen KollegInnen Folge und werden sie einsetzen oder setzen sie dort ein, wo es natürlich gehäufte Beschwerden gibt. Das ist klug und effizient. Diese Kolleginnen und Kollegen sind natürlich gut geschult, Konfliktmanagement, Gesprächsführung, et cetera, das ist gar keine Frage. Sie sind ja mitunter auch mit aufgebrachten Mieterinnen und Mietern konfrontiert. Das ist ihre Aufgabe, das ist auch gut so. Diese Zusammenarbeit Wiener Wohnen Service unterwegs, Beratung vor Ort genauso wie die OrdnungsberaterInnen, die Hausbetreuung, wo man auch schon nicht mehr allzu viel gehört hat, weil natürlich schon viele Probleme gelöst worden sind, vieles schon angegangen worden ist, auch von VBgm Ludwig, natürlich auch schon ein Umbau in der Hausbetreuung stattgefunden hat und wir zumindest in unserem Bezirk, Kollege Valentin und ich im 20. Bezirk, schon viele gute Rückmeldungen über die letzte Saison bekommen haben, was uns natürlich sehr, sehr freut. Betreffend Grasschnitt, et cetera konnten wir uns selber davon vor Ort in den Gemeindebauten auch überzeugen. 

Aber das wirklich große Projekt und wirklich schöne Projekt ist natürlich die Umwandlung der Gebietsbetreuung Wohnen, der Gebietsbetreuung Neu in die Wohnpartner. Eine neue, soziale, Gemeinwesen orientierte Einrichtung entsteht in Wien. Allein sie geht an den Oppositionsparteien leider Gottes vollkommen vorbei, so wie es scheint. Es wird viel Geld investiert, um aus dem alten System, wo wir auch wiederum erkannt haben, dass es nicht effizient und bürgernahe genug ist, nämlich die Ausschreibungen in einer Gebietsbetreuung Neu, Know-how Verlust zu haben, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht gut auslasten zu können, ein halbes Jahr das Programm raufzufahren in der Gebietsbetreuung Neu, Gebietsbetreuung Wohnen, ein halbes Jahr runterzufahren, insgesamt von den drei Jahren vielleicht nur zwei wirklich gut zur Verfügung zu haben und den Mieterinnen und Mietern zur Verfügung zu stehen, jetzt die Wohnpartner zu machen. Es werden 100 Leute sein, 100 Profis aus der sozialen Arbeit, aus der Gemeinwesen orientierten Arbeit und so weiter und so fort, die in multikulturellen und interdisziplinären Teams den Mieterinnen und Mietern zur Verfügung stehen werden. Sie werden Unterstützung für die Mieterbeiräte sein und ich möchte einmal mehr betonen, ein Mietermitbestimmungsstatut, wie es Wiener Wohnen hat, gibt es ansonsten nicht. Ich lasse mich aber gerne belehren. Also wenn Sie eines haben, bitte zeigen Sie es uns. Ich kenne ein Mietermitbestimmungsstatut, ein so ausgebautes Demokratieverständnis einer Wohnhausverwaltung ehrlich gesagt nicht. Sie werden ja sicher das Mietermitbestimmungsstatut kennen, nehme ich an, nach dem auch die Mieterbeiräte arbeiten und berechtigt sind. Für sie sollen die Wohnpartner eine ganz wichtige Anlaufstelle sein. Durch sie sollen sie Unterstützung und Schulungen bekommen. Durch sie sollen sie in ihrer Tätigkeit als VertreterInnen natürlich der Bewohnerinnen und Bewohner und Mieterinnen und Mieter der Gemeindebauten unterstützt werden. Eine ganz wichtige Geschichte. 

Wir werden auch die Wohnpartner weiterhin Nightwatch durchführen lassen, dieses Pilotprojekt, wie es jetzt heißt. Nightwatch wird flächendeckend in den Regelbetrieb gehen, das heißt, da, wo auch viele Probleme anfallen, offenbar nach 20 Uhr, 21 Uhr, wenn die Mieterinnen und Mieter sich selbst so nicht zu helfen wissen, wird es die Kolleginnen und Kollegen geben, die da vor Ort schlichtend im Dialog und deeskalierend eingreifen. Das sind nämlich die wirklich guten Mittel, wie man die Leute unterstützen kann, friedlich und gut zusammen zu wohnen, nicht durch Eskalation, nicht durch gegenseitiges Ausrichten, nicht durch gegenseitiges Aufhetzen, sondern durch Unterstützung, durch Empowerment der Leute, damit sie auch selbst dort wieder gut miteinander auskommen können. Es geht hier um gute Nachbarschaft, es geht hier um vernetztes Arbeiten und natürlich auch wieder mit der Integrationsabteilung, mit der Jugendarbeit, mit den Bezirken, mit der Verwaltung. Das ist das, wie wir Gemeinwesen orientiertes Arbeit in Wien verstehen: Ein vernetztes Miteinander, Aufgaben aufgeteilt, um für die Bürgerinnen und Bürger da zu sein und auch das werden die Wohnpartner sicherlich hervorragend leisten. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte mich wirklich einmal mehr bedanken für die Einsicht, für den Aufbau, für die Entwicklung dieser Einrichtung Wohnpartner, herangeholt an das Wohnservice Wien mit dauerhaften Verträgen, auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein wirklicher Qualitätssprung. Ich glaube, das gehört wirklich herausgestrichen, dass wir nicht den Weg weitergehen, die Ausschreibung machen, zuschauen, wie uns Know-how verloren geht, sondern den Mut haben und ein Danke an den Michi Ludwig in diesem Sinne das zu machen, zu sagen, wir holen das heran. Wir machen das dauerhaft, die Mieterinnen und Mieter der Gemeindebauten haben sich das verdient, so einen sehr, sehr guten Service zu bekommen. Sie werden sehen, 11.1. ist der Start. Es wird wunderbar laufen, sie sind super vorbereitet. Wie gesagt, noch einmal, fast schade, dass es von niemandem erwähnt wurde. Ich kann es mir nicht wirklich erklären, warum es so ist, aber es wird schon irgendeinen Grund haben. 

Also um das noch einmal zusammenzufassen: Wiener Wohnen unterwegs ist ein Teil eines Bündels an Maßnahmen, die wir gesetzt haben, die Michi Ludwig gesetzt hat. Die Gebietsbetreuung Städtische Wohnhausanlagen wird in die Wohnpartner dauerhaft umgesetzt mit Ausbau auch der Nachtstunden, die betreut werden, Ausbau der Mietermitbestimmung, Stärkung der Mietervertreter findet statt, OrdnungsberaterInnen flankieren die Einhaltung der Hausordnung im Gemeindebau. Abgesehen davon Sanierungsoffensive et cetera, Kurt Stürzenbecher hat es schon gesagt, neue Säule bei den Bauträgerwettbewerben, soziale Nachhaltigkeit. Auch da kann man nicht sagen, wir ruhen uns auf den Lorbeeren der 30er Jahre aus. Das find’ ich ein bissel komisch, wie dem auch sei.

Auch von meiner Seite noch einmal ein Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, ob sie jetzt bei Wiener Wohnen arbeiten, im Wohnservice, in der Gebietsbetreuung, in den Magistratsabteilungen. Wir danken ganz, ganz herzlich. Durch ihren Einsatz und mit ihrer Arbeit für die Stadt und ihre Bürgerinnen und Bürger wird Wien erst so lebenswert und schön, wie es ist. Ein herzliches Danke dafür. (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Schluss kann ich nur sagen: Ich glaube, manchmal findet eine Verwechslung statt zwischen was ist die Rechnungsabschlussdebatte und was ist die Budgetdebatte. Heute hat es insbesondere die ÖVP mit dieser Verwirrung getroffen. Ich kann nur sagen, wir diskutieren und gestalten Zukunft. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. Restredezeit sind noch zehn Minuten.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich muss mich noch einmal kurz melden, weil Frau Kollegin Wehsely, das war ja jetzt so dick aufgetragen. Sind Sie froh, dass niemand zu manchen Themen Stellung genommen hat. Vor allem nicht zum Wohnbus, den Sie genau zu jenen Zeiten losgeschickt haben, wo ein Berufstätiger mit Sicherheit nicht hinkommen kann. Wir sind auch durch die Stadt gefahren und wir haben erfahren können, dass bei vielen Stationen mehr Funktionäre als Bürger dieser Stadt anwesend waren. Sind Sie froh, wenn das nicht gesondert erwähnt wird. 

Aber was mich wirklich fast auf die Palme gebracht hat, das war, wenn Sie jetzt reden: Mieterbeiräte und Wohnpartner und Gebietsbetreuung Städtische Wohnhäuser und Gebietsbetreuung Grätzlverwaltung, und so weiter. Sie blasen die Apparate auf und kein Bürger blickt mehr durch. Ich möchte ein einziges Beispiel dazu erwähnen. Ich habe nicht als Gemeinderätin, sondern als Bürger dieser Stadt angerufen, weil ich nur eine bestimmte Auskunft wollte. Und diese bestimmte Auskunft war für mich naheliegend Gebietsbetreuung Grätzl. Die waren nicht zuständig. Ich soll die Städtische Wohnhäuserverwaltung anrufen. Ich habe die Gebietsbetreuung Städtische Wohnhäuserverwaltung angerufen, die sind nicht zuständig, ich möge die MA 17 anrufen. Ich habe die MA 17 angerufen, worauf ich dreimal verbunden wurde, weil niemand zuständig war und dann hab ich gesagt: „Sagen Sie mir bitte Ihren Namen. Ich bin GRin Frank. Ich möchte das gerne weitergeben, wie schwierig es für einen Bürger ist, hier richtig ernst genommen zu werden“, worauf ich zehn Minuten später einen Rückruf einer zugegeben kompetenten Dame bekommen habe und dann hab’ ich die Auskunft bekommen. Aber ein normaler Bürger geht diesen Leidensweg nicht und das ist das, was Sie uns jetzt in einer Viertelstunde erzählt haben, wie toll die Unterstützung der Bürger ist. Dem kann ich nicht folgen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu Wort gemeldet ist Herr VBgm Dr Michael Ludwig. Ich erteile es ihm.

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich auf einzelne Wortmeldungen zu sprechen komme, möchte ich noch zum Budget, zum eigentlichen Inhalt unserer heutigen Sitzung, Stellung nehmen und auch die Rahmenbedingungen, vor allem auch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen darstellen, unter denen wir dieses kommende Budget heute diskutieren und am Abend auch beschließen werden. Denn wir sollten nicht vergessen, dass wir im Jahr 2009 noch immer in einer sehr tiefen Wirtschaftskrise stehen, dass es schwere Einbrüche gegeben hat im 4. Quartal 2008 und im 1. Quartal 2009 und dass sich die Weltwirtschaft erst jetzt in der Mitte des heurigen Jahres stabilisiert hat.

So ist auch Österreich und so sind auch die Städte Österreichs von der Krise erfasst worden, und auch hier sollten wir bei all den Diskussionen, die ein Mehr an Leistungen fordern, nicht übersehen, dass die österreichische Wirtschaft im 1. Halbjahr 2009 gegenüber dem Vorjahr um 4,6 Prozent geschrumpft ist und dass wir auch für das Jahr 2009 einen Rückgang um in etwa 3,8 Prozent erwarten müssen. Und wenn sich im nächsten Jahr die Wirtschaft in Österreich in etwa um 1 Prozent verbessern wird, so bedeutet das noch nicht, dass es eine Entspannung am Arbeitsmarkt geben wird, die im Regelfall erst bei einem 2-prozentigen Wirtschaftswachstum einsetzt.

Was für unser Ressort auch besonders wichtig ist, ist, dass die realen Bauinvestitionen, also im Hoch- und Tiefbau zusammengerechnet, in Österreich im 1. Halbjahr des heurigen Jahres um 7,7 Prozent zurückgegangen sind, dies auch deshalb, weil es einen sehr starken Rückgang im Bereich der privaten Haushalte gegeben hat, und dass österreichweit die Wohnbauinvestitionen in den ersten sechs Monaten um 12 Prozent eingebrochen sind.

Hier muss man allerdings regionale Unterschiede sehr deutlich machen. Der Rückgang war nämlich in den westlichen Bundesländern Tirol mit über 23 Prozent und Vorarlberg mit über 15 Prozent besonders hoch, während wir in Wien keine Rückgänge im Wohnbaubereich und im Baugeschehen insgesamt haben, sondern dramatische Zuwächse, nämlich die höchste Steigerung im Bundesgebiet insgesamt mit 8,7 Prozent.

Ein Punkt, der heute noch zu wenig angesprochen worden ist, ist nämlich der Umstand, dass die Struktur des Wohnungswesens in Wien maßgeblich dafür verantwortlich ist, dass wir hier besonders krisenresistent sind und dass es im Unterschied zu anderen Ländern wie zum Beispiel Spanien, Irland oder Großbritannien keine Preisblase am Immobilienmarkt gegeben hat, weil wir eben einen sehr stark gemeinnützigen Wohnungsbestand haben und einen sehr hohen Anteil an Mietwohnungen, im Unterschied zu Spekulationswohnungen, wie sie in anderen Großstädten üblich sind.

Es leben in Wien auch insgesamt mehr als 60 Prozent der gesamten Bevölkerung in einer der geförderten Wohnungen, und im Bereich der Neubauleistungen ist diese Zahl noch drastischer, denn 80 Prozent der Wohnungen, die in Wien neu gebaut werden, sind Wohnungen, die auf geförderter Basis errichtet werden. Also wenn man so will, gibt es in Wien auch keinen Grund und Boden für Spekulationen. Das hat sich gerade in der jetzigen Wirtschaftskrise als besonders vorteilhaft herausgestellt.

Was machen wir jetzt mit diesem Budget, um weitere Impulse in der Wirtschaft zu setzen? Wir haben vor, dass wir insgesamt 475 Millionen EUR an Objektförderung ausgeben. Das löst ein Bauvolumen von in etwa eineinhalb Milliarden Euro aus. Das ist auch der Grund, Herr GR Eisenstein, dass wir diese Diskussion um Objekt- und Subjektförderung auch immer unter diesen beiden Gesichtspunkten sehen, nämlich zum einen unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit, der Wirtschaftsförderung, auch der Innovation im Wohnbau, und auf der anderen Seite, wo wir mit der Subjektförderung punktgenau agieren wollen, betrifft das, wenn man so will, den anderen Teilbereich der Wohnungswirtschaft.

Da haben wir Sozialdemokraten schon vor einigen Jahren wirklich einen großen Schritt voran gemacht, als wir beispielsweise die allgemeine Wohnbeihilfe eingeführt haben, das heißt, Wohnbeihilfe und Subjektförderung nicht nur für Bewohnerinnen und Bewohner in geförderten Wohnungen, nicht nur für Bewohner der Gemeindebauten, sondern für alle auch im privaten Hausbereich. Das war ein großer Schritt, hat aber natürlich auch als Konsequenz, dass wir derzeit mehr als 100 Millionen EUR für Subjektförderung ausgeben. Das ist ein Posten, der sehr stark angestiegen ist, da die Förderungstöpfe jedoch kommunizierende Gefäße sind, sind das natürlich Beträge, die uns in anderen Bereichen – im Neubau, in der Sanierung – fehlen. Von daher versuchen wir auch, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen leistbaren Wohnungen im Neubau und im Sanierungsfall zu bieten und gleichzeitig mit der Wohnbeihilfe punktuell zu helfen.

Die Investitionen in der Objektförderung sind aber gerade für den Arbeitsmarkt jetzt besonders stimulierend, weil wir wissen, dass Investitionen in der Bauwirtschaft besonders viele zusätzliche Leistungen mit sich bringen. Also auch im Vergleich zur Exportwirtschaft, im Vergleich zu anderen Teilen der Wirtschaft hat der Wohnbau die größten stimulierenden Effekte auf die Wirtschaft und auch auf den Arbeitsmarkt. Das ist auch der Grund, dass wir im kommenden Jahr 2010 fast 283 Millionen EUR an Förderungen im Neubaubereich vorsehen.

Damit ganz eng verbunden ist auch die Frage, wie wir Grundstücke bewirtschaften, also auch den Ankauf von Grundstücken, die wir auch dem geförderten Wohnbau zur Verfügung stellen. Da ist auch für die Preisgestaltung des Wohnbaus von ganz großer Bedeutung. 

Frau GRin Gretner hat eingefordert, dass wir die Ankäufe von Grundstücken transparenter und auch in größeren Zeitdimensionen vorankündigen sollen. Da bin ich persönlich nicht so dafür, denn wir haben zwar prinzipiell den Stadtentwicklungsplan, auf dessen Basis wir unsere Grundstücksankäufe vornehmen, aber wir wissen, dass immer dann, wenn wir als Stadt vorzeitig ein Interesse ankündigen, die Grundstückspreise automatisch steigen. Und da ich verantwortlich und zuständig bin für das Budget in diesem Ressortbereich, versuchen wir auch, wenn man so will, diese beiden Wege zu gehen: Auf der einen Seite mit dem Stadtentwicklungsplan eine transparente Vorgabe für die Entwicklung unserer Stadt zu haben, gleichzeitig aber in der kleinteiligen Verhandlungsebene mit privaten Grundstückseigentümern unser Interesse nicht vorschnell zu bekunden, um nicht ungünstige Konditionen für die Stadt Wien dadurch zu bewirken.

Aber wir wollen diese Grundstücksankäufe zügig vorantreiben, weil wir auch mehr Wohnungen benötigen. Wir haben uns ja vorgenommen, dass wir pro Jahr 7 000 geförderte Wohnungen errichten. Das gelingt uns auch, das wird uns im heurigen Jahr gelingen und das haben wir auch für das Jahr 2010 vor. 

Hier ist es eine ganz wichtige Voraussetzung, dass wir das auch auf guten energetischen Maßnahmen aufbauen. Wir haben daher erst vor Kurzem eine Evaluierung ausgesuchter Bauträgerwettbewerbe vorgenommen, um vor allem auch die Qualität der Bauträgerwettbewerbe zu überprüfen, und es hat sich gezeigt, dass bei den 22 Wohnhausanlagen, die wir überprüft haben, 12 die energetischen Vorgaben übererfüllt haben und die anderen großteils auch einen höheren Standard erreicht haben. 

Von daher sind wir sehr interessiert daran, im Neubau, aber auch in der Sanierung die thermisch-energetischen Vorgaben, die wir gemeinsam beschlossen haben, auch entsprechend zu erfüllen. Das hat viele Vorteile. Das hat Vorteile für das Klimaschutzprogramm der Stadt Wien, auch für die folgenden Generationen im Bereich Umweltschutz, hat aber auch positive Auswirkungen auf die Wohnkosten, weil Heizkosten reduziert werden können und damit auch die Haushaltsbudgets der Mieterinnen und Mieter entlastet werden können.

Wir können in Wien wirklich sehr, sehr stolz sein, dass wir damit auch international hohe Akzeptanz erfahren. Frau GRin Frank, Sie haben das internationale Forum angesprochen, das gestern und heute hier im Rathaus stattfindet, eingeladen von der UNECE, das ist die Wirtschaftsorganisation der UNO, der 60 Staaten als Mitglieder und mehr als 70 NGOs angehören. Das ist die größte internationale Wirtschaftsorganisation weltweit, die sich in neun Kategorien teilt – eine davon beschäftigt sich auch mit dem Thema Wohnen –, und diese weltweit größte Wirtschaftsorganisation hat auch deshalb Wien für das internationale Forum zum Veranstaltungsort gewählt, weil wir in Wien im internationalen Vergleich hier ganz an der Spitze stehen. Dass das gleichzeitig mit unserer Budgetdebatte stattfindet, ist bedauerlich für uns, weil wir nicht alle teilnehmen können, aber Sie können sich vorstellen, dass, wenn die UNO, rund 60 Staaten und 70 NGOs einen Termin vereinbaren, unsere Budgetdebatte in Wien nur einen kleinen Teil in der Entscheidungsfindung ausmachen kann, aber wichtig ist, dass dieses internationale Forum auch vor dem Weltklimaschutzgipfel in Kopenhagen stattfindet. Die Ergebnisse, die hier bei uns in Wien beschlossen werden, sind auch eine der wichtigsten Voraussetzungen für den Klimaschutzgipfel in Kopenhagen, weil 40 Prozent aller Schadstoffemissionen, vor allem im Bereich CO2, mit Bauen und Wohnen im Zusammenhang stehen. Das heißt, hier gibt es international eine große Verantwortung, aber auch eine große Chance, positiv in den Klimaschutz einzugreifen. 

Wir sind in Wien hier wirklich Musterschüler, und darauf können wir gemeinsam stolz sein. Wir haben in Wien seit mehr als zehn Jahren im geförderten Wohnbau Niedrigenergiehausstandards. Das, was andere Bundesländer erst erreichen wollen, was in anderen Großstädten noch weit entfernt ist, ist bei uns seit zehn Jahren realisiert. Wir gehen jetzt den nächsten Schritt, das heißt, wir versuchen Passivhausqualität verstärkt durchzusetzen. Im nächsten Jahr werden wir ein Viertel aller neu errichteten Wohnungen bereits auf Passivhausqualität errichtet haben. Wir sind damit Weltmeister, Weltmeister im mehrgeschoßigen Wohnbau auf Basis von Passivhausqualität. Es gibt keine Großstadt, in der prozentuell mehr Passivhauswohnungen errichtet werden als bei uns in Wien. Darauf können wir stolz sein, dass wir jetzt schon 15 Wohnbauprojekte realisiert haben, inklusive mehrerer Studentenwohnheime, und dass wir im nächsten Jahr weitere 19 Wohnbauprojekte auf Passivhausstandard errichten werden. Wir sind hier Weltklasse. Darauf können wir, wie ich meine, auch stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber wir ruhen uns auf diesem hohen Standard nicht aus. Wir haben insbesondere vor, bei den Bauträgerwettbewerben, die ja bis jetzt nach drei Kriterien entschieden worden sind, nämlich Architektur, ökonomischen Kriterien und Ökologie, eine vierte Schiene aufzubauen, nämlich jene der sozialen Nachhaltigkeit, wo wir vor allem auch die Frage der Leistbarkeit des Wohnraumes noch größere Bedeutung beimessen wollen und auch die Wohnbauträger und die Baufirmen einladen, mit uns gemeinsam Maßnahmen und Schritte in diesem Bereich zu setzen.

Ich möchte noch ganz kurz zum zweiten großen Bereich neben dem Neubau kommen, nämlich zur Sanierung, wo wir gemeinsam im vergangenen Jahr die Sanierungsverordnung beschlossen haben, die im heurigen Jahr in Kraft getreten ist. Diese Sanierungsverordnung ist ein neuer Schub, ein zusätzlicher Schub, im Bereich der Sanierung ökologische Standards zu erreichen. Wir haben erstmals eine so genannte Deltaförderung eingeführt, das heißt, je mehr man energetisch einspart, umso mehr bekommt man Förderung. Das ist ein großer Anreiz, auch für private Hauseigentümer, hier mitzuwirken, und es ist uns ja auch gelungen, die Anzahl der Anträge im Bereich der thermisch-energetischen Sanierung deutlich zu erhöhen. Wir haben alleine im Zeitraum vom Jänner bis September 2009 bereits 257 Anträge, das sind um 25 Prozent mehr als im gesamten Jahr 2008. Im Vergleich mit 2002 beträgt die Steigerung sogar 130 Prozent. Das heißt, diese Maßnahmen werden auch von den Privaten angenommen, aber natürlich auch von den gemeinnützigen Bauträgern, die sich hier besonders engagieren. 

Diese internationale Tagung der UNECE, von der ich gesprochen habe, wird auch mit tatkräftiger Unterstützung von Bauträgern wie der BUWOG, der BWAI und der GPA-Wohnbauvereinigung durchgeführt. Das ist ein Zeichen, dass auch die Bauträger erkannt haben, wie wichtig dieser Bereich ist. Aber es gibt hier großen Nachholbedarf, denn bei den Gemeindebauten haben wir bereits 70 Prozent thermisch-energetisch saniert, im privaten Hausbereich sind es erst 15 Prozent. Also hier müssen wir auch die Privaten noch motivieren, die Förderungen verstärkt anzunehmen und mit uns gemeinsam Maßnahmen im Bereich des Klimaschutzes zu setzen.

Vielleicht abschließend noch ein paar Anmerkungen zum Thema Gemeindebau. GR Stürzenbecher und Frau GRin Wehsely haben sehr umfassend und sehr kompetent dazu Stellung genommen, aber ich möchte vielleicht nur einen Satz auch aus der Rede vom Herrn GR Eisenstein herausnehmen, der gesagt hat: Für den kommunalen Wohnbau sind Sie verantwortlich, Sie als SPÖ. Und da sage ich: Ja! Dafür sind wir verantwortlich über viele Jahrzehnte, und darauf sind wir stolz, dass wir 220 000 Gemeindewohnungen in unserer Stadt geschaffen haben, die die kostengünstigsten Mieten für die Bewohnerinnen und Bewohner schaffen und international höchste Reputation genießen. Darauf sind wir stolz. (Beifall bei der SPÖ.)

Und wenn ich davon gesprochen habe, dass wir generell in unsere Stadt investieren, um auch die Wirtschaft zu beleben, Arbeitsplätze zu erhalten und zu sichern, so gilt das besonders stark auch für die Wiener Gemeindebauten. Wir haben uns hier eine Sanierungsoffensive vorgenommen. Ich habe für das heurige Jahr mit der Frau Finanzstadträtin Mag Renate Brauner – und ich bin ihr dafür sehr dankbar – ein zusätzliches Budget von 11 Millionen EUR vereinbart, das wir speziell auch in die verschiedensten Sanierungsmaßnahmen investieren, vor allem auch im Bereich der thermisch-energetischen Sanierung. Waren es im vergangenen Jahr noch 5 500 Wohneinheiten – auch schon eine sehr große Zahl –, die wir saniert haben, so werden es im heurigen Jahr 8 000 sein und im nächsten Jahr 10 000. Das ist, wie ich meine, eine bemerkenswerte Anstrengung, die auch sehr viele positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt hat, denn man sollte nicht vergessen, dass wir in diesem Sanierungsbereich insgesamt 23 000 Arbeitsplätze sichern und durch die neue Sanierungsverordnung zusätzliche 700 Arbeitsplätze geschaffen haben, die insbesondere auch bei Klein- und Mittelbetrieben situiert sind und gerade auch diesem wichtigen Teil unserer Wirtschaft eine entsprechende Unterstützung bieten.

Ich möchte vielleicht abschließend noch einige Anmerkungen zu Wortmeldungen aus dem Bereich des Gemeinderates machen. Vielleicht zur Frau GRin Frank noch, dass die Wohnbauförderung zu wenig gestiegen wäre. Hier muss man vielleicht auch unterscheiden, dass die Wohnbauförderung auf Bundesebene seit vielen Jahren eingefroren ist und dass es, wie ich meine, ein großes Ziel von uns allen gemeinsam, unabhängig jetzt von der parteipolitischen Zugehörigkeit, wäre, dass wir mehr Wohnbauförderung für die Länder verlangen, insbesondere auch für die Städte, vor allem für Wien, die ja auch besondere Herausforderungen haben. Wir sind ein Bundesland mit wachsender Bevölkerungszahl, Gott sei Dank, das zeigt auch die wirtschaftliche Dynamik, andere Bundesländer schrumpfen in der Bevölkerungszahl. Von daher wäre es sicher notwendig, dass wir gemeinsam sagen, fordern wir doch mehr Wohnbauförderungsmittel auch von Seiten des Bundes. 

Für Wien kann ich aber in Anspruch nehmen, dass wir als Stadt, als Bundesland Wien zusätzlich zu den finanziellen Mitteln, die aus dem Finanzausgleich kommen und die kein Geschenk des Bundes sind, sondern auf einer gesetzlichen Basis beruhen, nämlich auf dem Finanzausgleich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ... (GR Mag Wolfgang Jung: Aber Sie tun ja so, als würden Sie das ausschütten!) Das ist kein Geschenk des Bundes, sondern eine gesetzliche Vereinbarung, weil Sie, Kollege Jung, gesagt haben, Sie tun ja so, als würden Sie das ausschütten. (GR Mag Wolfgang Jung: Richtig! Das war auch gemeint!) Wofür wir schon die Verantwortung haben, ist, wofür wir das Geld aus der Wohnbauförderung ausgeben, und nicht alle Bundesländer geben die Wohnbauförderungsmittel auch ausschließlich für den Wohnbau aus. Wir tun das in Wien. Wir gehen da einen, wie ich meine, positiven Weg, und wir geben nicht nur das Geld aus dem Finanzausgleich für Wohnbau aus, sondern wir legen noch einmal 150 Millionen drauf als Land Wien (GR Mag Wolfgang Jung: Die Wiener legen das drauf, nicht Sie!), um die Herausforderungen der Stadt auch entsprechend abdecken zu können. Also von daher sind wir, glaube ich, ein sehr positives Beispiel, auch im Vergleich mit anderen Bundesländern, und da könnten sich andere Bundesländer bei uns durchaus auch etwas abschauen. (Beifall bei der SPÖ.)

Dass Jugendliche, Frau GRin Frank, nur dann eine Wohnung bekommen, wenn ihre Eltern eine kleinere Wohnung nehmen, das halte ich wirklich für ein Gerücht und das stimmt mit Sicherheit nicht. Im Gegenteil! Wir versuchen sogar im Rahmen unserer Jungwiener-Aktion, jungen Menschen unter 30, die bei ihren Eltern wohnen und deshalb keinen Anspruch auf eine Gemeindewohnung hätten, den Auszug aus der elterlichen Wohnung zu ermöglichen. Also wenn Sie so eine irrtümliche Mitteilung bekommen haben, bitte, mir das mitzuteilen, dann gehe ich dem gerne nach. Real ist es so, dass wir junge Menschen gezielt und ganz bewusst unterstützen, auch eigenen Wohnraum ansprechen zu können.

Und vielleicht noch ein Missverständnis – ich bin sicher, das ist von mir nur akustisch missverstanden worden –: Sie haben gemeint, wir versuchen im Rahmen der Themenbauten ausschließlich Wohnungen für Senioren zu schaffen, und es wäre dann für sie schwieriger, zum Beispiel junge Menschen, die sie betreuen, in diesen Wohnbau zu bringen. Genau das Gegenteil ist der Fall. Wir versuchen ja eigentlich mit Intergenerationswohnen das Zusammenleben der Generationen von Beginn an, schon wenn das Gebäude errichtet wird, zu forcieren, zum Beispiel mit Gemeinschaftseinrichtungen. Also hier versuchen wir, wie ich meine, völlig richtig, eine Durchmischung auf allen Ebenen zu bewerkstelligen, auch eine Durchmischung beispielsweise der Generationen.

Vielleicht noch zum Herrn StR Ellensohn und der Frage des Wohnungsleerstandes. Diese Frage ist ja auch verbunden mit einem Antrag, der von den Grünen eingebracht worden ist. Also wir wissen ziemlich genau, wie der Wohnungsleerstand in Wien aussieht. Es gibt eine Studie aus dem Jahr 2007, die gezeigt hat, dass wir in Wien in etwa einen Leerstand von 30 000 Wohnungen haben. Das war im Jahr 2001 anders, damals ist eine Zahl von 60 000 bei einer Studie genannt worden. Also hier hat sich der Leerstand auf Grund der stärkeren Nachfrage sehr stark reduziert. 

Man muss zudem davon ausgehen, dass von diesen 30 000 Wohnungen in etwa zwei Drittel der Wohnungen so genannte Mobilitätsreserve sind, das heißt, da ist gerade jemand ausgezogen, da wird gerade ein Nachlass überprüft, da ist jemand verstorben, die Wohnung ist nur kurzfristig frei. Das heißt, nicht jede Wohnung, die einen Leerstand hat, ist auch verfügbar, sondern wir gehen davon aus, dass in etwa eine Größenordnung von an die 10 000 Wohnungen Wohnungsbestand ist, der auch einer anderen Nutzung zugeführt werden könnte. Aber wir können gerne einmal, zum Beispiel auch in einem der nächsten Wohnbauausschüsse, das zu einem Thema machen und gemeinsam darüber nachdenken, was wir tun können, um auch diese Leerstände sinnvoll zu verwenden. 

Vielleicht noch zur Frage, die Betriebskostenabrechnung sei zu kompliziert. Also da höre ich immer beides, und zwar Kontroversielles: Die einen sagen, die Betriebskostenabrechnung bei Wiener Wohnen ist zu kompliziert, ist zu umfassend, zu detailgenau, und es gibt andere, die genau wieder das einfordern. Wir versuchen jetzt unterschiedliche Bedürfnisse abzudecken. Es gibt den elektronischen Zugang, es gibt die Möglichkeit, das auch im Kundenzentrum erläutert zu bekommen, die Mieterbeiräte haben hier extra Schulungen angeboten bekommen, die auch sehr intensiv wahrgenommen werden. Das war von Beginn an, wenn man so will, auch ein umstrittenes Service, weil manche gemeint haben, ob es gescheit ist, dass wir jetzt Mieterbeiräte ausbilden, die dann noch besser die Betriebskostenabrechnungen lesen können. Ich sage, ja, das ist gut, denn ich sehe die Kommunikation zwischen Wiener Wohnen und Mieterbeiräten immer als Team, und alles, was auf dieser Ebene abgeklärt werden kann, ist sinnvoll. Also ich bin da für jede Maßnahme, die dazu dient, Betriebskostenabrechnungen transparenter zu machen. Es muss nur lesbar und sinnvoll sein, und es darf da nicht wieder der umgekehrte Vorwurf kommen, dass zu viele Informationen vom Kern der Sache ablenken. Prinzipiell bin ich da für jede Maßnahme. 

Vielleicht noch zur Kollegin Gretner, zur transparenten Vergabe der Gemeindewohnungen. Also ich muss sagen, ich höre diese Kritik eigentlich nicht. Wir haben prinzipiell ein sehr transparentes Vergabesystem, das genau regelt, zu welchem Stichtag man den Vormerkschein bekommt, und es ist genau nachvollziehbar, auch für jene Menschen, die einen Vormerkschein haben, wann sie zu einer Wohnung kommen. Aber man darf nicht vergessen, man kommt erst dann zu einer Wohnung, wenn eine andere frei wird. Das ist von uns nicht beeinflussbar. Wir wissen, dass es pro Jahr in etwa 9 000 bis 10 000 Gemeindewohnungen gibt, die frei werden. Dadurch, dass es jetzt auch die Möglichkeit gibt, an Verwandte ersten Grades Gemeindewohnungen weiterzugeben, ist das für uns dann aber sehr schwer berechenbar, wie viele Personen davon Gebrauch machen und wie viele eine Gemeindewohnung beispielsweise auch zurückgeben. Aber diese Größenordnung wissen wir, deshalb können wir auch Mieterinnen und Mietern in etwa sagen, wann sie, je nach Wohnungsgröße, eine derartige Wohnung bekommen, aber natürlich nicht genau, weil das halt auch vom Freiwerden der Wohnungen abhängig ist.

Vielleicht noch zum Kollegen Dworak, der gemeint hat, dass wir 7 000 Wohnungen nicht bauen können. Wir werden im heurigen Jahr beweisen, dass wir das sehr wohl realisieren können, auch dank der engagierten Mitwirkung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wohnfonds Wien, die sich hier sehr bemühen, wie auch andere Abteilungen meines Ressorts. Aber, Kollege Dworak, es wäre uns eine große Hilfe im Ressort, wenn Sie vielleicht Einfluss nehmen könnten auf Parteikollegen, die beispielsweise in Bezirken auf der Homepage schreiben, es gibt so viele Wohnungen in Wien, und man sollte aus dieser Argumentation heraus den Neubau von Wohnungen im jeweiligen Bezirk verhindern, und zwar mit tatkräftiger Unterstützung auch von zum Teil von der ÖVP initiierten, zum Teil von der ÖVP begleiteten Bürgerinitiativen verhindern. Uns wäre da sehr geholfen, wenn Sie da vielleicht positiv einwirken, dass diese Verhinderungsmaßnahmen nicht stattfinden und wir zügiger sinnvolle und eigentlich auch von der Bevölkerung nachgefragte und akzeptierte Bauprojekte realisieren können.

Vielleicht noch zu einer Anmerkung, die die Leistungen von Firmen bei Wiener Wohnen betrifft. Ich glaube, ich muss jetzt wirklich einmal ein ernstes Wort mit der Frau Präsidentin der Wirtschaftskammer Jank führen, und ich muss da wirklich auch die Wiener Wirtschaft ein bisschen vor Ihren Angriffen verteidigen, denn das, was Sie jetzt kritisieren, trifft ja nicht Wiener Wohnen, sondern das trifft ja die Wiener Firmen, die diese Arbeiten zu erledigen haben. Wir überlegen uns sehr wohl jetzt bei Wiener Wohnen eine stärkere Kontrolle auch der ausübenden Firmen, aber die Leistung erbringt sehr wohl die private Firma, die den Auftrag dazu bekommt. Und ich kann einfach nicht glauben, Herr GR Dworak, dass die Leistungen der Wiener Unternehmen insgesamt so schlecht sind. Ich muss da wirklich einmal die Frau Wirtschaftskammerpräsidentin fragen, ob das so ist, ob das ihre Einschätzung ist, ob sie auch glaubt, dass die Leistungserbringung der Wiener Unternehmen so schlecht ist, damit Sie offensichtlich jedes Mal kritisieren können, dass hier zu wenige, zu geringe, zu schlechte, zu langsame Leistungen erbracht werden. Aber ich nehme Ihre Kritik ernst, und wir werden hier ein stärkeres Kontrollsystem für die Wiener Unternehmen einführen, und das auch in Abstimmung mit den Wiener Betrieben.

Abschließend, meine sehr geehrten Damen und Herren, möchte ich mich sehr herzlich bedanken bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Ressorts, bei den sieben Magistratsabteilungen, beim Wohnfonds Wien, beim Wiener Wohnservice, bei Wiener Wohnen, auch bei den Beschäftigten der Haus- und AußenbetreuungsGmbH, auch bei den Wiener Hausbesorgerinnen und Hausbesorgern, die in den nächsten Wochen und Monaten, wenn der erste Schnee fällt, besonders gefordert sein werden. Ich möchte mich abschließend auch ganz herzlich bei allen Mitwirkenden im Wohnbauausschuss bedanken, unabhängig jetzt von Ihrer Parteizugehörigkeit, denn wir führen immer harte inhaltliche Diskussionen – das ist auch gut so –, aber in Summe gesehen haben wir gemeinsam auch viel vorangebracht. Wenn ich nur an die gemeinsamen Beschlüsse zur Bauordnung denke oder unsere gemeinsamen Projekte zur kommenden Garagenverordnung, so bin ich sicher, dass wir gemeinsam im Dienste für die Wiener Bevölkerung arbeiten werden. 

Deshalb ersuche ich Sie auch um die Zustimmung zu dem Teil des Budgets, der in meinem Ressort zu verantworten ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentinnenschutz und Personal.

Als erste Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte in unserem doch umfangreichen Ressort mit dem Bereich Tierschutz beginnen. 

Frau Stadträtin, sehr geehrte Damen und Herren, wir haben hier in Wien die Situation, dass es doch einige Punkte gibt, wo man sagen muss, mit dem müssen wir uns auseinandersetzen, hier sind neue Perspektiven oder neue Maßnahmen zu schaffen. Wir haben in Wien ein Tierschutzhaus, das zwar von der Stadt Wien sehr großzügig unterstützt wird, gefördert wird, aber wenn man es genau betrachtet, ist es eine ewige Baustelle, und die Perspektive kann einfach nicht sein, an dieser Baustelle ewig weiterzuwurschteln. Ich glaube, es wäre eine gute Option, einmal festzuhalten – das kann natürlich nicht unbedingt im nächsten Jahr geschehen –, dass die Ausführung stattfindet, dass wir uns einmal zum Ziel setzen und die Vision haben, in Wien ein Tierschutzhaus zu schaffen, das den heutigen Standards entspricht, das gleichzeitig ein Kompetenzzentrum ist, wo man auch eine Ausbildung zum Tierpfleger machen kann, wo eine Tierpension untergebracht ist, die gut geführt ist, wo sich die Hunde-, Katzen- und Vogelhalter, die ihre Tiere für die Urlaubszeit unterbringen wollen, sicher sein können, dass die Tiere dort gut versorgt sind, wo man ein Schulungszentrum, ein Bildungszentrum in Richtung Tierschutz einrichten kann. Ideal wäre natürlich eine gewisse Nähe zur Veterinärmedizinischen Universität, dort ist auch Platz über der Donau. Ich würde mir sehr wünschen und ich wäre sofort dabei, wenn sich die Stadt Wien oder die Stadtregierung dazu entschließen könnte, dieses einmal so in Aussicht zu nehmen. Ich glaube, das wäre eine ganz wesentliche Verbesserung im Bereich Tierschutzhaus und Tierschutz in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Tierschutz gehört natürlich unbestritten auch das von uns ja auch schon oft diskutierte Thema Pferde und vor allem Wiener Fiaker. Sie haben nun, Frau Stadträtin, aus gutem Grunde reagiert und ein Sieben-Punkte-Programm auf die Beine gestellt. Leider ist dieses etwas zahnlos, denn es ist schon so, dass zwar derzeit Unternehmer, die nicht den Gesetzen und Verordnungen entsprechen, kurzerhand aus dem Verkehr gezogen werden, aber es gibt keine nachhaltigen Konsequenzen, und in kürzester Zeit sind auch diese Gespanne mit ihren Kutschern wieder unterwegs. 

So kann es nicht sein, denn das ist nicht nur zum Nachteil der betroffenen Tiere, was uns natürlich selbstverständlich besonders am Herzen liegt, das ist zum Nachteil der ganzen Branche, und es werden alle anständigen und guten Unternehmer damit sozusagen in einen Topf geworfen mit ein paar anderen, die sich einfach an keine Spielregeln halten, die aber mit der derzeitigen Situation in Wien durchaus noch gefördert werden. 

Es tut mir sehr leid, dass der von uns eingeforderte Runde Tisch von Ihrer Seite abgelehnt worden ist, denn ich denke, es gibt hier vieles zu besprechen. Sie können sich aber sicher sein, wir werden dieses Thema nicht fallenlassen. Es ist auch ein Thema, mit dem sich viele Tierfreunde in Wien auseinandersetzen, denen eben vor allem das Wohl der Tiere am Herzen liegt. (Beifall bei der FPÖ.)
Weiters zu den Pferden in Wien. Tradition ist gut und schön, auch wir stehen für Tradition, sie kann allerdings dann nicht aufrechterhalten werden, wenn es zum Nachteil von Lebewesen ist. Wir sehen im Tier ein Mitgeschöpf, und wenn man sich anschaut, wie die Tiere im Ponykarussell im Prater beisammen sind, wie sie körperlich und psychisch beisammen sind, dann, muss ich sagen, hier muss man auch eine Tradition über Bord werfen. So etwas kann nicht aufrechterhalten werden. Da laufen halbkranke Tiere stundenlang unter größter Lärmbelastung im Kreis, und ich habe jetzt lesen müssen und bin auch von BürgerInnen darauf hingewiesen worden, dass dieses Ponykarussell jetzt – das wird auch auf der Homepage der Stadt Wien angekündigt, da ist auch die Stadt Wien Mitveranstalter, der KAV, aber das gehört ja alles zusammen – beim Adventmarkt am Lemoniberg zum Einsatz gebracht wird. Dort werden diese Tiere, die schon die ganze Saison im Kreis rennen müssen, noch einmal eingesetzt. Ich hoffe, dass sie dort wenigstens bessere Bedingungen haben und nicht in einem 4 m Radius stundenlang unter großer Beschallung laufen müssen. Das entspricht nicht dem Standard eines modernen Tierschutzes, und wir weisen das zurück. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich komme zum Thema Konsumentenschutz. Frau Kollegen Lachkovics hat gestern einen Antrag zur Nahversorgung eingebracht, der mir in sehr vielen Punkten auch aus dem Herzen spricht. Ich anerkenne jede Bemühung, ich habe nur eine Forderung darin gefunden, der ich beim besten Willen nicht zustimmen kann. Sie wünschen sich den Ausbau oder eine Weiterführung des rot-grünen Projektes „Lebendige Straßen", und das, sehr geehrte Damen und Herren, betrifft natürlich die KonsumentInnen in Wien, es betrifft aber auch, wie ich dann noch ausführen werde, die Frauen und Frauenarbeitsplätze. 

Das Projekt „Lebendige Straßen", das in drei Bezirken initiiert wurde, ist einfach voll daneben gegangen. Da muss der Bezirk 300 000 EUR an Steuergeld investieren, was unter dem Titel der Revitalisierung einer absterbenden Geschäftsstraße gehandelt wird, aber wenn man sich dann anschaut, welche Projekte da finanziert werden, dann ist das etwa eine Fotosafari, die vor Ort stattfindet, wo ein kleines Trüpplein – der Großteil ist aus ohnehin aus dieser Organisation vor Ort oder wird von der Gebietsbetreuung abgestellt, vielleicht noch mit zwei Bürgern – mit Fotoapparaten bewaffnet durch ein Stück dieser Straße oder des Straßenzuges zieht und Fotos macht und diese dann in der Auslage des angemieteten Lokals, das eigentlich recht schmuddelig ausschaut, hinhängt. Oder es werden gelbe Stühlchen vor die Geschäftslokale gestellt oder wie auf der Wallensteinstraße Kreise auf den Gehsteig gemalt. Das sind lauter Alibiaktionen. Es ist kein einzig ordentliches Geschäft mehr dort. 

Die Nahversorgung wird durch solche Projekte unter Garantie nicht weitergebracht, sondern ganz im Gegenteil. Und solange die verbleibenden Unternehmer in den Geschäftsstraßen vor allem von der Verkehrspolitik in Wien daran gehindert werden, zu ihren Geschäften zuzufahren, an allen Ecken und Enden eingeengt werden, solange wird sich dort auch kein ordentliches Geschäftsleben, kein guter Branchenmix und keine ordentliche Nahversorgung mehr entwickeln können. 

Also das Projekt „Lebendige Straßen" ist absolut abzulehnen. Es ist in keinem Straßenzug wirklich das geschehen, was man versprochen hat, als man hier viel Steuergeld eingesetzt hat. Ich sage, pro Bezirk fünf Projekte „Lebendige Straßen", und HC Strache ist Bürgermeister. Das ist wirklich total gegen jede Revitalisierung, sondern ganz im Gegenteil. Mit Ihren soziokulturellen Projekten und Ihrem Klamauk bringen Sie diese Stadt mit Sicherheit nicht weiter. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich sehe natürlich einen Zusammenhang zwischen der Geschäftsstruktur, der betrieblichen Struktur in den Bezirken und – wir sind ja hier auch im Ressort für Frauen – einem ganz, ganz wesentlichen und wichtigen Punkt, das sind frauen- und familiengerechte Arbeitsplätze in dieser Stadt. Es ist schön und gut und wunderbar, Ausbildungsprogramme anzubieten, nur es hat keine Frau etwas davon, wenn sie dann mit ihrer Ausbildung nirgendwo Platz findet. Es ist nicht so, dass wir die Arbeitsplätze in Wien, wie es gestern behauptet worden ist, sozusagen flächendeckend aufgestockt haben, das ist punktuell, aber das, was viele Frauen wünschen, und das, was viele Frauen brauchen, sind keine McJobs, sondern gesicherte, gute Arbeitsplätze in ordentlichen Betrieben, die auch auf die Bedürfnisse der Frauen eingehen. Diese Arbeitsplätze sind leider in vielen Regionen von Wien immer weniger geworden, und ich werde nicht müde werden, das hier und jeweils bei der Budgetdebatte und beim Rechnungsabschluss zu sagen: Wir brauchen bessere Arbeitsplätze für Frauen, denn ohne die ist jede Ausbildung sinnlos! Schicken Sie die Frauen nicht kreuz und quer durch Wien, sondern schauen Sie darauf, dass die Situation wieder so ist, dass sich Betriebe in den einzelnen Stadtteilen, in den einzelnen Grätzeln ansiedeln können, die ordentlich bezahlte Arbeitsplätze anbieten, wo auch die Strukturen passen. Das haben Sie verabsäumt, das ist ein großes Manko, und das ist frauenfeindlich.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme nun zum Kernpunkt unseres Ressorts, zum wahrscheinlich am kontroversiellsten diskutierten. Ich schaue einmal ein bisschen zurück, denn ohne Rückschau gibt es ja auch keine Vorschau. Wenn man die politischen Signale und Handlungen der Vergangenheit nicht anschaut, kann man sozusagen auch keinen Ausblick machen. Und das Budget ist ja in der Regel ein Ausblick. 

1.10.2008: „Kein Integrationsproblem in Wien", hat damals der Herr Bürgermeister gesagt. Es war, wenn Sie sich erinnern, nach der Nationalratswahl, aber mit Sicherheit vor einer Analyse dieser Wahl durch die SPÖ. „Wenn wir Fehler gemacht haben", sagte der Herr Bürgermeister, „dann den, dass wir zu wenig darüber geredet haben, was wir alles in dem Bereich schon gemacht haben und planen." Das ist die Einschätzung des Herrn Bürgermeisters vor ein bisschen mehr als einem Jahr zu der Situation der Integrationspolitik in Wien gewesen. 

Diese Fehleinschätzung finde ich einfach so symptomatisch für die Haltung der SPÖ zu diesem Thema. Es ist eine große Fehleinschätzung, aber nicht erst am 1.10.2008, sondern in den letzten 20 Jahren. Die SPÖ hat einfach überhaupt keine richtige Einschätzung beziehungsweise hat eine richtige Einschätzung des Themas Zuwanderung und Integration verweigert. 

Das hat ja auch einmal Prof Fassmann gesagt: Wir haben geglaubt, es geht so, dass die Leute, die hier herkommen, in ihrer Kultur oder in ihrem Denken verbleiben können, und es wird sich schon irgendwie richten. – Es hat sich nicht gerichtet, ganz im Gegenteil, es hat zu ganz massiven Problemen in dieser Stadt geführt. 

Es ist ja interessant, dass Sie das gerade im Laufe des letzten Jahres – und das hat natürlich damit zu tun, dass die Wähler Ihnen gezeigt haben, dass sie mit dieser Politik der Zuwanderung und der verfehlten Integration nicht einverstanden sind – auch zu hören bekommen haben, dass Sie aber auch bemerken mussten, dass gut integrierte Zuwanderer die Partei gewählt haben, der Sie ja immer wieder gesagt haben, sie gehe einen völlig falschen Kurs im Bereich der Zuwanderungs- und Integrationspolitik. Gut integrierte Zuwanderer haben in einem hohen Maße der FPÖ ihre Stimme gegeben, gut integrierte Zuwanderer kommen in einem großen Ausmaß zu uns, wollen mitarbeiten und wollen ... (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Woher haben Sie das? Wie kommen Sie zu dieser Annahme?) Na selbstverständlich, das wissen wir, wir kommunizieren ja mit den Leuten. (Beifall bei der FPÖ.) Sie kommen nicht zu uns, weil sie sagen, ich sympathisiere mit dieser FPÖ trotz ihrer Integrationspolitik, sondern auf Grund ihrer Integrationspolitik. Und das ist etwas sehr Wesentliches. 

Die zweite große Gruppe sind die jungen Menschen. Die haben Sie nämlich total im Stich gelassen. Ich habe letztes Mal schon die Situation in den Wiener Parkanlagen angesprochen, aber ich komme jetzt ganz kurz zu einem Punkt, der ja ganz deutlich zeigt, dass Sie über Jahrzehnte lang geschlampt haben beziehungsweise vielleicht auch durchaus bewusst die falschen politischen Entscheidungen getroffen haben. Schauen wir uns doch an, welch große Zahl von Schulabgängern wir haben, die aus der Pflichtschule kommen, aber sie können die Sprache nicht, sie können die Kulturtechniken nicht, sie sind auf dem Arbeitsmarkt völlig unvermittelbar. Sie haben keine Beziehung zu diesem Land und zu den gesellschaftlichen Strukturen aufgebaut, obwohl sie in zweiter und dritter Generation hier leben. 

Und das ist auf Ihrem Mist gewachsen. Das ist das Ergebnis Ihrer vollkommen verfehlten Zuwanderungspolitik, Ihrer verfehlten oder nicht vorhandenen Integrationspolitik und Ihrer verfehlten Schul- und Bildungspolitik. Und wenn man diese jungen Leute sieht, muss man sagen, es wundert einen ja nicht. Ich habe vor zirka einem halben Jahr einen Bericht über den Schulstandort Währing gesehen. Da hat man unter anderem in einer dritten oder vierten KMS gefilmt, also siebente, achte Schulstufe, und wissen Sie, was man dort mit den Schülern, Schülerinnen gelesen und diskutiert hat? Ich habe geglaubt, ich höre nicht recht: „Die Geggis" von Mira Lobe! Ein liebes Buch. Ich habe mir dann gedacht, wann habe ich das eigentlich zum letzten Mal gehört, und es ist mir eingefallen, als mein Sohn im Kindergarten war, haben die das beim Abschlussfest gespielt und dargeboten. Ein sehr herziges Buch! Wir hatten es auch zu Hause, das hat dann mein kleiner Neffe geerbt. Im Kindergarten war das, es ist vielleicht auch noch für die erste oder zweite Volksschulstufe geeignet. Kollege Madejski nickt, der kennt das auf Grund seiner Enkelkinder. Das haben die, bitte, in einer siebenten oder achten Schulklasse besprochen. Es war nicht einmal so einfach, das zu lesen. Es haben nicht alle Schüler den Text eines Kinderbuches lesen können. Es war auch mit der Interpretation nicht einfach. Das ist dann halt von der zuständigen Pädagogin geleitet worden. 

Und von diesen Leuten glauben Sie, die kommen dann raus mit 14, mit 15, und sind entsprechend gebildet. Die sind ja auch nicht für eine entsprechende Weiterbildung vorgeschult. Das ist ein Jammer! Das ist eine Verantwortungslosigkeit gegenüber allen jungen Menschen, denn mitbetroffen sind ja auch die, die sehr wohl der deutschen Sprache mächtig sind, aber eben auch auf Grund ihrer sozialen Situation in solche Klassen hineinkommen. 

Da haben Sie vollkommen versagt, und diese Verantwortung kann Ihnen niemand abnehmen. Die müssen Sie tragen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sie diskutieren das einfach weg. Sie haben nämlich jetzt gefunden, wir können was Neues machen, wir haben ein neues Vokabular gelernt, Spielregeln und Hausordnung. Das haben wir ja schon lange gesagt, aber da haben Sie sich immer schrecklich aufgeregt, denn da ist dieses Wort Regeln drinnen – spielen wäre ja noch ganz lustig – und da ist das Wort Ordnung drinnen, und das ist einmal primär pfuigack. Aber jetzt sind Sie draufgekommen, die Leute reagieren vielleicht doch positiv darauf oder sie sagen Ihnen, die Spielregeln in dieser Stadt werden nicht eingehalten, die Hausordnung wird nicht eingehalten, die Hausordnung im Hause selbst, natürlich aber auch die übergeordnete Hausordnung im Haus Wien. Sie bemängeln das Verhalten im öffentlichen Raum, in den Parkanlagen, in den Verkehrsmitteln. 

Da hat der Herr Bürgermeister überlegt, die Hausordnung ist vielleicht doch nicht so schlecht, Spielregeln wären vielleicht doch ganz gut, also sollten wir uns überlegen, das einmal zu gebrauchen. Und es ist ja jetzt, ich weiß nicht, in wie vielen Stellungnahmen und Aussendungen gestanden: Spielregeln, Hausordnung müssen eingehalten werden. Das ist natürlich nicht so einfach, wenn sie nirgendwo definitiv aufliegen. Da gibt es eine Gleichstellung der Geschlechter. Das müssen die Leute jetzt lernen. Oder es gibt das Lärmproblem. Ab 22 Uhr hat Ruhe zu sein oder ab 20 Uhr, je nachdem. 

Aber es gibt diesen Kodex gar nicht. Es gibt nirgendwo die Spielregeln und die Hausordnung festgeschrieben, und wenn es die nicht gibt, kann man sie natürlich nur schwer vermitteln und dann auch einfordern, vor allem die Kenntnis einfordern. Das findet ja alles nicht statt. Wir machen alles freiwillig und stürzen uns jetzt auf Neuzuwanderer. Da ist es ja noch relativ einfach. Ich gestehe Ihnen schon zu, dass sie den einen oder anderen Neuzuwanderer jetzt beschulen und ihm wahrscheinlich vielleicht auch beibringen, wie es hier so läuft unter diesem sagenhaft schönen Titel „Wie ticken die Wiener?", aber was ist mit den vielen, die hier wohnen, die hier leben, die unter Umständen die österreichische Staatsbürgerschaft haben und die überhaupt nicht das sind, was wir unter integriert verstehen, die nämlich die Sprache sprechen und die Regeln kennen? Sie können sie ja nur annehmen, wenn sie sie kennen. Ich mache ja niemandem einen Vorwurf, der nicht in der Lage ist, diese Vorgaben, die wir hier haben, unser Gesellschaftssystem anzunehmen, wenn er es nicht kennt. Sie haben es ja gar nicht vermittelt, weil Sie ja geglaubt haben, das wird alles so wunderbar funktionieren. 

Und wenn Sie heute kommen und glauben, Sie werden mit diesen Miteinander-Geschichten dafür sorgen, dass das funktioniert, dass diese Konflikte entschärft werden, dann kann ich Ihnen sagen, das wird so nicht funktionieren. Denn alle die, die Sie sozusagen in Ihrem Bereich jetzt einfangen, sind die, die sich sowieso dafür interessieren. Na glauben Sie wirklich, dass es funktioniert, wenn Sie subventionierte „Miteinander Kochen"-Aktionen machen, dass deswegen die Konflikte beseitigt werden, die wirklich gravierenden Konflikte? Ich glaube es nicht. 

Wir hören das ja auch von der Bevölkerung, und wir sind ja auch unterwegs gewesen, was Sie ja sehr gestört hat, etwa mit unseren Gemeindebaubussen. Aber die Leute wenden sich auch verstärkt an uns, weil sie ja bei Ihnen abblitzen. Sie blitzen seit 15 Jahren ab, wenn sie wohin kommen und sagen, ich habe ein Problem im Zusammenleben. 80-jährigen Frauen hat man gesagt, ja lernen Sie halt die andere Sprache, damit die Sie verstehen. Bitte, das ist ja unglaublich. Mit einer Präpotenz wurde hier vorgegangen, egal, an welche Stelle sich die Leute gewendet haben. 

Und Sie glauben jetzt, mit Miteinander-Geschichten, mit subventioniertem Miteinander-Kochen werden Sie des Problems Herr werden. Ich sage Ihnen, so werden Sie der Probleme nicht Herr werden. Es gibt nur eines: Klare Regeln aufstellen, diese Regeln klar vermitteln und in der Folge auch abprüfen, ob die Menschen verstanden haben, was Sie ihnen da beigebracht haben. Da muss es eben Zugangskriterien geben. Man muss eben schauen, wenn man eine soziale Leistung ausgibt, ob auf der anderen Seite auch verstanden wird, in welches Wohnumfeld etwa ein Mensch kommt. 

Genauso gilt das für die Schule. Der Herr Bürgermeister meint, dass es durch das eine Jahr Kindergarten dieses Mal im Herbst keine Kinder mehr geben wird, die ohne entsprechende Deutschkenntnisse in die Schule kommen. So wie es derzeit im Kindergarten ausschaut, kann ich Ihnen versprechen, es wird nicht so sein. Wir werden zu dem kommen, was Sie ja immer so ablehnen, wir werden auch da wieder zu einem Zwei-Klassen-System in der Schule kommen. Wer es sich leisten kann, geht in eine Privatschule. Das wird nicht nur fortgesetzt werden, es wird sich auch auf den Kindergarten erstrecken. 

Sie haben da sehr, sehr viel versäumt. Sie haben diesen kostenlosen Kindergarten überhaupt als Wahl-Gag eingeführt, haben den verkauft als Lösung und Allheilmittel für alle Probleme, die es im Schulbereich gibt. Doch ich sage Ihnen, Sie werden damit auf die Nase fallen. Und das ist schade, denn das will eigentlich kein Mensch. Es haben viele darunter zu leiden. Es haben alle betroffenen Schüler, egal, woher sie kommen, zu leiden. 

Nun kurz zu Ihren Spracherwerbsmaßnahmen, die ja einen großen Brocken im Budget ausmachen. Ich sage Ihnen eines: Wir stehen auf jeden Fall dafür, dass Kinder, die in die Schule kommen, die in unser Schulwesen hineinkommen, egal, ob als normale Einsteiger eben bei Beginn der Pflichtschule oder als Seiteneinsteiger, kostenlos Deutsch lernen können, das ist überhaupt keine Frage – und zwar nicht in der Moschee oder im Verein, sondern in einer öffentlichen Einrichtung, in einer Schule, das sollen sie lernen –, wir sind aber nicht dafür zu haben, dass man etwa um den Preis von einem Euro pro Lerneinheit Menschen beschult, die nie in den Arbeitsprozess kommen, oder dass man – das ist ja sozusagen Ihr neuester Gag – Sprachkurse für Senioren macht, die da sind. Ich setze einmal voraus, dass jemand, der schon jahrelang oder jahrzehntelang da ist, die Sprache kann, und wenn er sie nicht kann, dann muss er auch selbst etwas dafür investieren, um sie zu lernen. So kann es nicht gehen! Solange wir Schüler haben, die nicht ausreichend Deutsch können, kann man nicht um diesen Supermarktpreis anderen Erwachsenen – die müssen auch einen Beitrag leisten – die Sprachkurse sozusagen nachwerfen. Das lehnen wir ab. 

Es gab jüngst eine Studie, die ein dramatisches Ergebnis gezeigt hat, nämlich – Sie leugnen das ja immer ab, aber ich bin überzeugt, dass das stimmt – dass zwei Drittel unter den jungen Zuwandern, vor allem türkischer Herkunft, vor allem moslemische Jugendliche, unser Rechts- und Gesellschaftssystem so nicht anerkennen wollen. Das ist bedrohlich, das ist gefährlich, und das werden Sie auch mit ihren Kursen so nicht ändern können. Man muss aber auch akzeptieren, dass es Menschen gibt, die sich ganz einfach einem anderen Kulturkreis und auch einem anderen Rechtsverständnis zugehörig fühlen. Es kann nicht sein, dass wir vielleicht, so wie es sich die Hälfte dieser Befragten wünscht, unser Rechts- und Justizsystem ändern, sondern wenn einer unter geänderten Verhältnissen leben will, dann sage ich, man muss ihm auch die Möglichkeit geben, in einem Land zu leben, wo dieses System vorherrscht. Das kann man auch unterstützend bewirken. Auf jeden Fall kann es nicht so sein, dass wir hier jetzt vielleicht nach vielen Änderungen, die ja durchaus in unserem Gesellschaftssystem in Wien schon passiert sind, auch noch unser Rechtssystem beugen. Dem erteilen wir eine ganz klare Absage! (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Selbst wenn man in allen anderen Ressorts darüber verhandeln könnte und darüber diskutieren könnte, dem Budget eine Zustimmung zu geben, sage ich Ihnen, dass allein die SPÖ-Integrationspolitik in Wien ein ausreichender Grund ist, Ihr Budget abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau StRin Dr Vana. Ich erteile es ihr. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Grünen beginnen diese Geschäftsgruppe traditionell mit der Frauenpolitik. Zur Integrationspolitik wird Klubobfrau Vassilakou dann ausführlich Stellung nehmen.

In der Frauenpolitik hat sich nicht viel verändert gegenüber dem Rechnungsabschluss vor einem halben Jahr. Zusammenfassend kann man sagen: Viel Lärm um wenig beziehungsweise, präziser formuliert, viel Lärm um eigentlich immer das Gleiche. Die großen Innovationen, die großen Würfe in der Frauenpolitik gelingen nicht. Das ist eigentlich auch kein Wunder, denn wenn man sich das Budget für Frauenpolitik in dieser Stadt anschaut, insbesondere das Budget für die hauptverantwortliche MA 57, also Magistratsabteilung für Frauenpolitik und Koordination von Frauenangelegenheiten, so ist dieses Budget seit Jahren lächerlich gering. 

Halten Sie sich einmal die Dimensionen vor Augen, meine Damen und Herren! Das Gesamtbudget der MA 57 für Frauenpolitik beträgt 0,07 Prozent des gesamten Wiener Budgets. Und um ein paar Vergleiche anzustellen, wie viel oder eigentlich wie lächerlich wenig das ist: Diese Summe von knapp 8 Millionen EUR Gesamtbudget ist ungefähr so viel wie die Förderung von 800 Garagenstellplätzen im Jahr oder ungefähr ein Sechstel von dem, was heuer für die Sanierung der Wiener Feuerwache ausgegeben wurde. Also da sieht man, wie die Prioritäten in dieser Stadt liegen. Da sind große Würfe und Innovationen nicht möglich, da ist auch kein Spielraum für wirklich aktive Frauenpolitik, zumal ja auch der Großteil des Budgets zweckgebunden ist beziehungsweise bestehende Förderungen für Vereine einfach weitergeschrieben werden. Das ist zwar einerseits auch gut, denn wir haben lange gekämpft für die längerfristige Absicherung von Vereinen, für die Dreijahresverträge, aber es bedeutet, dass eben in den Budgets für Frauenpolitik kaum mehr Spielraum da ist, um wirklich etwas Neues für die Frauen zu machen. 

54 Prozent der Mittel für Frauenpolitik sind zweckgebunden für die Wiener Frauenhäuser. Das finden wir nicht gut, denn wir finden, dass der Kampf gegen Gewalt gegen Frauen und insbesondere auch die Finanzierung der Wiener Frauenhäuser eigentlich nicht ausschließlich frauenpolitische Aufgaben sind, sondern der Kampf gegen Gewalt ist ein gesamtgesellschaftliches Anliegen, und wir denken eigentlich, dass die Mittel für den Kampf gegen Gewalt gegen Frauen auch nicht aus dem ohnehin schon so geringen frauenpolitischen Budget genommen werden sollen.

Jetzt werden Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, sicher sagen, nicht nur die MA 57 macht Frauenpolitik (GRin Mag Nicole Krotsch: So ist es auch!) – genau, Kollegin Krotsch –, sondern alle Geschäftsgruppen und alle Stadträte und Stadträtinnen sind ja aufgefordert, Frauenpolitik zu machen. (GRin Nurten Yilmaz: Sie tun es auch!) Jetzt ist es aber so, sie sollten es machen, einige machen es auch, aber da haben wir ja jetzt immer im Rechnungsabschluss und auch heuer im Voranschlag diese großartigen seitenweisen Tabellen, die Sie Gender Budgeting nennen. Gender Budgeting ist eine wunderbare Idee, Sie waren mit dieser Idee auch europaweit VorreiterInnen – es gibt zwar Pilotprojekte in anderen Städten, aber Gender Budgeting über den gesamten Verwaltungsbereich ist das erste Mal in Wien angekündigt worden –, aber das, was Sie seit Jahren hier vorlegen, ist alles, nur kein Gender Budgeting. Es ist Etikettenschwindel – wieder einmal. 

Wir kritisieren – nicht nur wir, auch die ÖVP kritisiert das seit Jahren –, es fehlt jegliche Zahl in diesem Gender Budgeting. Sie nennen es Gender Budgeting, das eigentlich das Ziel haben sollte herauszufinden, wie viel an Geld, an Mitteln der Stadt Wien für Bereiche, die Frauen fördern, die Frauen zugute kommen, ausgegeben wird, wie viel für Männer. Dann sollte es politische Ziele geben, und dann sollte es eigentlich eine Umverteilung geben aus grüner Sicht. 

Aber in Ihrem Bericht – und mehr als ein Bericht von einzelnen Geschäftsgruppen ist das nicht, was Sie da vorlegen – fehlt jegliche Zahl, jegliches Vergleichsdatum. Also man kann eigentlich überhaupt keine Entwicklungen ablesen, man sieht nicht, wie sich die Mittelflüsse entwickelt haben. Es fehlen vollständig die politischen Maßnahmen, die Sie aus diesen Berichten eigentlich ableiten sollten, und dieses ganze Gender Budgeting ist als politischer Prozess nicht verankert, so wie es eigentlich sein sollte.

Bei einigen Dienststellen – da haben Sie recht, Frau Kollegin – hat man den Eindruck, das bringt etwas, und einige Dienststellen setzen sich auch wirklich ernsthaft mit Frauenfördermaßnahmen auseinander, der Großteil aber nicht. Beim Großteil sind es eigentlich nur Nutzer- und Nutzerinnenanalysen, die da gemacht werden, wo ich mir denke, da wird ein Riesendatenaufwand betrieben, aber da fragen sich sicher auch etliche Beamte und Beamtinnen, wozu sie das eigentlich machen, wenn nicht einmal klar ist, was daraus eigentlich resultiert. 

Wir denken, dass das Budget der Stadt Wien jetzt eigentlich vollkommen gleich aussieht, seit es dieses Gender Budgeting gibt. Wir haben noch kein einziges Resultat gesehen an Umverteilungsmaßnahmen – bitte nennen Sie mir eine konkrete Umverteilungsmaßnahme, die Sie vorgenommen haben, seit Sie dieses Gender Budgeting eingeführt haben –, und wir befürchten, dass durch diese – „stümperhafte" ist vielleicht ein bisschen übertrieben – Ausführung des Gender Budgeting eine gute Idee mangels Sinnhaftigkeit eigentlich systematisch zerstört wird. Das finden wir schade. 

Wir sehen aber gleichzeitig, dass dieses Gender Budgeting symptomatisch ist für die Frauenpolitik der SPÖ, für die gesamte Frauenpolitik der SPÖ. Sie ist insgesamt geprägt von sehr gutem Marketing, von viel Geld für Werbe- und Imagekampagnen, aber wenig konkreten Maßnahmen. Sie machen Lippenbekenntnisse, Sie haben seit Jahren große Ankündigungspolitik. StRin Frauenberger ist auch eine große Sympathieträgerin für dieses Thema – das muss ich Ihnen wirklich konzedieren –, ich glaube auch, ich spüre auch, dass Sie das Herz für Frauenpolitik haben, mir gefällt auch sehr ihr Zugang, der sehr arbeitsmarktspezifisch ist, also Frauenpolitik stark auch mit feministischer Arbeitsmarktpolitik zu verknüpfen und sich auch im WAFF ganz stark dafür zu engagieren. Das ist gut, aber es folgen außer Lippenbekenntnissen keine konkreten Maßnahmen, und das tut ihrer Glaubwürdigkeit und der Glaubwürdigkeit der Sozialdemokratie in der Frauenpolitik einfach nicht gut. 

Aber das viele Geld für Werbe- und Imagekampagnen – das verstehen wir – ist natürlich ein Vorgeschmack auf das Wahljahr, und die SPÖ macht halt Frauenpolitik für die SPÖ statt für die Frauen.

Das kennen wir schon, denn die Liste der Forderungen, die Sie angekündigt haben oder der Maßnahmen, die Sie angekündigt haben und die Sie auch auf Bundesebene fordern und in Wien aber nicht umsetzen, diese Liste ist verdammt lang, Frau Stadträtin. Begonnen mit der Forderung nach einer Einführung des Papa-Monats und der Väterkarenz, die Forderung ist sogar im Regierungsprogramm verankert, allein, sie kommt nicht. Es ist mir schon klar, dass es im Bund mit der ÖVP ein bissel mühsam ist, Frauenpolitik zu machen, aber wir sind hier in Wien. Sie haben die absolute Mehrheit und Sie setzen nichts von dem, was Sie im Bund groß fordern und was auch Ihre Frauenministerin Heinisch-Hosek, die ich übrigens sehr schätze, fordert, in Wien um, eben das Beispiel Papa-Monat und Väterkarenz, was eigentlich sehr notwendig wäre zu fördern, denn die Zahlen schauen hier im öffentlichen Dienst noch schlechter aus als in der Privatwirtschaft. Da wäre es höchste Zeit, etwas zu tun.

Zweites Beispiel: Die Offenlegung der Einkommen. Transparente Gestaltung der Gehaltsschemata nach schwedischem Vorbild wurde auch wiederholt von Frauenministerin Heinisch-Hosek gefordert, wiederholt gefordert von StRin Frauenberger, von Ihnen allein nur für den Bund, nur für die Privatwirtschaft, warum nicht in Wien? Warum nicht in Wien vollkommene Einkommenstransparenz und Transparenz der Gehälter nach schwedischem Vorbild wohlgemerkt auf individueller Basis herstellen? Man kann sagen, gefordert im Bund, vergessen in Wien. Man kann sagen ... (Beifall bei den GRÜNEN.) – Danke schön, tosender Applaus.

Nächstes Beispiel: Quoten in Aufsichtsräten und Führungspositionen. Frau Stadträtin, Sie haben wiederholt gesagt, auch unter Zustimmung der GRÜNEN oder zur Freude der GRÜNEN, Sie sind eine Freundin der Quote. Sie könnten sich auch für die Bundesebene nach norwegischem Vorbild die 40 Prozent Frauenquote in den Aufsichtsräten für Unternehmen vorstellen. Da gibt es auch Sanktionen, wenn sie das nicht erfüllen, nämlich sie fliegen von der Börse. Das funktioniert dort mit einigen Einschränkungen recht erfolgreich. Wir hatten auch auf Druck der GRÜNEN zum Thema Quoten unlängst eine wirklich hoch interessante Enquete im Nationalrat, wo wir fast übereinstimmend bis auf die Ausnahme der FPÖ, aber sogar fast übereinstimmend mit den Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP festgestellt haben, Quoten sind wichtig. Ich weiß, Sie von der ÖVP, Sie nennen es nicht Quote, Sie nennen es 50/50. Das war die Sprachregelung, auf die wir uns geeinigt haben. Aber es war eine Annäherung in diesem Prozess. Und die SPÖ in Form von Nationalratspräsidentin Prammer hat sich ganz, ganz klar dafür ausgesprochen. Quoten, und zwar auch verbindliche Quoten für Führungspositionen, auch Druck auf die Parteien in diesem Zusammenhang, sind wichtig, weil es die einzige Maßnahme ist, die verbindlich Frauen in Funktionen bringt und Diskriminierungen beseitigt. 

Warum nicht in Wien? Warum nicht das, was Sie im Bund fordern, in Wien heute umsetzen? Wo ist die Quote für ausgegliederte Unternehmungen der Stadt Wien? Wo ist die Quote in der eigenen Partei? Sie haben magere oder knappe 40 Prozent und das auch nur mit Mühe. 50 Prozent fordern Sie. Die GRÜNEN sind übrigens die einzige Partei mit europaweit mindestens 50 Prozent Frauenquote, also für alle grünen Parteien in Europa gilt das, die verbindlichen 50 Prozent. Das ist auch gut so, darauf sind wir auch stolz. Und ich denke, es braucht hier mehr Druck, so wie wir da im Bund ja eigentlich übereinstimmen, um hier in Wien auch Erfolge zu erzielen, denn auch im Wiener Magistrat sind Frauen alles andere als gleichgestellt. Sie kennen die Wiener Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen sicher noch von 2008. Neuere Zahlen haben wir nicht beziehungsweise nur eingeschränkt durch unsere Anfragen, dass Frauen im Magistrat alles andere als gleichgestellt sind, dass es auch im Wiener Magistrat eine gläserne Decke gibt. Je höher die Dienstklasse, desto weniger Frauen. Der Magistrat ist zwar weiblich, mehr als die Hälfte der Beschäftigten im Wiener Magistrat, nämlich exakt 57 Prozent, sind weiblich, aber Karriere und Topjobs sind männlich. 31 Prozent Frauen bei der Leitung einer Magistratsabteilung, eine einzige Technikerin zum Beispiel in einer höheren Dienstklasse. Bis vor Kurzem gab es noch gar keine. Und wenn man sich die Zeitentwicklung so anschaut, so kann man sagen, leichte Verbesserungen über die letzten fünf, sechs Jahre, seit ich mir das in diesem Haus anschaue, aber eigentlich stagniert der Frauenanteil trotz einem guten Wiener Gleichbehandlungsgesetz. Da haben wir die Quote verankert, aber wir sehen, es funktioniert nicht. Es ist nicht genug. Wir brauchen mehr Anstrengungen, um Frauen in höhere Funktionen zu bringen. Wir brauchen offensive Umsetzungsstrategien für das ja gute Wiener Gleichbehandlungsgesetz, auch um die Einkommensnachteile der Frauen – jawohl, Einkommensnachteile der Frauen im öffentlichen Dienst und es gibt sie, nicht nur in der Privatwirtschaft. Man hört so oft, im öffentlichen Dienst ist ja alles besser. Es ist graduell besser, aber es ist nicht gut. Es ist nicht genug. 
Wir haben eine Anfrage dazu gemacht. Sie kennen das. Wir haben das auch öffentlich präsentiert, dass auch in Wien die Einkommensnachteile von Frauen über 20 Prozent betragen und arbeitszeitbereinigt, also Teilzeitarbeit und geringere Arbeitszeit herausgerechnet, es immer noch 15 Prozent sind und Frauen eben in den niedrigeren Verwendungsgruppen und in weniger Leitungsfunktionen tätig sind. Das war einer der Gründe zum Beispiel, warum wir als GRÜNE die Aktion „Rathausfrau" ins Leben gerufen haben. Es war natürlich einerseits eine launige Aktion, ein Ideenwettbewerb, bei dem sehr viele Wienerinnen und Wiener mitgemacht haben, ganze Schulklassen. Aber natürlich hat diese Aktion einen sehr, sehr ernsten Hintergrund, nämlich in der Stadt Problembewusstsein für Gleichstellung zu schaffen, hinzuweisen auf den Mangel an Frauen in Spitzenfunktionen auch im Magistrat, um zu zeigen, dass Wien, obwohl wir mit 75 000 Bediensteten eine der größten ArbeitgeberInnen in der Stadt sind, nicht das große Vorbild für Gleichstellung ist.

Ich möchte mich an dieser Stelle herzlich bedanken, Frau StRin Frauenberger, für den Brief, den Sie mir anlässlich der Aktion „Rathausfrau" geschrieben haben. Es ist ein Brief, in dem Sie mir oder uns zu der Aktion gratulieren. Das kriegt man nicht alle Tage als Oppositionspartei. Also bedanke ich mich und freue mich auch, dass Sie zugesagt haben zu prüfen, ob die Rathausfrau im öffentlichen Raum aufgestellt werden soll. Wir GRÜNEN und nicht nur die GRÜNEN, sondern viele Wienerinnen und Wiener, die sich an diesem Wettbewerb beteiligt haben und natürlich auch die Künstlerin, die den Wettbewerb gewonnen hat, Frau Rattay, die keine unbekannte Künstlerin in Wien ist, fänden es natürlich sehr wichtig, wenn die Rathausfrau im öffentlichen Raum als Pendant, als Gegenstück zum Rathausmann aufgestellt werden würde, als Symbol für Gleichstellung in dieser Stadt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ein weiteres Beispiel für „Gefordert im Bund, vergessen in Wien“ ist die Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderung in Betrieben. Es ist zwar schön, und ich freue mich auch sehr darüber und darauf, dass wir das rot-grüne Projekt der Koppelung der Auftragsvergabe an Gleichstellungsmaßnahmen in Betrieben bald umsetzen werden. Das ist toll. Das ist ein europaweit einzigartiges Projekt. Es ist innovativ. Und wir können da wirklich verdammt stolz darauf sein, das zu tun. Aber warum nicht gleich den großen Wurf machen und den zweiten Schritt, nämlich auch die Wirtschaftsförderung mit einem Volumen von nicht weniger als rund 150 Millionen EUR auch an Gleichstellungsmaßnahmen in Unternehmen binden, zumal es jetzt auch eine neue Studie von der Arbeiterkammer Oberösterreich gibt, die das Forschungsinstitut FORBA beauftragt hat, eine Studie über Gestaltungsmöglichkeiten durchzuführen und auch Empfehlungen abzugeben, wie man so was machen könnte. FORBA und die Arbeiterkammer Oberösterreich kommen zu eindeutigen Schlüssen, nämlich die Koppelung der Wirtschaftsförderung an Frauenförderung ist sogar legistisch noch einfacher möglich als die Koppelung der Auftragsvergabe, wie wir es in Wien machen. Also wir gehen eigentlich den schwierigeren Weg und darum frage ich mich: Warum nicht, wenn Sie es ja im Bund fordern, diesen Schritt auch in Wien machen? Mein Kollege Margulies hat gestern schon den Antrag, den wir heute stellen wollen, eingebracht, nämlich: 

„Der Wiener Gemeinderat ersucht die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke Spielräume und Gestaltungsmöglichkeiten für die Koppelung der Wiener Wirtschaftsförderung an betriebliche Gleichstellungsmaßnahmen ausarbeiten zu lassen.“

Da geht es noch nicht um viel. Da sagen wir noch nicht, wir wollen das jetzt umsetzen. Wir sagen, wir wollen Spielräume und Gestaltungsmöglichkeiten ausarbeiten lassen, so ähnlich wie auch die Arbeiterkammer Oberösterreich es in Auftrag gegeben hat. Wir glauben, dass das notwendig wäre. Wir kennen alle, wir haben das in diesem Haus auch schon diskutiert, den Gender Gap Report, der vor ein paar Wochen herausgegeben wurde, wo Österreich in Sachen Gleichstellung ein sehr schlechtes Zeugnis ausgestellt wurde. Also Österreich ist vom Platz 29, der auch schon nicht gut war, weil ich denke, eines der reichsten Länder der Welt könnte wirklich auch im Ranking, was die Gleichstellung betrifft, etwas weiter vorne sein, also vom Platz 29 auf den sagenhaften Platz 42 abgestürzt und auch der Rechnungshof bestätigt die steigenden, also die wachsenden Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern in Österreich und auch in Wien liegen uns solche Zahlen vor. Das heißt, hier wirklich die Unternehmen auch in die Verantwortung zu nehmen, Gleichstellung zu fördern und auch darauf zu schauen, dass gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit – mein Gott, eine Forderung der Arbeiterinnenbewegung, gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit und seit über 100 Jahren feiern wir den Frauentag und nichts ist weitergegangen. Die Einkommensunterschiede steigen weiter. Also wir glauben, dass die Koppelung von öffentlichen Budgetmitteln an Gleichstellungsmaßnahmen für Unternehmen eine wichtige Maßnahme wäre, die ein Beitrag zur Schließung der Einkommensschere wäre. Deshalb finden wir das wichtig und stellen auch heute wieder den Antrag dazu. Vielleicht stimmen Sie heute zu.

Der zweite Antrag, den wir heute stellen, meine Kollegin Eva Lachkovics wird ihn dann einbringen, ist ein Frauenarmutsbericht für Wien. Frauenarmut ist ein Thema, das uns auch schon sehr lange begleitet. Wir haben schon wiederholt in diesem Haus darauf hingewiesen, dass Armut auch in dieser Stadt weiblich ist. Herr Kollege Ellensohn hat gestern auch schon zu dem Thema gesprochen. Wir, wir heißt, wir GRÜNE, haben vor einem halben Jahr am Institut für Soziologie der Universität Wien eine Studie in Auftrag gegeben, weil uns die Datenlage, die wir aus Anfragen und auch aus öffentlichen Statistiken zum Bereich Armut haben, als sehr unbefriedigend und unzureichend erschienen ist. Also haben wir gedacht, wir geben ein bisschen Geld aus, um selbst zu forschen und wir haben sehr interessante Zahlen bekommen, sehr alarmierende Zahlen. Das Institut für Soziologie der Universität Wien kommt eindeutig zu dem Schluss und jetzt zitiere ich, das ist keine freie Interpretation, sondern Zitate: „Frauenarmut in Wien ist ein wachsendes Problem in vielen Dimensionen, jedoch eine große Unbekannte.“ Für eine Stadt, die so lange von der Sozialdemokratie regiert wird, ist es interessant, dass Armut eine große Unbekannte ist. Sie wissen es wahrscheinlich schon, aber Sie geben die Zahlen halt nicht raus. Wir wissen es jetzt auch. 

„Die Armut in statistisch relevanten Zahlen, sofern sie vorhanden sind“, sagt die Universität Wien, „ist höchst alarmierend. Frauen in Wien sind einem höheren Armutsrisiko als in allen anderen Bundesländern ausgesetzt und auch einem höheren als Männer. Trotz der im Durchschnitt höheren Erwerbseinkommen in Wien.“ - Sie weisen ja auch immer darauf hin. Frau StRin Brauner hat es uns erstmals in ihrer Budgetrede Gott sei Dank erspart, darauf hinzuweisen, wie hoch die Frauenerwerbsquote in Wien ist. Das kommt nämlich jedes Mal mit Regelmäßigkeit in der Budgetrede und wir sagen jedes Mal: Nein, der Anstieg der Arbeitsplätze, sofern es ihn überhaupt noch gibt, seit der Wirtschaftskrise eigentlich nicht, sind Teilzeitbeschäftigungen, prekäre Beschäftigungen, Beschäftigungen, von denen Frauen nicht leben können. Also so toll ist es nicht mit der Erwerbsquote, aber – „leben Frauen hier häufiger als in allen anderen Bundesländern in prekären Lebensumständen. Vor allem Einelternhaushalte haben“ - und jetzt halten Sie sich fest – „fast 40 Prozent Armutsgefährdung!“ Einelternhaushalte, das sind statistisch gesehen vor allem Frauen, die überwiegende Mehrheit der Einelternhaushalte in dieser Untersuchung sind Frauen. Sie haben in Wien ein Armutsrisiko von 40 Prozent. Das Armutsrisiko in Wien - der Verlauf ist überhaupt recht interessant in der Studie, denn da zeigt sich nämlich, dass das Armutsrisiko von Frauen in Wien bis zum Alter von 40 steigt, dann leicht sinkt und ab 65 wieder steigt, während bei Männern das Armutsrisiko kontinuierlich mit dem Alter sinkt.

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, wir haben ein Problem. Wir haben ein Armutsproblem in der Stadt. Dieses Armutsproblem ist weiblich und wir haben, das sagen nicht wir, das sagt die Uni Wien, ein Problem mit der Datenlage. Wir wissen viel zu wenig. Wir haben zwar Einkommensdaten, ich habe einige zitiert, aber was es nicht gibt, sind aussagekräftige Informationen im Bereich der Einkommensverteilung von Haushalten, was aber sehr interessant wäre im Hinblick auf Alleinerzieherinnen. Zum Beispiel gibt es keine Daten über die Zeitverwendung, über die Arbeitszeit kombiniert mit Einkommen, was aber eigentlich eines der spannendsten Themen ist. Also wie wirken sich wirklich Teilzeitbeschäftigungen, prekäre Beschäftigungen aus, die ja leider eigentlich schon zum Normalarbeitsverhältnis von Frauen werden? Arbeit ist schon lange nicht mehr das Normarbeitsverhältnis für Frauen beziehungsweise war es eigentlich noch nie. Das war immer die männliche Norm, die da angewandt wurde. Es fehlt komplett die Verknüpfung von geschlechtsspezifischen Faktoren mit Armutsindikatoren. Das gibt es für Wien nicht. Das gibt es zum Teil für den Bund auch nicht, aber da ist es leichter, das beim Statistischen Zentralamt zu beschaffen, auch für eine Oppositionspartei. In Wien ist es eben nicht so einfach. Das würde einer eingehenden Untersuchung bedürfen. Das Institut für Soziologie spricht sich vehement dafür aus, dass geschlechtsspezifische Armutsdaten in Wien künftig systematisch erfasst werden sollen und auch die Wirksamkeit bestehender Maßnahmen untersucht werden soll. Auf das zielt auch unser Antrag ab, den wir heute noch stellen werden, nämlich: 

„Der Wiener Gemeinderat ersucht die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal, einen Wiener Frauenarmutsbericht zu erstellen.“ 

Das ist nichts Neues. Die Stadt Salzburg macht das auch und wir denken, für Wien ist das notwendig, um Armut nachhaltig zu bekämpfen. 

Ich bedauere es auch sehr, dass StRin Brauner diesmal in ihrer Budgetrede eigentlich fast gar nicht auf die Frauen eingegangen ist. Sie hat die Frauen nur in einem Nebensatz erwähnt und dieser Nebensatz hat geheißen: Konjunkturmaßnahmen - in Bezug auf die Wirtschaftskrise - kommen Frauen und Männern zugute. Punkt. Also ich denke, das ist schon sehr schwer enttäuschend für eine Stadträtin, die einmal Frauenstadträtin war, hier die Frauen derartig auszublenden. Es sind nicht nur wir, sondern es sind zahlreiche Ökonominnen, Wissenschafterinnen, ÖGB-Frauen, Nationalratspräsidentin Prammer und andere, die vehement frauenspezifische Maßnahmen gegen die Wirtschaftskrise fordern. Ein frauenspezifisches, arbeitsmarktpolitisches Aktionsprogramm muss her. Das gibt es in Wien nicht. Wien blendet Frauen aus der Wirtschaftskrise und auch aus den Maßnahmen gegen die Wirtschaftskrise aus. Sie machen es sich da wirklich sehr, sehr einfach. Und ich habe mir gestern bei der Rede von der StRin Brauner schon gedacht, den Arbeitsmarkt einerseits derartig schönzureden und dann die Frauen so auszublenden, das ist schon auch eine Leistung, ja, das ist schon auch eine Leistung, es ist keine gute Leistung, es ist traurig.

Insgesamt lassen Sie mich zusammenfassend zu diesem Budget sagen, das wir selbstverständlich ablehnen werden: Mir fehlt der Mut in Ihrer Frauenpolitik. Sie sind in Bereichen engagiert, das ist gut, es passiert ein bissel etwas. Es ist eine Politik der Pilotprojekte, verbal und in den Kampagnen greifen Sie gute Themen an. Ja, das stimmt, aber Ihnen fehlt der Mut. Sie machen einfach zu brave Frauenpolitik, Frau Stadträtin! Sie sind zu brav. Sie greifen weder die bestehenden ... (Heiterkeit bei Amtsf StRin Sandra Frauenberger.) Sie lachen. Ich weiß natürlich, andere Fraktionen auch. Aus grüner Sicht, aus feministischer Sicht sind Sie halt einfach zu brav mit Ihrer Frauenpolitik. Sie greifen die bestehenden Macht‑ und Herrschaftsverhältnisse nicht an. Sie tun eigentlich niemandem weh mit Ihrer Frauenpolitik. Sie stabilisieren die Machtverhältnisse zum Teil in Ihrer eigenen Partei. Sie setzen nicht auf Veränderungen zugunsten von Frauen und das ist einer der Gründe, weshalb wir das Wiener Budget auch in diesem Jahr ablehnen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Frau amtsführende Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich in meiner Wortmeldung nicht mehr und nicht weniger als auf das halbe Budgetvolumen dieses Voranschlags konzentrieren, nämlich auf das Thema Personal. Es macht ungefähr fünf Milliarden Euro pro Jahr aus. Ich glaube, es ist ein Thema, das es wert ist, sich wirklich etwas ausführlicher damit zu beschäftigen, auch wenn es in der Vergangenheit etwas weniger Tradition gehabt hat. Ich möchte gar kein Geheimnis daraus machen, ich kündige es schon jetzt an, damit die Spannung nicht allzu groß wird: Ich werde mich in erster Linie auf die Frühpensionierungen konzentrieren. Vorweg für all jene, die sich ein bisschen weniger mit der Personalpolitik beschäftigen: Wir haben in Wien mit den Landeslehrern an die 80 000 Bedienstete, Beamte und Vertragsbedienstete. Das aktive Personal kostet uns an die vier Milliarden Euro pro Jahr einschließlich KAV. Die Pensionszahlungen nur für die Beamten belaufen sich in einer Größenordnung von über einer Milliarde Euro. Wir haben mittlerweile mehr Beamte im Ruhestand als Beamte im Aktivstand. Allein für den Magistrat im engeren Sinn werden 14 000 aktive Beamtinnen und Beamte ausgewiesen, jene im Ruhestand sind 21 600. Wir haben eine ganz dramatische Entwicklung, was die Personalkosten betrifft. Gestern hat es schon Kollege Aichinger angezogen. Er hat festgestellt, dass der Anstieg bei den Personalkosten für Aktive und für Pensionisten um mehr als 4 Prozent zugenommen hat. Und ich kann Ihnen sagen, dass diese Zunahme, wenn man sich nur die Pensionszahlungen ansieht, noch viel dramatischer ist. Hier liegt die Zunahme bei 9 Prozentpunkten. Das ist angesichts eines erstmals ausgeuferten Budgetdefizits umso bemerkenswerter, wenn man weiß, dass sich der Schuldenstand im nächsten Jahr auf 2 beziehungsweise 4 Milliarden EUR belaufen wird. 

Die Pensionszahlungen nur im Bereich Beamte, Magistrat im engeren Sinn, sind auf 440 Millionen EUR angestiegen. Das ist ein Plus von 8,6 Prozent. Und die Pensionszahlungen im Bereich Beamte KAV sind auf 275 Millionen EUR angestiegen. Hier haben wir ein Plus von 9,7 Prozent. Das sind unglaubliche Steigerungen, das sind auch unglaubliche Beträge in absoluten Zahlen. Und ich glaube, dass es nicht nur auf Grund budgetärer Überlegungen, sondern auch auf Grund von Überlegungen, wie man hier mit dem Personal umgeht, es sich sehr wohl auszahlt, sich die Personalpolitik in diesem Haus näher anzusehen. 

Die Pensionszahlungen sind nicht zuletzt deshalb so hoch, weil wir hier in Wien noch immer ein Institut haben, das ganz schwer verständlich ist, freundlich ausgedrückt, man könnte auch dazu sagen, es ist ein Riesenskandal, dass wir dieses Institut hier haben und dass es die SPÖ offensichtlich noch braucht, weil man es sonst ja schon abgeschafft hätte, und zwar sind das die vorzeitigen Versetzungen in den Ruhestand aus organisatorischen Gründen.

Da geht es um Personen, die sehr erfahren sind, die 55 bis 60 Jahre alt sind, die Gott sei Dank ganz gesund sind, die beträchtliche Erfahrung mit sich bringen und von denen sich die Stadt Wien trennt, bei denen die Stadt Wien sagt, wir verzichten auf eure Mitarbeit, und man kann eigentlich nicht erklären, warum man es so macht. Der § 68a Abs 1 Z 2 der Dienstordnung sagt: Wenn die Dienstleistung eines Beamten entbehrlich wird, dann kann er vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden, wenn er anderwärtig nicht angemessen beschäftigt werden kann und ihm eine entsprechende Aus-, Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht zumutbar wäre. Das sind keine Arabesken, diese Zahlen, die die Frühpensionierung aus organisatorischen Gründen betreffen, das sind ganz, ganz viele. Die aus gesundheitlichen Gründen, mindestens genauso bedauerlich, sind ungefähr sechsmal so viel. Aber wenn ich Ihnen sage, dass wir im Jahr an die 900 bis 1 000 Pensionierungen nur im Beamtenbereich haben, von denen zwei Drittel Frühpensionierungen sind, dann werden Sie erkennen, um welche Größenordnungen es hier geht. 

Wir haben im Jahr 2008 nicht weniger als 614 Frühpensionierungen gehabt, davon 546 aus gesundheitlichen Gründen und 68 aus organisatorischen Gründen. Wir hatten im Jahr 2007 627 Frühpensionierungen, davon 536 aus gesundheitlichen Gründen und 91 aus organisatorischen Gründen. Wir hatten im Jahr 2006 570 Frühpensionierungen, davon 485 aus gesundheitlichen Gründen und 85 aus organisatorischen Gründen. 

Sehr verehrte Frau Stadträtin, bitte erklären Sie mir das, wieso Sie auf diese Mitarbeiter verzichten wollen. Das kann ja doch wohl nicht wahr sein, dass man in einem Unternehmen wie der Stadt Wien mit 80 000 Mitarbeitern keine andere angemessene Beschäftigung für Mitarbeiter finden kann. Da muss es ja andere Erklärungen dafür geben. Auf der Hand liegend ist, man bringt es einfach nicht zusammen, man will es nicht machen, man schafft es wirklich nicht oder man hat andere Gründe. Sie haben es bis heute nicht geschafft und wir haben ja schon das eine oder andere Mal die Debatte in der Gemeinderätlichen Personalkommission gehabt, eine plausible Erklärung dafür zu geben. 

Damit das Ganze jetzt nicht allzu abstrakt ist, sondern damit man sich vorstellen kann, um welche Personen es da geht, werde ich Ihnen ein paar Beispiele aus der Gemeinderätlichen Personalkommission nennen. Keine Sorge, selbstverständlich nicht mit Namen, aber mit der Bezeichnung und mit dem Alter. Da haben wir beispielsweise in einem Monat eine Ruhestandsversetzung aus organisatorischen Gründen einer Kanzleikommissarin mit 55 Jahren, eines Facharbeiters mit 55 Jahren, einer Kanzleikommissarin mit 55 Jahren, eines Facharbeiters mit 55 Jahren, eines Betriebsinspektors mit 56 Jahren, eines Fachbeamten des Verwaltungsdienstes mit 56 Jahren, eines Vorarbeiters mit unterstellten Bediensteten mit 57 Jahren, eines Betriebsoberinspektors mit 57 Jahren, eines Spezialfacharbeiters mit 58 Jahren, eines technischen Oberamtsrats mit 56 Jahren, einer Oberamtsrätin mit 58 Jahren. So kann die Stadt Wien, so sollte die SPÖ in Wien nicht mit den personellen Ressourcen umgehen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ist ja nicht nur eine wahnsinnige Geldvernichtung, das ist ja nicht nur eine fürchterliche Ressourcenverschwendung, das ist ja auch kein Umgang mit den Mitarbeitern. Man sagt einem 55-jährigen Mitarbeiter: Du bist entbehrlich geworden, du bist zwar höchstqualifiziert, du hast jahrzehntelang für diese Stadt gearbeitet, aber wir wollen nicht einmal, dass du in einer anderen Abteilung weiterarbeitest und wir sind nicht einmal bereit, eine Umschulung für dich zu machen, damit du eine andere sinnvolle Tätigkeit für diese Stadt erbringen kannst.

Ich muss da die Antwort des Bürgermeisters zitieren, die er mir am 21. Oktober 2009 zum Missstand der Frühpensionierungen aus organisatorischen Gründen gegeben hat. Da schreibt er doch allen Ernstes: „Die zitierte Norm erscheint mir daher in dieser Ausgestaltung durchaus sinnvoll, da sie den Grundsätzen der Verwaltungsökonomie gerecht wird.“ Ja, sehr verehrte Damen und Herren, was verstehen Sie, was versteht der Bürgermeister unter Verwaltungsökonomie? Das soll ökonomisch sein, dass man hier hunderttausende Euro vernichtet, dass man hier Personalressourcen ungenutzt lässt und dass man langjährigen verdienten Mitarbeitern sagt, wir brauchen euch nicht mehr? Die letzten 15 Jahre Häupl haben leider Gottes auch im Bereich der Personalpolitik nichts Gutes gebracht und haben uns wahnsinnig viel Geld gekostet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist so, dass wir heute kein Budget mit einem Abgang von 600 Millionen EUR beschließen müssten, wenn der Bürgermeister rechtzeitig eingegriffen hätte und nur im Bereich der Frühpensionierungen rechtzeitig gegengesteuert hätte. Was diese organisatorischen Frühpensionierungen kosten, das ist ja sehr einfach zu errechnen. Ich sage, ein Mitarbeiter kostet uns im Schnitt im Jahr an die 50 000 EUR, für durchschnittlich fünf Jahre entfällt sein Dienst, wir haben daher einen frustrierten Aufwand durch fünf Jahre hindurch, das ergibt 250 000 EUR Schaden, nur budgetären Schaden für die Stadt Wien auf Grund dieser Form der Frühpensionierung. Von dem Schaden, den der Mitarbeiter hat, rede ich hier noch gar nicht. Wir haben durchschnittlich 70 bis 100 Frühpensionierungen pro Jahr, ergibt pro Jahr einen Schaden von 25 Millionen EUR, ergibt in der Amtszeit Häupl einen Schaden von mindestens 250 Millionen EUR. (Beifall bei der ÖVP.)
Da rede ich noch überhaupt nicht von den Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen. Die machen ungefähr sechsmal so viele aus wie die aus organisatorischen Gründen. Ich habe daher hier einen Schaden in der Größenordnung von 150 Millionen EUR im Jahr und in der Amtszeit Häupl von 1,5 Milliarden EUR. Selbstverständlich gibt es da Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen, die man nicht abwenden kann. Das ist ja völlig außer Frage. Aber wenn es uns nur gelingen würde, durch gezielte Personalpolitik und sinnvolles Eingreifen in die Dienstabläufe ein Sechstel dieser gesundheitlichen Frühpensionierungen abzuwenden, wären es wiederum 250 Millionen EUR, die wir uns in den letzten 10 bis 15 Jahren ersparen hätten können. Ein Verringerungspotenzial dieser Frühpensionierungen, das gibt es ganz sicher. Setzen Sie beim Betriebsklima an. Setzen Sie bei den Abhängigkeitsverhältnissen an, die es in dieser Stadt gibt. Setzen Sie beim Zulagensystem an. Es trägt nicht zur Motivation und Gesundheit der Mitarbeiter bei, dass Jahr für Jahr andere darüber entscheiden, ob sie im nächsten Jahr noch eine Zulage bekommen oder nicht, denn man hat selbstverständlich keinen Rechtsanspruch darauf, dass man eine Zulage im nächsten Jahr wieder bekommt. Man hat den Rechtsanspruch nur darauf, dass man sie im laufenden Jahr erhält. 

Wenn ich mir jetzt auch noch die Krankenstände anschaue, die wir in der Stadt Wien zu verzeichnen haben, dann ist der Schaden, der durch die unglückselige Personalpolitik entsteht, ein noch viel höherer. Bedienstete der Stadt Wien sind durchschnittlich 20,4 Tage im Krankenstand, ASVG-Versicherte sind es durchschnittlich 11,4 Tage. Eine Woche kostet die Stadt Wien an die 1 000 EUR, bei einem Bediensteten 10 Tage, 1 Woche ist er länger im Krankenstand, das heißt, die vermehrten Krankenstände kosten uns 50 Millionen EUR pro Jahr oder 500 Millionen EUR in der Ära Häupl. Nicht weniger als 1 Milliarde EUR nur durch diese falsche Personalpolitik, die Bgm Häupl und die SPÖ zu verantworten haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Und jetzt darf ich einmal dort fortsetzen, wo Kollege Margulies von den GRÜNEN gestern seine Kritik an der Personalpolitik angezogen hat. Da hat er von den Ausrüstungsgegenständen gesprochen, von der Adjustierung, wie denn die Müllabfuhr und die Straßenkehrer gewandet sind. Und ich sage Ihnen, er wird schon recht haben. Auch das kann ein Grund dafür sein, warum die Krankenstände so hoch sind. Es kann ein Grund dafür sein, warum die Motivation so gering ist. Es kann ein Grund dafür sein, warum die Frühpension gerne angenommen wird oder warum gar nichts anderes übrig bleibt, als die Frühpension anzunehmen. Auch in dieser Beziehung, und den Vorwurf kann ich Ihnen nicht ersparen, sind Sie als Bürgermeister und Sie als verantwortliche amtsführende Stadträtin kein guter Dienstgeber. Ich wiederhole daher das, was wir in der Vergangenheit schon gesagt haben, dass wir in jedem Fall einmal den Ruhestand aus organisatorischen Gründen beseitigen müssen und bringe diesbezüglich einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und bitten Sie dringendst, die Personalpolitik in dieser Stadt grundlegend zu verändern. Zum einen, weil es budgetär nicht mehr verantwortbar ist. Wir können uns das budgetär sicher nicht mehr lange leisten, aber wir können uns auch diesen Umgang mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in dieser Stadt nicht mehr leisten. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag und zu einer Veränderung in der Personalpolitik. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau Mag Krotsch. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Vana, Sie können mir glauben, dass die Frauenpolitik ein Herzstück der Sozialdemokratie ist und dass sie von allen getragen wird, von allen sozialdemokratischen Männern und Frauen. Das ist natürlich auch bei unserer SPÖ-Frauenvorsitzenden und Vizebürgermeisterin Renate Brauner so. Gerade sie schaut darauf in Zeiten wie diesen, in Zeiten der Krise, dass Frauen nicht unter die Räder geraten. (Beifall bei der SPÖ.)
Frau Kollegin Vana, ein Zweites: Abgesehen von den konkreten Maßnahmen, die wir umsetzen, bin ich auf zwei grundsätzliche Sachen auch besonders stolz, die wir hier in Wien haben, nämlich dass Frauenpolitik eine Querschnittsmaterie ist und dass wir in allen Kapiteln des Budgets das Gender Budgeting haben. 

Und zweitens möchte ich Sie noch bitten, den im letzten Frauenausschuss beschlossenen Gleichstellungsaktionsplan anzusehen, wo wirklich die verschiedensten Beispiele auch in den verschiedensten Magistratsdienststellen angeführt sind, wo wir wirklich viel in Sachen Gleichstellung voranbringen, weiterbringen. Hier sind wir europaweit Vorreiterin und hier sind auch Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung enthalten. Bitte auch an alle anderen Kolleginnen und Kollegen hier im Saal: Nehmen Sie sich diesen Gleichstellungsaktionsplan zur Brust!

Ich kann leider nicht auf alles von meinen Vorrednerinnen und Vorrednern eingehen. Besonders auf die Personalagenden wird mein Kollege Norbert Bacher-Lagler eingehen. Was mir aber besonders wichtig ist, da wir einen Tag vor Beginn der 16 Tage „Gegen Gewalt an Frauen“ stehen, ich möchte den Schwerpunkt meiner Ausführungen heute auf das Thema „Gewalt an Frauen“ legen. 

Es ist ein Phänomen, das unabhängig von Herkunft, sozialer Schicht, Bildung, Kultur, et cetera eben auf unterschiedlichsten Ebenen stattfindet, die unterschiedliche Ausformungen hat und eben im Rahmen unterschiedlichster kultureller Gegebenheiten vorgefunden wird und wahrzunehmen ist. Es ist für viele Frauen und Mädchen leider alltägliche Realität. Wir haben eine Zahl in Österreich, nämlich jede fünfte Frau wird in Österreich in einer Beziehung von ihrem Ehemann oder Lebensgefährten misshandelt. Wir haben 90 Prozent aller Gewalttaten an Frauen und Kindern in der Familie, im sozialen Nahraum und die Dunkelziffer, wie wir wissen, ist hier bei familiärer Gewalt sicher sehr hoch. Viele betroffene Frauen und Mädchen schweigen. Es gibt auch immer noch viele Fehleinschätzungen, die das Thema Gewalt betreffen. Es gibt Aussagen wie: „Gewalt findet nur in gewissen sozialen Schichten statt“, „nur in Problemfamilien“, „aufreizende Kleidung ist eine Einladung und rechtfertigt sexuelle Übergriffe“ oder „unkontrollierte Anrufe sind Liebesbeweise“. Das sind alles so Schlagworte und Meinungen, selbstgefertigte Bilder in manchen Köpfen, die Gewalt falsch vermitteln, die es verharmlosen, was passiert, es wird verleugnet, gerechtfertigt. Sie stärken da die Täter, sie entschuldigen die Täter und erschweren es Mädchen und Frauen, dass sie sich aussprechen, dass sie über die erlebte Gewalt sprechen und sich Unterstützung holen. 

Wir in Wien setzen konkrete Maßnahmen und haben Konzepte gegen Gewalt an Frauen. Wir haben sie vielfältig und bedürfnisorientiert angelegt, so vielfältig und verschieden eben Gewalt stattfindet. Zentrale Aufgabe von verantwortungsvollem politischen Handeln ist es, und das tun wir, nämlich die ausreichende Versorgung von Opferschutzeinrichtungen sicherzustellen, die rasche und unbürokratische Hilfe anzubieten und wirklich alles dafür zu tun, um eine bestmögliche Unterstützung und Schutz vor Gewaltakten zu gewährleisten. Wien ist sehr gut aufgestellt. Wir sind eine sichere Stadt. Wir sind europaweit Vorzeigestadt. Wir haben ein breites und enggewobenes Gewaltschutznetz. Unser Motto in Wien lautet: „Jede Frau soll sich in dieser Stadt sicher fühlen.“ Wir haben drei Säulen: Das ist der 24 Stunden-Frauennotruf der Frauenabteilung, europaweit einzigartig. Wir haben die vier Frauenhäuser. Wir haben viele Vereine in Förderung mit den unterschiedlichsten Projekten und Zielgruppen. 

Aber um diese Maßnahmen zu bewerten, auszubauen, hier zu schauen, wie wir gewisse Maßnahmen weiterentwickeln können, hat die MA 57 eine Studie beim Institut SORA in Auftrag gegeben. Wir haben hier über das subjektive Sicherheitsempfinden der Wienerinnen nachgefragt. Die Ergebnisse, sehr interessant, sehr detailreich, können Sie unter der URL „www.frauen.wien.at“ nachlesen. Ich möchte hier nur einige Blitzlichter anführen. Eben dass Wien eine sichere Stadt ist, spiegelt sich im subjektiven Sicherheitsempfinden der Wienerinnen wider. Sie werden nachlesen können, dass mehr als die Hälfte, nämlich 54 Prozent der befragten Frauen, sich in ihrer Wohnumgebung sicher fühlen und mehr als ein Viertel ziemlich sicher fühlen. Wichtige Einflussvariablen auf das Sicherheitsempfinden in der Wohnumgebung für Frauen sind die Wohnverhältnisse und sie fühlen sich umso weniger sicher, je größer das Wohngebäude ist, in dem sie leben. 80 Prozent der befragten Frauen erleben nie oder nur selten bedrohliche Situationen im öffentlichen Raum und Frauen wenden jene Maßnahmen an, die ihnen ExpertInnen in diesem Bereich als sinnvoll und wirkungsvoll nennen. So versuchen 81 Prozent der Befragten Selbstbewusstsein auszustrahlen und keine Angst zu vermitteln, 61 Prozent vermeiden Wege, sie nehmen also Umwege in Kauf. Und fast jede fünfte Frau in Wien hat bereits einen Selbstverteidigungskurs absolviert. (GR Mag Wolfgang Jung: Wo haben Sie die Statistik dieser Verteilung her?) Das Frauenbarometer zeigt uns also, Wien hat für die Sicherheit von Frauen viel zu bieten. Aber das Frauenbarometer zeigt auch, dass wir ... (GR Mag Wolfgang Jung: Wo haben Sie die Statistik dieser Verteilung her?) Bitte? (GR Mag Wolfgang Jung: Wo haben Sie die Statistik dieser Verteilung her?) Das ist auch alles aus diesem Frauenbarometer, das ich erst zitiert habe und das Sie sehr genau auf der Website nachlesen können. Ein Drittel der Befragten gab allerdings an, die bekannten Opferschutzeinrichtungen nicht zu kennen, also den Weißen Ring, 24 Stunden-Frauennotruf, Frauenhäuser, Interventionsstelle gegen Gewalt. Und genau hier setzen wir in Wien an. Wir wollen Frauen und Mädchen ermutigen, sich Information, Unterstützung und Hilfe zu holen und wir werden hier die Öffentlichkeitsarbeit noch verstärken, um die Operschutzeinrichtungen noch bekannter zu machen. Wir machen Öffentlichkeitsarbeit, um Einrichtungen, um Maßnahmen bekannter zu machen, nicht um uns selbst als sozusagen regierende Partei hier zu profilieren. (Beifall bei der SPÖ.)  

Konkret gibt es zum Thema Sicherheit auch bei der MA 57 kostenloses Info-Material. Ich möchte hier die Sicherheitstipps für Mädchen und Frauen erwähnen, die es auch in den verschiedensten Sprachen zu erwerben gibt. Es werden natürlich kontinuierlich Infoveranstaltungen, Messen genutzt, um auch hier das Angebot, das breite, das wir haben, vorzustellen. Ganz besonders stolz bin ich auf die neue Kampagne „Standpunkte gegen Gewalt“, die auch genau darauf abzielt, nämlich jede betroffene Frau und jedes betroffene Mädchen zu ermutigen und zu stärken, darüber zu sprechen, sich Hilfe zu holen, Hilfe in Anspruch zu nehmen, das Thema Gewalt an Frauen generell stärker ins öffentliche Bewusstsein zu bringen und um die Beratungsstellen eben auch zu bewerben, da wir aus dem Frauenbarometer wissen, dass sie noch nicht zu jeder Frau gedrungen sind. Wir wollen auch jede und jeden zur Auseinandersetzung mit dem Thema Gewalt aufrufen, also Männer und Frauen sind gefordert. Die Solidarität aller ist hier gefordert. Und das impliziert es auch, wir wollen an die Zivilcourage jedes Einzelnen, jeder Einzelnen appellieren. 

Sie haben es sicher schon gesehen, es sind prominente Testimonials, die die Kampagne jetzt eingangs auch tragen neben unserer Frauenstadträtin. Sie haben die einzelnen Standpunkte gegen Gewalt, die wir in Inseraten in den Printmedien veröffentlichen. Es gibt Spots in U-Bahn-Stationen, Plakate in U-Bahnen und Straßenbahnen. Hier werden eben die Standpunkte öffentlich gemacht und auch die Beratungsstellen beworben. Ab 2010 sind wir dann alle am Zug. Es sind alle aufgefordert, alle, Frauen, Männer, Mädchen und Buben, sich an der Kampagne zu beteiligen. Es würde mich sehr freuen, wenn auch alle Kolleginnen und Kollegen hier mitmachen würden, den eigenen Standpunkt gegen Gewalt mit einem Foto dabei auf der Kampagne-Website „frauen.wien.at“ zu veröffentlichen. Es wird dann nächstes Jahr auch noch einen mehrsprachigen Freecardfolder geben, ein Gemeinschaftsplakat aller Einrichtungen, die in Wien im Opferschutz tätig sind, also von Polizei über Beratungsstellen und Spitäler. Die Kampagne wird in mehreren Wellen bis Ende 2010 laufen. Es wird dazu auch einige themenbezogene Veranstaltungen geben. Aber wie gesagt, alle Materialien können Sie auch unter der Website „frauen.wien.at“ herunterladen oder auch kostenlos bestellen. 

Besonders freuen würde es mich auch, wenn möglichst viele von uns morgen beim Pfeifkonzert mit dabei sein können. Setzen wir gemeinsam ein Zeichen gegen Gewalt: Ich pfeif’ auf Gewalt. Auf Initiative der Frauenstadträtin werden wir um 11.30 Uhr vor dem Rathaus auf die Gewalt pfeifen. Pfeifen Sie mit! 

Unser Anliegen ist es, nicht nur die Öffentlichkeitsarbeit zum Gewaltschutz auszubauen, sondern generell den Schutz der Frauen an sich zu verbessern. Und es freut mich hier sehr an dieser Stelle, einen gemeinsamen Antrag aller Fraktionen zum Thema „Gewalt an Frauen“ einbringen zu können. Dieser Antrag ist ein ganz klares Bekenntnis gegen Gewalt, zum anderen aber auch ein sehr umfassender Forderungskatalog. Es freut mich wirklich hier sehr, dass alle Fraktionen hier ein gemeinsames Zeichen gegen Gewalt an Frauen setzen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Der Antrag liegt allen Fraktionen, allen Kolleginnen und Kollegen natürlich vor. Aber ich möchte nur einzelne Forderungspunkte erwähnen. Wir werden fordern, dass die Verankerung des Themas Gewalt verpflichtend in der Ausbildung der Justizberufe enthalten ist, dass wir ein umfassendes Schutzprogramm für Opfer von Gewalt für einen sicheren Start in ein neues Leben haben und die Verankerung des Themas „Gewalt gegen Frauen“ in Ausbildungen in pädagogischen sowie in medizinisch-gesundheitlichen Bereichen in ausreichendem Umfang. Auch die Täterarbeiten mit dem primären Ziel der Beendigung der Gewalt und der Verhinderung weiterer Gewalttaten muss gesetzlich verankert werden und finanziell sichergestellt werden. Und der Bund muss für den Kampf gegen Gewalt gegen Frauen und Kinder sowohl in der Prävention als auch in der Intervention und längerfristigen Versorgung und Absicherung ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ein zweites Thema, das natürlich auch mit dem ganzen Thema Frauen sollen ermutigt werden, sich zu öffnen, darüber zu sprechen, Hilfe zu holen, einhergeht, ist das Grundthema Selbstbestimmtheit von Frauen. Unser Motto lautet ja, die Stadträtin proklamiert es „Sicher, selbstbestimmt und unabhängig soll jede Frau in dieser Stadt leben können.“ Zum Thema Selbstbestimmtheit von Frauen gehört meiner Meinung natürlich hier das Thema Rollenbilder, also das Aufbrechen von den Rollenstereotypen, also die Bilder im Kopf, die wir immer noch haben, typisch männlich - typisch weiblich denken. Es gehört dazu die Mädchenarbeit, die mit den Initiativen wie den Töchtertag oder die Workshops in Kindergärten und Volksschulen auch für Eltern, die ja sehr wichtig sind, auch 2010 fortgeführt werden, auch alles sehr konkrete Maßnahmen. Fakt ist, Rollenklischees greifen nicht nur viel zu kurz, sie schränken wirklich auch alle Handlungen und Entfaltungsspielräume von Frauen von Kindesbeinen an ein. Aber wir haben ja eine gute Nachricht, die wir auch immer wieder proklamieren: Rollen sind veränderbar. Wir haben die Botschaft unserer Frauenstadträtin am letzten Frauentag besonders hervorgehoben: „Bestimme deine Rolle selbst.“ Hier geht es vor allem eben darum, die Berufswünsche junger Frauen zu hinterfragen, an sie zu appellieren, denn in einem Alter von 10, 12 Jahren haben Mädchen noch viele Berufsideen im Kopf. Also wenn man sie hier fragt, was sie einmal werden wollen, haben sie noch sehr engagierte Antworten wie Astronautin, Profifußballerin oder Meeresforscherin zu werden. Aber Informationsmangel und gesellschaftliche Erwartungshaltungen tragen dann dazu bei, dass Mädchen mit zunehmendem Alter ihre Ausbildungs- und Berufswünsche aufgeben, sich an diesen stark typischen Frauenberufen orientieren und diese dann natürlich eben sehr oft auch anstreben und angehen. Uns geht es darum, dass sich alle Menschen frei entfalten können, je nach Berufs- und Lebensform, eben aus dem ganzen Spektrum aller Möglichkeiten auswählen können und zwar unabhängig vom Geschlecht. 

Ich habe schon das Rollenbilder-Thema angesprochen, das wir am Frauentag heuer sehr stark proklamiert haben. Wir haben hier Publikationen wie das Rollenbilderbuch herausgegeben und ich muss sagen, dieses Rollenbilderbuch hat wie eine Bombe eingeschlagen. Wir haben hier 15 300 Exemplare verteilen können. Wir werden das hier sicher auch fortführen. Konkrete Aktionen wie den Wiener Töchtertag habe ich schon angesprochen. Hier auch immer eine Ausweitung von beteiligten Unternehmen, von Mädchen, von Kindern, die hier an dieser Aktion teilnehmen. Workshops zur betrieblichen Frauenförderung sind auch noch eine konkrete Maßnahme, die wir in diesem Bereich setzen. Das heißt, wir brauchen Bewährtes nicht neu erfinden. Wir müssen nur schauen, dass alle Maßnahmen und Projekte zu den Frauen gelangen. 

Unsere Geschäftsgruppe umfasst so viele Themenbereiche, dass ich noch kurz auf zwei Themenbereiche eingehen möchte. Das eine ist der Tierschutz und dann noch die WAST.

Frau Matiasek, auch wir lieben Tiere, auch die Sozialdemokratie liebt Tiere und deshalb sind wir beim Tierschutz in dieser Stadt ausschließlich mit SpezialistInnen befasst. Das heißt, es sind hier ausschließlich SpezialistInnen im Tierschutz tätig, die allen TierfreundInnen mit Rat und Tat zur Seite stehen und eben wertvolle Tipps zur Verfügung stellen. Gemeinsam mit verschiedensten Organisationen und Vereinen, die ihre Arbeit in den Dienst der Tiere stellen, bieten wir hier eine außerordentliche Qualität. Wir haben getreu dem Motto „Wissen schützt Tiere“ für 2010 den Schwerpunkt auf die präventive Tierschutzarbeit gelegt. Auch hier werden erfolgreiche Veranstaltungen, die wir heuer durchgeführt haben, natürlich auch nächstes Jahr stattfinden. Den Tierschutzaktionstag, der ja neu konzipiert wurde und mit 20 000 BesucherInnen heuer stattgefunden hat, wird es auch nächstes Jahr geben. Wir werden die frisch ins Leben gerufene Veranstaltung „Spiel und Spaß mit Hunden“ weiterführen. Wir haben ja hier 15 000 BesucherInnen gehabt. Wir werden aber auch neue thematisch fokussierte Veranstaltungen anbieten, also zum Beispiel den Reptilientag im Haus des Meeres. Es geht uns hier auch wirklich darum, möglichst wirksam und gezielt zielgruppenspezifisch zu informieren und zu beraten, oder auch eine Kleintierveranstaltung. Es soll das Angebot ja auch in diesem Bereich 2010 erweitert werden.

Im Speziellen wird es auch für Kinder und Jugendliche umfangreiche Sensibilisierungsangebote geben, denn die Kinder und Jugendlichen sind die TierfreundInnen von morgen. Wir haben hier die Wildtiertage in Schönbrunn, Ferienspiel, sicherheitspädagogische Tage. Alles das wird auch 2010 weitergeführt werden.

Neben diesen Veranstaltungsangeboten, Sensibilisierungsangeboten darf natürlich ganz richtig formatiert die tagtägliche Tierschutzarbeit nicht vergessen werden, die in Form von Kontrollen stattfindet. Sie haben auch die Fiaker angesprochen. Es geht auch um Kontrollen von Tierfachhandlungen. Wir haben die Tierschutz-Helpline. Es geht um den amtstierärztlichen Permanenzdienst von 0 bis 24 Uhr. Es ist diese tagtägliche wichtige Tierschutzarbeit, die eben ein gewichtiges Stück in dieser ganzen Tierschutzarbeit in Wien ist und die Wien hier zu Recht den Titel der Tierschutzhauptstadt Europas sozusagen verleiht. 

Last but not least möchte ich noch zur WAST einige Worte verlieren. Sie ist ja seit 1998 wirklich sehr vehement gegen Diskriminierung von Lesben, Schwulen und Transgender-Personen aktiv. Sie setzt sich sehr aktiv für die rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung dieser Community ein. Sie ist sozusagen Schnittstelle für Lesben, Schwule und Transgender Community und unterstützt im engen Kontakt mit den vielen, vielen Vereinen, die große Partnerinnen hier in diesem Bereich sind, inhaltlich und organisatorisch. Die Hauptaufgaben sind die Beratung, die Information, die Sensibilisierung. Um die Arbeit ja fast noch ein bisschen näher zu veranschaulichen, möchte ich kurz ein paar Beispiele hier anführen. 

Es wurde 2008 die Broschüre „Recht im Alltag, ein Leitfaden für Lesben und Schwule“ präsentiert. Hier wird die aktuell geltende Rechtslage für die Community aufgezeigt, besonders in den relevanten Lebensbereichen in Österreich, wie sie aussieht, wo Diskriminierungen bestehen. Also diese Broschüre wurde in diesem Jahr sehr weit verteilt, eben in die Community getragen. Es gab dazu auch Vorträge, Workshops, alles sehr niederschwellig und zielgruppenspezifisch, um möglichst viele Lesben und Schwule und Transgender-Personen zu erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Beratung in Diskriminierungsfällen wurde auch weitergeführt. Hier kann die WAST jährlich etwa 150 Beratungskontakte verzeichnen und in diesen den Betroffenen helfen, konkrete Problemsituationen zu entschärfen und bestehende Diskriminierungen zu beseitigen. Sensibilisierung hab ich als Hauptaufgabe auch genannt. Es wurden heuer sehr viele Schulungs- und Sensibilisierungsaktivitäten und Tätigkeiten geleistet, unter anderem in Krankenpflegeschulen und im Rahmen der Lehrlingsausbildung im Magistrat. Hier gab es auch eine Ausweitung der Vorträge und das wird auch ein Schwerpunkt im nächsten Jahr sein.

Die vielen Stadtgespräche, wer schon dort war, kann mir beipflichten, sind auch eine sehr wichtige Veranstaltungsreihe, wo eben zielgruppenspezifische, relevante Themen mit Leuten aus der Community und ExpertInnen der Stadt Wien diskutiert werden. Auch diese werden wir 2010 wieder weiter haben. Ich lade Sie ein, auch diese zu besuchen.

Ein aktuelles Projekt möchte ich noch ganz kurz erwähnen, was mir auch sehr wichtig erscheint. Wenn Sie sich erinnern, haben wir uns ja bei dem EU-Projekt „Schoolmates“ beteiligt. Es handelt sich hier um eine Befragung von SchülerInnen, LehrerInnen und Schulpersonal. Dieses wurde ja realisiert und ausgewertet und es ging darum, das homophob motivierte Bullying zu erforschen und um SchülerInnen und LehrerInnen dafür zu sensibilisieren. Es handelt sich hier um die wiederholte psychische, verbale und körperliche Unterdrückung einer schwächeren Person oder Gruppe, die sich nicht wehren kann. Hier wurden mehrere Workshops abgehalten und wir konnten 80 LehrerInnen sowie SchülerInnen damit erreichen. Heuer und zwar vor wenigen Tagen am 19. November haben wir eine große Fachkonferenz zu diesem Thema gehabt: „Bullying in der Schule. ‚Anders’ - Sein als Risiko? Sexuelle Orientierung und Diversity im Schulalltag.“ Auch hier haben wir wieder den Nerv der Zeit getroffen. Wir waren Vorreiterin in diesem Bereich. Der Saal war mehr als überfüllt. Wir mussten sogar manche Anmeldungen zurückweisen. Also auch hier wieder eine sehr wertvolle Arbeit, die erwähnt werden sollte.

Zu diesen Themenbereichen gibt es auch drei Handbücher, die die WAST entwickelt hat. Ich lade Sie auch hier ein, diese kostenfrei bei der WAST zu erstehen beziehungsweise unter der Website zu bestellen. Hier sind auch konkrete Handlungsanleitungen, die wir den LehrerInnen anbieten, aber auch den SchülerInnen selbst, sowie eine Anleitung auch selbst für Workshops. Schauen Sie rein, bestellen Sie sich die Unterlagen sowohl vom Frauenbereich als auch vom Thema WAST und auch vom Tierschutz. Wir haben vieles zu bieten. Wir haben wirklich viele Maßnahmen, die wir setzen, konkrete Projekte, die den Frauen helfen, die die Stadt noch tierfreundlicher machen und die Stadt generell auch in Sachen Lesben, Schwulen und Transgender-Personen noch gerechter werden lassen. Ich lade Sie ein, sich alle Aktionen anzusehen, näher zu beleuchten, auf die Website zu surfen und sich das anzuschauen, downzuloaden und zu bestellen.

Abschließend möchte ich mich noch sehr herzlich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt bedanken. Ich möchte meine Wertschätzung gegenüber allen Mitarbeitern ausdrücken. Ich danke allen für die hervorragende Arbeit in diesem Jahr. Und nun bleibt mir nur noch, Ihnen allen die Zustimmung zum vorliegenden Budgetvoranschlag vorzuschlagen. Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren! 

Ich finde es schade, dass wir hier in diesem Haus so selten die Möglichkeit haben, eine substantielle Auseinandersetzung mit dem Kapitel Integrationspolitik abzuführen. Ich finde es deshalb sehr schade, weil Integrationspolitik für die Stadt nicht irgendein Orchideenthema darstellt, sondern vielmehr eine zentrale Herausforderung in einer Stadt ist, in der jeder Dritte, jede Dritte einen Migrationshintergrund hat, in einer Stadt, in der nahezu die Hälfte aller Volksschulkinder eine andere Muttersprache als Deutsch hat. Ich finde es auch schade, dass es in diesem Bereich nach wie vor zwar Bemühungen gibt, aber viel zu wenig finanzielle Ressourcen, um eine Politik so umzusetzen, wie sie eben einer Stadt mit einer derartigen Bevölkerungsstruktur und Zusammensetzung auch würdig wäre. Das heißt, Sie erkennen es. 

Mein erster Kritikpunkt lautet ganz klar: Das Budget, so wie es zur Verfügung steht für Integrationsmaßnahmen, es könnte weitaus üppiger ausfallen. Es hat zwar in den letzten Jahren immer ein bisschen mehr Geld gegeben in dem Bereich, das möchte ich auch begrüßen, aber, einmal mehr, es ist ein Tropfen auf den heißen Stein, es ist nach wie vor viel zu wenig. Und das möchte ich nicht nur so allgemein in den Raum stellen, ich möchte es danach auch belegen.

Aber zunächst möchte ich eher zu dem Problem kommen, das meiner Meinung nach den zentralen problematischen Aspekt in der Integrationspolitik darstellt. Das ist allen voran, noch bevor wir darüber reden, dass uns das Geld fehlt, die fehlende Perspektive. Es fehlt uns die Perspektive, es fehlt uns das ganz konkrete klare Ziel, was wir eigentlich mit unseren integrationspolitischen Maßnahmen in einer Stadt wie Wien bezwecken. Ich glaube aber, dass dieses Ziel nicht aus einem Zufall heraus fehlt, sondern das Ergebnis dessen ist, dass wir vier Fraktionen, so wie wir hier im Gemeinderat vertreten sind, absolut unterschiedliche Ansichten haben, was das sein soll, und auch absolut unterschiedliche Ziele verfolgen. 

An dieser Stelle sei mir gestattet zu sagen, mir ist vollkommen klar, welches Ziel von der FPÖ verfolgt wird, ich bin mir halbwegs im Klaren, welche integrationspolitischen Vorstellungen wahrscheinlich die ÖVP hat – die möchte ich etwas polemisch so zusammenfassen: man soll brav sein, schön grüßen und halt seine Arbeit verrichten und nicht weiter auffallen, dann ist man integriert –, eine Kritik, die ich aber an jene Fraktion zu richten habe, die hier in diesem Haus regiert, das ist die SPÖ, ist, dass es mir nach wie vor nicht klar ist, worauf es hinausläuft. Was ist das Ziel der Integrationspolitik der SPÖ? Es wird ja Rednerinnen und Redner nach mir geben, vielleicht wird es die Möglichkeit geben, dass es jemand auf den Punkt bringt, vielleicht macht es die Frau Stadträtin.

Ich kann sagen, für mich ist das Ziel einer ernst gemeinten Integrationspolitik schlussendlich etwas, das auf eine ziemlich simple Formel hinausläuft: Aus Zuwanderern und Zuwanderinnen macht Wiener und Wienerinnen. Das klingt einfach, hat aber einen emotionalen Aspekt und einen praktischen Aspekt.

Der emotionale Aspekt dürfte uns auch allen klar sein. Man schafft es, dass Menschen, die zugewandert sind, sich mit der Stadt positiv identifizieren – ich gehe sogar einen Schritt weiter –, Wien lieben, ja sogar stolz sind, Wienerinnen und Wiener zu sein, und sie bezeichnen sich auch so. Das setzt voraus, meine Damen und Herren, dass sie sich willkommen fühlen, und das setzt auch voraus, dass sie in den ersten Jahren nach der Neuzuwanderung eine Form von Begleitung und Betreuung haben, die vielleicht gerade diese emotional allerersten und sehr entscheidenden Jahre positiv verlaufen lässt und ihnen das Gefühl gibt: Ja, du bist willkommen, ja, wir wollen dir alle Mittel und Möglichkeiten mit auf den Weg geben, damit du auch einen positiven Weg in dieser Stadt hinter dich bringen kannst.

Und damit bin ich beim zweiten Punkt, also beim praktischen Aspekt. Der praktische Aspekt lautet ganz einfach, Chancen zum Erfolg zu haben. Denn Sie werden, glaube ich, auch nachvollziehen können, dass eine positive Integrationsgeschichte für jeden einzelnen Zuwanderer in jeder Stadt weltweit schlussendlich als Voraussetzung hat, dass man die eigene Migrationsgeschichte als Erfolgs-Story erlebt. Wenn man sein eigenes Land verlässt und woanders hinwandert, um dort zu leben und zu arbeiten, so tut man dies in der Hoffnung, dort bessere Verhältnisse aufbauen zu können. Und wenn das gelingt, ist man in der Regel dankbar – so einfach ist das! – und darüber hinaus aufgeschlossen und bereit, sich mit jener Gesellschaft zu identifizieren, die einem die Mittel und Möglichkeiten gegeben hat, zu diesem Erfolg zu finden.

Das heißt, meine Damen und Herren, wenn wir tatsächlich ernsthaft von einer Integrationspolitik sprechen, dann sollten wir mehr, entschieden mehr Geld in die Hand nehmen, doch dieses Geld sollten wir klug investieren in Wege und Maßnahmen, die diesem Ziel dienen, so wie ich es gerade eben geschildert habe.

Damit möchte ich, weil ich ja auch nicht allzu viel Zeit habe, mich auf einige wenige Aspekte konzentrieren, die ich kritisch sehe insofern, als dass ich sage, ja, es gibt Bemühungen, es gibt überall Bemühungen auf dem Gebiet der Integrationspolitik, aber es reicht einfach bei Weitem nicht aus, um tatsächlich auch von einer gelungenen Integrationspolitik der Stadt Wien sprechen zu können.

Ich möchte mit der Orientierungsphase beginnen. Meiner Meinung sind wir vom kanadischen Vorbild meilenweit entfernt. Ja, es gibt nun einmal eine erste Orientierungs- und Begleitungsphase für Neuzuwanderer und Neuzuwanderinnen, aber was es braucht in der Stadt, ist nicht nur die Möglichkeit, nach der Neuzuwanderung rasch ausgezeichnet Deutsch zu lernen, sondern darüber hinaus eine individuelle Begleitung, die berücksichtigt, welche Fertigkeiten, welche Qualifikationen ein Zuwanderer oder eine Zuwanderin mit sich bringt, die hilft, Qualifikationen aus dem Ausland anerkennen zu lassen in Österreich, und die innerhalb eines knappen Zeitraums sicherstellt, dass Neuzuwanderer die Möglichkeit haben, sich zunächst einmal selbst zu erhalten und darüber hinaus auch einen positiven beruflichen Erfolg erzielen zu können. Es ist gut für sie, es ist gut auch für die Stadt.

Und, ja, innerhalb dieser Orientierungsphase sollten auch Familienangehörige miterfasst werden und betreut werden, die nicht primär zu dem Zweck eingewandert sind, um zunächst einmal in den Arbeitsmarkt zu gehen. Das heißt, ich spreche beispielsweise auch von Ehefrauen, die in vielen Fällen – meistens ist es ja der Mann, der die Bewilligung kriegt, einmal nach Österreich zu ziehen und zu arbeiten, dann kommt das Nachziehen der Ehefrauen – zunächst einmal gar nicht vorhaben, in den Arbeitsmarkt zu gehen.

An dieser Stelle möchte ich mir schon noch eine kleine Anmerkung leisten zu dem, was Herr Klubobmann Schock von der FPÖ gestern gesagt hat. Er hat allen Ernstes Integrationswilligkeit gleichgesetzt mit Berufstätigkeit von Frauen. Das finde ich schon reichlich absurd, sei hier an dieser Stelle gesagt. Also im Umkehrschluss würde ich sagen, jede Frau, die dem Arbeitsmarkt einige Jahre lang fernbleibt, weil sie ihre Kinder zu Hause großzieht, ist als integrationsunwillig zu bezeichnen. Na, da würde aber ein beträchtlicher Teil der österreichischen Frauen ebenfalls als integrationsunwillig abzustempeln sein.

Denn, meine Damen und Herren, Sie sind es doch, die geradezu auf Kreuzzug sind, dass die finanzielle Möglichkeit geschaffen werden muss, dass Frauen sich das leisten können, sich einige Jahre lang aus dem Arbeitsmarkt zu verabschieden, um Kinder großzuziehen. Wir sind im Gegenzug diejenigen, die sagen, nein, ganz im Gegenteil, es muss ja Voraussetzungen geben, um möglichst viele Frauen zu ermutigen, finanziell auf eigenen Beinen zu stehen und schlussendlich die Wahl zu haben, möchte ich zu Hause bleiben bei meinen Kindern oder möchte ich berufstätig sein. In vielen Fällen muss man das aus finanziellen Gründen ja auch sein. Und einmal mehr: Genau in so einer Situation Integrationswilligkeit mit Berufstätigkeit gleichzusetzen, ist unfair, ist gemein und geradezu perfid. (Beifall bei den GRÜNEN und von GRin Nurten Yilmaz.)
Ich möchte dennoch jetzt zu dem zurückfinden, was mein eigentliches Thema ist. Einmal mehr: Ja, die Stadt sollte Begleitungs- und Orientierungskurse massiv ausbauen, weit besser ausgestalten, auch mit Anerkennung von mitgebrachten Qualifikationen nach kanadischem Vorbild, und diese im Übrigen allen Neuzuwanderern offen zur Verfügung stellen, auch denjenigen, die nicht aus Drittstaaten kommen, sondern auch aus Staaten der Europäischen Union. Denn wenn man sich anschaut, wie die Migration nach Wien in Zukunft sein wird, so wird man feststellen, dass die Migration aus Drittstaaten gegen null tendiert, wohingegen die Migration aus Ländern innerhalb der Europäischen Union zunimmt. Und das, was gut ist für die jemanden, der aus Indien nach Wien kommt, aus der Türkei nach Wien kommt, aus Serbien nach Wien kommt, ist genauso gut für jemanden, der aus Rumänien nach Wien kommt, aus Polen nach Wien kommt oder aus Russland nach Wien kommt. Und es ist in unserem Sinne, Menschen, die in Wien leben, egal, ob fünf Jahre lang, zehn Jahre lang oder ein Leben lang, einerseits die Möglichkeit zu geben, ausgezeichnet Deutsch zu lernen, zweitens das Gefühl zu geben, hier willkommen und erfolgreich gewesen zu sein. Denn das sind die Botschafterinnen und Botschafter, die wir morgen oder übermorgen in die Welt hinausschicken werden. Nicht jeder, der nach Wien kommt, hat ja auch vor, ein Leben lang in Wien zu bleiben, und nicht jeder, der nach Wien kommt, bleibt auch ein Leben lang in Wien. 

Das ist die Art Integrationspolitik, die ich mir vorstellen würde und wofür ich gerne viel mehr Geld in die Hand nehmen würde, als es derzeit der Fall ist.

Lassen Sie mich einen zweiten Bereich ansprechen, den ich für ebenso wichtig innerhalb der Integrationspolitik halte, das ist das Kapitel Kinder und Jugendliche. Im Gegensatz zu Erwachsenen, die kommen und ein paar Jahre lang bleiben oder aber auch ein Leben lang – das zeigt sich oft auf dem Weg –, sind Kinder, die in Wien geboren werden und aufwachsen, die WienerInnen von morgen. Es sind Kinder, die in Wahrheit keine andere Heimatstadt kennen als Wien, Kinder, die hier die Chance hätten, ein Zuhause zu finden, die aber in jenem Herkunftsland, aus dem die Eltern stammen, ziemlich oft nur als Touristinnen und Touristen höchstens ein paar Monate jedes Jahr unterwegs sind, Kinder, die einen immensen Sprachenreichtum in die Wiener Schulen mitbringen, die aber auch ein zentrales Bedürfnis haben, nämlich die Möglichkeit zu haben, hervorragend Deutsch zu lernen, darüber hinaus auch in der eigenen Muttersprache eine Förderung zu bekommen, um einen bestmöglichen schulischen Erfolg für sich selbst zu erreichen, aber auch für die Zukunft der Stadt. 

Es ist in unserem Sinne, dass die Wienerinnen und Wiener von morgen bestmöglich gebildet und bestmöglich qualifiziert sind. Und da, meine Damen und Herren – das habe ich bereits in der Generaldebatte gesagt und das möchte ich hier einmal mehr wiederholen – stecken unsere Anstrengungen noch in Kinderschuhen. Denn es kann nicht sein, dass in einer Stadt wie Wien Lehrerinnen und Lehrer massiv eingespart worden sind im vergangenen Jahrzehnt, es kann nicht sein, dass in einer Stadt wie Wien diese Einsparungen schlussendlich zu Lasten jener Maßnahmen ausgefallen sind, die Schülerinnen und Schülern mit Schwächen zugute kommen, und es kann nicht sein, dass man in einer Stadt wie Wien gerade auch dort spart, wo Kinder mit Migrationshintergrund eine besondere zusätzliche Förderung bräuchten, nicht nur – einmal mehr – im Sinne dieser Kinder, sondern einzig und allein deshalb, weil es die Hälfte aller Wiener Kinder ist und weil wir schauen müssen, dass alle Wiener Kinder bestmöglich gefördert werden in der Schule und schulischen Erfolg haben, weil wir wollen, dass die Wienerinnen und Wiener von morgen gescheit sind, gut sind am Arbeitsmarkt und die Chance haben, unsere Stadt, so wie wir sie kennen und lieben, weiter zu gestalten, weiterzuentwickeln und vorwärtszutreiben. 

Aus diesem Grund, meine Damen und Herren, möchte ich mich einzig und allein nur auf diese zwei Bereiche beschränken, um einfach zu zeigen, dass bemühtes Reden allein, Wollen allein und Nettsein allein nicht ausreichen. Es braucht ganz klare Maßnahmen in diesem Bereich, die Geld kosten, das wir endlich in die Hand nehmen müssen, denn eine Stadt wie Wien hat es verdient, auch morgen und übermorgen und überübermorgen genau eine zu sein, auf die die ganze Welt schaut und sagt: Eine Superstadt, hier würde ich auch gerne leben! 

Meiner Meinung nach ist die Art und Weise, wie wir mit dem Kapitel Integration umgehen, zumindest bei einem Teil von uns durchaus bemüht, aber sicher nicht das, was Wien verdient und was Wien braucht, um sicher zu sein, dass wir in Zukunft die Nase vorne haben werden.

In diesem Sinne werden wir auch diesmal dem Budget unsere Zustimmung nicht geben. Nicht, weil wir nicht möchten, dass in diesem Bereich etwas passiert, sondern weil es einfach viel, viel, viel zu wenig ist. Wien hat mehr verdient. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Mit der Unterzeichnung der Europäischen Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene durch Bgm Häupl hat sich die Stadt Wien verpflichtet, einen umfassenden Gleichstellungsaktionsplan zu erstellen mit dem Leitziel, für die Jahre 2010 bis 2012 eine Weiterentwicklung und Intensivierung der Gleichstellung zu erreichen. 

Ich möchte kurz die sechs Handlungsfelder beschreiben. Das sind Arbeit, Beschäftigung, Wirtschaft, Bildung, Kampf gegen Rollenstereotype, Gesundheit, soziale Sicherheit, Sicherheit und Schutz vor Gewalt und interne Gleichstellungsförderung. 

Man kann jetzt im Wiener Gleichstellungsaktionsplan im Bereich Wirtschaft, Beschäftigung, Arbeit lesen, dass die gleichberechtigte Teilnahme am Erwerbsleben die grundlegende Voraussetzung für ökonomische Unabhängigkeit und Selbstständigkeit ist. Man kann aber auch lesen, dass gleiche Chancen für Frauen und Männer noch nicht bestehen und der Einkommensunterschied in Wien nach wie vor 22,5 Prozent beträgt. Wir haben im letzten Ausschuss gehört, dass ein Umsetzungsaktionsplan in Bearbeitung ist, ich mache mir aber die große Sorge, dass es mit diesem limitierten Frauenbudget sehr schwierig werden wird, viele Aktionen, die notwendig sind, umzusetzen, und ich stelle jetzt noch einmal den Vergleich von 11,44 Milliarden EUR Gesamtbudget zu einem Frauenbudget von 8,2 Millionen EUR, was 0,07 Prozent des Gesamtbudgets ausmacht, in den Raum. Ich glaube, das spricht für sich. Das ist nicht besonders viel und nicht sehr ambitioniert. Ein Großteil des Budgets ist verplant. Es bleiben letztendlich zirka 1,8 Millionen EUR für andere Projekte zur Verfügung. Wir brauchen aber eine Unzahl von Maßnahmen. 

Um das zu verdeutlichen, schauen wir uns das Bild ein wenig genauer an. Die generelle Arbeitslosigkeit in Wien – das kennen wir alle – beträgt 7,4 Prozent – Vergleich mit Tirol: 2,6 Prozent –, und wir wissen ja, dass es im internationalen Vergleich, wenn man internationale Städte vergleicht, relativ selten ist, dass die Arbeitslosigkeit in der Stadt höher ist als die Arbeitslosenraten am Land. In Wien ist das so im Vergleich. Die Arbeitslosenquote für Frauen mit 6,2 Prozent ist zwar niedriger als die gesamte Arbeitslosigkeit, doch es ist die höchste österreichweit. Wieder ein kurzer Vergleich: Salzburg 3,9 Prozent, Tirol 2,7 Prozent. 

Um das zu verdeutlichen, noch eine Zahl: In Wien waren 2008 im Jahresdurchschnitt 25 700 Frauen arbeitslos gemeldet. Das sind immerhin 32 Prozent aller arbeitsuchenden Frauen in Österreich. Das ist eine sehr hohe Zahl. In den letzten sieben Jahren ist die Frauenarbeitslosigkeit in Wien auch um 18,5 Prozent angestiegen. Und wenn ich jetzt vergleiche mit Ihrer Homepage, wo Sie ja Punkte versprechen wie Eigenständigkeit, ökonomische Unabhängigkeit, ein eigenes Einkommen, eine eigenständige Pension und auch behaupten, dass Wien von allen Bundesländern die höchste Frauenbeschäftigungsquote hat sowie einen deutlich geringeren Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen, kann ich nur sagen, es ist nicht ganz nachvollziehbar, woher diese Versprechungen und Behauptungen kommen, denn wenn wir uns jetzt nur eigenes Einkommen und ökonomische Unabhängigkeit ansehen und die Zahlen, dass 32 Prozent aller arbeitsuchenden Frauen Österreichs in Wien sind, passt das nicht zusammen. 

Das Gleiche gilt für die eigenständige Pension. Diese hohe Arbeitslosigkeit spricht nicht dafür, dass jede Frau eine eigenständige Pension haben wird. Das Einzige, was dazu beigetragen hat, war die große Pensionsreform unter Bundeskanzler Schüssel, die immerhin die Anrechnungszeiten für die Frauen verbessert hat. 

Drittens: die höchste Frauenbeschäftigungsquote. In Wien sind Frauen sehr häufig in atypischen Beschäftigungsverhältnissen und Teilzeitbeschäftigung. Genau 74 Prozent Frauenanteil bei Teilzeitbeschäftigung. Das ist jetzt auch für das Einkommen und die Pensionsberechnung nachher ein nicht gerade positiver Ausgangspunkt. 

Ferner sind 34 000 Frauen in Österreich, das sind 6 Prozent, von akuter Armut betroffen. Die Gründe dafür sind erschwerter Zugang zum Arbeitsmarkt, schlechtere Bildung, unzureichende Kinderbetreuungsmöglichkeiten, Pflegezuständigkeit für kranke Familienangehörige. 

Was bräuchten wir also in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit? Wir bräuchten gegensteuernde Maßnahmen, einen sofortigen Gebührenstopp, reduzierte Mietpreise, Senkung der hohen Energiepreise et cetera. Das heißt, besonders Alleinerzieherinnen, die dann in der Folge auch in der Pension von Pensionsarmut und Altersarmut bedroht sind, gehören hier unterstützt. 

Ich bringe jetzt einen Antrag ein. Ich habe das schon einmal eingebracht. Es geht um ein Konjunkturpaket für Frauen. Ich möchte das jetzt nicht weiter ausführen, sondern nur zwei, drei Punkte erwähnen. Es ist notwendig, eine flächendeckende Nachmittagsbetreuung auch an den Wiener Pflichtschulen zu schaffen. Immerhin sind nur 30 Prozent der Pflichtschulen mit einer Nachmittagsbetreuung für Kinder ausgestattet, im Gegensatz zu einer fast 100-prozentigen Deckung bei Bundesschulen. Weiters eine massive Investition in verschiedene Bereiche zur Schließung der Einkommensschere. Das wäre zum Beispiel in Altenbetreuung, Bildung, Sanierung von Schulen und Kindergärten, Forschung und Entwicklung und infrastrukturelle Maßnahmen. Das heißt, es gehören auch die Mittel des Arbeitsmarktes aufgestockt. Es braucht eine frauenspezifische Arbeitsmarktpolitik, weiters gehört das Budget für Wirtschaftsförderung aufgestockt, und vor allem sind Maßnahmen, die zum Wiedereinstieg führen, zu verbessern, denn nur jede zweite Frau in Wien schafft den Wiedereinstieg. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters komme ich zu den Einkommensunterschieden. Ich habe schon einmal einen Antrag für einen Einkommensanwalt eingebracht, der ähnlich wie der Volksanwalt in diesem Fall dem Gemeinderat berichtet, um die Einkommenskluft zu verringern. Österreich ist ja im EU-weiten Vergleich auf den vorletzten Platz abgesunken, gerade noch vor Estland, denn in den Einkommensunterschieden haben wir uns um weitere 5 Prozent verschlechtert. Dieser Einkommensanwalt sollte also jährlich an den Gemeinderat berichten und hätte die Aufgabe, als beratendes unabhängiges Organ für ein gerechtes Einkommen zu sorgen, Unterstützung bei Gehaltsverhaltungen zu gewähren, Sachverhalte und Standpunkte zu klären, als Mediator oder Mittler aufzutreten und Missstandsfeststellungen und Empfehlungen an das Unternehmen abzugeben. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt komme ich noch zum Thema Gewalt. Wir haben ja hier schon sehr ausführlich von den Studien gehört, wonach sich jede fünfte Wienerin in Wien nicht sicher fühlt. Wir haben jetzt eine Kampagne, denn größtes Problem oder Thema ist, dass die Frauen über die Einrichtungen nicht Bescheid wissen. Die bekannteste Einrichtung sind die Frauenhäuser, aber auch darüber weiß laut Studie nur jede dritte Frau Bescheid. 

Ich möchte aber zwei Anträge betreffend das Thema Stalking einbringen. 2006 ist im Bund ein Anti-Stalking-Gesetz beschlossen worden. Das ist sehr wesentlich, ich habe aber, weil ich einigen Leuten, die mich gefragt haben, die Empfehlung geben wollte, wo sie anrufen sollen, festgestellt, dass es keine eigene Hotline gibt. Es war dann bei den anderen Frauennotruftelefonen wahnsinnig schwierig zu erklären, worum es geht. Ich würde daher jetzt eine eigene Hotline vorschlagen, und hoffe, dass die eingerichtet wird, sowie – zweiter Antrag – eine eigene speziell eingerichtete Beratung, weil die Leute doch speziell geschult gehören. Wir wissen, dass es sich um eine spezielle Form von Gewalt handelt, um Psychoterror mit sehr negativen Auswirkungen auf Gesundheit und Psyche, weil die Täter oft jahrelang, 30 Jahre, ein Leben lang stalken. Es sind immerhin 18 Prozent der Frauen betroffen, und ich halte das für eine notwendige Verbesserung in diesem Bereich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bringe jetzt noch einen Antrag ein, wobei ich da einen sehr weiten Bogen spanne von Frauengewalt zu Sicherheit und Stadtbild, und zwar einen Antrag bezüglich Graffiti-Schmierereien, kurz und bündig gesagt, betreffend die Verschandelung von öffentlichen und privaten Gebäuden und Einrichtungen durch Schmieraktionen. Wir wissen, dass diese Schmieraktionen, also diese Graffiti-Aktionen ohne Einwilligung des Eigentümers eine schwere Sachbeschädigung darstellen, die Eigentümer Unsummen kosten und außerdem das Sicherheitsgefühl in deren Umgebung herabsetzen. Es sind Wien-weit immerhin 50 000 Gebäude betroffen und die Reinigungskosten werden auf zirka 50 Millionen EUR geschätzt. Betroffen sind – als Beispiele aufgezählt – die Wiener Linien, die ÖBB oder auch irgendwelche Gebäude von Wiener Wohnen.

Daher bringe ich folgenden Antrag ein: Der Gemeinderat anerkennt, dass Graffiti einmal prinzipiell eine Kunstform sind, sofern sie im gesetzlichen Rahmen und nicht widerrechtlich und ohne die Einwilligung ... (GR Godwin Schuster: Woher haben Sie das mit den 50 000 Millionen?) Ich gebe Ihnen das dann. Ich habe nur noch kurz Zeit, daher widme ich mich Ihnen nachher persönlich. (Beifall bei der ÖVP. – Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.)
Also wir gehen jetzt einmal davon aus, dass Graffiti prinzipiell eine Kunstform sind, wenn sie im gesetzlichen Rahmen angebracht werden und nicht widerrechtlich ohne Einwilligung des Eigentümers auf fremden Objekten, dass sich der Gemeinderat nachdrücklich gegen illegale Schmieraktionen auf öffentlichen und privaten Gebäuden ausspricht, dass wir festhalten, dass eben diese illegalen Schmieraktionen Sachbeschädigung darstellen und gemäß den rechtlichen Bestimmungen geahndet werden sollen. - In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zusammenfassend zum Budget: Wir stimmen dem Budget nicht zu, weil wir der Auffassung sind, dass Wien die Budgetmittel nicht dorthin lenkt, wo sie gebraucht werden. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist jetzt Herr GR Bacher-Lagler. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich war vorige Woche bei einem internationalen Symposium des ÖGB und der Arbeitkammer in Brüssel, das sich damit beschäftigt hat, wie die jetzige wirtschaftliche Auseinandersetzung und Krise aus Arbeitnehmersicht zu bewältigen ist. An diesem Symposium hat auch die ehemalige Sozialministerin Eleonore Hostasch teilgenommen, weil sie jetzt nebenbei in Brüssel auch verschiedene Tätigkeiten über hat. So ist sie zum Beispiel die Sprecherin der Arbeitsgruppe, die sich im Auftrag der Europäischen Kommission mit der Frage der Überalterung in Europa beschäftigt, mit den Problemen, die sich daraus ergeben, und auch damit, Wege aus dieser Situation zu finden. 

Einer dieser Wege ist natürlich eine geordnete Zuwanderung in die europäischen Staaten, um dieser Situation zu begegnen, dass in Europa – das Problem betrifft ja nicht nur Österreich, sondern alle europäischen Länder – mit der Überalterung die Sozialsysteme und das Wirtschaftssystem gefährdet sind und wir sehr wohl Auswege erarbeiten müssen, die uns aus dieser Situation herausführen.

Wien hat diese Hausaufgaben zum großen Teil in der Vergangenheit bereits getätigt. Wir haben in Wien – und wir sind sehr stolz darauf – Menschen unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher Herkunft, die hier in Vielfalt zusammenleben können und wollen. Unser vorrangiges Ziel in der Integrationspolitik ist es daher, dass die Menschen einander verstehen, also auch eine gemeinsame Sprache sprechen können, dass sie sich unabhängig von ihrer Herkunft an die Regeln, an die Gesetze, die es hier in unserer Stadt und in Österreich gibt, halten und dass sie in Wien respektvoll und in gegenseitiger Rücksichtnahme miteinander umgehen. 

Wir in Wien fördern diese Zielvorstellungen in allen diesen Bereichen durch Maßnahmen und Projekte, weil wir in Zukunft speziell auch diese soziale Stabilität, diese wirtschaftliche Stabilität halten wollen. Wie gesagt, eines der Kernprobleme ist die Überalterung. Nicht in Wien, aber in zahlreichen anderen Bundesländern in Österreich wird das in Zukunft ein großes Problem sein, sei es wirtschaftspolitisch in der Standortfrage, sei es aber auch sozialpolitisch in der Erhaltung des Sozialsystems. 

Daher hat Sandra Frauenberger in der Vergangenheit auch die Zuwanderungskommission beauftragt, Leitlinien für diese Stadt zu erarbeiten, mit denen wir Zuwanderung klar und transparent regeln wollen. Damit wollen wir auch nach außen hin zeigen, dass wir uns auch für die Zukunft durch Fachleute und ExpertInnen beraten lassen und dementsprechend weiterentwickeln wollen. 

Wir müssen aber auch sehen, dass sehr oft auch kritisiert wird – das ist in den Vorreden auch schon sehr oft zum Ausdruck gekommen –, dass ZuwanderInnen, MigrantInnen bildungspolitisch mehr benötigen als vielleicht Einheimische. Dem würde ich widersprechen, denn wir wissen ganz genau, dass 60 Prozent all jener, die nach Österreich und Wien zuwandern, sehr hoch ausgebildet sind, dass sie universitären Abschluss haben. In Wien versuchen wir speziell im Beratungszentrum für Migrantinnen und Migranten im Rahmen des WAFF, diese Hochschulabschlüsse gleichzustellen und nostrifizieren zu lassen, damit die Betroffenen rasch zu den Anerkennungsurkunden kommen. Wir versuchen auch, Modelle zu erarbeiten, dies standardisiert über die Bühne zu bringen. Wir versuchen, all jenen Zuwanderinnen und Zuwanderern Hilfestellung zu geben, die sich mit diesen Abschlüssen in Wien niederlassen wollen, damit sie sehr rasch Möglichkeiten finden, zu einer Beratung zu kommen. 

Ein zweiter sehr wesentlicher Bereich ist natürlich das Projekt „Start Wien", wo wir mit der MA 35 und der MA 17 bereits Evaluierungstätigkeiten vollzogen haben, wodurch bescheinigt wird, dass diese Maßnahme greift. 99 Prozent der ZuwanderInnen in den letzten Monaten haben die Maßnahmen ausgeschöpft. Wir haben weit darüber hinaus MigrantInnen, die diese Angebote annehmen, bereits in Deutschkursen. Wir haben mehr als 10 000 Menschen in Deutschkursen, seien es Jugendliche, Kinder, SchülerInnen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, aber auch SeniorInnen. Auch hier möchte ich sagen, dass wir es in Zukunft verstärkt sehr wohl für wichtig finden, ältere Migranten und Migrantinnen, Wiener und Wienerinnen mit Migrationshintergrund zu unterstützen, die Kenntnisse der deutschen Sprache zu erweitern, zu intensivieren und zu stärken, damit sich diese Menschen, die in dieser Stadt schon sehr viel dazu beigetragen haben, dass Wien als Standort, als Wirtschaftsstandort sehr, sehr gut ankommt und die lebenswerteste Stadt der Welt ist, hier auch entsprechend wohl fühlen können. 

In einem Projekt, das nächstes Jahr noch ausgebaut wird, versuchen wir, junge MigrantInnen, die die deutsche Sprache bereits in sehr guter Ausprägung können, die ausgezeichnet Deutsch können, entsprechend für diese SeniorInnenkurse zu verwenden, um zu zeigen, dass es junge Leute gibt, die hier bereits integriert sind, die sich der deutschen Sprache angenommen haben und das auch an ältere Wienerinnen und Wiener mit Migrationshintergrund entsprechend weitergeben. 

Wir wollen das nächstes Jahr – so wie auch im heurigen Jahr – im Rahmen von Sprachgutscheinen weiterentwickeln und die Annahme steigern, und wir wollen mit dem „Startcoaching" – ich habe schon erwähnt, dass 99 Prozent der Neuzuwanderer bereits jetzt diese Maßnahmen freiwillig genutzt haben – auch weiterhin MigrantInnen ansprechen. 

4 922 Menschen haben bereits die einzelnen Module besucht, und wir haben für nächstes Jahr speziell für Jugendliche von 15 bis 25 Jahren auch Jugendsprachkurse anzubieten. Hier wird eine Maßnahme für Jugendliche angeboten, die bereits aus dem Pflichtschulalter heraus sind, bei denen wir es aber für notwendig erachten, dass sie sehr wohl auch die Möglichkeit erhalten, die Sprache entsprechend gut zu lernen. Daher sind diese Maßnahmen auch für das nächste Jahr vorgesehen.

Die Sommerdeutschkurse „Sowieso! – Dein Sommer. Dein Wien" waren ja heuer schon ein sehr großer Erfolg, und wir wollen das auch nächstes Jahr für die 7- bis 14-Jährigen anbieten. 

Eine neue Aktion der Frau StRin Sandra Frauenberger ist die Initiative „Zusammenleben". Hier sei gesagt, dass wir mit der Aktion „Sei dabei" starten. Auch wenn viele sagen, es hat keinen Nutzen, so ist es doch sehr wichtig, dass wir diese kleinen Projekte im Gemeindebau, in den Genossenschaftssiedlungen, in den Parks, in den Sportvereinen unterstützen, um auch zu zeigen, was alles in dieser Stadt möglich ist, wo Integration funktioniert, wo das Zusammenleben funktioniert, wo die friedliche Auseinandersetzung mit den Themen und das Kennenlernen der Kulturen noch möglich ist. Daher ist es meines Erachtens ein wesentlicher Punkt, dass diese Maßnahme auch angeboten wird. 

Wir werden nächste Woche die ersten Preise für die besten Projekte hier im Wiener Rathaus auszeichnen, denn Integration gehört gezeigt. Die Menschen, die hier leben, müssen in die Öffentlichkeit, daher gehören auch diese Aktionen der Öffentlichkeit vorgestellt. Es wird eine „Sei dabei"-Hotline geben, eine Ideenbörse für das Thema Zusammenleben, spezielle Deutschkurse, zum Beispiel für SeniorInnen, habe ich schon erwähnt. Es wird zusätzlich zu den drei regionalen Stellen der MA 17 zwei weitere in den Außenbezirken geben, damit hier Ansprechpartner, Servicestellen zum Thema Integration vorhanden sind und auch eine Serviceleistung der Gemeinde Wien angeboten wird. 

Nichtsdestotrotz müssen wir dem Ganzen natürlich auch ein Gesicht geben, daher wird die amtsführende Stadträtin für Integrationsfragen auch in allen Bezirken zu Bassenagesprächen einladen, wo wir über dieses Thema offen diskutieren, aber nicht, um dort Angst zu schüren, sehr wohl aber die Ängste der Menschen anzuhören und zu versuchen, hier Positionen zu finden und gemeinsame Hilfestellung anzubieten. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Evaluierung zum Projekt „Start Wien" zeigt klar und deutlich, die ZuwanderInnen sagen ein klares Ja zur Stadt und damit auch zu den Gesetzen und den Rahmenbedingungen. 83 Prozent der TeilnehmerInnen beurteilen dieses Projekt ausschließlich positiv. Der Anteil der ProgrammteilnehmerInnen wurde in fünf Monaten von 40 Prozent auf 90 Prozent gesteigert, und 60 Prozent der befragten TeilnehmerInnen besuchten die Info-Module bereits in den ersten zwei Monaten nach dem Erstgespräch. Das heißt, dieses Angebot wird angenommen, und ich kann nur der Frau Stadträtin und den zuständigen Magistratsabteilungen herzlich dazu gratulieren, dass diese Idee umgesetzt und angeboten wurde und jetzt auch angenommen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber nicht nur Integrationsfragen beschäftigen uns im zuständigen Ausschuss, wir sind auch für die Überschrift KonsumentInnenpolitik zuständig. Hier werden sehr wesentliche Aufgaben der Stadt mustergültig bewältigt. Sie werden zwar nicht so sehr in die Öffentlichkeit gestellt, aber ich glaube, man muss auch die Kolleginnen und Kollegen, die dort beschäftigt sind, vor den Vorhang bitten. Zum Beispiel das Marktamt. Das Marktamt kontrolliert in allen Bereichen, die mit Lebensmitteln zu tun haben, unangemeldet vor Ort, vom Maroni- bis zum Eisstand über Supermärkte bis hin zu den Großküchen. Dabei überprüfen sie die Einhaltung lebenshygienischer Vorgaben aller Bereiche im KonsumentInnenschutz, und das sind jährlich 11 000 Proben. 

Diese Arbeit ist für die Wienerinnen und Wiener, speziell auch für den Tourismus und alle, die hier leben, sehr wesentlich, weil genau diese Proben, die sie ziehen, und diese Überprüfungen sehr wohl wichtig sind für den Standort und für den Standard, die das lebenswerte Wien darstellen. 

Es sind auch die Wiener Märkte hier klar und deutlich hervorzuheben. Nächstes Jahr werden wir den Brunnenmarkt fertig renoviert und neu ausgebaut haben. Es wird heuer im Dezember der Kutschkermarkt fertig werden. Für nächstes Jahr sind auch Investitionen in die Infrastruktur des Naschmarktes und andere revitalisierende Maßnahmen für die Wiener Märkte vorgesehen. Das bedeutet, dass es Kernöffnungszeiten geben wird und dass wir auch neue Stände mit neuen Dienstleistern auf den Märkten anbieten können. Das heißt, es wird hier sehr viel in die Wiener Märkte investiert, und ich glaube auch, dass das sehr wichtig ist für die Nahversorgungen in den Bezirken. Sehr viele Märkte sind auch so weit ausgebaut, dass sie nicht nur für die Nahversorgung da sind, sondern dass sehr viele Besucher, die nach Wien kommen, gezielt bestimmte Märkte besuchen, weil hier zum Beispiel auch Slow Food angeboten wird oder weil direkt von den Bauern, die in der Region tätig sind, auch regionale Obst- und Gemüse- und Fleischsorten angeboten werden. Das ist eine sehr gute Politik, und wir werden hinkünftig die bestehenden Märkte dementsprechend absichern und qualitätstechnisch heben können. 

Die Lebensmitteluntersuchungsanstalt, die MA 38, untersucht natürlich alle Proben sensorisch, chemisch, bakteriologisch und auch deren Zusammensetzung. Auch hier werden jedes Jahr 12 000 Lebensmittelproben von ExpertInnen überprüft. Sie arbeiten sehr eng mit dem Marktamt zusammen, um hier die Ressourcen zu heben und für die Konsumentinnen und Konsumenten in Wien entsprechende Qualität an Lebensmitteln anzubieten. 

Ein Service für BürgerInnen stellt die kostenlose Helpline für die Lebensmittelqualität, Lebensmittelsicherheit und Lebensmitteluntersuchung dar. Das heißt, die Wienerinnen und Wiener können sich telefonisch bei der jeweiligen Magistratsabteilung melden und sich Informationen holen. 

Zu erwähnen ist natürlich auch die Koordination auf allen Gebieten des Gewerbe- und Lebensmittelrechts durch die MA 63, die nicht nur die Richtlinien der Europäischen Union zur Umsetzung bringt, sondern auch versucht, im Bereich des KonsumentInnenschutzes die notwendigen Koordinationstätigkeiten umzusetzen. 

Erlauben Sie mir, nur ein paar Worte auch tatsächlich zum Personal der Stadt Wien zu sagen, denn es ist jetzt so herausgekommen, wie wenn das Personal – und ich höre sie trapsen, die ÖVP mit den Anschuldigungen – erhöhte Krankenstände und Pensionierungen hätte. 

Wären Sie wirklich so ehrlich und würden Sie das ernst nehmen, was Sie heute im Antrag niederschreiben, dann hätten Sie schon vor Jahren in einem österreichischen Verkehrsunternehmen die Möglichkeit gehabt, das zu ändern. Es ist so, dass seitens der ÖVP hier – ist das der Instinkt oder sind es die Strategien, die immer gleich sind – immer versucht wird, bestimmte Privilegienritter herauszuschälen und entsprechend im Wahlkampf zu argumentieren. 

Ich möchte nur sagen, dass die Krankenstände bei der Gemeinde Wien, wenn wir die Langzeitkrankenstände abziehen – und das kann man auch ohne Weiteres, denn in der Privatwirtschaft werden diese Kolleginnen und Kollegen, wenn sie länger krank sind, in den Arbeitsmarkt zurückgegeben, nämlich gekündigt –, durchschnittlichen 11 Krankenstandstage betragen. 

Bei den Pensionierungen möchte ich erwähnen, dass gerade die Pensionierungen in anderen Unternehmungen zahlreicher sind als in Wien. Das möchte ich zwar nicht positiv argumentieren, aber da hätte sehr wohl die ÖVP schon vor Jahren die Möglichkeit gehabt, das zu ändern. Aber dort wurden die Pensionierungen unter anderen Zielsetzungen vollzogen. Ich kann das live erzählen, ich bin einer der Mitarbeiter in diesem Unternehmen, und ich weiß, was dort vollzogen wurde unter der ÖVP-Ägide. 

Ich möchte auch sagen, dass die Stadt Wien der größte Arbeitgeber in diesem Land ist. Wir bilden mehr als 800 Lehrlinge in dieser Stadt aus. Wir haben Qualitätsnormen. Es wird nur nach dem jeweiligen Verfahren pensioniert. Krankheitshalber wird nur dann pensioniert, wenn die amtsärztlichen Bescheide vorliegen, und es gibt dementsprechend ganz klare Vorschriften und Kontrollmöglichkeiten, um hier eine mutwillige Pensionierungsaktion hintanzustellen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich daher ganz besonders bei den Beschäftigen der Stadt Wien bedanken für ihre Tätigkeit für diese Stadt. Sie machen hervorragende Tätigkeit, sie machen hervorragende Dienstleistungen für die Wienerinnen und Wiener. Ich möchte mich daher im Namen des Ausschusses bei allen MitarbeiterInnen der Magistratsabteilungen der Stadt Wien und ganz besonders bei den Kolleginnen und Kollegen im Büro der Frau Stadträtin für ihre Arbeit und für ihre Tätigkeit bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Lachkovics. – Bitte sehr. 

GRin Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte zunächst den von meiner Kollegin Monika Vana angekündigten Antrag auf einen Frauenarmutsbericht in Wien einbringen. Denn es ist beschämend, dass in der Hauptstadt eines der allerreichsten Länder dieser Welt die Frauenarmut immer noch steigt. Es ist beschämend, dass in Wien das Armutsrisiko für Frauen nicht nur höher ist als für Männer, sondern auch höher als in allen anderen Bundesländern. Es ist beschämend, dass 25 Prozent der alleinlebenden Frauen in Wien armutsgefährdet sind. Deswegen brauchen wir einen Armutsbericht, der die Umstände der Armut beleuchtet, die Hintergründe, die Ursachen, damit wir sie besser bekämpfen können und diesen Schandfleck in Wien ausmerzen können. - Ich bringe daher den Antrag offiziell ein. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. 

Ich möchte auch noch einen zweiten Antrag einbringen, und zwar zu den Märkten. Märkte sind auch ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in einer Großstadt wie Wien. Sie haben auch kulturelle Bedeutung, und wenn sie schön sind und gut funktionieren, sind sie auch ein Anziehungspunkt für Touristinnen und Touristen. Sie haben auch eine wichtige soziale Funktion als Treffpunkt für viele Menschen, als Kommunikationszentrum, das besonders wichtig ist für ältere Menschen und vor allem für alleinlebende Menschen. Die Menschen in Wien lieben ihre Märkte, sie identifizieren sich mit ihren Märkten, und wenn der Verlust des Marktes droht, dann werden sie aktiv. Aber es muss natürlich das Angebot und es müssen die Rahmenbedingungen für diesen Markt stimmen. 

Märkte haben in Wien auch traditionell eine integrative Funktion. Sie waren immer schon multikulturell besetzt, das war immer so in Wien. So haben zum Beispiel meine slowakischen Großeltern Anfang des vorigen Jahrhunderts Gemüse und Obst am Viktor-Adler-Markt verkauft, wo damals hauptsächlich tschechisch gesprochen wurde. All das trägt auch zu mehr Lebensgefühl bei. Es gibt eine Vielfalt an frischen Produkten, zum Teil besondere Spezialitäten, kleine Gastronomiebetriebe, Angebote zum Verweilen. Das alles braucht es, damit ein Markt gut funktioniert und ein wichtiger Bestandteil der Stadtkultur ist. Außerdem schaffen Märkte Arbeitsplätze für Klein- und Familienbetriebe. 

Je besser ein Markt funktioniert, umso besser kann er natürlich all diese Funktionen erfüllen. In Wien gibt es leider einige Märkte, die nicht mehr so gut funktionieren. Das haben eine kürzliche Frequenzzählung und andere Untersuchungen ergeben. Als Beispiel möchte ich da nur den Floridsdorfer Markt nennen. Es gibt wahrscheinlich viele Gründe für seine Probleme, einer davon ist: leerstehende Marktstände. Am Floridsdorfer Markt sind es Superädifikate, die natürlich dann schwierig wieder zur akquirieren sind. Es gibt oft schwierige Bedingungen für Landparteien, die auch für die Belebung des Marktes sorgen. Supermärkte in der Nähe und Einkaufszentren am Stadtrand, all das trägt dazu bei, dass es Märkten mitunter nicht so gut geht. 

Aber da Märkte eben soziale, kulturelle und volkswirtschaftliche Vorteile für die Stadt bringen, muss es im Interesse der Stadt sein, alles daranzusetzen, sie zu erhalten. Damit wir nicht noch mehr Märkte verlieren wie die Landstraßer Markthalle, den Simmeringer Markt oder den Genochmarkt, sollten wir eine Marktinitiative starten. Im Konzept zur Stärkung der Wiener Märkte sind zwar schon einige Maßnahmen angedacht, aber eine konkrete Umsetzungsplanung kann ich noch nicht erkennen. Ich habe jetzt schon zweimal detailliert danach gefragt und bis jetzt leider noch keine Antwort bekommen. Ich hoffe, sie kommt dann doch bald. 

Deshalb beantrage ich ein Budget für eine solche Marktinitiative. Diese sollte ein spezifisches Förderprogramm für Ansiedlungs- und Gründungsinitiativen enthalten, also ganz spezifisch auf Märkte ausgerichtet, den Ankauf durch die Stadt Wien von Superädifikatsmarktständen, die nicht als solche genutzt werden und entweder leerstehen oder als Lager missbraucht werden, damit die Stadt Wien unter Berücksichtigung des Branchenmixes diese weitervermieten kann. 

Aktuell ist das ein Thema am Floridsdorfer Markt. In der Bezirksvertretungssitzung wurde erst kürzlich einstimmig beschlossen, dass die Stadt Wien die leerstehenden Superädifikate kaufen soll, und ich möchte mit diesem Antrag den einstimmigen Beschluss der Bezirksvertretung hier unterstützen. 

Die Vergünstigungen für Landparteien sollen nicht nur für drei Märkte, sondern für alle Märkte, die nicht mehr so gut funktionieren, ausgeweitet werden. Eine Infrastruktur für Landparteien - Gemeinschaftsstände - wären sinnvoll für Bauern und Bäuerinnen, die nicht die Kapazität haben, jede Woche nach Wien zu kommen. Und außerdem ist noch die Fertigstellung der geplanten und bereits vorbereiteten Erweiterung des Landparteienmarktplatzes am Naschmarkt gefordert. - Ich bringe den Antrag ein. In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung an den entsprechenden Ausschuss.

Jetzt muss ich noch auf die offensichtlich auf Informationsmangel und Unwissenheit beruhende Darstellung von Kollegin Matiasek bezüglich des Projektes „Lebendige Straßen" antworten. Ich habe mir das genau angeschaut, ich habe mir alle drei Straßen angeschaut und mit dem Projektteam der jeweiligen Gebietsbetreuung gesprochen, mir alles erklären lassen, was dort passiert. Das kann ich Ihnen nur empfehlen, Frau Matiasek. Es ist sehr informativ und sehr spannend, und es gibt dort sicher keine Alibiaktionen. Ganz im Gegenteil! Die Teams sind sehr engagiert, sie führen eine Menge Gespräche, sie arbeiten mit den Geschäftsleuten und auch mit den Hausverwaltungen, die meistens ein großes Problem sind. Hausverwaltungen sind nicht daran interessiert, leerstehende Geschäftslokale weiterzuvermieten. Sie bekommen vom Besitzer das gleiche Geld, ob sie das tun oder nicht, und sind daher eine ziemlich träge Masse. Und es ist ziemlich viel Arbeit für die Projektteams, da irgendetwas in Bewegung zu setzen. 

Deshalb habe ich auch gestern angeregt, eine Leerstandsabgabe einzuführen, damit der Druck auf die Besitzer da ist, dass sie ihre Hausverwaltungen anweisen, die leerstehenden Geschäftslokale auch wirklich weiterzuvermieten. 

Wichtig für das Funktionieren einer Geschäftsstraße sind die Rahmenbedingungen und auch die Straßengestaltung, denn in einer Geschäftsstraße müssen sich Fußgänger und Fußgängerinnen wohl fühlen. Sie müssen dort gerne verweilen, sie müssen gerne flanieren. Es geht nicht darum, dass sich die Autofahrer und Autofahrerinnen dort wohl fühlen, ganz im Gegenteil. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Deshalb bemühen sich die Projektteams auch um eine bessere Straßengestaltung, um die Einrichtung von Verweilplätzen. Und es funktioniert, es funktioniert langsam, aber deutlich sichtbar. 

Wünschenswert wäre noch eine weit größere Unterstützung durch die Wirtschaftskammer Wien, die offenbar dieses Projekt als Konkurrenz für ihre eigenen Projekte sieht und da manchmal ein bisschen Widerstand leistet. Also das wäre noch zu wünschen, dass man mit der Wirtschaftskammer eine bessere Kooperation umsetzt. 

Ganz im Gegenteil zu Ihrer Behauptung, Frau Matiasek, dass keine Geschäfte neu besetzt wurden, ist das nicht so. Es gibt jetzt weniger Leerstände, aber, wie gesagt, es gibt noch viel Arbeit mit den Hausverwaltungen und HausbesitzerInnen zu erledigen. 

Ich war etwas befremdet von Ihrer Aussage, „lebendige Straßen sind abzulehnen“. Also für uns Grüne ganz bestimmt nicht, wir wünschen uns lebendige Straßen überall in ganz Wien und in jeder Geschäftsstraße. Wir werden weiter daran arbeiten, und ich hoffe, dass das Projekt „Lebendige Straßen" ausgeweitet wird im nächsten Jahr. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Das Wort hat Frau GRin Mag Ekici. – Bitte schön. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Drei Sachen beziehungsweise drei Themen haben immer Aktualität: das Wetter, die Schwäche der Nationalmannschaft und die Integrationsdebatte. Dass Integration wichtig und gut ist, dass der Ball rund ist und ein Fußballspiel 90 Minuten dauert, da sind wir uns, glaube ich, alle einig, da scheiden sich auch nicht die Geister, aber anscheinend scheiden sich die Geister, wenn es um die Finanzierung geht.

Wir wissen, dass wir gute Integrationspolitik brauchen, wir wissen, dass Integrationspolitik wichtig ist, aber anscheinend weiß die Sozialdemokratie nicht, dass es dafür auch Geld braucht. Mickrige 9 Millionen EUR sind es dieses Jahr, vergleicht man das mit dem Budget vom PID, so macht dieses ungefähr ein bisschen mehr als 47 Millionen EUR aus. Dagegen stellt das Integrationsbudget ein Armutszeugnis dar und sollte noch mal überdacht werden. Der Budgetvoranschlag zum Thema Integration ist wieder einmal geprägt von Planlosigkeit, Intransparenz und setzt sozusagen die Haltung der Rathaus-Roten fort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wissen beziehungsweise haben es heute auch schon von Kollegin Vassilakou gehört, die Stadt bemüht sich. Ja, wir wissen, dass sich die Stadt bemüht, wir anerkennen es auch, aber bemühen allein reicht uns nicht aus. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, bei aller Wertschätzung: Ich weiß und wir erkennen auch, dass Sie aus Ihrem Dauerschlaf endlich auch aufgewacht sind und merken, dass Integration nicht von alleine funktionieren kann, sondern dass man da auch was machen muss. Ich glaube aber, dass für Sie dieses Aufwachen natürlich auch etwas damit zu tun hat, dass 2010 Wahlen sind und Sie Angst haben, die Rechnung dann am Wahlabend präsentiert zu bekommen.

Nun gut, Sie haben jetzt beschlossen, dass zwölf Ordnungsberater in den Gemeindebauten zur Verfügung gestellt werden, damit die Leute informiert werden, dass sie die Hausordnung einhalten sollen. Am Rande bemerkt: Es ist auch eine Initiative von uns gewesen. Wir haben schon vor zwei Jahren darauf hingewiesen, dass es Probleme in den Gemeindebauten gibt und dass man handeln muss. Damals hat dann als Reaktion die Stadträtin mit einem Riesenmedientamtam 20 gemischtkulturelle MediatorInnen im Gemeindebau angekündigt, und sie hat weiters angekündigt, dass sich diese Zahl noch erhöhen wird. 

Wir schreiben das Jahr 2009, und wie sieht es nun aus? Ganze drei mulikulturelle Mediatorinnen für ganz Wien, also drei mulikulturelle und insgesamt zwölf MediatorInnen. Das heißt, die Anzahl hat sich verringert und nicht erhöht. Also es war wieder mal quasi ein Werbe-Gag und eine positivistische Nabelschau der SPÖ, um zu sagen, wir machen was, aber letztendlich hat sich Ihre Haltung wieder einmal entzaubert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist traurig, dass sich in den letzten Jahren in Wien im Integrationsbereich nichts oder fast nichts ins Positive entwickelt hat, besonders da der Bürgermeister ja bei seiner Legislaturantrittsrede Integration zur Chefsache erklärt hat. Von dem merken wir von der ÖVP bis dato nichts, meine sehr geehrten Damen und Herren. Jetzt kommt die Frau Stadträtin und präsentiert wieder mal ein Projekt, ein – unter Anführungszeichen – innovatives Projekt, wie sie sagt, unter dem Namen „Sei dabei". Unter anderem soll ein Budget zur Verfügung gestellt werden, damit die Leute mehr miteinander kommunizieren sollen, ältere MigrantInnen sollen Deutschkurse besuchen, und es sollen auch die Regionalstellen ausgebaut werden. 

Ich habe es hier an dieser Stelle schon einmal ausgeführt, ich erkenne darin nichts Neues. Auch die Bassenagespräche sind nicht neu, das hat auch Ihre Vorgängerin, StRin Brauner, schon einmal in Angriff genommen. Sie ist daran gescheitert, und das Projekt ist eingeschlafen. 

Das gilt auch für die Regionalstellen. Es werden sich alle erinnern, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir ja bis, glaube ich, Ende 2002 den Wiener Integrationsfond gehabt haben mit seinen Regionalstellen in den Bezirken. Damals hat es geheißen, nein, das bringt nichts, wir möchten Integration von der Peripherie ins Zentrum holen, deswegen schaffen wir das ab.

Man hat angefangen, Integration zu verwalten, hat den Integrationsfonds aufgelöst, eine Magistratsabteilung eingerichtet, denn bei der schlanken Wiener Bürokratie fällt das ja nicht weiter ins Gewicht, und dann hat man wieder einmal erkannt: Nein, das war doch nicht der richtige Weg. 

Jetzt aktivieren wir wieder die Regionalstellen und geben ihnen einen anderen Namen. Und das soll innovativ sein! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist nicht innovativ, sondern das ist eine Mogelpackung, das ist Altes in neuen Kleidern! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist auch ein peinlicher Versuch, den Leuten vor den nächsten Wahlen vorzugaukeln, dass jetzt etwas geschieht und dass man jetzt aktiv ist. Ich glaube jedoch, dass die Uhr der überforderten SPÖ längst abgelaufen ist, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wahlen 2010 werden die richtige Antwort auf eine verfehlte, fehlgeleitete und abgehobene Politik der SPÖ werden.

Ich möchte hier gerne noch einmal meine zehn Handlungsempfehlungen an den Herrn Bürgermeister wiederholen. Vielleicht nimmt sich der Herr Bürgermeister den einen oder anderen Ratschlag zu Herzen und setzt auch etwas um!

Der Herr Bürgermeister hat angekündigt, dass er Integration zur Chefsache macht. Wir nehmen ihn beim Wort! Gleichzeitig möchte ich aber fragen, ob dem Herrn Bürgermeister Integration wirklich ein Anliegen ist. Ich möchte nämlich nicht, dass er wortbrüchig wird. Irgendwie habe ich den Eindruck, dass nicht wirklich ein Wille beim Herrn Bürgermeister dahintersteckt, denn ich habe ihn nie bei einer Integrationsveranstaltung, bei einem Grätzlfest oder bei einer NGO gesehen. Dort habe ich den Bürgermeister nie zu Gesicht bekommen! Oder hat der Herr Bürgermeister jemals eine Migrantenfamilie besucht? Wie viele Stadträte haben denn hier Migrationshintergrund? – Auf diese Fragen erwarte ich auch gerne Antworten vom Herrn Bürgermeister.

Empfehlung Nummer 2: Integration muss als Querschnittsaufgabe verankert werden. – Ich denke, die MA 17 oder die zuständige Stadträtin hätten auch die Aufgabe, sich nach Ressorts zu koordinieren. Sehr geehrte Frau Stadträtin! Wenn ich jetzt fragen würde, ob Sie wissen, welche Projekte, die auch Integration berühren, morgen im Gemeinderat im Kulturbereich gefördert werden, könnten Sie mir das sicherlich ad hoc nicht sagen. Sie wissen das nicht, denn ich glaube nicht, dass es dazu einen Austausch unter den Kollegen gibt. Ich meine, all das muss besser koordiniert werden, und das wäre die Aufgabe der zuständigen Stadträtin.

Empfehlung Nummer 3: Ein Integrationskonzept muss her. Meine sehr geehrte Stadträtin! Ohne Konzept wird Integration nicht erfolgreich und auch nicht zielführend sein.

Sie vergleichen Integration gerne auch mit dem Konstrukt Haus. Wenn Sie einen Vergleich zwischen Integration und dem Konstrukt Haus ziehen, dann müssen Sie aber wissen, dass man als Häuslbauer zuerst die Finanzen regeln muss – das ist ganz wichtig –, und dass man zweitens auch einen Plan haben muss. Denn es kann fatale Folgen haben, wenn man ein Haus baut, ohne die Finanzierung geregelt zu haben und ohne einen Plan zu haben. Und ich gebe zu bedenken, dass wir im Integrationsbereich in Wien noch im Keller agieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Empfehlung Nummer 4: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Integrationspolitik beziehungsweise Integrationsprojekte der Stadt Wien müssen nochmals evaluiert werden. Es müssen Schwerpunkte auf Jugend, Bildung und Sprache gesetzt werden. Im Sprachbereich geschieht jetzt einiges. Wenn ich aber ein bisschen auf das Jahr 2005, kurz nach meinem Einzug in den Gemeinderat, zurückblicke, kann ich sagen: Wir haben all die Defizite im Sprachbereich aufgezeigt und waren sicherlich der Motor, dass heute im Sprachbereich in Wien etwas weitergeht. (GRin Nurten Yilmaz: Danke!) Ja! Sie können Danke sagen, dass unsere Initiative auch ausgeführt wird! (GRin Nurten Yilmaz: Ohne Sie geht gar nichts!) 

Sie können lachen, Frau Gemeinderätin! (GRin Nurten Yilmaz: Ich lache nicht über Sie, ich lache über Ihre Einstellung!) Es ist so, wie es ist. Es ist ja bekannt, dass „Mama lernt Deutsch"-Kurse eine langjährige Forderung der ÖVP-Wien sind. (GRin Nurten Yilmaz: Seit Sie im Gemeinderat sind!) Ich sage nicht, ohne mich, aber mit Ihnen geht leider nichts weiter! Das sehe ich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau GRin Yilmaz! Wenn Sie jetzt sarkastisch werden und müßig handeln, dann handeln Sie auch fatal. Zwei Drittel der Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Wien sind arbeitslos gemeldet. 50 Prozent jener Kinder, die eine Sonderschule besuchen, haben Migrationshintergrund. Eine Jugend ohne Perspektive wächst heran, und Sie lachen. (GR Godwin Schuster: Was machen Sie?)

Was machen Sie? – Ich werden Ihnen dann noch einige Zitate von anderen Leuten präsentieren! (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.) 

Frau Gemeinderätin! Als Integrationssprecherin hätten Sie heute die Möglichkeit gehabt, hier zu reden, Sie sind aber nicht zu Wort gemeldet. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Bitte um Respekt, dass ich jetzt spreche! Bitte mich jetzt nicht zu unterbrechen! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Empfehlung Nummer 6: Man muss auch die Ergebnisse messen. – Das hat die Frau Stadträtin auch angekündigt. Ich hoffe, dass irgendwann etwas kommt! 

Empfehlung Nummer 7: Integration bei der Stadtentwicklung und Stadtplanung berücksichtigen. – Wir sehen, dass es im Wohnbereich diesbezüglich einige Probleme gibt. Bei 226 000 Gemeindewohnungen hätten Sie die Möglichkeit, koordiniert einzugreifen, damit auch Schulen, Parks und Kindergärten entlastet werden und eine gesunde Aufteilung über das ganze Stadtgebiet gewährleistet ist. Ich denke aber, dass Sie nicht den Willen haben, das zu machen, wenn ich von Angesicht zu Angesicht in Ihre Augen schaue!

Empfehlung Nummer 8: Die Stadt Wien als Arbeitgeber sollte ein Zeichen setzen. – Ich habe den Herrn Bürgermeister schon gefragt, wie viele Stadträte oder wie viele Direktoren beziehungsweise leitende Personen im Rathaus Migrationshintergrund haben. (GRin Nurten Yilmaz: Wie viele Mandatare der ÖVP haben Migrationshintergrund?) Sie reden gerne von Integration! Zeigen Sie daher, dass Sie auch gewillt sind, diesbezüglich etwas zu tun, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich weiß, es ist dies ein sehr emotionales Thema. (GR Godwin Schuster: Wenn man das Thema so polemisch wie Sie darstellt, na dann gute Nacht! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich werde meine Ausführungen nur fortsetzen, wenn Sie aufgehört haben, mich zu unterbrechen. – Danke schön.

Empfehlung Nummer 9: Der Herr Bürgermeister gibt sehr gerne die Empfehlung an die Bundesregierung, dass sie ein Integrationsministerium oder Staatssekretariat dafür einrichten soll. Warum haben wir in Wien denn kein eigenes Integrationsressort? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich entschuldige mich! Ich meinte einen eigenen Integrationsausschuss! Ich habe mich versprochen. Ich meinte Integrationsausschuss. Sie wissen, was ich meine! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ziehen Sie das bitte nicht ins Lächerliche!

Empfehlung Nummer 10: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Achten wir darauf, dass die Akteure besser vernetzt werden. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es gibt vieles in dieser Stadt zu tun. Wir müssen alle an einem Strang ziehen. Solche Projektschnellschüsse kurz vor der Wahl sind nur ein kläglicher Versuch, damit Sie am Wahlabend nicht sozusagen das große Erwachen haben. 

Ich möchte Ihnen zum Schluss ein Zitat von Christoph Kotanko aus dem „Kurier" bringen, der am 4.11.2009 unter dem Titel „Das Versagen" über die Ausländerpolitik geschrieben hat. Ich bringe nur ein kurzes Zitat und werde nicht den ganzen Artikel zitieren: „Auch im roten Wien wurde das offensichtlich zu lange verdrängt und weggeredet. Im Jahr vor der nächsten Gemeindratswahl sind nun die Genossen munter geworden. Sie stellen sich der Herausforderung spät, vielleicht zu spät." (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Wir werden dem Budgetvoranschlag nicht zustimmen, und ich glaube, ich habe klar zum Ausdruck gebracht, warum. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich möchte das Wort im Namen jener ergreifen, bei denen Sie sich gerne überschwänglich bedanken, die es aber mitunter gar nicht leicht haben, weil sie nämlich in dieser Stadt niemanden haben, der für sie spricht. 

Das haben wir klar gesehen, als wir unseren Kummerkasten für Gemeindebedienstete eingerichtet haben. Eigentlich waren wir erschüttert, wie viele Meldungen wir bekommen haben und wie ähnlich die Meldungen waren. 

Aus allen Meldungen ist hervorgegangen, dass mit den Krankenständen – wenn ich es vorsichtig formuliere – nicht sehr sensibel umgegangen wird. Nicht vorsichtig formuliert kann man sagen: Die Krankenstände der MitarbeiterInnen werden dafür ausgenutzt, auf die MitarbeiterInnen Druck auszuüben. Sie fallen um Bezahlungen um, und sie werden damit unter Druck gesetzt. Es wird ihnen gesagt, dass es unsozial ist, wenn man krank ist, weil dann die KollegInnen Arbeit übernehmen müssen. Und die MitarbeiterInnen müssen Einbußen hinnehmen, weil in den Leistungsbeurteilungen die Krankenstände eine Rolle spielen. Diese Leistungsbeurteilungen wirken sich auf die Bezahlung aus, zum Beispiel auch dann, wenn es um die Remunerationen geht. 

Es gibt eine Mail, die die Magistratsabteilung 34 betrifft, in der steht: „Es werden bald wieder Remunerationen fällig. Bitte um Vorschläge, welche MitarbeiterInnen sie erhalten sollen, und bitte um Bedachtnahme auf krankheitsbedingte Abwesenheiten. Diese sollten im Durchschnitt zehn Tage in den letzten drei Jahren nicht übersteigen. Die Dienstleistung muss mit mindestens ‚sehr gut’ bewertet sein.“

Was heißt das? – Wer länger im Krankenstand ist, wer eine Grippe hat und 14 Tage im Krankenstand ist, bekommt aus diesem Grund keine Remuneration! Kann denn das sein? Sind die Remunerationen eine Belohnung für die Anwesenheit oder was? Und wenn das nicht der Fall ist: Wie sind dann solche Mails erklärbar, die von Vorgesetzten verschickt werden?

Bei einer Mail aus der MA 55 ging es darum, dass Anrufe verloren gehen. Die Vorgesetzte schreibt: „Ich möchte Sie daher alle ersuchen, sich auf Ihre Arbeit voll zu konzentrieren, da es mir sonst leider nicht möglich sein wird, alle Wünsche für die Urlaube im Winter zu genehmigen.“

Heißt das, dass in der Stadt Wien Urlaub nicht mit dem Arbeitsrecht zu tun hat, sondern eine Belohnung für die Anwesenheit an der Dienststelle ist? Ich würde mir eine Erklärung dazu wünschen, weil ich meine, dass es so nicht sein kann! Auf Urlaub hat man ein Anrecht, das ist keine Belohnung für Anwesenheit! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich lese Ihnen auch aus einer Mail der MA 48 vor: „Bereits vor der Einführung des Formulars für ‚Rückkehrgespräche’ hat es so genannte ‚Niederschriften’ gegeben: Die Mitarbeiter wurden unter Druck gesetzt, Krankenstandsdaten bekannt und Kopien von Befunden heraus zu geben. Man wurde gezwungen zu unterschreiben, dass man in den nächsten zwei Jahren nicht in Krankenstand gehen würde, da man ansonsten gekündigt und versetzt werden würde. – Wenn man dies nicht unterzeichnet hat, wurde man stark gemobbt. Und die Gewerkschaft sieht zu und macht mit.“

Auch das ist ein Problem. In vielen Abteilungen, aus denen wir vor allem Meldungen bekommen haben, stellt sich dann heraus, dass Personalvertretung und Vorgesetzte ein und dieselbe Person sind. 

So hat zum Beispiel eine Telefonistin zu mir gesagt: „Ich hatte eine Beschwerde, und ich konnte nicht zur Personalvertretung gehen, weil das gleichzeitig meine Vorgesetzte ist. In der Gewerkschaft hat man mich abgewimmelt, und bei der Arbeiterkammer hat man mir gesagt: Wir sind für euch nicht zuständig! – Jetzt frage ich Sie: Wenn es offensichtlich keine Stelle gibt, bei der ich mich beschweren kann, bitte sagen Sie mir, bei welcher Stelle kann ich mich dafür entschuldigen, dass ich 12 oder 15 Jahre lang für die Stadt Wien gearbeitet habe?“

Frau Stadträtin! Ich würde Sie bitten, sich mit dieser Sache auseinanderzusetzen! Wenn Menschen so weit sind, dass sie sich dafür entschuldigen müssen oder entschuldigen wollen, dann ist etwas im Argen!

Es wurde argumentiert, dass „Krankenstandsrückkehrgespräche“ den Sinn haben, das Eingliederungsmanagement zu erleichtern. Es wurde auch eine Mail von der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten verschickt, dass es ums Eingliederungsmanagement geht. – Ist das nicht der verkehrte Weg? Es ist doch der verkehrte Weg, wenn man, anstatt Präventivmaßnahmen zu setzen und dafür zu sorgen, dass es ein wirklich gutes Betriebsklima gibt, umso mehr Druck ausübt, indem man sagt: Wenn du länger als zehn Tage krank bist, dann bekommst du weniger Gehalt! Ist das ein sozialer und demokratischer Weg? Ich finde, dass das nicht der Fall ist und verlange von Ihnen, dass Sie das abstellen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Warum trauen sich eigentlich viele nicht einmal, irgendetwas zu sagen? Warum steht in allen Meldungen, die wir bekommen, dabei: Bitte behandeln Sie das anonym, ich habe Angst um meinen Arbeitsplatz!

Das kann man vielleicht auch nachvollziehen, wenn man weiß, welche Kriterien sich in den MitarbeiterInnen‑Beurteilungsbögen finden. Da gibt es neben allen möglichen Kriterien auch noch Zusatzkriterien, die mit dem Wort Einordnungsvermögen übertitelt sind. Da kann man dann alles Mögliche ankreuzen, unter anderem auch Punkte wie „fallweise Probleme im Umgang mit Vorgesetzten“. Wenn man ganz besonders auffällt, dann kann der Vorgesetzte oder die Vorgesetzte in der Beurteilung „fallweise Neigung zum Querulieren“ oder gar „ausgeprägte Neigung zum Querulieren“ ankreuzen.

So sieht es im Magistrat aus! Sie machen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bei denen Sie sich hier überschwänglich bedanken, mit diesen MitarbeiterInnen-Beurteilungsbögen und mit diesen Kriterien mundtot. Schämen Sie sich, und stellen Sie das ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt nun Frau GRin Puller. – Bitte.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme zu einem anderen Thema, nämlich wieder zurück zur Integration. Ich möchte die Partie nicht aufhalten, aber ich möchte jetzt gerne eine Geschichte anbringen, die das Verhalten der hier anwesenden Fraktionen widerspiegelt, wie man es besser gar nicht aufzeigen kann.

Schülern und Schülerinnen der 5. Klasse im Gymnasium Rahlgasse wurde eine Projektarbeit aufgetragen. Das Thema war „Menschen- und Asylrechte“. Ausschlaggebend war der Film „Little Alien“. Für alle, die nicht wissen, worum es in diesem Film geht, sage ich ganz kurz: Er handelt von Teenagern, die allein und unter größter Gefahr aus den Krisenregionen der Welt in der Hoffnung nach Europa flüchten, ein Leben zu haben. Hier angekommen, kämpfen sie für ein normales Leben und gegen ein System, das von ihnen verlangt, ihre Jugend einer ungewissen Zukunft zu opfern.

Den Jugendlichen aus der Rahlgasse wurde also diese Projektarbeit aufgetragen, und einer davon hat sich per Mail an alle Fraktionen gewandt. Ich werde jetzt nur die Vornamen vorlesen:

„Sehr geehrter Herr Blablabla! Mein Name ist Emil. Ich besuche das Bundesrealgymnasium Rahlgasse. Wir haben ein kleines Filmprojekt zum Thema „Menschen‑ und Asylrechte“. Wir haben geplant, mit diesen Themen vertraute Mitarbeiter, die vier wichtigen Parteien im Rathaus, zu interviewen. Daher wäre meine Frage, ob es irgendwann im Laufe dieses Donnerstags - 22.10.09 - möglich wäre, dass sich ein Mitarbeiter im Rathaus 10 bis 20 Minuten Zeit für uns nimmt. Ich hoffe auf baldige Antwort. Mit freundlichen Grüßen.“

Das haben alle Fraktionen bekommen. – Wir GRÜNEN haben diese Jugendlichen am Donnerstag, dem 22.10., eingeladen. Die ÖVP hat auch prompt reagiert und hat den Jugendlichen ihre Position aus ihrer Sicht à la Fekter dargelegt. Diese ist nicht konform mit unserer Sicht, die ÖVP hat aber wirklich prompt auf die Bitte der Jugendlichen reagiert und eingeladen.

Wie ist es weitergegangen? Auch die FPÖ hat diese Mail bekommen. Und wie hat die FPÖ reagiert beziehungsweise, was ist gekommen? Was glauben Sie? – Nichts, nichts und wieder nichts! Nicht einmal ein Ohrwaschel wurde bei der FPÖ gerührt! Das wundert mich schon! Ich spreche jetzt insbesondere Frau Matiasek an: Ihr mit Menschen und Jugendlichen Kommunizierenden rührt nicht einmal ein Ohrwaschel? Habt ihr Angst, mit Jugendlichen Aug in Aug über dieses Thema zu sprechen oder eure Position darzulegen? Offenbar habt ihr Angst oder keine Lösungen! Eure Lösung ist immer dieselbe: Draufhauen, draufhauen, draufhauen. Das sind wir eh schon gewohnt!

Wie behandelt ihr Integration? – Ihr schickt den Jugendlichen ein Comic‑Heft à la Superstrache, und das ist eure Integrations- oder Migrationsaufarbeitung. So schaut es bei der FPÖ aus! – Danke schön! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Wie ist es weitergegangen? – Wie gesagt: Die GRÜNEN haben reagiert, die ÖVP hat reagiert, die FPÖ hat gar nicht reagiert.

Auch die SPÖ hat am 20. Oktober reagiert: „Geschätzter Emil! Herzlichen Dank für Deine Nachricht. Ich werde mich bemühen, jemanden zu organisieren. Mit besten Grüßen: Martin.“ 

Dann hat Emil irgendeine Nummer von Martin bekommen. Emil hat am Samstag, dem 24. Oktober, wieder zurückgeschrieben und dann hat dieser endlose Strudelteig begonnen, der genau die Handschrift der SPÖ widerspiegelt: „Geschätzter Martin! Da am Montag Nationalfeiertag ist, bin ich nicht sicher, ob es ideal ist, da anzurufen. Daher wäre es für mich am angenehmsten, wenn ich einfach einen Termin per E-Mail oder Handy übermittelt bekommen könnte. Ideal für das Interview wäre die kommende Arbeitswoche, Dienstag, 27. 10. oder Freitag der 30.10., am besten am frühen Nachmittag. Danke im Vorhinein! Emil“ (GR Dr Herbert Madejski: War das ein SPAM?) Nein, das haben mir die Jugendlichen geschickt!

Die letzte Mail war am 24. Oktober. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Sie können sich ja melden, Herr Madejski, und über die Sache reden!

Am 3. November schreibt Emil, nachdem er am 24. Oktober das letzte Mal geschrieben hat: „Lieber Martin! Da ich auf die letzte Anfrage leider keine Antwort bekommen habe, probiere ich es noch einmal. Diese Woche Donnerstag oder Freitag - 5.11. oder 6.11. - ist von unserer Seite wahrscheinlich die letzte Möglichkeit für einen Interviewtermin im Rathaus. Daher wollte ich noch einmal fragen, ob da vielleicht etwas möglich wäre. Ich werde es auch telefonisch noch einmal probieren, wollte aber erst einmal eine E-Mail vorschicken. Die theoretisch allerletzte Möglichkeit ist kommende Woche Montag bis Freitag - 9.11. bis 13.11. -, allerdings wäre das schon ungünstig, weil dann kaum mehr Schneidezeit bleibt. Danke im Vorhinein. In positiver Erwartung: Emil.“

Am 4. November schreibt Emil: „Die Zeit drängt, ich müsste bald Bescheid wissen, weil mein Professor informiert sein muss. Bitte um baldige Antwort bezüglich Interviewtermin: Ja – nein, wenn ja: wann? Liebe Grüße: Emil.“

Endlich, am 4. November am Abend, kommt eine Antwort: „Geschätzter Emil! Eigentlich sollte sich unser Chef, Herr Blablabla, bei Dir melden. Ich prüfe das noch mal nach. Es tut mir leid, dass ausgerechnet wir Dir Kopfzerbrechen bereiten.“ 

Jetzt wird es ihm schon peinlich. Am 5. November schreibt er: „Hello Emil! Unsere Bereichssprecherin Petra steht euch gerne zur Verfügung. Bitte melde Dich morgen im Laufe des Tages bei ihr. Sie ist dann via Mail und via Handy zu erreichen. Wahrscheinlich wird sich erst nächste Woche ein Termin einrichten lassen. Bitte entschuldige die Verzögerung! Liebe Grüße und alles Gute für euer Projekt: Martin“. 

Darauf Emil: „Danke für Deine Mühe! Hoffentlich geht sich von unserer Seite auch noch ein Termin aus. Ich werde mich einmal mit Frau Petra in Verbindung setzen.“ 

Am 7. November schreibt Martin: „Kein Problem! Hoffentlich läuft es nächstes Mal schneller von unserer Seite. Liebe Grüße: Martin.“

So. Und nun schreibt Emil an Frau Petra: „Mein Name ist Emil. Wahrscheinlich hat Ihnen Martin bereits Bescheid gesagt. Es geht um ein Filmprojekt, initiiert von unserer Schule Rahlgasse, zu dem wir Sie gerne 10 bis 20 Minuten zum Thema ‚Menschenrecht und Asylrecht’ interviewen würden, wenn möglich Montag bis Mittwoch 9.11. und 11.11. am Vormittag. Bitte um baldige Rückmeldung. Mit freundlichen Grüßen und danke im Vorhinein.“

Darauf erhielt er die Antwort: „Lieber Emil! Ja, ich weiß Bescheid. Bei mir ginge es noch am Montag um 9 Uhr oder am Mittwoch um 10.30 Uhr, jeweils in der Löwelstraße 18 im 1. Bezirk. Bitte lassen Sie mich wissen, ob das passt.“

Jetzt kommt endlich etwas ins Rollen, und letztlich hat Frau Petra Zeit, Emil und seinem Team zum Thema Menschen‑ und Asylrechte Rede und Antwort zu stehen.

Und was sagen die Schüler und Schülerinnen? Sie haben mir geschrieben, dass es nur Blablabla, jedoch keine Antworten auf ihre Fragen gab, dass man sich nur gewunden und um den heißen Brei geredet hat.

Liebe, sehr geehrte SPÖ! Nach drei Wochen bekommen Jugendliche, die Antworten erwarten und Ihre Position zum Thema Asyl und Menschenrechte erfahren wollen, einen Termin und werden mit einer lieben Frau Abgeordneten zum Nationalrat konfrontiert. Ich habe dann nachgeschaut, wer das schlussendlich ist, weil wirklich nur Blabla rausgekommen ist: Es ist dies die Bereichssprecherin für Umwelt, und die jungen Leute wurden nur abgeschasselt.

Was ist die Quintessenz? – Ich denke, Sie haben bei den Jugendlichen ganz bestimmt einen sehr guten Eindruck hinterlassen! Ihre SPÖ hat sicherlich einen sehr guten Eindruck hinterlassen! Bei mir, sehr geehrte SPÖ, entsteht der Eindruck, dass Sie auf Bundesebene im Bereich Integration, Asyl und Menschenrechte den Löffel abgegeben haben! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Bitte schön, Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Nach diesen Ausführungen ist man schon fast versucht, die Frau Kollegin zu fragen: „Who the ... is Emil?“ Wir haben eine Menge über ihn gehört, aber wir wissen noch immer nicht, wer er ist!

Ich möchte auch auf meine Vorredner kurz eingehen.

Kollege Bacher-Lagler hat vorhin gesagt, die 15‑ bis 20‑Jährigen sollen, nachdem sie die Pflichtschule absolviert haben, Deutsch lernen. – Ich hoffe doch stark, dass unsere Schulen es in dieser Zeit schaffen, ihnen Deutsch beizubringen! 

Ein anderer Punkt, der von Frau Kollegin Feldmann angesprochen wurde, ist wirklich ein Ärgernis ist, nämlich die Frage der Graffiti. Wir hatten in Liesing jetzt einen solchen Fall. Zwei dieser Künstler, die einen Schaden von weit über 100 000 EUR angerichtet haben, haben wir Gott sei Dank. Ich bin übrigens nicht Ihrer Meinung, dass das von vornherein Kunst ist. Ich meine, das wäre schon im Einzelfall zu werten!

Dann haben sich ein paar andere Künstler – vermutlich Politkünstler – über ein Kriegerdenkmal in Liesing hergemacht und dieses mit rosa Farbe verschönert. Diese wurde mittlerweile, nachdem wir das publik gemacht haben, beseitigt.

Es gibt aber auch ein anderes Haus, an dem ich neulich wieder vorbeigefahren bin, wo sich diese Künstler wirklich austoben, und dieses ist in der Johnstraße zu finden. Es ist dies die Pankahyttn, und es wird nicht nur die ganze Umgebung mit diesem Haus verunstaltet, sondern es werden auch die Häuser daneben verziert. Unmittelbar daneben ist jetzt ein gelbes Haus sehr schön renoviert und hergerichtet worden. – Sie schütteln den Kopf, aber das ist der Fall, und wenn Sie der Hausbesitzer sind, haben Sie keine Freude!

Auf dieses Haus wurde ganz groß draufgemalt: „Tötet mehr Nazis!“ – Ich habe keine Sympathie für die Nazis, aber solche Sprüche haben, glaube ich, in einer Stadt wie Wien nichts zu suchen! Sonst wird jede kleine Kratzerei gleich übermalt und gereinigt, eine derartige Aufforderung, die wirklich unerhört ist, bleibt jedoch groß an der Wand prangen, und das an einem Haus, das von der Stadt Wien finanziert wird! Das muss man auch dazu sagen.

Wenn wir jetzt schon beim Haus und bei der Hausordnung sind, die heute sehr stark strapaziert wurde, komme ich zu dem, was Kollegin Vassilakou – die heute sehr gemäßigt geredet und durchaus einiges gesagt hat, dem man zustimmen konnte – zur Frage der Integration gesagt hat. Sie hat gesagt, dass die Hausordnung, wie auch die SPÖ mehrfach betont hat, zu beachten ist. Das sei die Grundlage einer Integration. 

Was ist denn Integration? – Ich habe in mehreren Lexika gestöbert und auch bei Wikipedia nachgeschaut. Dort wurden interessanterweise die Begriffe Integration und Ähnliches herausgenommen. Ich habe dann eine Definition der Universität Hamburg gefunden, in der es heißt: „Integration ist die Anpassung an das Normengefüge und den Lebensstil einer Gesellschaft oder Gruppe, wobei abweichende Verhaltensweisen zu Gunsten eines Anpassungsprozesses allmählich aufgegeben werden.“ 

Man kommt also irgendwohin, findet ein Haus vor und will dort wohnen, weil es schöner ist als dort, wo man bisher war, und nimmt die Hausordnung zur Kenntnis. Man kann aber nicht hinkommen und sagen: Ich will, dass jetzt die Hausordnung geändert wird! – Diese Tendenz ist hier aber leider in vielen Bereichen erkennbar! 

Ich will jetzt nur kurz auf einen Punkt eingehen, nämlich auf das so genannte Kreuzurteil. Diese Frage wurde jetzt auf Grund eines Urteils des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofes aktualisiert. Dazu möchte ich bemerken, dass das Wort „Kreuz-Urteil“ sehr stark verkürzt. – Ich sage es von mir aus gleich selbst: Ich habe kein religiöses Bekenntnis. – In diesem Zusammenhang geht es nämlich nicht um die Frage des Kreuzes und auch nicht um die Frage der Religionsausübung, sondern die Frage geht viel weiter und lautet: Wie halten wir es mit der hier gewachsenen Kultur und ihren Symbolen?

Mit diesem Urteil vom 4. November hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Fall Lautsi – das ist eine in Italien eingewanderte Finnin, der das System dort nicht gefallen hat – gegen Italien einen Beschluss gefasst, der sich offenkundig nicht mit der italienischen Rechtsprechung verträgt und der auch, wie sich jetzt schon zeigt, gegen den eindeutigen Mehrheitswillen der Italiener gefasst wurde. 

An diesem praktischen Fall zeigt sich wieder einmal die Problematik mancher Urteile der europäischen Gerichtshöfe ganz deutlich: Hier geht es darum, dass die Dame verlangt hat, dass das Kreuz aus der Schule ihres Kindes entfernt wird. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, wurde von Italien beeinsprucht und hat – im Gegensatz zu dem, was viele behaupten – auch noch keine Folgewirkung für Österreich. Vorerst gibt es nicht einmal für andere Schulen in Italien Konsequenzen. Diese müssten in Einzelfällen eingeklagt werden.

Es geht hiebei um die Entfernung des Kreuzes, und das könnte noch ausführlichere Folgen haben als die Entfernung des Kreuzes aus den Schulen. Das entspricht übrigens bei uns nicht der geltenden Rechtslage, denn wir haben mit dem Vatikan ein Konkordat, das eine Regelung trifft, die zumindest bisher so gegolten hat. Pacta sunt servanda, das ist eindeutig, und wenn so etwas geändert wird, kann das nur im Einvernehmen beider Parteien erfolgen. 

Ich mache mich hier aber nicht zum Anwalt des Vatikans, sondern ich mache mich zum Anwalt auch anderer Bereiche unserer Kultur. Es geht hier nicht nur um die Kreuze in den Schulen, sondern es geht auch um die Kreuze in Gerichtssälen, außerdem geht es nicht nur um Kreuze, sondern um alle möglichen Formen von religiösen oder anderen ähnlichen Symbolen im öffentlichen Raum. Das geht viel weiter.

Das Kreuz hat im europäischen Raum keineswegs nur religiösen Charakter, sondern es wurde fast zum Symbol Europas. Unter diesem Symbol haben sich in mehr als einem Jahrtausend alle europäischen Staaten immer wieder zusammengefunden, wenn es darum ging, Angriffe auf Europa abzuwehren. Das haben sie, unabhängig von der jeweiligen Konfession, getan, als es notwendig wurde. Damit ist das Kreuz zu einer Art von europäischem Symbol geworden.

Wenn Sie heute die Fahnen der europäischen Staaten anschauen, dann finden sie das Kreuz bei sehr vielen Staaten. Sie finden es in den Wappenschilden der Stadt, und Sie finden es auch hier über uns im Gemeinderatssaal.

Ich glaube nicht, das Kollege Al-Rawi verlangen wird, dass dieses Kreuz hier entfernt wird, weil es ihn beleidigt! Aber es könnte jemand kommen und das tun, wenn es grundsätzlich so gehandhabt wird!

Es geht dabei nicht nur um Kreuze. Wenn es um religiöse Symbole geht, kann der Nächste kommen und sagen, dass wir den Heiligen Florian oder den Brückenheiligen Nepomuk von der Bundesstraße entfernen müssen, weil diese Figuren sein religiöses Empfinden beleidigen!

Kreuze finden wir als Symbole des Staates auf vielen Orden und Ehrenzeichen, die auch Areligiöse oder Agnostiker durchaus gerne annehmen und tragen. Bisher hat sich niemand daran gestoßen. Jetzt kommt aber plötzlich eine neue radikale Gruppierung, die uns in unserem eigenen Land gegen den Willen der Mehrheit vorschreiben will, was wir zu tun haben, und dagegen wehren wir uns! Man nimmt uns mit dem Entfernen solcher Symbole nämlich einen Teil unserer Identität und unserer Geschichte. Deswegen stellen die GRe Jung, Schock und Freunde folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Mitglieder der Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten, werden aufgefordert, auf nationaler, aber vor allem auch auf europäischer Ebene alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit der Erhalt des Kreuzes in Klassenzimmern gemäß der bestehenden österreichischen Rechtslage weiterhin sichergestellt ist und auch für die Zukunft kein Eingriff in innerstaatliches Recht hinsichtlich der Aufstellung historisch gewachsener christlicher Symbole im öffentlichen Raum, deren Bedeutung weit über den religiösen Bereich hinausgeht, erfolgt.– 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Zum Abschluss noch eine kurze Lesung: „Das Wappen der Bundeshauptstadt Wien zeigt in einem roten Schild ein weißes Kreuz. Es ist das Symbol des Landes Wien als auch der Gemeinde Wien.“– Wenn ich die Visitkarte umdrehe, lese ich darauf: „Prof Harry Kopietz. Erster Präsident des Wiener Landtags.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine Wortmeldung aus dem Kreis der Gemeinderätinnen oder Gemeinderäte vor. Damit hat das Wort die Frau Amtsf StRin Frauenberger.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte in der Zeit, die mir zur Verfügung steht, auf der einen Seite auf die Redebeiträge eingehen. Auf der anderen Seite möchte ich aber auch die Zeit hier nutzen, um ganz klar in zwei sehr wesentlichen Bereichen zu beschreiben, was wir 2010 vorhaben und wie wir 2010 diese Stadt innerhalb der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen und Personal gestalten möchten. Somit kann ich gleich vorweg auch einige Strukturfragen klären.

Im frauenpolitischen Bereich werden wir 8,2 Millionen EUR mit dem Ziel investieren, dass Frauen in dieser Stadt sicher, selbstbestimmt und unabhängig leben können. Diese Investition ist eine gute Investition. Es bedarf aber natürlich auch in jedem Jahr, in dem man sich politische Programme und Ziele setzt, auch neuer Ideen und Innovationen. Es kommt unseren Vorstellungen von Frauenpolitik sehr nahe, dass wir auf der einen Seite eine klare Grundhaltung haben, dass wir auf der anderen Seite aber auch immer wieder schauen, welche neuen Maßnahmen wir treffen können, um unserem Ziel, dass Frauen sicher, selbstbestimmt und unabhängig in dieser Stadt leben können, näher zu kommen.

Im Bereich der sozialen Sicherheit geht es in erster Linie darum, dass das Ziel des selbstständigen Lebens natürlich ganz massiv davon abhängt, wie eigenständig und existenzgesichert eine Frau wirklich ist, denn nur die tatsächlich eigenständige Existenzsicherung ist der Garant für die Unabhängigkeit einer Frau.

Diese Frage wurde heute hier von verschiedenen VertreterInnen der Fraktionen auch diskutiert, nämlich: Wann ist der Arbeitsmarkt so gestaltet, dass ein tatsächlich eigenständiges Leben von Frauen möglich ist? – Und ich bin die Allerletzte, die sich dagegen wehrt, dass man sich die Qualität der Arbeitsplätze ganz genau anschaut! Ich bin die Allererste, die dafür kämpft, das die Arbeitsplätze von Frauen eine entsprechende Qualität haben.

Natürlich darf auch beziehungsweise gerade in Zeiten einer Wirtschaftskrise Frauenpolitik nicht unter die Räder kommen. Und wenn hier heute von Wirtschaftsförderung gesprochen wird, dann kann ich nur sagen: Genau darum geht es! Unser Konjunkturpaket ist eines von vielen Beispielen, wo Umverteilung gelungen ist, denn die Konjunkturmaßnahmen kommen zu einem überwiegenden Teil auch Frauen zugute. Sie sind hier in Wien die sozialdemokratische Antwort darauf, wie man aus der Krise wieder herauskommt. Die Krise ist nicht dann vorbei, wenn die Aktienkurse steigen, sondern sie ist dann vorbei, wenn die Arbeitslosigkeit zurückgeht. Das ist unsere Antwort auf die Krise einerseits, aber auch auf die Frage der eigenständigen Existenzsicherung von Frauen in dieser Stadt andererseits. (Beifall bei der SPÖ.)
Es geht nicht nur darum, dass man sich durchschnittliche Einkommen anschaut und schaut, ob diese passen oder nicht oder wie groß der Einkommensunterschied ist, obwohl das ganz wichtig ist und als erster Punkt auf unserer Agenda steht, sondern es geht auch darum, im Sinne dessen, dass Frauen in dieser Stadt sicher leben sollen, darauf ein Augenmerk zu legen, wie es denn mit den tatsächlichen Möglichkeiten der Teilhabe von Frauen in dieser Stadt steht.

Welche Teilhabe am Sozialleben steht ihnen zur Verfügung? Welchen tatsächlichen Zugang zu Dienstleistungen in dieser Stadt haben sie? Welchen Zugang zum Arbeitsmarkt und zur Bildung haben sie? – Denn nur diese Zugänge und die gerechte Teilhabe sind letztlich auch ein Garant dafür, dass diese Unabhängigkeit tatsächlich gegeben ist.

Wenn ich sage, dass Selbstbestimmtheit eines der großen Ziele ist, dann geht es natürlich auch darum zu schauen, dass Frauen ihre Rechte und ihre Möglichkeiten kennen. Das heißt, wir brauchen in unserer Frauenpolitik nicht immer nur die 98. Maßnahme – wie ich das gerne oft beschreibe –, sondern wir brauchen verstärkte Arbeit daran, dass unsere Angebote für die Frauen leicht erreichbar sind und dass wir mit unseren Angeboten auch sehr zielgruppenspezifisch sind. Das heißt, es geht einmal mehr darum, vor Ort zu sein und die Frauen mit unseren Maßnahmen dort abzuholen, wo die Frauen wirklich sind.

Es gibt eine sehr lange Liste von Maßnahmen. Ich stelle diese Liste gerne zur Verfügung, sie findet sich aber auch in all unseren Berichten und in unserem Rechnungsabschluss. Ich möchte das jetzt nicht allzu stark ausdehnen.

Es hat die Kritik gegeben, dass wir nicht genug Maßnahmen setzen. – Dem kann ich inhaltlich gerne Folgendes entgegenhalten: Es geht darum, dass Frauen in dieser Stadt das gesamte Spektrum der Möglichkeiten ausnützen können, und wir achten in vielen Maßnahmenpaketen auch darauf, dass wir dieses Spektrum darstellen und dass wir die Klischees aufbrechen, mit denen Frauen gerade auch auf dem Arbeitsmarkt nach wie vor konfrontiert sind. Mein Ziel ist, dass wir schon in den Bildungseinrichtungen entsprechende Maßnahmen setzen. Aber wenn wir von Unabhängigkeit, Rollenklischees und Spektrum sprechen, dann geht es auch immer wieder um die Frage der Teilhabe, um die Frage der Gleichstellung und um die Frage von Halbe-Halbe.

Damit sind wir gleich beim nächsten Ziel, nämlich bei der Unabhängigkeit. Gerade im Bereich der Unabhängigkeit erleben wir, dass unsere Maßnahmen wirken. Ich bin heute danach gefragt worden, wo man eine tatsächliche Umverteilung bei den Geschlechtern bemerkt. Dazu sind mir ad hoc zwei, drei Punkte eingefallen. Das kann man aber sicherlich besser auch noch anhand unserer Gender-Budgeting-Analysen darstellen: Das Konjunkturpaket habe ich schon genannt. 60 Prozent unserer Mittel fließen in den WAFF. Man muss schwerpunktmäßig auf die Qualität unserer Arbeitsplätze, aber auch auf das Auskommen mit dem Einkommen achten.

Welche Rahmenbedingungen sind nötig? Welche Maßnahmen müssen wir setzen? Wo brauchen wir eine entsprechende Umverteilung? – Wir versuchen, diesen Problemstellungen entsprechend gerecht zu werden. Und damit bin ich bei einem spannenden Punkt: Man kann Maßnahmen setzen. Ich habe mich im letzten Jahr sehr intensiv darum gekümmert, dass wir die betriebliche Frauenförderung forcieren. Wir haben das Handbuch gemacht, wir haben die Toolbox gemacht, wir haben Workshops gemacht. Und im Jahr 2010 wird es mir darum gehen, auf betrieblicher Ebene nicht nachzulassen beziehungsweise noch stärker auf die Frauen zu fokussieren und gemeinsam mit den Frauen ihre Möglichkeiten anzuschauen, sie zu fördern und damit natürlich auch einen Beitrag zu leisten. Wir müssen diese Umverteilung noch mehr in Gang zu bringen, aber auch einen Beitrag dazu leisten, dass die Frauen von diesem großen Stück Kuchen auch mehr profitieren können.

Das ist eine große Herausforderung, das gebe ich zu. Dafür brauchen wir auf der einen Seite Maßnahmen und auf der anderen Seite politische Rahmenbedingungen: Quoten, Vorteile für Betriebe, entsprechende öffentliche Auftragsvergabe oder auch gesetzliche Bestimmungen hinsichtlich der Einkommenstransparenz. Das sind die politischen Rahmenbedingungen, die von uns zu gestalten sind. Diese können wir nicht von den Betrieben verlangen, das ist unsere politische Aufgabe, und dieser politischen Aufgabe werden wir nachkommen. 

Wenn es heute die Kritik gab, dass im Bund sozusagen etwas gefordert wird, was dann aber in Wien verloren geht, so muss ich dem ganz klar entgegenhalten: Liebe Monika Vana! Ich habe ein sehr gutes und frauensolidarisches Verhältnis mit der Frauenministerin und weiß daher auch, dass die Frauenministerin auch richtig versteht, was ich jetzt sage: Der Bund fordert viel, aber viele Ideen zu diesen Forderungen kommen aus Wien, zum Beispiel die Einkommenstransparenz oder die Koppelung der Auftragsvergabe an die Frauenförderung. Ich denke, das ist ein Meilenstein, und das lassen wir uns auch nicht kleinreden. Das haben letztlich die Wiener Sozialdemokratinnen durchgesetzt! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von StRin Dr Monika Vana.) 

Liebe Monika! Wenn du mich für zu brav hältst, dann muss ich mich natürlich dagegen auflehnen, denn du weißt natürlich auch, wo du mir wehtust! Gerade brav möchte ich nämlich nicht sein! Und nach meinem Selbstverständnis bin ich auch überhaupt nicht brav! Ich bin eine sehr energische und zielstrebige Frau! Und ich bin vor allem auch eine lästige Frau. Da halte ich es mit Johanna Dohnal: Man muss in der Frauenpolitik lästig sein, um letztlich zum Ziel zu kommen. Da ich weiß, dass wir unsere Besen in derselben Ecke in diesem Rathaus abstellen, bin ich mir sicher, dass du das nicht so gemeint hast, wie du es gesagt hast! 

Ich komme zu einem weiteren wesentlichen Punkt in meinen Agenden, nämlich zur Antidiskriminierung von Schwulen, Lesben und Transgender-Personen: Wir haben in der letzten Zeit genau zu diesem Thema eine heftige Debatte erlebt, bei der es um die rechtliche Gleichstellung gegangen ist. In Wien hatten wir da einen Startvorteil, weil wir eine tatsächliche Gleichstellung haben. Aber wir müssen gerade in dieser Antidiskriminierungsarbeit natürlich immer wiederum auch Rückschläge wegstecken. Wir haben aber gut gelernt, gerade in diesem Themenfeld wieder aufzustehen und weiterzukämpfen.

So interpretiere ich auch die Entscheidungen, die in den letzten Tagen gefallen sind. Eine rechtliche Gleichstellung war das Ziel. Wir haben diese nicht in allen Punkten erreicht, aber es ist vieles gelungen. Ich persönlich bin sehr traurig darüber, dass die Zeremonie nicht so kommt, wie ich es mir vorgestellt habe. Eine Zeremonie auf dem Standesamt ist tatsächlich nicht möglich. Aber ich kann sagen: Diese Stadt wird sich weiterhin dafür einsetzen, dass Liebe immer gleich ist und dass alle die gleichen Chancen haben, egal wen sie lieben und wie sie lieben. Genau aus diesem Grund kann ich jetzt schon versichern, dass wir als die zuständige Behörde einen sehr würdevollen und feierlichen Umgang für die eingetragenen PartnerInnenschaften finden werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Kommen wir zum nächsten Themenfeld, zur Integration und zu den integrationspolitischen Zielsetzungen: Es ist heute viel darüber gesprochen worden, welche Ziele und Vorstellungen man diesbezüglich hat und in welche Richtung man überhaupt geht. Man muss die Richtung kennen, um auch das Ziel zu erreichen. Diese Auffassung teile ich grundsätzlich. 

Norbert Bachler-Lagler hat schon sehr ausführlich dargestellt, wie wir in der Sozialdemokratie Integrationsziele definieren. Ich kann es nicht in einem Satz sagen, möchte aber versuchen, das integrationspolitische Ziel so kurz wie möglich zu definieren: Für mich geht es darum, respektvoll in der Vielfalt zusammen zu leben, und zwar durch eine gemeinsame Sprache, durch eine tatsächliche Gleichstellung und durch die Anerkennung der Potenziale der Menschen, der Wienerinnen und Wiener, die hier in dieser Stadt leben. Das alles geschieht zum Nutzen Wiens für eine sozial sichere und wirtschaftlich erfolgreiche Zukunft. – Ich meine, das trifft in komprimierter Form gut unsere Haltung betreffend die Integrationspolitik, die wir machen.

Wir haben ein ganz klares, auch international und wissenschaftlich abgerundetes Konzept in dieser Stadt, wie wir es angehen möchten. Ich bin sehr froh darüber, dass wir das Dach unseres Integrationskonzeptes – Sie selbst haben heute diesen Vergleich mit dem Haus gewählt –, aber auch dessen Fundament nicht allein in der Sozialdemokratie, sondern in einem breiten Bündnis in Richtung Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit gestalten!

Unter dieser Leitlinie wollen wir unsere Integrationspolitik auch im Jahr 2010 fortführen. Es geht sehr stark darum, das Potenzial zu nutzen. Wir werden 9,4 Millionen EUR im Integrationsressort in Integrationsmaßnahmen investieren, und ich rede jetzt nicht von den vielen diversitätsorientierten Maßnahmen. Damit ich die Prüfung bestehe: Wir werden morgen unter anderem im Kulturteil eine ganz wichtige Debatte führen, betreffend welche ich auch immer wieder mit dem Ressort von Andi Mailath-Pokorny in Kontakt war. Wir werden einen Kleinprojektetopf, der sich ausschließlich mit Kultur und Integration auseinandersetzt, schaffen. Ich meine, das ist ein ganz wesentlicher Punkt und eine ganz tolle Sache, die uns zeigt, dass Diversität funktioniert.

Diese Diversität brauchen wir natürlichen im Sozialbereich, im Gesundheitsbereich, im Wirtschaftsbereich und natürlich gerade auch im Kulturbereich, denn dieser ist immer quasi das Herzstück einer Stadt und einer Gesellschaft. Diese Kooperation und genau dieser Diversitätsgedanke in diesem Bereich ist mir ganz besonders wichtig! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir werden investieren, und ich glaube, dass unser Integrationskonzept sehr gut aufgestellt ist. Norbert Bachler-Lager hat dargestellt, wie erfolgreich „Start Wien“ funktioniert. Wir haben „Start Wien“ jetzt ein Jahr lang mit einer ganz hohen Beteiligung laufen, und ich möchte mich auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 17 und 35 bedanken, die innerhalb kürzester Zeit wirklich Unglaubliches auf die Beine gestellt haben, das wirklich den Namen „Integrationsbegleitung“ verdient. Es ist dies eine unglaubliche Unterstützung auf dem Weg zu einer gelungenen Integrationsbiographie mit einem ganz klaren Ja zu Wien.

Es ist mir nach all den Debatten wichtig, das jetzt noch einmal Revue passieren zu lassen: Wir diskutieren permanent über das Defizit, und sobald man positive Bilder entgegenstellt, wird einem unterstellt, dass man die rosarote Brille aufsetzt. Darauf erwidere ich: Ich trage keine rosarote Brille! Ich rede die Dinge nicht schön! Ich meine aber, dass man auch das reale Bild zurechtrücken muss! Natürlich gibt es Probleme, aber neben diesen Problemen gibt es Tausende von Menschen, die mit guten Potenzialen und einem hohen Interesse in dieser Stadt leben, ihren Beitrag leisten und ein ganz deutliches Ja zu Wien sagen. – Genau das ist unser Ziel! Genau das bringt diese Stadt voran! Und wer diese Vielfalt nicht als Chance anerkennt, der irrt ganz gewaltig! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir werden im Jahr 2010 viele Maßnahmen setzen, überwiegend natürlich auch wieder im Bereich der Sprache, denn die Sprache ist letztlich der Schlüssel zur Integration. Es wird uns darum gehen, dieses Gefühl zu stärken. Es wird darum gehen, im Hinblick auf diese Vielfalt noch mehr Investitionen im Bereich der gemeinsamen Sprache und des Zugangs zur Bildung zu leisten. Es sind dies Investitionen in den gegenseitigen Respekt und in die Spielregeln dieses Zusammenlebens. Außerdem geht es natürlich auch darum, weiterhin eine sehr klare Werthaltung zu demonstrieren und ganz klar für Integration zu stehen. Das ganze Integrationskonzept wird mit vielen Maßnahmen umrankt, und ich bin sehr zuversichtlich, dass wir 2010 in unserer Integrationsarbeit weiterhin sehr erfolgreich sein werden! 

Ich möchte aber auch noch auf ein paar einzelne Fragen beziehungsweise Anmerkungen in der Diskussion konkret eingehen. 

Kollegin Matiasek! Betreffend Tierschutzbereich, Kollegin Krotsch hat schon einiges beantwortet. Das Tierschutzkompetenzzentrum ist eine Sache, die uns beschäftigt und die sehr viel mit Qualität im Tierschutz und mit der Weiterentwicklung von Tierschutz zu tun hat. Ich kann Ihre Frage beantworten: Da bleiben wir dran!

Was die Runden Tische zum Thema Fiaker betrifft, möchte ich feststellen, dass Ihre Forderung ein bisschen zu spät gekommen ist! Wir reden schon seit einem Jahr miteinander. Wir haben de facto einen solchen Runden Tisch. Und betreffend Pferdekarusselle sind wir mit der MA 60 in einer sehr engen Verbindung, und da gibt es auch entsprechende Kontrollen.

Im Zusammenhang mit Ihrem Integrationsbild möchte ich Ihren vielen negativen Geschichten jetzt eine Geschichte entgegenstellen, und es interessiert mich, was Sie letztlich dazu sagen. In Ihrer politischen Argumentation gehen Sie immer stärker in Richtung Auseinanderdividieren der Gesellschaft. Während Sie früher eine ganz klare Haltung gegen Integration und Zuwanderung gehabt haben, unterscheiden Sie mittlerweile zwischen den guten und den schlechten ZuwanderInnen, was ich an sich schon vom menschlichen Aspekt für unglaublich verachtenswert halte! Ich meine, es geht immer wieder darum, sehr gut auf die Menschen zu schauen und sich anzuschauen, was sie mitbringen. Sie diskutieren aber selbst gelungene Beispiele der Integration mit uns hier immer wieder auf der Defizitebene.

Es wird sehr stark auch darum gehen, dass wir uns hier in dieser Stadt verständigen, was Migrationshintergrund ist und bis wohin der Migrationshintergrund geht. Wenn nämlich Kinder von Menschen, die schon in der zweiten Generation hier leben, einen sozialen Aufstieg machen und immer noch darunter leiden, dass man ihnen nicht dieselben Chancen gibt, sondern ihnen – ganz im Gegenteil – permanent mit ausländerfeindlichen Parolen entgegentritt, dann ist das letztlich auch ein Ergebnis der Polemik, mit der in dieser Stadt im Integrationsbereich agiert wird, und das muss ich massiv zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)
Kollege Ulm! Betreffend die Personalsituation haben wir die Tatsache schon oft diskutiert, dass es keine Ruhestandsversetzung aus Willkür in dieser Stadt gibt. Vielmehr gehen allen Ruhestandsversetzungen lange und intensive Untersuchungen und Gutachten voraus. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal in Erinnerung bringen: 33 600 Menschen in dieser Stadt leisten schwerste Arbeit. Da kann man nicht davon reden, dass man jemanden dann einfach an eine andere Stelle versetzt, wo er dann locker bis zum Pensionsantrittsalter arbeiten kann. Das ist eben nicht möglich! Das ist auch im Bereich der Krankenstände eine große Herausforderung für diese Stadt. Erstens rechnen wir nämlich die Krankenstände vom ersten Tag an und nicht erst ab dem Zeitpunkt, wenn man eine Krankenstandmeldung braucht. Zweitens möchte ich etwas festhalten, was Sie nie sagen, dass nämlich zum Beispiel 20 000 Menschen in dieser Stadt kein einziges Mal krank sind. Drittens versuchen wir, den Menschen für den Fall, dass sie krank sind, schon präventiv, aber auch danach Unterstützung zu geben. 

Wenn es aber einmal nicht mehr geht, dann geht es eben nicht mehr! Und die Leute finden es auch nicht lustig, in Pension zu gehen, denn sie sind ja mit massiven Abschlagszahlungen konfrontiert.

Ich lasse nicht zu, dass unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Öffentlichkeit immer als dauerkrank und frühpensioniert dargestellt werden! Es sind das engagierte Menschen, die Tag für Tag dafür arbeiten, dass in dieser Stadt alles gut funktioniert! (Beifall bei der SPÖ.)
Von der Lebensqualität wollen Sie nie etwas hören, weil Ihnen die Studie nicht taugt. Das ist mir aber wirklich wurscht. Ich meine, man kann nicht oft genug sagen, dass diese Stadt die Stadt mit der höchsten Lebensqualität ist, und unsere Beschäftigten leisten einen Beitrag dazu. Darauf können wir stolz sein! Ich möchte mich bei dieser Gelegenheit bei all meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ganz herzlich bedanken! Sie bringen Wien zum Funktionieren. Das ist nicht selbstverständlich, das bedeutet großes Engagement und täglichen Einsatz, und dafür sage ich ein ganz herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)
Eigentlich ist das pauschal auch gleich meine Antwort auf die Ausführungen der Kollegin Antonov. Ich möchte Ihnen nur sagen: Als Personalstadträtin schäme ich mich nicht, sondern ich bin als Personalstadträtin sehr stolz darauf, wie gut diese Stadt funktioniert! Ich finde, es ist nicht in Ordnung, wenn Sie den Weg des permanenten Auseinanderdividierens wählen! Betreffend Krankenstand an sich gibt es von uns eine klare Zusage: Wir werden definieren, was geht und was nicht geht. Daran haben sich dann alle zu halten, und wer sich nicht daran hält, wird letztlich auch Konsequenzen spüren.

Zum lustigen Hörspiel über Emil möchte ich nur kurz etwas sagen: Ich kann jetzt nur für mich sprechen, denn ich kenne diesen Fall nicht. Die Umweltsprecherin der SPÖ ist auch unsere Menschenrechtsbeauftragte, die hervorragende Arbeit leistet. Das einmal zur Reputation der Kollegin Penny Bayr. 

Ich meine, es ist in diesem Zusammenhang sehr wichtig, dass wir alle uns sehr intensiv mit der Jugend auseinandersetzen. Ich tue das. Ich treffe viele Schulklassen, ich lade Schulklassen zu mir ein, und ich glaube, dass der Dialog mit der Jugend auch in dieser Frage sehr wichtig ist, und zwar auch deshalb, weil die jungen Menschen einmal unsere Stadt gestalten werden. 

Wenn wir heute über die Frage der Ausbildung und der gleichen Chancen von Kids mit Migrationshintergrund gesprochen haben, dann muss ich sagen: Wir leben in einer Stadt, in der zum jetzigen Zeitpunkt fast 50 Prozent Kinder mit so genanntem Migrationshintergrund in unser Schulsystem eingestiegen sind. Wenn wir diesen letztlich nicht dieselben Chancen geben, sich zu qualifizieren, wenn wir ihnen nicht dieselben Chancen und Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt geben, wenn wir diese jungen Menschen nicht ernst nehmen und wenn wir uns mit diesen Menschen nicht auseinandersetzen, dann verzichten wir auf 50 Prozent Zukunft in dieser Stadt!

Und noch viel schlimmer: Wenn wir die Auseinandersetzung nicht führen – und deswegen werde ich mich immer dafür einsetzen! –, dann werden wir ein großes gesellschaftliches Problem haben, denn es geht darum, in dieser Stadt Haltung zu zeigen, den Jungen Zukunftsbilder anzubieten und ihnen Perspektiven zu geben, denn das ist die einzige Chance, die diese Stadt hat, wie immer verbunden mit klaren Werten. 

Unsere Werte sind Gleichheit, Chancengleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität, und auf Basis dieser Werte wird die Sozialdemokratie das Jahr 2010 gestalten und werde ich in meiner Geschäftsgruppe Politik machen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. Das Wort hat Herr GR Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Frau StRin Frauenberger hat, wie ich glaube, richtig gesagt, dass man sich intensiv mit der Jugend auseinandersetzen muss. Ich kann Ihnen versichern: Wir tun das schon lange, wie auch die Wählerstromanalysen eindeutig belegen! Und wir werden das auch weiterhin massiv tun. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ihr könnt es gerne versuchen!

Ich werde heute kurz über gewisse Themen der Kultur sprechen.

Ich möchte mit einem Antrag der Kollegin Ringler und des Kollegen Schreuder beginnen, der da lautet: „Entwicklung eines Modells und einer Richtlinie zur objektiven Vergabe von Zusatzsubventionen auf Grund der Auswirkung der Finanzkrise aus den Mitteln des Kulturbudgets“. Dem stimmen wir zu.

Sie schreiben hier richtig: „Die Nachvollziehbarkeit und Objektivität der Entscheidungen über die Subventionsvergabe ist jedoch durch diese ‚willkürliche Subventionsvergabe’“ – es geht konkret um das Kunsthaus Wien – „nicht gewährleistet.“

Man möchte transparente, nachvollziehbare Entscheidungen. Diese würden auch wir uns für Subventionen generell wünschen! Ich sehe mich da durchaus in einer Linie mit den anderen Oppositionsparteien. Auch wir verlangen ständig eine Aufstellung der vergebenen und der nicht vergebenen Subventionen, mehr Transparenz und eine Nachvollziehbarkeit auch für die Opposition.

Es gibt immer wieder Fälle, in denen man eine gewisse gutwillige Gläubigkeit sieht, dass das etwas Gescheites sein muss. Oftmals wird man aber eines Besseren belehrt, indem man dann doch über Zeitungsmeldungen oder über den Bericht des Kontrollamts sieht, dass dem nicht so war. Und das zieht sich wie ein roter Faden durch die Kulturpolitik, sei es im Zusammenhang mit den Wiener Symphonikern, sei es im Zusammenhang mit dem Rabenhof Theater. Wir erinnern uns alle an die Rechnungen, die in einer Kiste waren, bis hin zur Pay-TV-Rechnung. Weiters erinnere ich an das WUK, das zum Konkurs gekommen ist, das Interkulttheater oder das Theater zum Fürchten, bei dem das Kontrollamt festgestellt hat, dass keine nachvollziehbaren Abrechnungen vorliegen und es keine unabhängige Prüfung und keine laufende Kontrolle gibt. Außerdem nenne ich das Theater Netzzeit, bei dem Unregelmäßigkeiten festgestellt wurden.

Zuletzt erwähne ich noch den „Club of Vienna". Im Hinblick auf Letzteren hat zum Beispiel die „Presse" geschrieben: „Kontrollamt rügt Förderung des Wissenschaftsklubs ‚Club of Vienna’. Der muss über 400 000 EUR zurückzahlen." – Der Herr Stadtrat hat uns versprochen, dem Gemeinderat noch heuer einen entsprechenden Antrag auf Rückforderung beziehungsweise auf Umwidmung dieses Geldes vorzulegen. Soweit ich die Tagesordnung für nächste Woche gelesen habe, habe ich es noch nicht gesehen, aber es gibt noch einen Nachtrag. Jedenfalls bin ich gespannt, ob diese Mittel tatsächlich heuer noch in eine Umwidmung münden werden! In diesem Zusammenhang möchte ich exemplarisch ein paar Pressedienste vorlesen, damit man sieht, wie all das gebracht wird.

Frau Kollegin Frauenberger hat zuerst gesagt, dass alles gut und dynamisch ist und man vorwärts schaut. Aber es gibt natürlich auch Kritik. Bei der Kultur hat man manchmal das Gefühl, dass etwas von vornherein abgelehnt wird.

Ich sehe mir jetzt zum Beispiel den Pressedienst des Herrn Strobl an. Da heißt es: „Subventionsvergabe der Stadt Wien völlig transparent." – Ich möchte das so stehen lassen.

Was Kollege Wolf jetzt richtigerweise eingebracht hat, ist für Herrn Kollegen Strobl „gekünstelt“ und „sachlich nicht nachvollziehbar“. Er sagt: „Die Förderungen sind völlig transparent, sie werden immer exakt geprüft. Alles wird penibel abgerechnet und kontrolliert. Gibt es Unzulänglichkeiten, werden Förderungen auf Eis gelegt beziehungsweise zurückgefordert.“

Es gibt auch in der SPÖ sachlichere Stimmen. So hat etwa Kollegin Straubinger damals zum „Club of Vienna" in Anbetracht von 3 600 Förderansuchen gesagt: „Allein diese Zahl untermauert, dass nicht hinter jeder Förderung gleichsam ein Kontrollor jeden Beleg intensiv dahin gehend überprüfen kann, ob etwa ein Formular richtig datiert worden ist.“ – Ja! Das ist menschlich! Ich will niemandem bösen Willen nachsagen. Das ist eine Aussage, mit der ich leben kann!

Der liebe Ernst Woller hat das ein bisschen glorifiziert, er lässt solche Möglichkeiten gar nicht zu. Er schreibt: „Die Stadt hat dafür eigene Kontrollinstanzen, die hervorragend funktionieren. Selbstverständlich wurden die Bilanzen, mit denen die widmungsgemäße Verwendung der Förderung nachgewiesen wurde, von unabhängigen Rechnungsprüfern ordnungsgemäß geprüft." 

Was steht zum Beispiel im Kontrollamtsbericht? – Ich zitiere: „Bei der Prüfung des ‚Club of Vienna’ waren im organisatorischen Bereich und administrativen Bereich vermehrt Mängel in der Erfüllung der vereinsrechtlichen Vorgaben festzustellen. Das Kontrollamt empfahl der MA 7 daher, den ‚Club of Vienna’ erst wieder für eine Subventionierung vorzuschlagen, wenn stabile Vereinsführung mit effizienten Aufsichts‑ und Kontrollfunktionen belegt werden kann.“

Und im Akt steht: „Das Kontrollamt merkte an, dass das Thema der nicht verwendeten Subventionen der Stadt Wien in den Prüfungsberichten unbehandelt blieb. Dass gemäß den mit der Magistratsabteilung 7 vereinbarten Subventionsbedingungen nicht verwendete Subventionen vom ‚Club of Vienna’ zurückzuzahlen wären, fand auch keine Erwähnung.“

Ich halte fest: Das eine sagt das Kontrollamt, das andere sagt Ernst Woller. 

Als Opposition, die wir nicht jeden Akt im Detail kontrollieren, sondern nur zur Kontrolle auffordern können, muss man ja misstrauisch sein! Offensichtlich ergibt sich beim Kontrollamt immer wieder, dass es doch nicht so funktioniert, wie es funktionieren sollte!

Ähnlich ist es beim Ronacher. Ich möchte mich damit nicht lange aufhalten. Wir haben all das, angefangen von einem Misstrauensantrag bis zum Sonderkulturausschuss, des Langen und Breiten behandelt, wenn auch nicht endgültig: Wir werden voraussichtlich noch lange und oft darüber reden! Wir haben zum Beispiel die Funktionssanierung behandelt, die nur teilweise ausgeführt wurde und immense Kosten verursachte. Jetzt steht schon wieder ein Gerüst beim Ronacher. Ich weiß nicht, ob sich das wieder in einer Zusatzsubvention für eine normale Renovierungsarbeit niederschlagen wird oder ob das vom Jahresbudget abgeht! Festzustellen ist nur, dass das Gebäude auf einer Seite eingerüstet war, als ich neulich vorbeigekommen bin.

Ich habe damals in diesem Sonderauschuss auch erwähnt, dass durchaus auch im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien verschiedene Meinungen bestehen, dass beispielsweise Intendant Geyer der zweiten Musical-Bühne durchaus kritisch gegenüberstand. Das wurde aber ein bisschen abgetan. Mittlerweile habe ich Geyers Pressedienst wieder gefunden. Unter dem Titel „Theater an der Wien finanziert Musical“ sagt Geyer, dass, wenn er nicht mehr Gewinn gehabt hätte, der Verlust der Vereinigten Bühnen Wien noch höher gewesen wäre.

Weiters ist in diesem Pressedienst zu lesen: „Außerdem“ – so Geyer – „scheint das Musical einen Lebenszyklus von seinerzeit der Operette zu haben. Diese hat zwischen 1870 und 1930 einen ständigen Verfall vollzogen und war dann vorbei. Auch das Musical ist jetzt 60 Jahre alt und in einer ähnlichen Situation."

Es ist immerhin bemerkenswert, dass der Intendant eines durchaus von den Produktionen her sehr erfolgreichen und jetzt auch international anerkannten Hauses so etwas sagt! Da muss man sich die Frage stellen, ob es – und das habe ich in den letzten Gemeinderatssitzungen bereits getan – vielleicht eine politische Fehlentscheidung war, das Ronacher überhaupt anzukaufen und als zweite Musical-Bühne zu sanieren. War die zweite Musical-Bühne an sich nicht ein Fass ohne Boden und damit eigentlich eine politische Fehlentscheidung?

Kollege Wolf hat bereits mehrfach die Subventionsvergabe und die nicht vorhandene oder nicht ausreichend vorhandene Transparenz angeprangert. Er hat gesagt: „Die Subventionsvergabe nach Gutsherrenart lehnt die Opposition geschlossen ab.“ – Dem kann ich zustimmen! Subventionen werden zum Teil unvollständig wiedergegeben. Es gibt keine klaren Vergaberichtlinien.

Es gibt in diesem Zusammenhang zum Beispiel Jurys, die etwas tun. Ich komme jetzt noch einmal auf die Kunst im öffentlichen Raum zurück. Es wird einem ja wirklich schwer gemacht! Die Zuständigen sagen jetzt: Für Kunst im öffentlichen Raum gibt es extra eine internationale, unabhängige Jury, damit sie von der Politik unbeeinflusst ist. 

Wenn der Herr Bürgermeister die Skulpturen von Hrdlicka jetzt unbedingt noch einmal sanieren und eine Ausstellung damit machen möchte, dann haben wir gar nichts dagegen. Es gibt ja auch Förderungen, die sowieso ohne Weiteres an Freunde der Stadtregierung vergeben werden. Soll er auch da eine Förderung machen, wir werden sogar zustimmen, das ist überhaupt kein Problem! Aber wenn es heißt, dass die Projekte für Kunst im öffentlichen Raum von einer internationalen, unabhängigen Jury ausgesucht werden, und man dann liest, dass das „auf besonderen Wunsch des Herrn Bürgermeisters Dr Michael Häupl“ geschehen ist, dann müssen Sie uns als Opposition zugestehen, dass wir zumindest gewisse Zweifel an dieser Unabhängigkeit hegen! 

Wenn wir jedoch Zweifel an dieser Unabhängigkeit hegen, dann bedeutet das, dass wir unsere Zustimmung zu dem, was irgendwelche Kommissionen machen, nicht mehr geben können, weil wir immer davon ausgehen müssen, dass alle den Befehlen des Herrn Bürgermeisters folgen und überhaupt nicht unabhängig sind! 

Der gegenständliche Fall ist eine Kleinigkeit, aber solche Kleinigkeiten erzeugen großes Misstrauen. (Beifall bei der FPÖ.)

Das ist in meinen Augen total kontraproduktiv, es zieht sich aber leider wie ein roter Faden durch die Kulturpolitik.

Es gibt in der Kulturpolitik auch immer wieder Stiefkinder. Das habe ich auch bereits erwähnt. Ein Beispiel dafür sind die Bezirksmuseen, die sich mit 364 000 EUR Budget sozusagen selbst erhalten müssen. Sehr viel Geld ist das nicht für alle Museen! Bei für den Bezirk bedeutenden Ankäufen kann man daher nur sehr restriktiv vorgehen.

Die Denkmalpflege ist mit 1,1 Millionen in einer Stadt wie Wien, die voller Denkmäler ist, auch nicht übermäßig dotiert. 

Der jüdische Friedhof ist ebenfalls ein Thema, das unserer Meinung nach auch immer wieder zu kurz kommt beziehungsweise auf die lange Bank geschoben wird und nicht die Beachtung findet, die es haben sollte.

Bezirks‑ und basiskulturelle Aktivitäten sind mit 700 000 EUR dotiert. Das sind 30 000 EUR pro Bezirk, das ist auch nichts!

Schließlich komme ich zu den Musikschulen. Engagement für diese ist auch ein mehr oder weniger gemeinsames Anliegen der Opposition. Es ist nämlich wirklich unnachvollziehbar, dass die Welthauptstadt der Musik so wenig Initiativen für Musikschulen setzt! Ich wiederhole das: In Wien gibt es 17 Musikschulen und eine Singschule, in Niederösterreich gibt es 138, in Oberösterreich 68. Okay. Dabei handelt es sich um verschiedene Gemeinden. Aber in Wien gibt es nur 7 000 Schüler in Musikschulen, in Oberösterreich hingegen 43 000 und in Niederösterreich 55 000. Und ich meine, die Zahl der Schüler sagt schon etwas aus! (Zwischenruf von GR Ernst Woller.) 

Lieber Herr Woller! Ich zeige dir etwas. Wir haben unser Wochenendhaus in Niederösterreich in einem Gemeindezusammenschluss mit 7 000 Einwohnern. Dort gibt es 462 Musikschüler an 5 Standorten. Und ich meine, es ist einfach wichtig, dass man die Jugend an die Musik heranführt! Das ist eine Basiskultur, und in diese investiert ihr viel zu wenig! In einigen Bezirken gibt es keine Musikschulen, etwa im 13., 14., 6. und 7. Bezirk.

Auf der Liste der Instrumente sieht man, dass man nicht einmal alles lernen kann. E-Gitarre, das heißt, ein modernes Instrument, wenn jemand in einer Band spielen will, kann man nur in vier Schulen in Wien lernen. Es gab einmal einen Antrag der Grünen betreffend irgendwelche außereuropäischen Instrumente. Auch wir haben diesem zugestimmt. Man kann aber sogar das, was sozusagen hausbacken ist, in Wien nur an vier Standorten lernen. Jazztrompete kann man an drei Standorten und normale Trompete an vier oder fünf Standorten lernen. – Hier mangelt es. Die Musikschulen sind nach wie vor die Stiefkinder.

Wir haben nach wie vor uneingeschränkt Bedenken, was die Subventionsvergabe, Subventionskontrolle und Transparenz von Subventionen betrifft. Das ist mithin der Grund, warum wir diesen Voranschlag ablehnen. Ich glaube, im Sinne der Zeitökonomie war ich relativ schnell. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Kollege Ebinger hat eine ganz interessante Wortschöpfung hervorgebracht, die mir gut gefällt und die wir vielleicht übernehmen dürfen, nämlich den „Subventionstopf für Freunde der Wiener Stadtregierung“. – Wenn ich die Tagesordnung des nächsten Kulturausschusses richtig im Blick habe, dann werden wir vielleicht über diesen Topf wieder einmal sprechen müssen!

„Neigungsgruppe“ ist auch eine Variante. – Ich sehe schon, heute ist ein kreativer Tag, und wir können auf diese Weise auch mit ein bisschen Humor auf die vielen Baustellen der Wiener Kulturpolitik schauen.

Wir bringen heute eine ganze Reihe von Anträgen zu Themen ein, von denen wir meinen, dass sie von wesentlicher Bedeutung für Wien, für die Wiener Kulturpolitik und vor allem für deren Zukunft sind.

Eine der großen Baustellen sind und bleiben die Vereinigten Bühnen Wien. Mein Vorredner ist schon darauf eingegangen, und auch mein Kollege Schreuder wird dazu noch das eine oder andere sagen.

Die Vereinigten Bühnen Wien sind und bleiben ein Sorgenkind. Ich habe mir anlässlich der heute veröffentlichten Äußerung zum letzten Kontrollamtsbericht noch einmal einige Vorwürfe vor Augen geführt: Im Grunde genommen muss man sagen, dass einem dabei ziemlich die Ohren schlackern! Allein die Geldsumme in der Höhe von 1,56 Millionen EUR über einen Zeitraum von nicht einmal zehn Jahren, die ein ehemaliger Geschäftsführer der Vereinigten Bühnen Wien in den letzten Jahren für bestimmte Beratungsleistungen erhalten hat, zeigt, dass die Vereinigten Bühnen Wien in der Vergangenheit einen ausgesprochen – wie ich einmal sagen möchte –lässigen Umgang mit dem Steuergeld hatten. 

Ich gebe zu, dass mein Vertrauen auf Grund der Nachrichten über die Vereinigten Bühnen Wien, die uns in den letzten Monaten immer wieder erreichten, etwas gestiegen ist, weil ich dem jetzigen Generalintendanten doch einiges mehr zutraue als seinen Vorgängern. Nichtsdestotrotz sind die Missstände und die Art und Weise, wie dort Geld mit vollen Händen ausgegeben wird, sehr problematisch. Wir alle können nur hoffen, dass möglichst viele Menschen im nächsten Jahr das Udo-Musical besuchen werden, damit das Defizit des letzten Jahres nicht allzu groß wird und wir als Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht viele Dutzende Millionen Euro zusätzlich in die Abgänge investieren müssen. 

Möglicherweise ist den aufmerksamen Lesern dieser Äußerung zum Kontrollamtsbericht, die heute veröffentlicht wurde, auch nicht entgangen, dass die Vereinigten Bühnen darin erstmals auf die Abdeckungsgarantien der Stadt Wien verweisen. Die Tatsache, dass sie das tun, lässt mich schon Übles ahnen! Bisher hatten die Vereinigten Bühnen Wien die Verteidigungslinie, dass man zwar im laufenden Jahr tatsächlich ein Defizit habe, dass man dieses aber aus eigener Leistung abdecken können werde, wobei „eigene Leistung“ de facto Subventionszahlungen aus den letzten Jahren bedeutet, die jetzt verwendet werden sollen, um ein Defizit abzudecken. Das ändert auch nichts daran, dass dieses Jahr weniger Subventionen an die Vereinigten Bühnen Wien geflossen sind. Die Rücklagen waren Subventionszahlungen der letzten Jahre, sonst gäbe es diese Rücklagen nicht.

Jedenfalls verweisen die Vereinigten Bühnen jetzt zum ersten Mal explizit darauf, dass die Stadt Wien Garantien für Abgangsdeckungen in den letzten Jahren oder wahrscheinlich Jahrzehnten gegeben hat. Und ich befürchte, dass die bescheidene Erhöhung des Kulturbudgets für das nächste Jahr möglicherweise zur Gänze in ein paar große Baustellen hineinfließt und nicht den vielen kleinen Initiativen in dieser Stadt zugute kommen wird! Die Vereinigten Bühnen werden sicherlich die Hand aufhalten, und zwar nicht nur für die Renovierung des Ronacher, die noch immer nicht fertig ist!

Auch die Wiener Symphoniker machen uns große Sorgen. Kollege Wolf und ich waren letzthin bei einer Aufsichtsratsitzung der Wiener Symphoniker, die – wie Sie richtig sagen – doch einiges Dramatisches zu Tage gefördert hat, und zwar dramatisch vor allem auch deshalb, weil uns dort von Seiten des Herrn Präsidenten Streicher der Eindruck vermittelt wurde, dass „eh alles nicht so schlimm“ ist, weil die Stadt Wien schon zahlen wird. – Diese Haltung ist, wie ich glaube, der Kern des Problems, welches dringend angegangen werden sollte, denn sonst wird der andere Teil der bescheidenen Erhöhung des Wiener Kulturbudgets in die Symphoniker fließen müssen, überhaupt wenn diese weiterhin der Meinung sind, dass sie all ihre Probleme, die sie objektiv haben, dann in den Griff bekommen, wenn die Stadt Wien einfach mehr Geld zahlt! Das ist ja sehr einfach!

Diese Vorgangsweise halten wir für falsch. Es gibt sicherlich Wege, bei den Symphonikern den Subventionsbedarf ohne Qualitätseinbußen auch in den nächsten Jahren zumindest auf dem gleichen Niveau zu halten wie zuletzt und nicht weiter zu erhöhen. 

Eine andere Großbaustelle ist der angekündigte Neubau des Wien Museums. Wir befürworten diesen Neubau, weil wir glauben, dass die ständige Ausstellung und der Haerdtl-Bau auf dem Karlsplatz nicht unbedingt der adäquate Ort sind, in dem ein Museum des 21. Jahrhunderts zum Thema Stadt, Stadtentwicklung und Stadtplanung für die Menschen dieser Stadt untergebracht ist. Allerdings muss ich auch ehrlich sagen, dass mich die Ankündigung des Herrn Kulturstadtrats vor einigen Monaten, es würde jetzt ein Neubau und nicht nur ein bescheidener Umbau des bestehenden Ortes werden, insofern ein bisschen besorgt macht, als die Tatsache, dass wir im nächsten Jahr einen Wahltermin haben, darauf hindeutet, dass es sich hier eher um einen Wahlkampf-Gag als um eine ernstgemeinte Aussage handelt. Immerhin wird es offensichtlich auch mindestens bis zur Wahl selbst dauern, bis ein entsprechendes Konzept vorliegt.

Das ist insofern auch für das Wien Museum recht dramatisch, als dieses nicht nur das Problem einer völlig veralteten ständigen Ausstellung hat, sondern auch das Problem fehlender Depotflächen und vor allem auch einigermaßen problematischer Depotsituationen selbst, die langsam, aber sicher dazu führen, dass auch die dort gelagerten Kunstwerke und Gegenstände einer zweifelhaften Sicherheit entgegenschauen. 

Das Wien Museum hatte bereits ein völlig fertiges Konzept für ein Depot in der Schublade. Ich befürchte aber, dass sich die Umsetzung dieses fertigen Konzepts für ein Depot zusammen mit dem Neubau um weitere vier, fünf Jahre verzögern wird. Ich gehe davon aus, dass bis zur Wahl keine endgültige Entscheidung über den Standort gefällt sein wird – denn man kann ja nicht den ganzen Wahlkampf darüber sprechen, dass man das jetzt machen wird – und nach der Wahl möglicherweise alles anders ist. Wir wissen ja nicht, wie die Wienerinnen und Wiener entscheiden werden. Und wenn man dann wieder in sich gehen und darüber nachdenken muss, ob das eine gute Idee war, und erst dann mit den Detailplanungen begonnen werden kann, der notwendige Finanzbedarf festgestellt wird und der Finanzstadtrat oder die Finanzstadträtin, je nach dem, wer das dann ist, die Mittel zur Verfügung stellen kann, damit das Ganze gebaut werden kann, dann sind wir locker bei vier bis fünf Jahren! Kunstwerke verrotten bekanntlich in nicht adäquaten Depotsituationen, und die Besucherinnen und Besucher des Wien Museums werden weitere vier bis fünf Jahre mit einem Blick auf Wien konfrontiert sein, der eher im 19. als im 21. Jahrhundert anzusiedeln ist. 

Es gibt aber auch erfreuliche Neuigkeiten. Ich persönlich freue mich schon auf die Neueröffnung der Garage X auf dem Petersplatz. Es ist dies quasi ein etwas verspätetes Kind der Wiener Theaterreform, das jetzt aus der Taufe gehoben wird und von dem ich sehr hoffe, dass es dem Theater auf dem Petersplatz neues Leben einhauchen wird.

Gleichzeitig beklagen wir das Ende des Jugendstiltheaters auf der Baumgartner Höhe. Dieses ist jetzt einer Mischung aus der Haltung „Was brauchen wir dort ein Theater?“ und der Vision, dass es dort irgendwann einmal auch Neubauten geben wird, zum Opfer gefallen. Das ist sehr schade und bedauerlich, denn das Jugendstiltheater hat eine sehr wichtige Funktion in dieser Stadt erfüllt und viele von uns haben dort sehr spannende und schöne Theaterabende verlebt! 

Ich möchte aber jetzt zu einem Punkt kommen, der, wie ich glaube, uns alle betroffen machen sollte, nämlich zur Frage: Wie geht es eigentlich vor allem den kleinen Kulturinitiativen in dieser Stadt in der Krise? Diese ist offensichtlich jetzt im Kulturbereich angekommen, davon zeugen auch Subventionserhöhungsansuchen im Ausschuss. Mein Kollege wird dazu noch etwas sagen. Wir hören jetzt immer wieder sehr beunruhigende Dinge. So ist zum Beispiel die Rede von freiwilligen Gehaltsverzichten von Mitarbeitern stadtnaher Unternehmen. Das ist schon bemerkenswert! Es ist zu hoffen, dass die Beamten der Stadt Wien dieses Jahr keine Kürzungen zur Kenntnis nehmen müssen werden. Es gibt aber jedenfalls Mieterinnen und Mieter von Kulturinstitutionen, die im Eigentum der Stadt Wien stehen, die freiwillig auf Gehalt verzichten müssen. Das ist beschämend, sehr geehrte Damen und Herren, weil das symptomatisch für den Kulturbereich ist, in dem die Einkommenssituation sowieso sehr schlecht ist!

Es gibt dazu eine Studie, die allerdings aus unserer Sicht die Wiener Situation nicht ausreichend abdeckt. Deshalb meinen wir, dass es als Reaktion auf die derzeitige wirtschaftliche Lage auch notwendig ist, sich die Einkommens- und Arbeitssituation von Kulturschaffenden, im Speziellen mit Fokus auf Wien, genauer anzuschauen. Möglicherweise ist es auch möglich, die Studie, welche die Kunstministerin vor einiger Zeit im Auftrag gegeben hat, dahin gehend noch einmal präziser auszuwerten. Vielleicht muss man gar keine ganz neue Studie machen!

Jedenfalls meinen wir, dass das einen Blick wert ist. Die Studie, die für Gesamtösterreich gemacht wurde, hat nämlich einiges betroffen Machendes zu Tage geführt. Unter anderem zeigt sich darin, dass die Einkommenssituation von Kulturschaffenden in Österreich sehr schlecht ist. 37 Prozent der Kulturschaffenden und KünstlerInnen haben ein Einkommen unter der Armutsgefährdungsgrenze. 37 Prozent, also mehr als ein Drittel der österreichischen Künstlerinnen und Künstler leben unter der Armutsgrenze! Diese Zahl ist unseres Erachtens viel zu hoch, und die Tatsache, dass die Kunstministerin mit völlig unzulänglichen Maßnahmen auf diese beschämenden Daten reagiert hat, ist sehr problematisch! Jedenfalls meinen wir aber, dass ein Blick auf Wien auch angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Lage noch wichtig wäre. Daher bringen wir zwei Anträge ein.

Erstens: „Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny möge die Erstellung einer Status-quo-Erhebung der Einkommenssituation und der konkreten Auswirkungen der Finanzkrise auf die Arbeitssituation von Beschäftigten im Wiener Kulturbereich in Auftrag geben, um eine beschäftigungsbezogene Auseinandersetzung in Zukunft zu ermöglichen, und nach Fertigstellung der Studie diese unverzüglich den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Verfügung stellen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.“

Der zweite Antrag bezieht sich etwas spezieller auf die Situation der Frauen, denn auch in diesem Feld sind Frauen noch stärker von Einkommensungleichheit betroffen und liegen mit ihren Einkommen besonders stark unter der Armutsgrenze. Daher „möge der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny die Erstellung einer Status-quo-Erhebung der Einkommenssituation und der konkreten Auswirkungen der Finanzkrise auf die Arbeitssituation von Frauen in Wiener Kulturbereichen in Auftrag geben, um eine gender-spezifische Auseinandersetzung in Zukunft zu ermöglichen. Nach Fertigstellung der Studie ist auch diese unverzüglich den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Verfügung zu stellen. - Wir beantragen die Zuweisung dieses Antrags.

Zu unserem Sorgenkind, den Vereinigten Bühnen Wien, werden wir heute auch einen Antrag einbringen. Wir haben diesen schon mehrmals eingebracht. Er betrifft das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien, das – wie ich jetzt sagen möchte – sehr stark unterentwickelt ist, was die Transparenz und Nachvollziehbarkeit für die Oppositionsparteien und – wie ich höre – auch für die andere Partei betrifft.

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny wird aufgefordert zu veranlassen, dass die Vereinigten Bühnen Wien ab sofort hinsichtlich all ihrer Geschäftsfelder dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vierteljährlich einen schriftlichen Bericht zur wirtschaftlichen Lage, zur künstlerischen Arbeit und zu zukünftiger Planung vorlegen und mit den Mitgliedern des Ausschusses diskutieren. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Dann bringe ich noch vier Anträge zum Thema Musikschulen ein. 

Wir bemühen uns wirklich seit vielen Jahren, die Situation für die Wiener MusikschülerInnen zu verbessern. – Der neue Herr Stadtrat Oxonitsch hat hier aber leider noch keine entsprechenden Maßnahmen erkennen lassen. Er hat zwar im letzten Kontrollausschuss gesagt: „So einen Kontrollamtsbericht wie den letzten zu der katastrophalen Raumsituation so mancher Musikschulen in Wien möchte ich nicht mehr erleben!“ – Wir werden ihn gerne daran erinnern, dass das auch bedeutet, dass man etwas tun muss!

Im 20. Bezirk ist es besonders schlimm, aber auch in Döbling, wo es in einigen Räumen Schimmel, also wirklich gesundheitsgefährdende Situationen gibt. Es sind aber auch viele andere Musikschulen in Wien räumlich unterkapazitär beziehungsweise einem kreativen, positiven Lernklima einfach völlig abträglich! Wer will schon in einem Raum Tuba spielen lernen, der so klein ist, dass der Lehrer alle paar Minuten das Fenster aufmachen muss, damit nicht alle Anwesenden in Ohnmacht fallen? – Das besagt der Kontrollamtsbericht, das ist nicht eine Erfindung der Frau Ringler, sondern das ist Tatsache! Ich weiß überhaupt nicht, wie man in einem solchen Raum irgendetwas lernen kann, aber schon gar nicht ein Instrument, das Luft braucht! Wir bringen daher vier Anträge zum Thema Wiener Musikschulen ein.

Erstens: „Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport Christian Oxonitsch möge budgetäre Vorsorge treffen, um folgende dringend nötige Maßnahmen bis 2010 zu ermöglichen: 

1.: Verdoppelung der Plätze an bestehenden Wiener Musikschulen, um mehr Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines Instrumentes zu ermöglichen. 

2.: Zusätzliches Lehrpersonal an Wiener Musikschulen, um die Kinder und Jugendlichen auch nach der Verdoppelung der Ausbildungsplätze ausbilden zu können und einen qualitativ hochstehenden Unterricht zu gewährleisten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Zweitens: „Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport Christian Oxonitsch möge folgende Maßnahmen setzen, um den Unterricht von neuen Medien an den Wiener Musikschulen zu ermöglichen.“ – Es verhält sich wirklich so, wie mein Kollege schon gesagt hat, dass es nicht nur wenig Plätze gibt, wo man E-Gitarre spielen kann, sondern es auch kaum möglich ist, neue Technologien in den Musikschulunterricht zu integrieren. Und wenn man weiß, welche Revolutionen in den letzten Jahren auch im musikalischen Bereich auf Basis von Computern stattgefunden haben, dann muss man sich wirklich an den Kopf greifen! – „Er möge Maßnahmen setzen, um den Unterricht von neuen Medien an den Wiener Musikschulen zu ermöglichen: 

1.: Die Aufnahme des Faches Neue Medien in den Lehrplan der Wiener Musikschulen, um Kinder und Jugendliche im Umgang mit neuen Medien zu schulen. 

2.: Zusätzliches Lehrpersonal an Wiener Musikschulen, die musikalische beziehungsweise musikalisch-multimediale Computeranwendungen beherrschen als auch einen Überblick über die aktuellen medienpädagogischen, didaktischen Konzepte und Methoden besitzen. 

3.: Die Schaffung von technischer Infrastruktur, mit welcher der Medieneinsatz im Unterricht der Wiener Musikschulen gewährleistet werden kann. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Mein dritter diesbezüglicher Antrag betrifft den Ausbau der Zweigstellen der Musikschulen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport Christian Oxonitsch möge zum Ausbau des Wiener Musikschulwesens folgende Maßnahmen setzen: 

1.: Zusätzliche Zweigstellen der Wiener Musikschulen in Bezirken mit großer Fläche einrichten und die dafür notwendigen Schritte zum Bau neuer Zweigstellen und Musikschulen schnell in die Wege leiten.“ - Ein Beispiel ist das Tröpferlbad Weisselbad in Floridsdorf. Dafür liegt seit 2004 ein konkretes Konzept vor, das auch in der Bezirksvertretung viel Anklang gefunden hat, die Umsetzung verzögert sich jedoch seither. – 

„2.: Die Errichtung von Zweigstellen in Bezirken, in denen noch Musikschulen fehlen. Diese Bezirke sind 1., 4., 6., 7., 13., 14. und 18. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Mein vierter Antrag zu den Musikschulen betrifft die von meinem Kollegen angesprochenen Musikinstrumente aus verschiedenen Weltregionen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport Christian Oxonitsch möge an Wiener Musikschulen Maßnahmen setzen, die den Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines oder mehrerer Musikinstrumente aus verschiedenen Weltregionen ermöglicht. Die dazu nötige zusätzliche finanzielle Ausstattung der Musikschulen muss entsprechend hergestellt werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

In diesem Sinne, sehr geehrte Damen und Herren, es gibt viele Baustellen in der Kultur in Wien. Das Jahr 2010 wird hoffentlich nicht nur von Wahlkampf-Gags überschattet, sondern auch von konkreter Arbeit für die Kulturschaffenden in dieser Stadt geprägt sein! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr Kollege Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Im Sinne einer effizienten Arbeitsteilung der Opposition stimme ich dem, was Kollege Ebinger und Marie Ringler gesagt haben, vollinhaltlich zu. Meine Fraktion wird auch die Anträge, die von den Grünen eingebracht wurden, unterstützen. – Wir halten das für richtige, maßvolle und für die Wiener Kulturpolitik notwendige Forderungen.

Das Kulturbudget beträgt 236,5 Millionen EUR, das ist viel Geld. Das sind um 6 Millionen EUR mehr als heuer. Es handelt sich dabei um viel Steuergeld. Steuergeld wird nämlich zur Förderung von Kunst, Kultur und Wissenschaft verwendet, und wir unterstützen das! Kunst, Kultur und Wissenschaft mögen mit Steuergeld unterstützt werden! Es handelt sich nicht um Wohltaten des Stadtrates oder der Finanzstadträtin, sondern um Steuergeld, das hier investiert wird. 

Steuergeld verlangt selbstverständlich nach besonderer Sorgfalt beim Einsatz, Steuergeld verlangt nach Transparenz, und Steuergeld verlangt nach Sparsamkeit. Es stellt sich also auch im kulturpolitischen Bereich die Frage: Was geschieht mit dem Geld? Wird es treffsicher investiert? Und welcher kulturpolitische Anspruch wird mit dem Investitionsvolumen von 236,5 Millionen EUR verfolgt?

Marie Ringler hat schon auf eine Studie über die soziale Lage der Künstler und Künstlerinnen hingewiesen, die Claudia Schmied im vergangenen Jahr machen ließ, also in einer Zeit, in der die Krise in unserem Land noch nicht voll angekommen war. Das mittlere künstlerische Einkommen – also der Durchschnitt – beträgt 4 500 EUR pro Jahr, das sind 375 EUR netto pro Monat. Auf der anderen Seite investiert die Stadt Wien 236,5 Millionen EUR in Kunst und Kultur. – In Anbetracht dessen, dass die Künstler und Künstlerinnen mit derartigen Hungerlöhnen abgespeist werden, muss schon die Frage erlaubt sein, ob hier ziel- und treffsicher investiert wird. Von den in der Studie Befragten arbeiten 50 Prozent in Wien.

Bei dieser Gelegenheit wäre es vielleicht einmal notwendig, den Künstlerinnen und Künstlern zu danken, die in Wien ihrer Arbeit nachgehen, obwohl sie so wenig Unterstützung, nämlich in Höhe von 375 EUR netto im Durchschnitt, bekommen! (Beifall bei der ÖVP.)
Offenbar stimmt da etwas im kulturpolitischen Ansatz nicht! – Es wurde schon darauf hingewiesen, dass die großen Kulturmaschinen, die aus welchen Gründen auch immer in dieser Stadt betrieben werden – Vereinigte Bühnen Wien et cetera, wir kommen noch dazu –, offenbar Millionen verschlingen und für anderes wenig beziehungsweise zu wenig Geld übrigbleibt.

Herr Kollege Woller verlangt immer eine kulturpolitische Diskussion. Wir führen sie! Wir führen die Diskussion, ob die Stadt Wien mit 236,5 Millionen EUR richtig, nämlich ziel‑ und treffsicher investiert. Gestern hat mein Kollege Roman Stiftner über die Infrastruktur der Stadt im Bereich Umwelt gesprochen und den Nachweis geführt, dass etwa 10 bis 15 Prozent des Wiener Hochquellwassers auf Grund einer schlechten Wasserleitungsstruktur versickern. – Ich fürchte, im Kulturbereich versickert eine ähnlich große Summe jährlich, ohne dass die Gelder, nämlich Steuergelder, zu den Künstlern kommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es wurde darauf hingewiesen, dass die großen Kulturmaschinen Millionen verschlingen, etwa die Vereinigten Bühnen Wien heuer 37,3 Millionen EUR. Damit finden sie aber bei Weitem nicht das Auslangen! Das macht aber nichts, denn schließlich gibt es eine Abdeckungsgarantie der Stadt Wien. Schlimmstenfalls wird diese Option gezogen, und man kann sich weiterhin Fehlplanungen, Fehlinvestitionen, Strukturprobleme, künstlerische Flops, überbezahltes Management et cetera leisten, denn die Stadt Wien zahlt ja ohnedies.

Das nächste Beispiel, das auch schon angesprochen wurde, sind die Symphoniker. Lassen Sie mich das nur ganz kurz noch in ein paar Zahlen fassen. Sie erhalten 12,7 Millionen an Subvention. Damit decken die Symphoniker 94 Prozent ihrer Personalkosten ab. Das heißt, die Subventionen können nicht einmal die horrenden Personalkosten decken! Laut „trend“ hat die Bilanz 2006 zusätzlich einen Verlust von 2,58 Millionen EUR ausgewiesen. Aber auch hier gibt es eine Garantieerklärung durch die Stadt, und die Stadt zahlt. Transparenz, Effizienz und Treffsicherheit sind also nicht notwendig.

Man kann es auf eine knappe Formel bringen: Wenn Rote mit Zahlen zu tun haben, kommen rote Zahlen raus. (Beifall bei der ÖVP.)

Die großen Kulturmaschinen Vereinigte Bühnen Wien, Volkstheater, Festwochen, Altstadterhaltung, Symphoniker, Museen verschlingen fast die Hälfte des Budgets. Daher ist es auch keine besondere Überraschung, dass Gestaltung, kulturpolitische Initiativen, Weichenstellungen – das Beispiel des Neubaus des Wien Museum wurde schon genannt – nicht vorkommen. All das steht nicht auf der Agenda. Es wird verwaltet, statt gestaltet, und es wird zur höheren Ehre der Nomenklatura investiert. 

Die Basiskultur Wien bezieht pro Jahr eine Subvention in Höhe von 1,9 Millionen, und mit dieser Summe wird etwa der Egotrip des Herrn Ersten Landtagspräsidenten finanziert, der sich hier mit der Generalsekretärin eines Vereins mit einer Schlange abbilden lässt und zu einem Leben mit Tieren einlädt. – Ich wundere mich, dass das bis jetzt nicht thematisiert wurde, denn derartige Peinlichkeiten sollten eigentlich allen Anwesenden auffallen! (Beifall bei der ÖVP und von GR Marco Schreuder.) Danke! Ich sehe, wir sind auch da wieder einer Meinung!

Das sollte auch dazu führen, dass derartiges abgestellt wird, denn es ist wirklich nicht zu verstehen, dass das aus Steuergeldern finanziert wird!

In diesem Zusammenhang komme ich zu einer anderen Frage der Nomenklatura, nämlich zu Postenbesetzungen. – Die „Neue Zürcher Zeitung“, ein renommiertes Weltblatt, schreibt zu Festival Wien Modern, dass die Neubesetzung des Amtes des Leiters für Verwunderung sorgt – ich zitiere wörtlich: „Denn Matthias Löckl, der auf undurchsichtige Weise nominierte Nachfolger Polzers, kommt aus dem Büro jenes Wiener Kulturstadtrates, der den weitaus größten Teil der Subventionen von Wien Modern zur Verfügung stellt, sodass nicht nur die Wiener Grünen ‚klassische Freunderlwirtschaft’ orteten. Obwohl der Vorstand des Vereins Wien Modern nach dieser Kritik die Unabhängigkeit seiner Entscheidung betont, bleiben offene Fragen.“

Im Artikel dieser renommierten Zeitung heißt es außerdem: „Der designierte Leiter von Wien Modern will dazu vorerst allerdings noch gar nichts sagen. Für Interviews, so ließ er ausrichten, stehe er erst ab März 2010 zur Verfügung.“ – Im günstigsten Fall kann man davon ausgehen, dass er sich einarbeiten will! 
Wenn wir schon bei Personalfragen sind, dann möchte ich noch eine Frage stellen, die dieses Gremium am heutigen Tag eigentlich längst beschäftigen müsste! Die „Presse“ schreibt in ihrer heutigen Ausgabe, dass unter den Namen, die für die Besetzung des Naturhistorischen Museums genannt werden, auch die Wiener Umweltstadträtin Ulli Sima gehandelt wird. – Ich habe bis jetzt keine ablehnende Stellungnahme und kein Dementi gelesen. Daher meine Frage: Stimmt das? Ab 1.1.2010 wird dieser Posten auf fünf Jahre besetzt. Die Ausschreibungsfrist ist vorbei. Hat sich die Umweltstadträtin beworben? Der 4.9. war der Stichtag für Bewerbungen. Soll sie von Wien ins Museum gehen? Soll sie statt Umweltpolitik in Zukunft Museumsmanagement betreiben? Gefordert ist bei dem Posten unter anderem Erfahrung im Umgang mit Medien, Sponsoren sowie der Öffentlichkeit. – Das scheint ja maßgeschneidert zu sein! Steuergelder, die statt Umweltpolitik in Form von Inseraten investiert werden, um zu sagen, wie toll alles in Wien sei, sind vielleicht bereits die richtige Vorbereitung für diesen Job!

Aber das ist ein ernstes Thema, und ich würde gerne entweder von der Betroffenen oder von kompetenter Stelle wissen, was an dem Gerücht dran ist! Müssen wir davon ausgehen, dass eine Museumsdirektorin Ulli Sima ab 1.1.2010 hier operieren wird? Müssen wir davon ausgehen, dass die Ministerin dem Bürgermeister einen Wunsch erfüllt und es hier zu einer Neubesetzung kommt? Oder ist all das erfunden? – Seltsam ist das Schweigen dazu!

Sie sehen also, meine Damen und Herren: Der Bogen spannt sich im Hinblick darauf, was alles mit Steuergeldern möglich und nicht möglich ist! – Auf Grund der dargelegten Punkte werden wir dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Woller. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mir jetzt, als ich herausgegangen bin, überlegt, was das zuletzt Gesagte mit dem Kulturbudget der Stadt Wien zu tun hat, aber mir fällt dazu wirklich nichts ein! (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ich kann dazu nur sagen: Absolute Themenverfehlung!

Herr Wolf stellt Fragen betreffend ein Gerücht in einer Zeitung, gemäß welchem sich die Umweltstadträtin angeblich für das Naturhistorische Museum beworben hat. – Was das mit Steuergeld im Zusammenhang mit der Kulturdebatte zu tun hat, kann ich wirklich nicht nachvollziehen! Wir können einmal sagen: Das Naturhistorische Museum hat an und für sich nichts mit Kunst und Kultur zu tun. Und es ist auch kein Wiener Museum, sondern es bekommt das Geld vom Bund. Im Hinblick darauf, Herr Wolf, muss ich sagen: Absolute Themenverfehlung! Es ist einfach schlechtes Kabarett, was Sie da liefern! (GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist gutes Kabarett!) 

Man kann sich schon vorstellen, was von der Qualität Ihrer Reden zu halten ist, wenn Sie einmal etwas Konkretes sagen. Sogar den Namen haben Sie falsch zitiert. Es geht da nämlich um Matthias Losek und nicht um Matthias Löckl, wenn wir überhaupt über jemanden reden wollen! Dass Sie nicht einmal die Namen der Personen kennen, die Sie ansprechen wollen, zeigt uns deutlich, wie Sie von der gesamten Thematik nun wirklich keine Ahnung haben!

Nach diesen Katastrophenreden der drei Oppositionsredner, die ich jetzt verfolgt habe, ist es schwer, wieder zu Zahlen und Fakten zurückzukommen. Ich werde es versuchen, muss aber doch zuerst noch etwas zurückweisen. Wenn Frau Kollegin Ringler hier sagt, dass Kunstwerke verrotten, dann muss ich ganz deutlich sagen: In Wien verrottet kein einziges Kunstwerk! Und wenn sie das im Zusammenhang mit dem Wien Museum sagt, dann ist das Rufmord! Es ist wirklich eine Schweinerei, dass sie so etwas überhaupt in den Mund nimmt! Während das Wien Museum gigantische Erfolge mit der Großausstellung Wiens in Japan und mit der Großausstellung „Der Kampf um die Stadt“ im Künstlerhaus feiert, stellt sich Frau Ringler hierher und sagt, das ist eine Katastrophe, im Wien Museum verrotten Kunstwerke! Das muss ich mit aller Entschiedenheit zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)
Das funktioniert nach dem Modell: Ich stelle mich da her, immun bin ich sowieso, sage irgendwas, das schiach klingt, und dann sage ich, ich fürchte mich sehr davor! – Es ist zum Beispiel wirklich skurril, dass Kollegin Ringler von der „Großbaustelle Wien Museum“ gesprochen hat! Ich weiß nicht, wo die Großbaustelle Wien Museum ist! Das Museum feiert tolle Ausstellungserfolge im Ausland und im Inland. Es ist legitim, wenn Herr Direktor Kos gemeinsam mit dem Herrn Kulturstadtrat sagt, wir sollten überlegen, ob Wien und unter welchen Bedingungen wir einen Zubau oder einen Neubau machen sollen. Das ist wirklich die Aufgabe des Herrn Direktors und die Aufgabe des Herrn Kulturstadtrats, und Sie sagen, das ist eine Großbaustelle. Ich weiß nicht, wo die Großbaustelle ist! Das ist eine Erfindung der Opposition, und das muss man entschieden zurückweisen!

Uns es ist natürlich kein Wahlkampf-Gag, sondern das ist ernsthafte Politik! Das können Sie sich vielleicht nicht vorstellen, denn Sie denken möglicherweise wirklich in Ihrer gesamten kulturpolitischen Betrachtungsweise nur mehr bis zum Wahltermin, bis zur nächsten Wahl! Weil dann für Sie die kulturpolitische Tätigkeit zu Ende ist. Das wird die Stadt gut verkraften können! Aber der Kulturstadtrat wird auch nachher Kulturstadtrat sein, und der denkt jetzt schon nach über die Zukunft des Wien Museums, und es ist richtig, dass man das vor der Wahl anspricht und nicht nach der Wahl!

Und ich erinnere jetzt nur an einen ähnlichen Wahlkampf-Gag: Als der Herr Bürgermeister im Jahr 2000 in einer ganz ähnlichen Situation gesagt hat, ich habe die Vision, dass das Theater an der Wien in ein Opernhaus umgewandelt wird, dann hätten wir damals auch sagen können, ein Wahlkampf-Gag! Na, was ist aus dem Wahlkampf-Gag geworden? Der größte Erfolg der Wiener Kulturpolitik! Wir haben das Theater an der Wien in das beste Opernhaus des Landes und in das zweitbeste Opernhaus Europas umgewandelt! All das ist konkrete sozialdemokratische Kulturpolitik und kein Wahlkampf-Gag! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich komme zum Kulturbudget zurück, das eine einzige Erfolgsgeschichte ist. Seit Andreas Mailath-Pokorny Kulturstadtrat ist, seit 2001, ist das Kulturbudget um 45 Prozent gestiegen. Heuer wird das Budget, ausgehend von diesem hohen Niveau, nochmals um 2,6 Prozent beziehungsweise um 6 Millionen EUR erhöht. Das ist ein einzigartiger Erfolg der Wiener Kulturpolitik und eine gute Basis für die Erfolge der Kulturpolitik in den nächsten Jahren!

Wenn Frau Kollegin Ringler zynisch sagt, dass das Geld nur in die großen Institutionen fließt, dann muss ich sagen: Die Vereinigten Bühnen Wien, die Wiener Symphoniker und die Wiener Festwochen – um nur drei Große zu nennen – bekommen nächstes Jahr ganz genau dieselbe Subvention wie in den letzten Jahren und keinen Cent mehr. Das heißt, das Geld, das zusätzlich im Kulturbudget vorhanden ist, geht in viele kleine Kulturinitiativen, und das ist die beste Initiative gegen die scheinheiligen Anträge, die Sie heute betreffend soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt stellen und die wir ablehnen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien investiert auch in der Krise in seine Stärke, nämlich in Kunst und Kultur. Kunst und Kultur ist – wie Renate Brauner gesagt hat – ein identitätsstiftender Faktor in dieser Stadt und ein ganz wichtiger Teil der Lebensqualität. Sie wissen: Wien ist die Stadt mit der höchsten Lebensqualität in der Welt, und da spielen Kunst und Kultur eine wichtige Rolle. Ich weiß, dass Sie das nicht gern hören, weil das natürlich nicht Ihrer Meinung entspricht. Aber so ist es! Kunst und Kultur sind sehr wichtig für die Erfolge im Tourismus sowie im Kongresstourismus. 

Zwei Drittel aller Touristen und Touristinnen kommen wegen Kunst und Kultur nach Wien, und bei den Kongresstouristen ist dieser Trend noch stärker, weil für sie ein hochqualitatives, vielfältiges Kunst- und Kulturangebot eine wichtige Frage ist, ein Kriterium ist, wohin sie mit Tourismusveranstaltungen, Großkongressen gehen.

Wien ist einzigartig auf diesem Gebiet. Wien ist die einzige Stadt, die das Kulturbudget in diesem Maße gesteigert hat. Es kommen nicht nur viele Touristinnen und Touristen nach Wien, sondern es kommen auch viele Delegationen aus anderen Städten und Regionen und fragen uns: Wie macht ihr das mit der Steigerung des Kulturbudgets? Wie könnt ihr ein zusätzliches Opernhaus aufmachen? Wir denken darüber nach, wie wir eines zusperren!

Es läuft alles wunderbar, nur Sie versuchen, alles tot zu reden. Andere sparen, das sagen wir jetzt nicht aus Schadenfreude, sondern einfach nur, weil es so ist. Also ich sage jetzt nicht, dass in Deutschland, in England oder Amerika das Kulturbudget sinkt. In Salzburg sinkt das Kulturbudget um 7 Prozent, und es ist traurig, dass in Salzburg darüber diskutiert wird, ob es in Zukunft überhaupt noch Osterfestspiele geben wird. Das ist eine Gefährdung der Kultur und wir in Wien machen hier exakt genau das Gegenteil. Wir in Wien machen die richtige Politik, und es geht ja jetzt offensichtlich um Wien!

Der größte Teil unseres Kulturbudgets geht in die darstellende Kunst, sowohl in die großen und in die kleinen Theater. Die Josefstadt bekommt zusätzlich Geld, aber auch die Off-Theater-Szene, also die freie Szene, bekommt mehr Geld, und die Theaterreform bringt tatsächlich greifbare Ergebnisse und Erfolge. – Es gibt jetzt so viele Veränderungen, wie es in der Wiener Theaterlandschaft wahrscheinlich noch nie gegeben hat!

Ich sage jetzt nur ein paar Beispiele: Am Nestroyplatz ist ein neues Theater im Nestroyhof auf Grund einer Entscheidung der Jury eröffnet worden, und es gibt zusätzlich 400 000 EUR an Investitionen aus dem Investitionsprogramm der Stadt Wien gegen die Krise. Das nur zum Argument, dass gesagt wurde, es geht immer alles Geld in die großen Institutionen. Es geht auch in viele kleine Initiativen. Wir haben das Kabelwerk eröffnet. Das Kabelwerk ist ein ganz neues, wichtiges lokales Kulturzentrum im Süden der Stadt. Das Vindobona wird nach vielen Jahren Umbau wieder eröffnet. Nachdem es durch Private Probleme gegeben hat, ist es auf Grund des öffentlichen Engagements und des Engagements eines Kabarettbetreibers dazu gekommen, dass hier ein neues Comedy-Zentrum eröffnet wurde.

Die Brunnenpassage ist auch ein positives Beispiel für die Theaterreform. Da wurde durch die Entscheidung der Jury einer Initiativgruppe, die von der Caritas initiiert worden ist, eine vierjährige Konzeptförderung gegeben. Hier wird eine bedeutende multikulturelle Arbeit gemacht. Ich nenne nur die Aufführung der „Tanz die Toleranz“, die vor wenigen Wochen gezeigt wurde, wo ich übrigens als Einziger aus dem Kulturausschuss dabei war. Es war dies eine großartige Demonstration von mulikulturellem Leben in dieser Stadt, und ich möchte Ihnen vor allem auch den Grundsatz von Rouston Maldoom nicht vorenthalten, der sagt: „Wer zusammen tanzen kann, kann auch zusammen leben.“

Ich glaube, das ist ein toller Ansatz für die Wiener Kulturpolitik! Da sieht man, dass die Wiener Kulturpolitik nicht nur gute Ergebnisse für Kunst und Kultur bringt, sondern auch im Bereich Integration wesentliche Impulse zum friedlichen Zusammenleben und friedlichen Zusammentanzen in dieser Stadt bringt. (Beifall bei der SPÖ.)
Es wurden viele Veränderungen durchgeführt in den vergangenen Jahren: Man sagt immer so leicht, wieso tauscht ihr den Theaterdirektor nicht aus? – Das tun wir prinzipiell nicht, sondern wir versuchen, überall sinnvolle menschliche Übergänge zu finden, denn hinter den Lebensläufen der Künstler und Theaterdirektoren stehen eben 40 Jahre Theaterarbeit. Da kann man nicht einfach sagen, das ist zu Ende, schleicht euch, wir geben das Haus jemandem anderen! – Wir versuchen, behutsame Übergänge zu finden, so wie das jetzt beispielsweise im Ensemble Theater gelungen ist mit der Neupositionierung und der Einbindung vom bisherigen Direktor Dieter Haspel.

Es ist uns gelungen, auch im Odeon eine neue Schiene zu etablieren. Eine Schiene Odeontanz, eine Schiene Odeonmusik. Es ist das Schauspielhaus als Haus der österreichischen Dramaturgie wunderbar aufgestellt. Ebenso macht das Koproduktionshaus brut ein hervorragendes Programm in seinem Bereich. Es hat internationale Vernetzung, hat internationale Erfolge und hat heuer zu Recht den Spezialpreis der Nestroyjury erhalten.

Wir haben Erfolge und positive Veränderungen im Tanzquartier. Die neue Direktion Walter Heun bleibt bei Qualität, bei der Internationalität, bleibt beim Diskurs, versucht aber, ein vielfältigeres Programm zu machen, versucht auch, neue Publikumsschichten zu erreichen, und das mit Erfolg. Es kommen neue Besucherinnen und Besucher, es kommt viel mehr Publikum. Es kommen vielfältigere Besucherschichten, und es gibt eine Kooperation mit dem Tanzfestival ImPuls. Insgesamt ist es hier zu einer wesentlichen Verbesserung gekommen, und die erste Tanznacht, die brut und das Tanzquartier zusammen im Museumsquartier durchgeführt haben, war ein großer Erfolg.

Nun, die angesprochenen Katastrophen treten natürlich nicht ein. Auch nicht bei den Vereinigten Bühnen Wien! Es ist fraglich, ob man von Flop oder Katastrophe reden kann, wenn Produktionen über 115 000 Besucher und Besucherinnen ansprechen, wenn man sieht, wie versucht wird, immer wieder von Ihrer Seite das Musical tot zu reden. Solange das Musical eine solche Strahlkraft hat wie derzeit „Tanz der Vampire", dann kann man nicht sagen, das ist in Frage zu stellen. Wenn Sie heute versuchen, als Weihnachtsgeschenk Karten für „Tanz der Vampire" zu kaufen, dann muss ich sagen, das ist schon möglich, aber nur für „Tanz der Vampire" zu Weihnachten 2010, weil bis ins Frühjahr, in den April hinein, gibt es überhaupt keine Karten mehr im Ronacher für „Tanz der Vampire". Und wir sind uns auch sicher, dass die nächstjährige Produktion, das so genannte Udo-Musicals - „Ich war noch niemals in New York" - ebenso gut vom Publikum angenommen wird wie jetzt „Tanz der Vampire".

Das heißt, alle Versuche von Ihnen, das Musical und die Vereinigten Bühnen Wien tot zu reden, sind einfach zurückzuweisen. Sie entbehren tatsächlich jeder Grundlage.

Zum Literaturbudget - ein Bereich, über den wir selten diskutieren. Das Literaturbudget wird 2010 um 6,5 Prozent erhöht. Hier werden mit relativ geringen Mitteln eine große Wirkung und große Erfolge erzielt. Es gibt einen ungebrochenen Trend zur Literatur, zum Buch. Das ist beachtlich, insbesondere bei der rasanten Entwicklung der neuen Medien. Wir haben unglaubliche Erfolge bei unseren Literaturveranstaltungen. 

Ich erwähne nur die Veranstaltungsreihe „O-Töne" im Sommer im Museumsquartier. Es war total überlaufen. Bei der Lesung von Wolf Haas waren über 3 500 Zuhörer und Zuhörerinnen im Hof des Museumsquartiers, normalerweise passiert so etwas nur bei Popkonzerten. Das schafft die Literatur. Literatur rund um die Burg, immer ein totaler Erfolg, ebenso die Literatur im Herbst, die Literatur für junge LeserInnen im Palais Auersperg und auch die neue Messe Buch Wien 2009 hat heuer einen Besucherzuwachs von 16 Prozent erreicht und etabliert sich neu. Das ist natürlich klar, wenn man den Ort und das Konzept wechselt, aber das wird einmal ebenso erfolgreich sein, wie es bisher die Buchveranstaltungen waren. 

Viele Veranstaltungen im Bereich Literatur sind total überlaufen, in Kaffeehäusern und Buchhandlungen finden Veranstaltungen statt. Und weil es nicht so bekannt ist, die Stadt Wien, die Kulturabteilung, fördert auch eine Zeitschrift, die genau diesen Veranstaltungskalender in den Kaffeehäusern und Buchhandlungen publiziert. Diese Tipps sind im Netz und sie werden in einer Printversion in Kaffeehäusern und Buchhandlungen verteilt. Oft finden, wenn man einen Blick in diesen Veranstaltungskalender wirft, acht bis neun Literaturveranstaltungen pro Abend in dieser Stadt statt, und das ist ein großartiger Erfolg auch der Wiener Kulturpolitik und der Wiener Literatur. Es gibt insgesamt einen Run auf diese Veranstaltungen. 

Nun, beachtlich sind auch die großen Erfolge der österreichischen Autorinnen und Autoren, wesentlich größer, als es eigentlich der Größe Österreichs entspricht. Ein relativ kleines Land hat überdimensionale Bedeutung im Bereich Literatur, viele Preise, internationale Preise, wurden gewonnen. Ich sage jetzt nur, dass Walter Kappacher heuer den Georg-Büchner-Preis gewonnen hat, das ist der bedeutendste Literaturpreis im deutschsprachigen Raum, und Autoren aus Wien sind beispielsweise überdurchschnittlich oft in den Bestsellerlisten in Deutschland und im deutschen Feuilleton vertreten. Ich sage nur Daniel Glattauer, Michael Kehlmann, Peter Henisch, Gerhard Roth und Thomas Glavinic, sie sind laufend in den großen Zeitungen Deutschlands und in den Bestsellerlisten mit ihren Werken vertreten. 

Wir haben eine Steigerung im Bereich der bildenden Kunst. Im Bereich des MUSA wird die Sammlung der Stadt Wien in einer unglaublich guten Form bei freiem Eintritt der Öffentlichkeit präsentiert. Wir haben eine Erhöhung der Förderung in der Sezession, beim Kindermuseum ZOOM, und wir fördern auch neu - und dazu bekennen wir uns - das KunstHausWien, weil das mit seinen Zuschauerzahlen doch ein bedeutendes Museum in Wien ist, und jetzt mit der Ausstellung von Annie Liebovitz bewiesen hat, welche großartige Künstlerinnen und Künstler in diesen Räumen gezeigt werden. 

Wir haben den KÖR, der sehr aktiv in den letzten Jahren in allen Teilen Wiens eine Vielzahl von Projekten realisiert hat, die auch zur Folge haben, dass sich Menschen ohne Hemmschwelle mit Kunst und Kultur auseinandersetzen können und der Zugang dadurch überwunden wird, weil es ja im öffentlichen Raum leichter ist, den Zugang zur Kunst zu finden. 

Es wurde auch eine erste Zwischenbilanz mit dem Buch „Wem gehört die Stadt?" herausgegeben und jeder, der hier irgendeinen Zweifel über die Bedeutung von Kunst im öffentlichen Raum hat, dem sei empfohlen, sich dieses Buch zu kaufen und hineinzuschauen. 

Für den Film gilt Ähnliches wie für die Literatur, für österreichische Autorinnen und Autoren. Die „Presse“ hat geschrieben: „Kleines Land, großes Kino." Das stimmt nun tatsächlich. Österreichische Filmemacher räumen international Erfolge und Preise ab, wesentlich mehr, als es eigentlich der Größe Österreichs entspricht. Nach dem Oscar von Stefan Ruzowitzky und der Goldenen Palme in Cannes für Michael Haneke haben beispielsweise auch heuer sechs österreichische Filme im Wettbewerb von Venedig teilgenommen. 

Es ist dies insbesondere ein Erfolg der Kreativen in der Filmbranche. Das ist aber auch kein Zufall, weil Wien die höchste regionale Filmförderung hat, und diese hohe Filmförderung in der Höhe von 8 Millionen EUR auf 10 Millionen EUR pro Jahr erhöht hat. Unser Kulturstadtrat hat ein Filmpaket geschnürt, präsentiert und umgesetzt mit der Neugründung einer eigenständigen Fernsehfilmförderung, mit der Neugründung der Vienna Film Commission, mit der Erhöhung der Film- und Kinoförderung und mit der Erhöhung von Kinoförderungen und Festivalförderungen beispielsweise für die Viennale, für das Stadtkino und für das Österreichische Filmmuseum. 

Es ist ein großartiger Erfolg und ein Zeichen, wie Kunst- und Kulturpolitik in Wien gemacht wird, dass das Filmbudget der Stadt Wien innerhalb von zwei Jahren von 12 Millionen EUR auf 16 Millionen EUR erhöht worden ist. Und das ist ein großer Erfolg, der durch noch so viele Oppositionsreden nicht kaputt- oder schlechtgeredet werden kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch im Bereich der zeitgenössischen Musik werden die Förderungen erhöht, beispielsweise für das Klangforum und das Ensemble des XX. Jahrhunderts, weil wir glauben, dass die zeitgenössische Musik besonderer Förderung bedarf. 

Über das Wien Museum habe ich schon gesprochen. Es feiert mit ihrer Großausstellung in vier großen Städten Japans großartige Erfolge, und die Großausstellung „Kampf um die Stadt um 1930“ ist nicht nur eine der größten Ausstellungen, sondern eine der besten und bedeutendsten Ausstellungen, die in Wien in den letzten Jahren stattgefunden haben. 

Eine ebenso erfolgreiche Arbeit leisten das Stadtarchiv und die Stadtbibliothek, und es gibt vielfältige Initiativen von uns, Kultur für alle umzusetzen, den Zugang zu Kunst und Kultur zu verbessern. Ich nenne hier nur die Initiative „Cash for Culture“, die KulturlotsInnen, die versuchen, den Zugang zu erleichtern, sowie die Basis.Kultur.Wien, die jetzt hier so lächerlich gemacht wurde, aber die es heuer geschafft hat, ein großartiges Festival der Bezirke im Rahmen der Bezirksfestwochen durchzuführen. 

Nun zu den Anträgen der GRÜNEN - es gibt ja nur Anträge der GRÜNEN - die gemeinsame Opposition hat also offensichtlich die Verantwortung den GRÜNEN gegeben. Wir werden diese Anträge ablegen. 

Zum Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien kann ich nur sagen, das ist eine Gesellschaft, die einen Aufsichtsrat hat, der vierteljährlich prüft. Es ist daher nicht Angelegenheit des Wiener Gemeinderates oder des Gemeinderatsausschusses, vierteljährlich die Aufgaben des Aufsichtsrates zu übernehmen. Es ist, ich habe das schon oft hier gesagt, keine Institution so umfassend diskutiert und behandelt worden und so transparent wie die Vereinigten Bühnen Wien. Wir haben so oft schon über die Vereinigten Bühnen Wien diskutiert, keine andere Institution ist so intensiv von uns beobachtet worden, und daher ist es nicht notwendig, diesem Antrag zuzustimmen. 

Ich möchte abschließend allen danken, die zum Erfolg der Kunst und Kultur in Wien beigetragen haben. Das sind als Allererste einmal die Künstlerinnen und Künstler in dieser Stadt, alle Kulturschaffenden, alle, die in ehrenamtlicher oder auch in hauptamtlicher Tätigkeit für Wiener Kunst- und Kulturinstitutionen verantwortlich sind. Ich möchte aber insbesondere auch den sehr kompetenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Büros des Herrn Kulturstadtrates und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen MA 7, MA 8 und MA 9 sowie dem Wien Museum und allen Kultureinrichtungen der Stadt Wien danken. 

Wir werden dem Kulturbudget zustimmen, weil wir glauben, dass es eine gute Basis für eine positive Entwicklung der Wiener Kultur in den nächsten Jahren ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Woller! 

Zum einen finde ich, man darf auch einmal einen Namen falsch aussprechen. Ich fand das insofern ganz interessant, weil es Ihnen jetzt auch passiert ist. Die gute, schöne, tolle Ausstellung im KunstHausWien ist von Annie Leibovitz und nicht von Liebovitz. Also, Ihnen ist es passiert, es kann jedem einmal passieren und ich finde das nicht weiter schlimm, (GR Ernst Woller: Das war nicht persönlich gemeint!) ja, aber es ist ja wurscht, eine Kleinigkeit, aber eines fand ich sehr interessant, nämlich, dass kein einziger Redner oder keine Rednerin der Opposition das Wort Katastrophe in den Mund genommen hat. (GR Prof Harry Kopietz: Ja, habe ich selber gehört!) Wer hat das gesagt? (GR Prof Harry Kopietz: Frau Kollegin Ringler!) Wurscht, (Heiterkeit bei der SPÖ.) aber eines ist interessant, Sie machen hier Wortklauberei, (GR Ernst Woller: Aber geh!) Sie sprechen vom Verrotten, Sie sprechen von den Katastrophen, (GR Ernst Woller: Eine einzige Katastrophe, das ist gesagt worden!) gehen aber mit keinem einzigen Satz auf die Kritik ein, die hier geäußert wird. Sie sagen kein Wort zu dem, was wir kritisieren, und das finde ich absolut nicht in Ordnung. Und wenn Sie hier stehen und behaupten, in Wien würde niemand etwas verrotten lassen, dann empfehle ich Ihnen einmal, sich wirklich den jüdischen Friedhof in Währing anzusehen, wo Kulturdenkmäler derzeit verrotten, buchstäblich verrotten, und demnächst wird das mit dem Jugendstiltheater ja offensichtlich auch so sein, das wird demnächst einfach seinem Schicksal überlassen und wird verrotten. (GR Dr Herbert Madejski: Zentralfriedhof, 1. Tor!) Zentralfriedhof 1. Tor, danke Herr Kollege, auch dasselbe. In der Seegasse, im dortigen jüdischen Friedhof, liegen die Steine seit Jahren in Folien verpackt, und kein Mensch kümmert sich darum. Also, sagen Sie nicht, in dieser Stadt verrotte nichts, es verrottet genug. 

Und zum Depot des Wien Museums: Das Wien Museum selbst wünscht sich das Depot, das wissen Sie selbst, und deswegen gibt es diese Konzepte, weil das, was im Depot lagert, nicht mehr ordnungsgemäß lagern kann. Und deswegen war es zu Recht, dass meine Kollegin Frau Ringler gesagt hat, was passiert jetzt mit diesen ursprünglichen Plänen, und wie wird es garantiert werden, dass die dort gelagerten Kunstgegenstände eben nicht verrotten. Das ist eine gerechtfertigte Frage, worauf wir aber keine Antwort bekommen haben. 

Und zu Ihrem Hinweis: Die Ansage, dass das Wien Museum neu gebaut worden ist, Herr Kollege Woller, wenn Sie zuhören wollen, (GR Dr Herbert Madejski: Nein, der hört nicht!) und Ihr Hinweis, dass es sich um keinen Wahlkampf-Gag handelt, dass es gar keine Wahlkampf-Gags gegeben hat, dann erinnere ich an 2005, als der Herr Kulturstadtrat uns ein Mahnmal der homosexuellen Opfer des Nationalsozialismus versprochen hat, und zwar am Morzinplatz, und jetzt haben wir fünf Jahre später, stehen vor dem nächsten Wahlkampf, und dieses Mahnmal gibt es immer noch nicht. Und das ist zum Beispiel ein gebrochenes Wahlkampfversprechen. 

Und was ich auch nicht verstehe, ist: Sie haben erwähnt, dass wir die Subventionen der Josefstadt erhöht haben. Wir haben übrigens alle zugestimmt, weil wenn es eine Anpassung der Kollektivverträge geben soll, da werden wir natürlich zustimmen, denn wir können nicht auf Kosten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter etwas ablehnen. Aber wie man das für die kleinen Kunstschaffenden, die zum Teil, zum großen Teil, ehrenamtlich arbeiten oder weit unter der Armutsgrenze arbeiten, lösen will, darauf sind Sie mit keinem Wort eingegangen. 

Meine Damen und Herren, ich lese jetzt einmal aus dem Subventionsansuchen des KunstHausWien vor, das wir im letzten Gemeinderat beschlossen haben. Für die KunstHausWien GmbH waren zum Zeitpunkt der Erstellung Ihres Budgets der Einbruch im Tourismus und die angespannte Situation auf dem Arbeitsmarkt nicht vorhersehbar. Da die Besucherzahlen, aber auch die Ausgaben pro Besucher und Besuch derart zurückgegangen sind, dass die prognostizierten Einnahmen und Umsätze nicht erreicht werden können, ersucht die KunstHausWien GmbH um zusätzliche Förderungen. 

Das ist ein Exempel, eine exemplarische Darstellung eines Problems, mit dem man derzeit in Wien zu kämpfen hat, und bestimmt nicht nur das KunstHausWien. Gestern, in der Generaldebatte, hat Frau StRin Brauner völlig richtig gesagt, man müsse sich aus der Krise hinausinvestieren. Und sie hat auch - und das finde ich sehr erfreulich, das finde ich sehr löblich und das möchte ich auch positiv festhalten - die Kultur explizit erwähnt und hat auch gesagt, dass eine Erhöhung des Kulturbudgets eine dieser Investitionen aus der Krise ist. Das finden wir gut. Nichtsdestotrotz stellt sich doch die Frage, wie investiert man sich aus dieser Krise? Und meine Kollegin, unsere Klubobfrau Maria Vassilakou, hat gesagt, dass jede Investition auch Ambition braucht. Ein Neubau des Wien Museums wäre so etwas Ambitioniertes, etwas, wo man tatsächlich nachhaltig, klug, stadtplanerisch, ökologisch investieren könnte. Das Wien Museum könnte an einem Ort gebaut werden, wo es eine kulturelle Infrastruktur braucht, wo es derzeit keine kulturelle Nahversorgung gibt, und es könnte einen wichtigen Impuls in der Stadtplanung beinhalten. Und wer hält uns auf, ein Wien Museum zu bauen, das in Passivhausweise gebaut wird, das Fotovoltaikanlagen auf das Dach bekommt, das ökologisch so ist, dass wir uns jahrelang, und zwar wirklich jahrzehntelang viele Kosten im Energiebereich sparen. Was hält uns eigentlich davon ab? Wenn wir schon ein Konjunkturpaket für die Kultur haben - Sie können den Kopf schütteln -, aber wir hatten schon in dieser Saison ein Konjunkturpaket für die Kultur 2,5 Millionen EUR wurden in die Konjunktur investiert, davon gingen 84 Prozent an das Theater an der Wien, 84 Prozent, das sind 2,1 Millionen. Wir haben das kritisiert, wir haben gesagt, es sollen von so einem Konjunkturpaket auch andere Kultureinrichtungen profitieren. Das Wien Museum wäre so ein Beispiel, und es ist auch möglich, und wir wären alle glücklich, wenn das so wäre. Warum kann man das Theater an der Wien zum Beispiel nicht wärmedämmend ausstatten, damit es Energie spart, warum stellt man nicht Fotovoltaikanlagen auf das Dach? Was ist mit dem Gartenbaukino? Es braucht dringend eine Renovierung. Da kann man auch viel machen. Wir sind ganz explizit der Meinung, Investitionen in Kulturhäusern müssen klug und nachhaltig gemacht werden. Das betrifft nicht nur das Programm, das drinnen gespielt wird, sondern betrifft auch die Gebäude und gerade die Stadt Wien hätte die Verpflichtung, in Kulturbauten beispielhaft voranzugehen. (Beifall bei den Grünen.) Deswegen bringen wir auch, um noch einmal auf das Kunsthaus zurückzukommen, einen Antrag ein: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Dr Andreas Mailath-Pokorny möge die Erstellung eines Modells und einer Richtlinie zur objektiven Vergabe von Zusatzsubventionen auf Grund der Auswirkung der Finanzkrise aus den Mitteln des Kulturbudgets für gleichermaßen alle Kunst- und Kulturinstitutionen auf verschiedenen Straßen beauftragen.“ 

Und wir denken da nicht nur an die 2,1 Millionen, die das Theater an der Wien von 2,5 Millionen insgesamt bekommen hat, wir denken eben auch an das KunstHausWien. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ja, wir haben eine Krise, 2010 ist eine Herausforderung und zum Glück für den Wien Tourismus ist Wien immer noch - und da gebe ich ja Kollegen Woller recht - eine kulturelle Hauptstadt Europas. Schauen wir, dass es eine Hauptstadt bleibt, investieren wir klug, investieren wir nachhaltig, damit auch die Gebäude in 10 oder in 20 Jahren noch sinnvoll sind. Vielen Dank. (Beifall bei den Grünen.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! 

Kollegen Woller muss man eigentlich danken und sagen, super ist das alles in der Stadt, wozu stellen wir uns denn eigentlich noch her und reden überhaupt irgendwas über Kultur, es würde ja eine Majestätsbeleidigung sein, so ähnlich wird das die Neigungsgruppe der Freunde des Herrn Bürgermeisters in dieser Stadt finden. Aber 236 Millionen EUR für Kunst und Kultur ist nicht wenig, ist kein „Lercherlschaß“, wie man so in Wien sagt. 

Ich möchte heute über drei Punkte sprechen, über die Wien Holding, über die Wiener Symphoniker mit ihrem Abgang von 2,58 Millionen im Jahr 2008 und über den ganzen Komplex des Wien Museums. Wenn sich Frau Finanzstadträtin VBgmin Mag Brauner hier herstellt und sagt, warum Wien in Krisenzeiten das Kulturbudget ausweite, dann kann ich Ihnen, meine sehr geehrte Dame, eine Antwort geben: Auf Wunsch der Grünen. Und die SPÖ hat sich diesem Wunsch sehr schnell angeschlossen. Die Beamten haben das etwas anders formuliert, nämlich, dass die so genannten Stabilitätskriterien gestrichen wurden. Also, wenn die Stadt Wien weniger Geld einnimmt, kann man die Kulturausgaben nach Ermessen zwischen 10 und 20 Prozent reduzieren. Was passiert? Man muss natürlich das gleiche Geld ausgeben. Jetzt bleibt ihr natürlich nichts anderes über, als diese Zusagen einzuhalten. Außerdem wurde das Kulturbudget über Jahre hinaus verplant, sind doch die Empfehlungen der Theaterjury aus dem Vorjahr umgesetzt worden, und diese Subventionszusagen binden die Stadt praktisch über die gesamte nächste Legislaturperiode. 

Beginnen wir bei den Wiener Symphonikern. Was passiert, wenn die Einnahmen durch Kartenverkauf und Sponsorverträge sinken, und zwar um 14,3 Prozent, und die Personalkosten unverhältnismäßig hoch, nämlich um 18,9 Prozent steigen. Im Jahr 2008 hat es für den Verein der Freunde der Symphoniker einen Verlust von 2,58 Millionen gegeben, das heißt, der Gesamtbilanzverlust ist 48 Millionen EUR, und nach der Studie der Infora Consulting Group vom 8. Mai 2007 wurde sogar mit einem sinkenden Subventionsbedarf gerechnet. Offenbar ist diese Studie, meine Damen und Herren, mehr als mangelhaft, man hat nämlich nicht mit den heute sehr realen Rahmenbedingungen gerechnet. Im schlechtesten Fall rechnete man mit 11,6 Millionen und im besten Fall mit nur 9,3 Millionen Zuschuss. Für 2008 hat man mit 12,7 Millionen Subventionsbedarf gerechnet. Nichts davon ist eingetreten, es wurden nämlich rund 15,2 Millionen benötigt. 

Der ORF hat von der Bundesregierung für die nächsten vier Jahre unter dem Titel „Entfallene Gebühren“ 160 Millionen erhalten. Noch immer werden nämlich Leistungen der Wiener Symphoniker nicht bezahlt und es wird quersubventioniert, wie im Theater an der Wien. Allein durch diese bis zu 50 Dienste im Theater an der Wien entgehen den Symphonikern 500 000 EUR. Sie hätten sich hier eine leistungsgerechtere Bezahlung verdient, meine Herren und Damen. 

Kommen wir nun zu einem anderen Kulturbereich, zu den Kulturbetrieben der Wien Holding, einem Bereich, den die Opposition nur über das Kontrollamt prüfen lassen kann. Andere Anfragen an die Frau Vizebürgermeisterin über Firmen der Wien Holding werden regelmäßig abgeschmettert und mit Datenschutz und sonstigen abenteuerlichen Argumenten abgelehnt. Obwohl wir kaum Antworten bekommen, muss der Steuerzahler tief in die Geldtasche greifen. Ich möchte nur einige Beispiele aufzählen: 

Das Haus der Musikbetriebsgesellschaft wurde erstmals im Jahr 2009 mit 1,35 Millionen subventioniert. 

Das Jüdische Museum erhält seit 2006 3,8 Millionen. 

Das KunstHausWien - wir werden morgen dazu kommen - hat 2008 350 000 erhalten.

Und der Herr Stadtrat hat auf unsere Frage, ob damit alles abgegolten sein wird, oder ob da noch zusätzliche Subventionen notwendig sein werden, gesagt: „Das ist alles abgedeckt, das ist kein Problem, die werden sicher mit dem Geld von 350 000 EUR pro Jahr auskommen.“ Nun, heuer, 2009, wird noch einmal mit 150 000 EUR subventioniert. 

Oder das Mozarthaus Vienna Betriebs- und ErrichtungsGmbH: Im Jahre 2006 als große Errungenschaft und als PPP-Modell gefeiert, waren es doch, so glaube ich, die nachfolgenden Beteiligungsverhältnisse 24 Prozent mit dem Wien Museum, 25 Prozent mit der Raiffeisen und 51 Prozent von der Wien Holding. Still und heimlich ist dieses PPP-Modell entsorgt worden. Heute gehört es zu 100 Prozent der Wien Holding und 2009 muss das Mozarthaus Vienna mit weiteren 400 000 EUR subventioniert werden. 

Über die Vereinigten Bühnen haben wir schon sehr viel gesprochen und haben eine eigene Diskussion abgehalten. Mit 37,3 Millionen EUR ist es der größte Einzelposten im Kulturbudget, und wenn Kollege Woller sich hier herstellt und sagt: „Regelmäßige Berichte, wie die Grünen sie fordern, brauchen wir nicht.“, meine Damen und Herren, es gibt diese vierteljährlichen Aufsichtsratberichte, aber warum stellt man uns diese nicht zur Verfügung? Das wäre ordentliche Arbeit im Kulturbereich, aber warum macht man das nicht? 

Kommen noch dazu die Stadthalle und die Wien Ticket GmbH. Alle diese Betriebe brauchen im Großen und Ganzen hohe Beträge aus dem Kulturbudget, beziehungsweise die Stadthalle aus anderen Budgets. Wir Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler müssen für alle diese Aktivitäten Steuergeld aufwenden. Es ist, wie ich am Anfang schon gesagt habe, die Neigungsgruppe der Freunde des Herrn Bürgermeisters oder vielleicht des Herrn Kulturstadtrats, für die wir viel Geld aufbringen müssen. 

Abschließen möchte ich mit dem Wien Museum. Derzeit läuft im Wien Museum eine interessante Ausstellung: „Kampf um die Stadt um 1930“. 75 Jahre sind es her seit dem denkwürdigen 34er Jahr. Im Februar 1934 hat es die Februarkämpfe gegeben und am 25. Juli hat der Dollfuss-Mord stattgefunden. Beide Ereignisse werden in der Ausstellung thematisiert. Bei der Eröffnung hat ein besonderer Ehrengast die Eröffnung vorgenommen, Bgm Häupl selbst, flankiert von einem Vizebürgermeister und einem Kulturstadtrat, von zwei Vorsitzenden, nämlich des Landtages und Gemeinderates. Interessant waren auch des Herrn Bürgermeisters warnende Worte vor jenen Gruppen, die 1934 Hetzparolen in dieser Stadt riefen, und sein Bogen auf die heutigen bewegten Zeiten des permanenten Wahlkampfs. Offenbar dient diese Ausstellung der Vorbereitung der Stimmungslage auf den nächsten Wahlkampf 2010. Grauslich wird der Wahlkampf werden, hat der Bürgermeister selbst gesagt. Hoffen wir, nicht für die Wienerinnen und Wiener. 

Aber damit komme ich zum Kulturbetrieb Wien Museum. Die Neuaufstellung der Schausammlung am Karlsplatz harrt einer Entscheidung, der Kulturstadtrat wollte beim letzten Gemeinderat nicht einmal einen verbindlichen Fahrplan für den Neubau oder einen Zubau des Wien Museums bekannt geben, geschweige denn mit einem verpflichtenden Fahrplan herausrücken. Offenbar handelt es sich um Ankündigungspolitik Marke SPÖ, üblich nämlich in Zeiten des Wahlkampfs. Kostenschätzung: 20 Millionen EUR. 

Mein Kollege hat gesagt, dass die Kunstwerke verrotten. Ja, Herr Kollege Woller, sie verrotten im Depot des Wien Museums, eines Depots, das laut Kontrollamtsbericht als Gefahr im Verzug bezeichnet wird. Der Neubau ist offensichtlich in weite Ferne gerückt. Die rund 1,5 Millionen Sammlungsstücke sind in ihrem Bestand nämlich massiv gefährdet, und wenn nicht umgehend etwas unternommen wird, könnten wesentliche Schäden für die Stadt Wien auftreten. Kostenschätzung: 20 Millionen EUR. 

Und zum Schluss die nächste Baustelle, die Hermesvilla im Lainzer Tiergarten. Obwohl die Gebäude, die in Verwaltung des Forstamts sind, zur Renovierung anstehen und möglicherweise vielleicht außen renoviert werden, steht auch die Neuaufstellung dieser Schauräume im Inneren dringend an, für die das Wien Museum nämlich zuständig ist. 

Nach Informationen wird die Modeausstellung im 2. Stock geschlossen. Übrigens gibt es nur einen äußerst schwierigen Zugang vom 1. in den 2. Stock in der Hermesvilla über eine schmale Wendeltreppe. 

Der 1. Stock mit den Schauräumen der Kaiserin Sisi harrt genauso einer Renovierung wie das Erdgeschoß. 

Abschließend komme ich auf die so genannten Stabilitätskriterien zurück. Während diese Stabilitätskriterien für das Wien Museum im festgelegten Ausmaß, nämlich von 5 bis 10 Prozent, gelten, gelten sie für die Entscheidungen der Theaterjury nicht. Sparen wir, Frau Vizebürgermeisterin, aber dieses Sparen wird kaum möglich sein beim Kulturbudget. Bedanken wir uns dafür bei Ihrem Kollegen, Kulturstadtrat Mailath-Pokorny. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Troch. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn ich da höre von Kollegen Wolf, er freue sich wieder und immer wieder, mit grünen Kulturpolitikern einer Meinung zu sein, so kann ich sagen, ich freue mich darüber nicht, denn eine schwarz-grüne Kulturachse in Wien hat für die Wiener sicher keine gute Bedeutung. Da bin ich ganz, ganz sicher, und daher denke ich mir, die Alternative zu einer schwarz-grünen Kulturachse in Wien kann nur sein, die Kulturpolitik, die es in Wien gibt, einfach erfolgreich weiterzuführen. 

Grundsätzlich zur Kultur möchte ich in Bezug auf Wien feststellen, man sagt dem Wiener, so schlechthin formuliert, nach, dass er drei Lebensmittel hätte. Diese drei Lebensmittel der Wiener wären das Kaffeehaus, der Heurige und die Kultur. Ist das jetzt nur eine Legende, mit der sich der Wiener selber schmeichelt, oder steckt da mehr dahinter? 

Ich meine, dass das größte Massenblatt Wiens, die größte Boulevardzeitung, immerhin einen beträchtlichen Kulturteil hat, und das ist ein Faktum, das man in Deutschland und England suchen kann. Ich glaube, Kunst, Kultur, Bildung das ist in Wien schon etwas. Und dass es in Wien etwas ist, das hat einfach Geschichte. Das war aber nicht immer so, es hat vor über hundert Jahren eine Bewegung „Kunst ins Volk“ gegeben, die sich genau das zum Anliegen gemacht hat, nämlich den Menschen, und auch jene, die kulturell nicht ausgebildet waren, Kunst, Kultur und Bildung zu vermitteln. Und das war, ich darf es dazusagen, eine sozialdemokratische Bewegung, eine Bewegung der Arbeiterschaft. 

Heute formulieren wir das so, dass in Wien der Zugang zu Kultur und Wissen niederschwellig angelegt wird. Das heißt, vielfach muss man es nicht erkaufen, wenn man an Kulturaktivitäten teilhaben will. Das ist nicht selbstverständlich, und ich möchte dafür ein paar Beispiele geben: 

Sie alle kennen den Rathausplatz, den Wiener Rathausplatz, wo ja allein schon die Eröffnung der Wiener Festwochen ein Höhepunkt im Wiener Kulturleben ist, aber auch andere Programme, wie zum Beispiel die Eröffnung des Life Balls mit entsprechendem Kulturprogramm, die Sommerabende am Rathausplatz, die im Zeichen von Musik stehen, das Donauinselfest, das zugegebenermaßen die Stadt Wien genau aus dem Grund auch subventioniert, dass dort Kultur auf hohem Niveau einfach an die Menschen herangebracht wird, und schließlich Kunst im öffentlichen Raum, etwas, das vor allem seit den letzten Jahren unter der massiven Förderung von Kulturstadtrat Mailath-Pokorny auch in Wien ausgebaut wird. Die Kunst im öffentlichen Raum, wo massiv gefördert wird, Wien wird moderner, Wien wird schöner, und viele Plätze haben einen verlängerten Wohnzimmercharakter, und das ist gut so. 

Und ich denke mir ein Beispiel auf lokaler Ebene: Der Soho in Ottakring hat schon einen phantastischen Namen, so ein Bezirksfestival muss man einmal suchen in Mitteleuropa. Und auch das hat für mich einen zutiefst sozialdemokratischen Anstrich. Nicht parteipolitisch, nicht ideologisch im Sinne von Parteipropaganda, sondern Kultur dorthin tragen, wo die Menschen sind, und zu ganz günstigen Konditionen. Das heißt, Kultur in Wien, Kulturpolitik, ist auch genau jener soziale Ausgleich, den Finanzen in der Politik vermitteln sollen, eine Art Umverteilung nicht nur im Finanziellen, sondern auch im Sinne von Kultur, eine Umverteilung von jenen, die nie in die Richtung ausgebildet wurden und die eben vielfach auch nicht die finanziellen Ressourcen haben, um sich teure Eintrittskarten zu kaufen. 

Kulturvermittlung, das hat Kollege Woller schon angesprochen, ist ein ganz zentraler Teil sozialdemokratischer Kulturpolitik. Es ist ja hier schon verschiedenes genannt worden, aber ich möchte nur auf einen Punkt eingehen, und das ist die Kinderförderung, hier im Speziellen. Kollegin Riha hat das gestern angesprochen und hat so getan, als ob die Kinder in Wien extrem arm wären, Wien wäre eine Kulturwüste für Kinder, und überhaupt. Dem kann man wirklich nicht beipflichten. Allein das Kindertheater Dschungel Wien, das Zoom Kindermuseum und das MuseumsQuartier überhaupt, ist eine Oase der Kultur für Kinder. Das Angebot ist sehr dicht, ist enorm und wird auch von der Stadt massiv gefördert. 

Thema Musikschulen: Die Musikschulen werden hier angesprochen. Sie sind Teil des Kulturlebens, da bin ich bei Ihnen. Und wenn Sie, Frau Ringler, sagen, Kollege Oxonitsch mache da nichts: Seit Kollege Oxonitsch als Stadtrat im Amt ist, ist das Bildungszentrum Simmering neu im Bau. Dort wird die ganz moderne Musikschule untergebracht, und diese neue Musikschule, die erst im Entstehen ist, die erst in eineinhalb Jahren in Betrieb genommen werden wird, die hat eine ganze Reihe von speziellen Dingen. Sie wird Frühkindförderung aufweisen, Eltern-Kind-Programme, eigene schalldichte Dämmräume, einen Saal für Veranstaltungen. Und wenn Kollege Schreuder meint, die Kulturbauten sind alle so arm dran, weil da ist gar nichts ökologisch und die sind so altmodisch und so weiter, so kann ich Ihnen sagen, dieser Kulturbau des Bildungszentrums Simmering mit der Musikschule wird energetisch mit Erdwärme und Sonnenenergie geheizt werden, und auch die Warmwasseraufbereitung wird so erfolgen und wird somit auf ökologisch höchstem Niveau errichtet werden. Da kann ich Sie ganz einfach beruhigen. 

Wie ein roter Faden bewegt sich aber diese Kulturvermittlung, gerade auch für Kinder, durch sehr viele Budgets, die wir jetzt diskutieren. Verweisen möchte ich aber auf das Theater der Jugend, das auch das Theater der Kinder natürlich inkludiert. 40 Prozent der Abonnenten sind niederösterreichische Kinder, - weil so etwas gibt es in Niederösterreich gar nicht - aber das Land Niederösterreich hat seine Subventionszahlungen eingestellt, im Unterschied zum Burgenland, das auch hier mitfinanziert. 

Erwähnen möchte ich hier noch abschließend auch die Kinder- und Jugendförderung, das Programm „Cash for Culture“, wo die kreative Kunst- und Kulturgestaltung von Kindern und Jugendlichen im Alter von 13 bis 23 Jahren massiv gefördert und subventioniert wird, und das halte ich für eine ganz besonders spannende Leistung. 

Wenn man sich über Kulturpolitik und den finanziellen Rahmen dafür unterhält, dann denke ich mir, ist es schon angebracht, einmal eine Diagnose zu stellen, und diese Diagnose möchte ich mit einer Frage einleiten: Hat Wien ein funktionierendes Gedächtnis? Das Gedächtnis einer Stadt, gibt es das, gibt es das nur in der Theorie oder gibt es das auch materiell? Und ich denke, das Gedächtnis einer Stadt hat zu tun mit Zeitgeschichte, mit Erinnerungskultur, mit unserem Umgang mit der Geschichte dieser Stadt, und das beginnt bei der Denkmalpflege. Kollege Ebinger hat gemeint, 1,1 Millionen EUR, das ist ja viel zu wenig. Nun immerhin, gefördert wurde da auch die Spinnerin am Kreuz, ein Wahrzeichen von Favoriten, die nun schon fertig geworden ist, sowie die Pestsäule am Graben, das alles würde sich mit 1,1 Millionen EUR nicht ausgehen. Herr Ebinger, was ist da los? Was hat Rechenkünstler Ebinger hier falsch überlegt? Nun, Kollege Ebinger glaubt, dass dieser Budgetansatz von - übrigens 1,17 Millionen EUR - schon alles ist. 

Herr Kollege Ebinger, Sie täuschen sich. Ich kann Ihnen empfehlen, das Kulturbudget hier ein bisschen genauer zu studieren und darauf zu achten, dass einfach auch in anderen Budgetbereichen Ansätze hiefür vorhanden sind. Es gibt hier, das hat Kollege Ebinger offensichtlich verschlafen, den Altstadterhaltungsfonds. Nun, was wird denn dort gemacht, was wird im Altstadterhaltungsfonds gemacht. 

Dort wird Denkmalschutz betrieben. Nun, so eine Überraschung. Nicht um 1,1 Millionen EUR, sondern um mehr als 6 Millionen EUR, darunter auch Denkmalschutz. Und genau die Spinnerin am Kreuz und die Pestsäule am Graben sind eben nicht aus dem eigentlichen Denkmalansatz, sondern genau aus dem Altstadterhaltungsfonds finanziert worden. Aber, Kollege Ebinger, ich kann Sie beruhigen, es gibt noch andere Budgetansätze im Budget der Stadt Wien und es wäre auch einmal interessant, sich diese anzuschauen. Zum Beispiel werden das Schloss Neugebäude und alle Immobilien der Stadt aus den Mitteln der Magistratsabteilung 34 erhalten. 

Ich darf Ihnen ein Beispiel aus meinem Heimatbezirk bringen: In meinem Heimatbezirk gibt es das bemerkenswerte Renaissanceschloss Neugebäude, wo jetzt im kommenden Jahr die Fassade des Haupttraktes neu gestaltet wird. Das findet sich auch nicht im eigentlichen Budget der Geschäftsgruppe Kultur, weil das kommt aus der MA 34. Nun, so eine Überraschung. 

Ich sage aber, wenn wir vom Gedächtnis der Stadt sprechen, dann geht es hier aber auch um Straßenbenennungen, es geht um Nachlassankäufe, und es geht auch zum Beispiel um das Wiener Wiesenthal Institut für Holocaust-Forschung, das neu eingerichtet wird. Ich kann das nur auf das Allerherzlichste und Beste begrüßen. Es ist eine wunderbare Geschichte. 

Und ich sage auch, die jüdische Geschichte ist uns sehr viel wert. Es gibt aber nicht nur den Jüdischen Friedhof Währing, sie haben auch die Seegasse erwähnt. Da wird jetzt was gemacht, selbstverständlich in Absprache mit der jüdischen Kultusgemeinde. Und ich darf auch daran erinnern, und es ist schon erwähnt worden, der Zentralfriedhof, 1. Tor. Hier sind eine ganze Reihe von bedeutenden Gräbern zu Ehrengräbern der Stadt Wien erklärt worden, und da gibt es auch einen Budgetansatz im Kulturbereich, mit dessen Mittel diese Gräber renoviert werden. Und das passt auch zum Thema jüdische Geschichte und jüdische Kultur in Wien. 

Geschichte und Wissenschaft. Wir haben ja heuer das Darwin-Jahr, und es hat hier im Darwin-Jahr eine spannende Begegnung stattgefunden, eine spannende Begegnung im Naturhistorischen Museum. Der Abt Henckel von Donnersmarck trifft auf den Wiener Bürgermeister. Und der Wiener Bürgermeister hat dort in, meiner Meinung nach wirklich brillante Weise, eine ... (GR Mag Wolfgang Jung lacht.) Sie waren ja nicht dabei, sie gehen ja auf so was nicht, denn eine Diskussion zu diesem Thema, glaube ich, das ist nicht das Ihre, Herr Jung, aber in brillanter Weise hat der Wiener Bürgermeister zu den Themen Natur, Sozialdarwinismus, politisches Weltbild, aktuelle gesellschaftliche Themen Stellung genommen. Und ich könnte jeder anderen Partei hier, außer meiner, zu einem Kandidaten wie dem Bürgermeister, der zu diesen Fragen meiner Meinung nach in vorbildlicher und phantastischer Weise Stellung genommen hat, nur gratulieren. Ich glaube, der blaue Kandidat wird da nicht viel Meinung abgeben können zu diesen Dingen, aber das wundert mich auch nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ja unglaublich!) Gut. 

Zur Forschung abschließend noch ein paar Worte. Hier ist, denke ich mir, in erster Linie das Konjunkturpaket erwähnenswert, ein Sonderkonjunkturpaket, das die Finanz und Kultur hier geschnürt haben, nämlich ein Sonderbudget von 60,5 Millionen EUR für die Wiener Spitzenforschung. Hier geht es einfach darum, die Zukunft des Wissens- und Technologiestandortes Wien abzusichern. Es ist ein Mix an Investitionen, es geht vor allem um die Forschungsinfrastruktur, und hier geht es aber nicht nur um die Wissenschaftseinrichtungen, sondern es geht um tausende Arbeitsplätze von Wissenschaftern und Wissenschafterinnen und von Wissenschaftspersonal. Es geht ja auch darum, die Schnittstellen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu verdeutlichen und zu intensivieren. Und in diesem Sinne denke ich mir, ist das eine der bedeutendsten Maßnahmen, um damit die Zukunftsarbeit der Stadt gerade im Bereich Kreativität, Wissenschaft abzusichern. 

Nun, Herr Wolf hat sich hier für Künstler stark gemacht. Für mich sind das eher Krokodilstränen. Ich darf Herrn Wolf erinnern, sie waren da ja auch schon Gemeinderat, wie Schwarz-Blau noch im Bundesbereich gewerkt haben. Die diversen Kulturbudgets, (Unruhe in der ÖVP und FPÖ.) ja, sie hören das nicht gerne, das weiß ich schon, warum sie das nicht gerne hören, ja, Sie hören das nicht gern. Die diversen Kulturbudgets sind massiv gekürzt worden, und wenn es sich um kritische Künstlerinnen und Künstler gehandelt hat, wie bei der Diagonale Graz, dann ist es nicht nur einfach gekürzt worden, dann ist dreifach gekürzt worden. Das war zum Beispiel schwarz-blaue Kulturpolitik. Die wollen wir in Wien nicht haben. Wir wollen daher auch keine schwarz-blauen Kulturachsen in Wien haben, wir wollen auch keine schwarz-blau-grün Kulturachsen in Wien haben, weil das verheißt nichts Gutes für das Wiener Kulturleben. (Beifall bei der SPÖ.) Im Gegenteil, das Kulturbudget 2010, das wir hier beschließen werden, wird den breiten, öffentlichen Zugang zu Wissen und Kultur sichern, es wird Mehrheit schaffen für eine geistig rege Stadt, und es wird den Wissenschafts- und Wissensstandort Wien heute für morgen absichern. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Herr amtsführender Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Dr Mailath-Pokorny. Bitte. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich kann mich kurz halten. Dieses Budget, das ich mit gutem Gewissen und großer Überzeugung vorlege, weist mit 236,6 Millionen EUR eine neuerliche Erhöhung von 2,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr aus. Das ist angesichts der gesamtwirtschaftlichen Situation, glaube ich, ein besonders gutes Ergebnis. Diese Steigerungen gehen durch alle Kultursparten, wobei insbesondere die Bereiche Film, Wissenschaft und darstellende Kunst eine deutliche Erhöhung verzeichnen können. 

Insgesamt, und das scheint mir doch auch erwähnenswert, weil es, glaube ich, ziemlich einmalig, jedenfalls in Europa, ist, konnten die Ausgaben der Stadt Wien für den Bereich Kultur und Wissenschaft von 167,3 Millionen EUR im Jahr 2001 auf 236,6 Millionen EUR im Jahr 2010 angehoben werden. Das ist eine Steigerung von insgesamt knapp 70 Millionen EUR oder 41 Prozent. Ich wiederhole das gerne, die Stadt Wien hat in den letzten 8 Jahren ihr Kulturbudget um 41 Prozent erhöht. Der Anteil der Kultur an den Gesamtausgaben konnte ebenso gesteigert werden und liegt bei 2,1 Prozent. Ich glaube, dass Debatten wie diese durchaus natürlich zur Kritik dienen sollen, aber auch dazu, das würde ich mir wünschen, um ein bisschen die Perspektiven zu entwickeln. Da und dort ist das ja auch angeklungen. Es hat in dieser vergangenen Zeit, und ich versuche doch auch einen gewissen Bogen zu schlagen, in den vergangenen Jahren nicht mehr und nicht weniger als die größte auch inhaltlich nachhaltigste Strukturreform sowohl der großen Bühnen in Wien wie auch der kleinen Bühnen in Wien gegeben. Es wurden neue Institutionen gegründet und begründet, soviel nur zur Frage des Investitionsmangels, vom Kindermuseum angefangen über das Kindertheater und vieles andere mehr. 

Ich erinnere daran, dass es im Jahr 2001 auch noch kein Tanzquartier Wien gegeben hat. Es wurden viele, viele neue Bühnen oder Kunstorte geschaffen, die es vorher noch nicht gegeben hat oder die nicht so gut gelaufen sind, vom Rabenhof bis zum brut Wien, von der Garage X bis zum Kabelwerk, nur um auch da den großen Bogen zu spannen. 

Die Filmförderung wurde grundsätzlich neu gestaltet, sie wurde auch massiv erhöht. Nicht zuletzt auch dadurch konnten wir die großen Erfolge der österreichischen Filmproduktion unterstützen. Die Kinolandschaft wurde, sage ich einmal, stabilisiert und auch neu gestaltet, auch das eine klare kulturpolitische Entscheidung. 

Wir haben versucht, über die verschiedensten Maßnahmen, die jetzt auch im Laufen sind, die teilweise auch ins Laufen gekommen sind, die auch im nächsten Jahr weiterlaufen oder noch beginnen, den Zugang für die Menschen zu Kunst und Kultur zu erleichtern oder zu ermöglichen. Stichworte dafür sind „Cash for Culture“, der Kulturpate, der mittlerweile von über 20 000 Menschen in Anspruch genommen wird, oder auch das Programm KulturlotsInnen. 

Wir werden im nächsten Jahr eine weitere Initiative starten, die den Lehrlingen zugute kommen oder sie in den Mittelpunkt stellen soll. 

Das Wien Museum wurde in den vergangenen Jahren inhaltlich neu positioniert, ich glaube, sehr erfolgreich und gut positioniert. Und jetzt, ja jetzt geht es darum, die Basis dafür zu schaffen, dass wir in der nächsten Legislaturperiode, in den nächsten Jahren, einen Neubau für das Wien Museum schaffen können und es geht auch darum, eine Diskussion darüber zu führen. Und ich bin sehr froh, dass das zumindest von den Kolleginnen und Kollegen meiner Fraktion und teilweise auch von GR Schreuder einmal so angesprochen wurde, sodass man auch über diese Dinge einmal konstruktiv nachdenken kann und nicht nur immer den Vorwurf erheben muss, hier wird ein Wahlkampf-Gag veranstaltet. 

Wir haben die Kunst im öffentlichen Raum eingeführt, die mittlerweile eine ganz toll etablierte Einrichtung und Initiative ist, die mit den öffentlichen Stellen, namentlich den Wiener Linien, hervorragend zusammenarbeitet und mittlerweile auch nachhaltig wirksame Kunstwerke im öffentlichen Raum in Wien hinterlassen hat. 

Im Bereich der Wissenschaft haben wir zahlreiche Initiativen gesetzt. Eine davon möchte ich nennen, weil sie auch in die Bereiche der Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gehört, die momentan in den vergangenen Jahren etwas in den Hintergrund getreten sind, was ihre Bedeutung und öffentliche Aufmerksamkeit anbelangt, nämlich das Programm für diese Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften. 

Wir haben die Bezirkskultur neu gestaltet und geordnet, es ist das Museum auf Abruf geschaffen worden, und vieles andere mehr.

Ich erwähne das nur beispielhaft, weil ich doch glaube, dass bei aller Kritik, für die ich großes Verständnis habe und über die wir im Detail auch in den Ausschüssen und hier im Gemeinderat immer diskutieren können und sollen, man nicht übersehen sollte, dass die Kulturpolitik der Stadt Wien auf Grund auch eines Bekenntnisses, eines grundsätzlichen Bekenntnisses der Stadt zu einer öffentlichen Förderung der Kultur, neue Initiativen gesetzt hat und sehr viel Neues bewirkt hat, was es bis zu diesem Zeitpunkt vor acht Jahren nicht gegeben hat. 

Meine Damen und Herren, ja, ich bekenne mich auch zu einer, ich habe das ja auch schon gesagt, grundsätzlichen Debatte und auch zu einem Bekenntnis zum Wien Museum. Ich halte das für eine entscheidende, für eine ganz interessante, für eine ganz wichtige Debatte auch für Wien, die sich definitiv nicht damit abhandeln lässt, wann das gesagt wurde, ob ein Wahltermin in Nähe ist oder nicht, sondern hier geht es darum, dass man die Grundlagen schafft, dass man in eine durchaus auch öffentliche Diskussion eintritt, was ein Museum des 21. Jahrhunderts in einer Stadt können muss, welchen Anforderungen es genügen muss, was es für neue Entwicklungen auf dem Gebiet international gibt. Und in diesem Diskussionsprozess, in diesem Meinungsbildungsprozess, in dieser Basis und Grundfindung, wie ein solches Museum überhaupt beschaffen sein soll, befinden wir uns. Wir werden das sehr gründlich machen, wir werden das mit aller gebotenen Sorgfalt, auch mit dem Sachverstand und in der Diskussion mit Experten machen, ich werde mich aber hüten und angesichts der Bedeutung des Projektes auch versuchen, das nicht, in der Tat nicht, zu einem Wahlkampf-Gag verkommen zu lassen, nämlich von Seiten der Opposition. Ich weiß, wahrscheinlich hätten Sie das gerne, aber umgekehrt, ich lade Sie herzlich ein zu einem konstruktiven Dialog darüber, zu einer Diskussion, wie ein solches Museum des 21. Jahrhunderts für die Stadt beschaffen sein kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insgesamt, und auch das möchte ich grundsätzlich sagen, geht es der Wiener Kulturpolitik um Qualität, geht es der Wiener Kulturpolitik darum, Qualität der Kunst zu fördern, es geht vornehmlich und hauptsächlich darum, Kunst zu ermöglichen, denn das ist die Hauptaufgabe von Politik. Es geht darum, ein offenes Klima zu schaffen und ich halte das für essentiell und ja, wenn sie mir diesen polemischen Ausflug gestatten, wenn vorher auf die schwarz-blaue Bundesregierung verwiesen wurde, so kann ich mich nur zu gut daran erinnern, dass damals sehr wohl Subventionsmittel eingesetzt wurden als Druckmittel, als Zensur. Als Zensur, um jene zu beeinflussen und vielleicht auch mundtot zu machen, die sich kritisch geäußert haben. Also, so absonderlich ist das nicht, so weit weg ist das nicht, und so selbstverständlich, dass es ein offenes Klima in einer Stadt für die Kulturschaffenden, für die Kulturinteressierten und eine offene Auseinandersetzung gibt, ist es keineswegs, aber ich glaube, dass wir in den vergangenen Jahren bewiesen haben, dass das in Wien nicht nur selbstverständlich stattfinden kann, sondern dass es letztendlich auch gut für diese Stadt ist, wenn sie offene Auseinandersetzungen nicht nur zulässt, sondern auch fördert. 

Ja, wir wollen das Publikum im Zugang und in der Ermöglichung der Teilhabe an den verschiedensten Initiativen unterstützen. Einige Stichwörter dazu habe ich Ihnen gegeben, wir wollen Zugang ermöglichen und ja, es ist für diese Stadt auch wichtig, dass sie sich international behauptet, dass das, was hier kulturell, künstlerisch, wissenschaftlich passiert, auch in einem internationalen, nicht nur in einem europäischen, sondern auch in einem internationalen Kontext steht, beachtet wird und ja, - auch wenn die Grünen dabei gähnen - auch deshalb ist es eine kleine, schöne und wichtige Auszeichnung, dass Wien in der Lebensqualität immer wieder an den vordersten Stellen liegt. 

Meine Damen und Herren, die Grundvoraussetzungen für all das, was ich hier versucht habe zu skizzieren, schafft dieses Budget. Es ist ein wiederum gesteigertes Kulturbudget. Einmal mehr kann ich darauf verweisen, dass es das höchste Kulturbudget ist, das die Stadt Wien jemals hatte und ja, mit diesem Geld wird sehr, sehr viel Kreatives geschaffen, was der Stadt Wien nicht nur Anerkennung bei den Bewohnerinnen und Bewohnern, bei den Bürgerinnen und Bürgern, sondern auch international verschafft und Wien damit zu einer der ganz großen Kulturzentren der Welt macht, jedenfalls in der Bedeutung größer als es seine Einwohnerzahl eigentlich vermuten ließe. 

Die Grundvoraussetzungen schaffen aber auch die Arbeit, die Kompetenz und das ungeheure Engagement all jener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verschiedenen Magistratsabteilungen meiner Geschäftsgruppe. Ich bedanke mich sehr herzlich dafür und einmal mehr glaube ich, ist das eine gute Gelegenheit, danke schön zu sagen für das große Engagement, für das Herz, das alle von Ihnen bei der Sache haben. Und ja, ich glaube, es ist schon auch wichtig, Herr GR Wolf, wenn Sie jemanden in der Öffentlichkeit versuchen bloßzustellen, in dem Sie ihm etwas unterstellen, was er nicht ist, denn weder Parteimitgliedschaft noch Freunderlwirtschaft hat in der Besetzung des Festivals Wien Modern eine Rolle gespielt und eigentlich kann ich da nur das französische Diktum anwenden, „Honni soit qui mal y pense.“, frei übersetzt, dass der Schelm so ist, wie er denkt. Wenn man schon versucht, das alles in der Öffentlichkeit über eine Privatperson abzuhandeln, so ist das unfair, weil der Matthias Losek ist kein Politiker, der kann sich auch nicht wehren, und wenn Sie ihn aus Ihrer Zeitung zitieren, dann sollten Sie ihn zumindest richtig zitieren, oder aber Sie wissen es besser und kennen den Namen auch besser. Denn wenn man jemanden in der Öffentlichkeit versucht herunterzumachen, dann muss man auch wenigstens die korrekten Daten sagen. Ich kann Ihnen in diesem Fall, wie auch in allen anderen Fällen sagen, es hat das Parteibuch keine Rolle gespielt. Ich weiß bis zum heutigen Tage nicht, und es interessiert mich auch überhaupt nicht, welches, und ob Matthias Losek ein Parteibuch hat. Und Sie werden es auch nicht glauben, dass es nicht unbedingt meine Idee war, dass Matthias Losek dorthin geht, weil ich bedaure das sehr, er ist ein hervorragender Mitarbeiter, sondern in der Tat ist die Leitung von Wien Modern von selber auf mich zugekommen und hat gemeint, sie würden gerne Matthias Losek haben, und zwar nicht nur, weil er bei mir ist, sondern weil er als Leiter eines Festivals, was Sie verschweigen, hervorragende Arbeit geleistet hat. 

Dieses zur Klarstellung, weil ich meine, dass sich Mitarbeiter hier nicht persönlich wehren können, aber man sollte ihnen zumindest die Gelegenheit geben. 

Meine Damen und Herren, dieses Budget ist, wie ich meine, ein sehr gutes für die Kultur in Wien und ich bitte daher um Ihre Zustimmung. Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. Als erster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich habe es heute schon einige Male gehört, vielleicht hören wir es in den nächsten zwei Tagen noch einige Male: „Wien ist die lebenswerteste Stadt in Europa, in der Welt, im Universum.“ (GR Siegi Lindenmayr: Ja, genau!) Ja, das haben wir einige Male gehört. Für wen ist es die lebenswerteste Stadt und über wen wurde die Studie gemacht, Herr Kollege, das wissen Sie ganz genau. Mit ausländischen Managern, die im 19. Bezirk wohnen in der Gegend, für die Jugendlichen in Wien ... (GR Siegi Lindenmayr: Ja, genau!) Ja, richtig, bitte, das haben Sie selbst so verkündet, Herr Kollege Lindenmayr. Die Jugend in Wien hat da leider von der Stadt in vielen Bereichen ein anderes Bild. In den letzten 10 Jahren haben Sie in diesem Bereich abgewirtschaftet. Wir haben explodierende Zahlen bei der Gewalt durch und unter Jugendlichen, und das können auch Sie nicht bestreiten, auch wenn Sie die Hände unterm Tisch ringen. Wir haben eine Kriminalität bei Jugendlichen in Wien, die stark steigend ist, Herr Kollege Lindenmayr. 2008 gab es 2 028 ermittelte jugendliche Täter unter 14 Jahren. 2 028 Täter unter 14 Jahren in Ihrer Stadt, die Sie zumindest als solche immer beanspruchen, nämlich dann, wenn es gut geht. Wenn es schlecht ausschaut, dann verleugnen sie die Realitäten. 

In der Altersgruppe von 14 bis 19 gab es einen Anstieg, Frau Kollegin, von 6 426 auf 7 724, und das in einem Jahr. (GRin Mag Sybille Straubinger: Das stimmt ja überhaupt nicht!) Das ist die reale Situation! Wien, die lebenswerteste Stadt! 

Jetzt frage ich Sie, Frau Kollegin, weil Sie sich gerade so aufgeregt haben: Was glauben Sie, warum Ihre Wählerzahlen so zurückgehen? Weil die Wiener Ihre Form, Wien zu führen, so lebenswert finden? Oder deswegen, weil sie draufkommen, dass Sie in der Führung dieser Stadt versagt haben? Das ist nämlich die Realität!

Warum nicht zuletzt in der Jugendpolitik? Wir haben vor nicht allzu langer Zeit einen Wechsel im Stadtrat bekommen, weil man eine Stadträtin ablösen musste, weil sie völlig versagt hat, weil sie nichts als Pleiten, Pech und Pannen geliefert hat! Frau Laska, MOD, Master Of Desaster, das sie uns geliefert hat, vom Prater, von Mongon, von der Glücksspielsituation im Prater, den USA-Reisen mit dem Pleitemanager des Prater-Vorplatzes, Geldverschleuderung, Einnahmenüberschätzung bei der Europameisterschaft und so weiter. Schließlich ist es sogar Ihnen zuviel geworden und Sie haben sie in Frühpension geschickt, nachdem der Bürgermeister noch nicht lange vorher behauptet hat, er geht mit dieser Regierungsmannschaft in die nächste Wahl.

Wie schaut es in der eigentlichen Jugendarbeit aus? Kein Geld, zu wenige Hortplätze, zu wenig und schlecht bezahltes Personal. Oder wollen Sie das vielleicht auch leugnen? Vorige Woche waren die KindergärtnerInnen zum zweiten Mal innerhalb kürzester Zeit auf der Straße, und das ist wirklich keine Personengruppe, die von vornherein uns zuzurechnen gewesen wäre. (GR Heinz Vettermann: Das ist immer noch keine!) Es ist ihnen einfach zu viel geworden, was Sie ihnen zumuten. Hier singen Sie ein Loblied auf die heile Welt der Wiener Jugendarbeit und draußen demonstrieren die Betroffenen, die Mitarbeiter, die Sie doch sonst hier immer so loben!

Wir haben Schulkinder, die ihre Lehrer nicht verstehen, wir haben das PISA-Desaster, wir haben Containerklassen, Gewalt in den Schulen und wir haben eine steigende Jugendarbeitslosigkeit, und das ist alles eine Realität, die Sie nicht leugnen können. Und was tun Sie? Sie fördern zahllose Kleinstvereine und obskure Zwergerlprojekte. Sie fördern sie dann, wenn die Ausrichtung genügend links ist. So kann man auf diese Art und Weise zumindest teilweise oder in einigen Bereichen sogar ganztags bezahlte Funktionäre an die SPÖ binden, nahestehende Druckereien mit den Aufträgen für Hochglanzblätter versorgen und Aktivitäten vorgaukeln, die in der Wirklichkeit der Wiener Jugendlichen überhaupt nicht vorkommen.

Ich werde Ihnen einige Beispiele aus dem Kontrollamtsbericht bringen:

Fangen wir mit dem Freien Radio oder Radio Orange an. Acht Personen hauptamtlich beziehungsweise teilzeitbeschäftigt. Das Kontrollamt bestätigt, chaotische Organisation, Überschuldung, mehrfach drohender Konkurs, Insolvenz, statutenwidrige Vorgangsweise, keine Generalversammlung, keine dokumentierte Wahl von Rechnungsprüfern. (GRin Barbara Novak: Das war vorher!) Aber rund 300 000 EUR war Ihnen das im Jahr wert. Acht bezahlte Mitarbeiter, pro Tag im Durchschnitt, 56, glaube ich, Hörer in diesem Radiobereich. 63 Hörer waren es, damit ich mich nicht irre, im Durchschnitt in diesem Bereich. Sie werfen das Geld mit beiden Händen beim Fenster hinaus. (GRin Barbara Novak: Sie waren nicht im Kontrollausschuss, sonst hätten Sie das mitbekommen!)

Damit Sie nicht sagen können, das kommt nur von mir, zitiere ich Ihnen einfach nur drei Stellen aus dem Kontrollamtsbericht: „Die wesentlichen Einnahmen bestehen aus Subventionen der Stadt und aus Erlösen von diversen Veranstaltungen. Eine Vermögensübersicht ..." - jetzt wird es interessant – „... der beschriebenen Art wurde vom Verein hingegen in den Jahren 2004 bis 2007 nicht erstellt." - Eine Vermögensübersicht wurde nicht erstellt, aber Sie haben weitersubventioniert! – „Es gab für diese Jahre auch keine Inventarlisten und keine Inventuren."

Oder ein anderer Punkt: „Es wird dem Verein dringend empfohlen, ab 1. Jänner 2009 das Rechnungswesen so zu führen, dass es den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Buchführung entspricht." - Bisher gab es das in dieser Form nicht. Man hat hier Geld hinausgeworfen und es nicht kontrolliert. Sie verlangen auf gut Deutsch, dass die Nachvollziehbarkeit des Übergangs von einem zum folgenden Rechnungsjahr für einen Dritten in angemessener Zeit überhaupt möglich ist, und sehr vornehm sagen Sie, dass das eine nicht verfolgbare Buchhaltung ist.

Oder ein letzter Bereich: „Es blieben hier Angaben hinsichtlich der Finanzen entschuldigt. Es wurde empfohlen, die Kalkulation beziehungsweise die Schätzung der Budgetzahlen auf eine Ebene zu bringen, die eine Nachvollziehung der Vorgänge auch für Dritte ermöglicht." Überall Sachen, nicht kontrollierbar, nicht überprüfbar, das tun Sie. 

Wer ist unter anderem dort beschäftigt? Das ist eine Altersversorgung für alte Freunde aus dem extrem linken Lager. (GRin Nurten Yilmaz: Extrem linkes Lager?). Ja, kennen Sie den Herrn Gerhard Kettler? Der gute Mann ist im Vorstand, ist Programmkoordinator. Er ist Obmann des Vereins Unabhängige Initiative der Vielfalt gegen Österreich. Sie finanzieren ihn. Der Verein hat das „TATblatt" herausgegeben. Vielleicht erinnern Sie sich noch daran, was das für ein Blatt war, Frau Kollegin! Ebergassing-Aufrufe, zu Anschlägen aufgerufen und so weiter! - Das sind diese Leute, die Sie fördern und die Sie in dem Bereich unterbringen! Mit Jugend hat übrigens schon der Herr nur mehr relativ wenig zu tun.

Oder ein anderes Beispiel, der Verein Wiener Jugendzentren, Frau Kollegin Wehsely, Herr Kollege Baxant, gegründet offenbar, weil die Stadträtin nicht in der Lage war, die Jugendzentren durch eigene Beamte verwalten zu lassen. Was ist die Folge? - Ein superteurer Privatverein mit beamtenähnlichen, allerdings noch viel stärker geförderten, Strukturen und einem völlig undurchsichtigen Zulagen- und Privilegiendschungel. 

Ich bringe Ihnen ein paar Beispiele daraus: Budget 2008 12,85 Millionen EUR, davon 11,3 Millionen EUR nur fürs Personal. 

Gehaltsschema: Bund und Länder durchforsten gegenwärtig den Zulagendschungel. Dort schaut es anders aus. Dort gibt es den Biennalsprung, der beibehalten wird. Dort gibt es eine zusätzliche Vorrückung. Dort gibt es einen Fall der Rückstufung bei Vorrückungen. Dort gibt es Sonderverträge. Dort gibt es interessante Vordienstzeitenanrechnungen, ich komme noch darauf zurück. Die Anstellungserfordernisse waren bei 20 Prozent der überprüften Fälle nicht nachgewiesen. - So sieht die Praxis dort aus, meine Damen und Herren.

Dann ein paar besondere Zuckerln: Zwei Mitarbeiter, im Schnitt rund 140 000 EUR Bruttojahresgehalt, was auch kein schlechtes Einkommen ist, sind gar nicht für den Verein tätig. Für wen sie tätig sind, war nicht zu erfahren. Begründung: angeblich historisch begründet. Also schon sehr interessant. (GRin Barbara Novak: Wovon sprechen Sie?) - Sie können uns vielleicht Auskunft geben! Dort habe ich sie nicht gekriegt. Frau Kollegin, Sie als Vorstand, müssten das eigentlich wissen! Eine dieser historisch begründeten Personen hat eine in der Betriebsvereinbarung gar nicht vorgesehene Stellvertreterzulage. Wen er vertritt, weiß niemand, aber er kriegt 724 EUR extra aufs Händchen.

Zulagen sind in Massen zu finden: Nachtdienstzulage, Feiertagsdienstzulage, regelmäßige Sonntagsdienstzulage, Überstundenzuschlag, besonders günstig berechneter Überstundenzuschlag - das ist alles vom Kontrollamt, nicht von mir -, Zuschlag für dezentrale Leiter, auch wenn sie in der Zentrale tätig sind. Das ist auch wieder so eine eigene Sache. Mitarbeiter in der Zentrale kriegen einen Zuschlag für besondere Verantwortung, die anderen haben nur normale Verantwortung. Es gibt eine große und eine kleine Außendienstzulage. Es gibt die Kinderzulage. Es gibt eine Jahreskarte, die Übernahme für Gehaltskonten, die Übernahme für Bankomaten. So schaut es dort aus. Es fehlen nur noch die Milch-, die Bus- und die Münzwardeinzulagen aus dem Finanzministerium. Die haben sie nicht, aber sonst fast alles. Ein echtes Sittenbild der Zustände in dem Verein, in dem Sie, Frau Kollegin, an führender Stelle sitzen. Das ist natürlich alles rein zufällig und überhaupt nicht parteipolitisch gesteuert.

Oder als letzter Verein der Verein Multikulturelles Netzwerk: Vereinszweck: Betreuung von Kindern und Jugendlichen, vorwiegend im 7. Bezirk, hauptsächlich Parkbetreuung, das Projekt „Pangram", also aufsuchende Jugendarbeit. Das ist auch kein schönes Wort. (GRin Barbara Novak: Aber das heißt so!) „Aufsuchend", „niederschwellig" und „abholend", das sind Worte (GRin Barbara Novak: Das sind Fachbegriffe!), die Sie in Ihren Berichten sehr lieben. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Wenn man so ahnungslos ist, dass man die Fachbegriffe nicht kennt, sollte man sich nicht darüber lustig machen!) - Man kann das auch weniger kompliziert sagen, Herr Kollege! Aber Sie lieben möglichst komplizierte Ausdrücke. Ich gehe hin zu den Jugendlichen. Das tun wir, Herr Kollege, und deswegen, weil wir das tun, kommen die Jugendlichen zu uns! (Aufregung bei der SPÖ.) Ich kann Ihnen da die Zahlen geben, welche Leute dort sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Kollege, es gibt Dutzende solcher Vereine. (GRin Barbara Novak: Sie reden über Dinge, von denen Sie keine Ahnung haben!) Ich habe nur drei herausgegriffen, die vom Kontrollamt untersucht wurden, die Aktivitäten haben, wo drei, vier Leute kommen und die Aktivitäten tausende Euro kosten. Das ist noch schlimmer als die Sandler, denen Sie 7 EUR pro Untersuchung am Karlsplatz bezahlt haben, von denen wir gestern geredet haben. Sie müssen nur noch ködern und bezahlen, damit die Jugendlichen zu Ihnen kommen, sonst kommen sie gar nicht mehr zu Ihnen! Das ist die Realität! (GRin Claudia Smolik: Das ist jetzt aber tief!)

Aber kommen wir zurück zum Multikulti-Netzwerk. Unter anderem wird auch das „Kultcafe" von ihnen betrieben, eine Zeitung, die, glaube ich, einmal erschienen ist, aber zumindest nur in einem Jahr nach diesem Bericht, die aber noch immer als Projekt angeführt wird.

Das Projekt „Memory Lernunterstützung". (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wissen Sie überhaupt, wovon Sie sprechen!) - Sie können gerne herauskommen, da können wir weiter diskutieren, Frau Kollegin. - Die Mittel aus der Stadt waren 2007 218 000 EUR, 350 000 EUR vom Bezirk und auch der Bund hat zeitweilig etwas zugeschossen. Es hat fünf Mitarbeiter. Die Mittelaufbringung erfolgt durch Mitgliedsbeiträge. Da gibt es aber nur 19 Stück von den Mitgliedern, Herr Kollege Baxant, weil es so eifrig besucht wird. Also 19 Mitglieder. Spenden und Subventionen sind aber nicht viele eingelaufen, scheinen nirgends auf. Deckung also nur durch Subventionen. Ihre Praxis ist nicht einmalig, die findet man durch die Bank in sehr vielen Ihrer Vereine, die hier gefördert werden. Deswegen zittern auch alle vor einer Änderung nach Wahlen. Das wird aber noch kommen und dann wird das große Chaos und das Heulen und Zähneknirschen unter all diesen obskuren Vereinen ausbrechen. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Was ist das? Eine gefährliche Drohung? Was soll das sein?) Mittelaufbringung, haben wir schon gehört. 

Man gründe einen Verein und stelle sich selbst an. So läuft es nämlich bei diesem Verein. Man gründe einen Verein und stelle sich selbst an. So kann man Arbeitsplätze beschaffen. Das ist das Modell der SPÖ. Voraussetzung für den, der den Verein gründet, ist, er ist der SPÖ genehm. 

Bei den Statuten lese ich: Keine Entlastung des Vorstands seit Bestehen des Vereins. So kann man sich auch selbst an der Spitze halten, wenn man will. Man fragt sich: Wo bleibt da die Aufsicht durch die Fördernden der Stadt? 

Die Arbeitserledigung ist auch ein interessantes Modell, das es nicht nur in diesem Verein, sondern laut Kontrollamtsbericht in einigen Vereinen der Stadt Wien gibt. Interessant wäre es für mich nur, welche Kanzlei das betreibt. Wirtschaftsprüfer sind nämlich gleichzeitig Rechnungsprüfer. Man führt die Kasse und kontrolliert sich gleichzeitig selbst. Bemängelt wurde das, wie ich gesagt habe, bereits in zahlreichen Wiener Vereinen. Man wird prüfen müssen, an welche Kanzlei das vergeben wurde, ob das eine oder mehrere sind. Das wird interessant werden. Wir bleiben dran, das kann ich Ihnen sagen! Das Kontrollamt vermerkt dazu außerdem wörtlich, dass die gemäß § 21 Vereinsgesetz geforderte ausdrückliche Bestätigung der statutengemäßen Verwendung der Mittel unterblieb, obwohl die Abschlussprüfer auch die Aufgaben der Rechnungsprüfer wahrzunehmen haben. Das heißt, es wurde nirgendwo bestätigt, dass diese Mittel, jeweils ungefähr 600 000 EUR, statutengemäß verwendet wurden. Es bemängelt weiters, dass die Rechnungsprüfer und Abschlussprüfer eigentlich unabhängig und unbefangen sein müssten, was sie nach Ansicht des Kontrollamts offenkundig nicht sind. Was für jeden anderen Verein eine Selbstverständlichkeit ist, wird von den Kontrollierenden der Stadt Wien, die die Mittel genehmigen müssen, einfach hingenommen. Man fragt sich: Warum? 

Dann haben sie sich selbstständig und ohne Genehmigung ein Dienstfahrzeug für die Parkbetreuung im 7. Bezirk besorgt, weil man im 7. Bezirk eh so leicht Parkplätze bekommt und wahrscheinlich zu Fuß schneller ist. Nicht unbedingt, weil dann wird man von einem Radfahrer niedergefahren. Vielleicht war das die Gefährdung. Sie haben sich jedenfalls selbstständig ein Auto besorgt, ohne Genehmigung zugelegt. Dieses Auto wurde offenbar nicht genügend ausgelastet. Kein Wunder im 7. Bezirk! Daraufhin, oder vielleicht war von Anfang an sogar die Idee dahinter, wird es an andere Vereine und an die Mitglieder kostengünstig verliehen. (GRin Claudia Smolik: Verleihen ist doch super! Wo ist jetzt das Problem?) Jetzt frage ich mich: Ist das ein Verein für Jugendbetreuung oder hat man sich hier einen Autoverleih für sich und andere zu günstigen Mitteln zugelegt? (GRin Mag Waltraut Antonov: Aber Sie haben schon weitergelesen, was dort noch dabeistand?) - Was denn? (GRin Mag Waltraut Antonov: Sagen Sie es doch!) - Ich werde Ihretwegen jetzt nicht den ganzen Bericht lesen. Der ist nämlich sehr dick. (GRin Mag Waltraut Antonov: Ach so!) Die Beanstandungen sind sehr viele, Frau Kollegin! Aber ich kann es Ihnen gerne vorlegen, ich habe den Bericht mit.

Ich lese weiter. Bleiben wir bei der Autogeschichte, Frau Kollegin! - Im Übrigen, wenn ich jetzt überlege, nein, das war bei den Wiener Jugendzentren. Die müssten Sie eigentlich verteidigen, weil dort ist der Senol Akkilic, Ihr neuer Superstar, auch hauptamtlich beschäftigt. Wenn man mit den Roten gut genug befreundet ist, darf man auch als Grüner etwas werden. Um Arbeitsplätze werden sich übrigens andere noch zur Genüge umschauen müssen.

Bleiben wir beim Dienstfahrzeug, Frau Kollegin! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das war notwendig!) - Die Begründung dafür war die Parkbetreuung im 7. Bezirk - das behalten wir uns im Auge -, Projekte mit Jugendlichen im In- und Ausland. Ich würde dieses Fahrtenbuch schon ganz gerne sehen, meine Damen und Herren! (GRin Mag Waltraut Antonov: Sie könnten es wahrscheinlich eh nicht lesen!) 

Das ist die Situation. Wir haben hier auch noch einige andere Sachen bei diesem Verein zu kritisieren. Es sind Probleme zur Genüge da. Aber da wurde nur ein ganz kleiner Teil der Vereine untersucht und es ergaben sich Probleme über Probleme. Man könnte hier stundenlang über die Situation reden, aber es ist symptomatisch, was Sie hier machen. Es ist immer die gleiche Art und Weise. Man sucht sich, wenn man einen Verein gründet, der einen oder mehrere Hauptamtliche anstellt, Leute, die sich im Umfeld der SPÖ und im Vorfeld der SPÖ bewegen, finanziert diese Leute damit und man schafft Abhängigkeiten. Aber das allein ist es gar nicht, es gibt noch genügend andere Sachen, über die zu sprechen wäre, die man im Bereich der Jugendarbeit vorführen könnte. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Bitte!)
Bitte, wenn Sie es hören wollen, lese ich Ihnen ein Schmankerl vor. Warum denn nicht? „Na, du kleiner Vollkoffer, bist noch immer nicht blad genug?", oder schöne Ausdrücke, wie „Blunznstrickerin" oder ähnliche Ausdrücke: „affensupergeilomatisch" und Ähnliches mehr. Schulbuch der Gemeinde Wien, 3. Klasse, empfohlen von Frau Brandsteidl. Ich weiß nicht, wer das Buch verfasst hat. Das wird auch einer Ihrer Freunde gewesen sein. Gratis verteilt unter den Direktoren der Wiener Schulen. Vielleicht ist das ein Jargon oder der Umgang, den Sie in Ihren Vereinen wollen. Wir wollen das bei den Jugendlichen nicht, denn damit erziehen Sie Jugendliche, die sich so verhalten, wie Sie es heute in den Straßenbahnen, in den U-Bahnen und so weiter zur Genüge erleben! Die Jugendlichen können nichts dafür, wenn Sie ihnen solche Vorbilder liefern, Frau Kollegin Wehsely, unter anderem bei dem Verein, in dem Sie die Chefin sind! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich weiß schon, „Vollkoffer" ist ein Ausdruck, den der Herr Bürgermeister für seine politischen Gegner liebt. Eine Ausdruckweise des Bürgermeisters. Er ist ein tolles Vorbild auf dem Sektor. Ich halte es nicht für die richtige Ausdrucksweise in einem Schulbuch, das kann ich Ihnen sagen! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sie sind ein Meister der feinen Klinge, wie man in Ihrem Gesicht sieht!) - Das ist schon möglich, Frau Kollegin, aber meines schaut, zu Ihrer Beruhigung, noch immer nicht schlechter aus als Ihres! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Oh doch!)

Frau Kollegin, Sie dürfen ruhig weiter Ihre Vorsitze ausüben. Ich frage mich nur, und es wird zu untersuchen sein, ob diese ganzen Vorsitze, die Ihre Leute ausüben, wirklich überall spesenfrei und gratis gemacht werden. Auch das wird noch zu untersuchen sein. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ja, ist schon gut!) - Frau Kollegin, das wird zu untersuchen sein.

Kommen wir zu einem anderen Punkt, wo Sie glauben, den Jugendlichen etwas beibringen zu müssen, was wirklich in die Lächerlichkeit hineingeht. Deswegen nehme ich es als Schluss. Es geht um das so genannte geschlechtssensible Kochen von Jugendlichen in Ottakring. Geschlechtssensibles Kochen, der Gipfel der Schnapsideen und des Irrsinns! (GRin Mag Waltraut Antonov: Was ist daran eine Schnapsidee?) Vier Wochen Vorbereitungsarbeit hat dieses Projekt gedauert, damit sie dann sechs Minuten Fernsehfilm in einem so genannten View-TV, auch irgendein Förderprogramm, gebracht haben. Das geschlechtssensible Kochen. Ich weiß nicht, ob die Männer die Zwiebeln anders schneiden als die Frauen, aber Sie haben geschlechtssensibles Kochen. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Haben Sie irgendeine Ahnung von dieser Arbeit, wie viel man für sechs Minuten Fernsehbeitrag arbeiten muss?) - Also ich verstehe etwas vom Zwiebelschneiden, Frau Kollegin, ich koche ganz gerne! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sie verstehen absolut nichts von dem, was Sie da sagen!) - Regen Sie sich auf, Frau Kollegin, aber hier heraußen! Kommen Sie heraus, damit ich Sie verstehe! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wir organisieren einfach Dinge, von denen Sie nichts verstehen!) - Hören Sie lieber zu! 

Ich lese Ihnen etwas aus der Jugendzeitung vor: „Es erfreut sich die gemeinsame Aufnahme von Nahrung ..." - als Erfahrungsbericht – „... von Anfang an großer Beliebtheit." - No, na! Jetzt wird es aber interessant: „Dies glich aber anfangs viel mehr einem Kampf um die zu erobernden Schätze. Das Essen an einem Tisch erschien außerhalb der Lebensrealität vieler. Ziel war es, sich mit den gängigen gesellschaftspolitischen Rollenbildern und Mustern auseinanderzusetzen und diese kritische Erfahrung zu hinterfragen." - Das war das geschlechtssensible Kochen. Mahlzeit, meine Damen und Herren von der SPÖ! Es vergeht einem dabei der Appetit!

Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ und Herr Stadtrat, kochen Sie ruhig in Ihrem eigenen Saft so weiter! Wir werden Ihnen die Suppe schon noch versalzen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Jung, kurz war ich versucht, Sie für Sinn erfassendes Lesen von Kontrollamtsberichten anzuerkennen und auszuzeichnen, aber kurz war ich dann doch irritiert, weil offensichtlich ist es mit dem Sinn erfassenden Lesen doch nicht so weit her! (GR Mag Wolfgang Jung: Gut, dass wir Sie haben!) Ja, Gott sei Dank! Jetzt könnten Sie nämlich etwas lernen! (GR Mag Wolfgang Jung: Die GRÜNEN legen keinen Wert mehr auf Sie!) 

Zum Auto vom Verein „Pangram": Hätten Sie doch weitergelesen beziehungsweise hätten Sie weiterlesen wollen. Sie haben gelesen, ein Verein, der in der Jugendarbeit tätig ist, kauft sich ein Auto. Pfui, wie arg! Und das war es schon wieder. (GR Mag Wolfgang Jung: Ohne Genehmigung! Das war es!) Das Kontrollamt hat anerkannt, dass sich der Verein bemüht hat, das an andere Vereine weiterzuvermieten, um dazu Einnahmen zu lukrieren. Das ist das, was Sie vorher kritisiert haben, dass die keine Einnahmen haben. Jetzt macht der Verein aber etwas, damit er Einnahmen hat und Sie fragen, wozu er ein Auto braucht. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie verleihen es an die Mitglieder! Das steht nicht im Vereinsziel!) Sie haben sich mit Ihren Wortspenden zur Jugendarbeit wirklich als jemand geoutet, der sich nicht auskennt! (Beifall bei den GRÜNEN und von Teilen der SPÖ.)
Hier zu fragen, was aufsuchende Jugendarbeit ist, zeigt, dass Sie keine Ahnung haben (GR Mag Wolfgang Jung: Das habe ich nicht gesagt!), dass Sie noch nie mit den Leuten in der Jugendarbeit gesprochen haben, noch nie Fachliteratur gelesen haben und noch nie versucht haben, sich in diesem Thema einzulesen, weil sonst würden Sie nicht kritisieren, dass man den Fachbegriff „aufsuchende Jugendarbeit" verwendet. Es ist echt lächerlich, sich so hier herauszustellen!

Noch etwas, Jugendliche haben eine eigene Sprache. Es ist für Sie, glaube ich, nicht wirklich einfach, sie zu verstehen. Ich kann Ihnen ein Beispiel nennen. Ein gängiger Begriff unter Jugendlichen ist „Schnecken stechen". Viele haben bei dem Ding total arge Assoziationen. Ich kann es Ihnen übersetzen: Das sind die Nordic-Walking-Stecken. So sprechen Jugendliche. Sie haben offensichtlich keine Ahnung davon, dass man unter Jugendlichen halt andere Wörter verwendet als bei Ihnen und in Ihren Buden.

Ich möchte trotzdem zum Budget kommen und einige Worte zu zwei Themenbereichen verlieren:

Zu den Kindergärten: Im Budget ist jetzt ausgewiesen, dass sich der Fast-Gratiskindergarten, der beitragsfreie Kindergarten, niederschlägt, indem die Einnahmen zurückgehen. Trotzdem sind nach wie vor 10 Millionen EUR an Einnahmen über die Elternbeiträge hier angeführt. Das heißt, der Gratiskindergarten, und das ist das, was wir hier schon öfters gesagt haben, ist nicht gratis, denn es würden hier sonst keine 10 Millionen EUR Einnahmen stehen. Ich hoffe sehr, dass da in der nächsten Zeit Anstrengungen unternommen werden. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Essens- und Bundeszuschüsse!) - Nein, Leistungserlöse und Betreuungsbeiträge, Post 2810 im Budget. Die Nebenerlöse sind hier budgetiert, scheinen aber dann wieder woanders auf. Die Essensbeiträge haben wir schon im Ausschuss geklärt. Trotzdem glaube ich, dass wir versuchen sollten, den beitragsfreien Kindergarten für alle Kinder im nächsten Jahr beziehungsweise in den nächsten Jahren beitragsfrei auch hinzubekommen. 

Zur Demo, die schon kurz angesprochen wurde, und zur Situation der KindergartenpädagogInnen: Nachdem wir das hier erst vor Kurzem ausführlich diskutieren konnten, möchte ich trotzdem noch einige Worte dazu verlieren. Wir haben jetzt eine Demonstration der KindergartenpädagogInnen und AssistentInnen und den Aktionstag am Samstag gehabt. Ich glaube, dass wir sehr ernst nehmen sollten, was dort in unterschiedlichen Redebeiträgen geäußert wurde. Ich finde, dass die Aussendungen, die der Kollege Wutzlhofer macht, dass er uns als Opposition wieder Panikmache vorhält, sehr kontraproduktiv sind, nicht in Bezug auf mich und die Kollegin Riha, denn wir halten das aus, sondern das kommt, und das kann Ihnen vielleicht der Kollege Vettermann bestätigen, der sich das bei den Podiumsdiskussionen dann immer anhören kann, in der so genannten Zielgruppe der KindergartenpädagogInnen nicht wirklich gut an, wenn man ihnen dauernd ausrichtet, die Situation, in der sie sich tagtäglich befinden, ist eh super. Das ist nämlich nicht so. Ich weiß nicht, was die KindergartenpädagogInnen noch tun sollen und sich noch gefallen lassen sollen, um klarzumachen, dass ihre Situation eine ernsthaft angespannte ist, dass sie ihrem Bildungsauftrag, den sie sehr gerne wahrnehmen würden, nicht mehr nachkommen können. 

Ich glaube, dass man das ernst nehmen sollte, wie es auch der Kollege Meidlinger mit der FSG und seiner Aussendung gemacht hat und andere GewerkschafterInnen, die auf der Demonstration am Aktionstag vertreten waren, dass man anerkennen muss, dass dieser Berufsstand Änderungen braucht, ob das jetzt in der Änderung der Besoldung ist, aber nicht nur, denn es braucht auch die Änderung der Rahmenbedingungen. Auch das haben wir hier schon sehr oft angeführt. Ich glaube, man muss davon wegkommen, die Personen, die in diesem Bereich arbeiten, auszurichten. Die Aussendungen, die ausgesendet werden, werden sehr genau registriert und in den unterschiedlichsten Netzwerken verteilt, dass eh alles super ist und die Opposition nur Panik macht. Es ist nicht so, die Situation ist eine angespannte. Das wissen Sie, das hat auch der Herr Stadtrat schon eingestanden. Es ist eine angespannte Situation, und wir müssen gemeinsam versuchen, diese Situation zu lösen. Es geht nicht, indem man es schönredet. Das haben Sie jahrelang gemacht. 

Ich möchte auf ein sehr interessantes Heft verweisen, nämlich „Unsere Kinder", sehr zu empfehlen, vielleicht auch für Leute, die sich pädagogisch informieren wollen, was zu dem Thema Kindergarten auf der pädagogischen Ebene läuft. Ich möchte eine Frau Universitätsprofessorin zitieren, nämlich Lieselotte Ahnert, die Professorin für Entwicklungspsychologie ist und die sich in diesem neuesten Heft zur Kleinkinderbetreuung äußert, nämlich zu den Krippenkindern. Auch das haben wir hier schon öfters besprochen, dass im Bereich der Krippe die Situation schon auch eine angespanntere ist, weil die Kinder dort sehr viel kleiner sind und in einem Alter sind, wo die Bindung zu einer Bezugsperson sehr relevant ist. In diesem Artikel weist Frau Prof Ahnert darauf hin, dass die Qualität dieser Bindungsbeziehung eine relevante ist und diese Qualität nur hergestellt werden kann, wenn es die Gruppengröße erlaubt, dass sich die ausgebildete Pädagogin auch wirklich mit den Kindern beschäftigen und ihnen die Nähe und Wärme, die sie in einer bestimmten Entwicklungsphase brauchen, anbieten kann. 

Wenn ich dann lese: „Die Beziehungsqualität zur Betreuungsperson und die Größe der Gruppen: Vor allem bei Kleinstkindern gilt, je kleiner die Gruppe, desto besser, beeinflusst unmittelbar die Kompetenz und Verhaltensentwicklung ...“ Dann geht es weiter: „... dass Pädagoginnen nicht nur bessere Ausbildungsangebote brauchen, sondern überlegtere Rahmenbedingungen für ihre tägliche Arbeit.“ - Wenn Sie schon uns nicht glauben, wenn Sie den PädagogInnen und den AssistentInnen, die tagtäglich ihre Arbeit in den Kindergärten und in den Krippen verrichten, nicht glauben, dann glauben Sie es vielleicht einer Universitätsprofessorin, die sich das angeschaut und in verschiedensten Ländervergleichen auch analysiert hat, wie es andere Länder machen. Ich glaube, dass wir die Ängste und Sorgen der KindergartenpädagogInnen und AssistentInnen endlich ernst nehmen und handeln sollten. 

Zum zweiten Thema, das auch in diesem Heft vorkommt, ist auch etwas im Budget, das nämlich im Gender Budgeting nach wie vor ein eher unrühmliches Kapitel ist. Das ist der Anteil der Männer im Kindergarten. Wir wissen, dass wir hier sehr großen Nachholbedarf haben. Wir wissen alle, wie wichtig es ist, wenn Männer in diesen Beruf gehen. Es gibt im aktuellsten „Kinder & Co" einen Bericht über einen Mann, der Graphiker war, sich jetzt entschieden hat, die Ausbildung zum Kindergartenpädagogen zu machen und wie sich das auf die Kinder auswirkt beziehungsweise wie die Kinder auf ihn reagieren. Ich glaube, dass das ein guter Artikel ist, und bin froh, dass er im „Kinder & Co" erschienen ist, nur wird das nicht reichen, weil seit Jahren steht im Gender-Budgeting-Kapitel vom Kindergarten eine Steigerung der Männerquote. Dass das irgendwie nicht sehr vorangeht, dass es immer noch sehr wenige sind, nämlich aktuell 57 Männer von 6 518 MitarbeiterInnen in dem Bereich, ist nicht wirklich ein Ruhmesblatt! Ich weiß schon, dass man da wahrscheinlich nicht nur auf der Wiener Ebene etwas machen muss, sondern dass man hier verstärkt auch österreichweit in Form des Berufsbildes und der Ausbildung daraufhin einwirken muss und dass wir uns das österreichweit anschauen, denn natürlich schaut die Situation österreichweit in Bezug auf Männer im Kindergarten noch viel schlechter aus. Da sind die Wiener eh noch bessergestellt. 

Trotzdem glaube ich, dass wir uns wirklich überlegen müssen, was wir tun können, damit Männer in diesen Beruf gehen. In diesem Artikel in „Unsere Kinder" werden Beispiele aus Dänemark, Norwegen und Schottland angeführt, wie die das gemacht haben. Ich glaube, das sollte man sich ernsthaft anschauen, denn wenn man dann liest, dass man in Schottland in den vergangenen sieben Jahren mit gezielten Programmen in der Ausbildung, vor allem in der Ausbildung für den Kindergartenpädagogen, über 1 000 Männer für die Kinderbetreuung gewinnen konnte, dann ist das nicht schlecht. Wenn Schottland das schafft, dann, glaube ich, kann das Österreich und Wien auch schaffen. Wir sollten uns das abschauen. Trotzdem wird es notwendig sein, österreichweit Rahmenbedingungen zu schaffen, dass das möglich wird.

Ich möchte deswegen mit dem Kollegen Wutzlhofer einen Antrag einbringen, den wir schon einmal eingebracht haben und der schon öfters eingebracht wurde, nämlich betreffend Bundesrahmengesetz zur Qualitätssicherung in elementaren und außerschulischen Bildungseinrichtungen. Es ist leider letzte Woche wieder im Parlament ein Antrag der GRÜNEN, dass dieses Bundesrahmengesetz jetzt ernsthaft verhandelt wird, abgelehnt worden. Ich glaube, dass wir nicht mehr umhinkommen, hier bundesweit eine Lösung für den Kindergarten, für den elementaren Bildungsbereich zu schaffen. Ich möchte deshalb den Antrag einbringen: 

„Der Gemeinderat spricht sich für die rasche Erstellung eines bundeseinheitlichen Rahmengesetzes zur Qualitätssicherung in elementaren und außerschulischen Bildungseinrichtungen aus und beauftragt den zuständigen Stadtrat, entsprechend auf die Bundesregierung einzuwirken. 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Wichtig ist, hier wirklich mit den Bundesländern in Kontakt zu treten und zu verhandeln, damit hier auch wirklich etwas weitergeht und sich nicht jeder den Schwarzen Peter zuschiebt und sagt, der Bund soll es machen, nein, die Länder sollen es machen, und auf der Strecke bleiben die Kinder.

Zum vorletzten Punkt, zu dem ich sprechen wollte: Ich habe im letzten Ausschuss nachgefragt, wie es mit der KDZ-Studie aussieht, die beauftragt wurde, um sich die Personalsituation im sozialarbeiterischen Bereich anzuschauen. Ich habe nachgefragt, ob ich diese Studie haben kann, wenn sie da ist. Es wurde genickt. Ich habe die Studie nicht bekommen. Ich habe dann über Umwege erfahren, was das Ergebnis aus dieser Studie ist. Ich finde es schade, dass die Kommunikationsschiene, die die Frau VBgmin Laska gegenüber der Opposition in den letzten Jahren eingeschlagen hat, hier offensichtlich wieder Einkehr hält. Ich dachte, wenn man auf die Frage, ob wir diese Studie haben können, nickt, bekommen wir sie dann auch, wenn sie da ist. Leider haben wir sie nicht bekommen. Ich glaube aber, dass das Ergebnis dieser KDZ-Studie, soweit mir bekannt ist, aufzeigt, dass wir Handlungsbedarf haben. Auch das ist für uns nichts Neues. 

Wir haben schon seit einiger Zeit darauf hingewiesen, dass wir mehr Personal in diesem Bereich brauchen. Bei dieser Studie ist, soweit ich informiert bin, herausgekommen, dass vorgeschlagen wird, 16 Vollbeschäftigtenäquivalente für 2009 zur Erhaltung des Status quo zu schaffen. Ich hoffe, sie kommen auch und es dauert nicht wieder jahrelang. Nur, die Frage ist: Wie geht es 2010 weiter? Wo werden wir die KDZ-Studie diskutieren, nachdem wir sie dann vielleicht doch bekommen? Wie geht es 2010 weiter? Weil diese 16 Vollbeschäftigtenäquivalente sind quasi für das Jahr 2009. Es wurde festgehalten, für 2009 braucht man diese 16. Wenn wir weiterkommen und nicht im Status quo weiterwurschteln wollen, wenn wir wirklich auf die steigenden Anforderungen reagieren, die auf uns zukommen werden, ausgelöst durch die finanzielle Situation, in der sich die Familien in dieser Stadt in Zukunft auch noch nach wie vor befinden werden, dann müssen wir mit mehr Personal reagieren, glaube ich. Aber es wäre interessant, diese Studie zu diskutieren, zuerst zu bekommen und dann auch zu diskutieren, wie wir 2010 damit weiterfahren, denn aus dem Budget habe ich das nicht herausgelesen. Es kann sein, dass sich das überschnitten hat, weil die KDZ-Studie ist angeblich im November herausgekommen beziehungsweise fertig geworden. Trotzdem hätte ich gern eine Antwort, wie wir 2010 auf diesen steigenden Personalbedarf im Bereich der MA 11 und im sozialpädagogischen Bereich reagieren werden. 

Zum Schluss noch kurz zum Antrag der ÖVP, bezüglich Bäderkonzept: Wir werden dem zustimmen, aber trotzdem, ich habe es hier schon einmal gesagt, verwundert es mich. Es hat noch unter Frau VBgmin Laska Sitzungen zur Erarbeitung, wie es mit den Bädern weitergeht, gegeben. Wir haben immer die Bäderkommission gefordert. Dann wurde eingeladen. Es war eh sehr zäh. Dann ist aber die ÖVP nicht gekommen und hat sich nicht eingebracht. Jetzt bringt sie aber einen Antrag ein, der sagt, dieses und jenes muss sich ändern, Mehrfachnutzung und dies und das. Das haben wir alles in diesen Sitzungen diskutiert. Nicht unbedingt immer zu meiner Zufriedenheit, weil die längeren Öffnungszeiten der Sommerbäder wurden damals mit der Gelsenplage erklärt, dass man dann nicht mehr im Gänsehäufel sein kann, weil wenn es dämmrig wird, die Gelsen einen fressen. Trotzdem war es dort relativ offen und ehrlich, meiner Meinung nach. Ich habe es als eine gute Diskussion gefunden, wo darüber diskutiert wurde, was man mit den Bädern machen kann. Die ÖVP ist nicht gekommen. Jetzt einen Antrag zu stellen, finde ich billig. Wir werden ihm trotzdem zustimmen und hoffen, dass das neu umgebaute Bad in Penzing demnächst eröffnet wird und wir uns alle hoffentlich dann dort sehen, wenn wir genießen, dass man dort wieder schwimmen kann. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Diese Geschäftsgruppe ist durchaus umfangreich. Daher kann man es in einer Budgetdebatte nur bei einigen Schwerpunkten belassen. 

Ich möchte gleich mit einem ganz zentralen Thema beginnen, mit dem Thema Schule. Die Bildungsdebatte ist voll im Gange. Mir ist es wichtig, dafür zu sorgen, dass diejenigen Kolleginnen und Kollegen, die tagtäglich in die Schule hineingehen, auch diejenigen sind, die die Unterstützung der Politik bekommen. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Kinder zum Beispiel!) - Diejenigen, die das hauptberuflich machen. So wie beim Fußball. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Kinder machen das hauptberuflich!) - Die Kinder machen es nicht hauptberuflich, sondern die Lehrerinnen und Lehrer sind in erster Linie dafür da, den Schulbetrieb gut und qualitätsvoll zu gestalten. Eigentlich hat jede Bildungsdebatte in einem Dialog mit den Lehrerinnen und Lehrern stattzufinden. Nur weil man selbst irgendwann einmal in der Schule war, qualifiziert einen das genauso wenig zum Bildungsexperten, wie die Tatsache, dass man irgendwann einen Ball zwischen die Füße bekommt. 

Dieser Dialog mit den Lehrerinnen und Lehrern, diesem Staat und dieser Republik kommt einfach zu kurz. Wenn nämlich die Frau Unterrichtsministerin den Lehrerinnen und Lehrern ständig ausrichten lässt, dass sie zu wenig arbeiten, dass sie nur einen Halbtagsjob ausführen, der aber dazu führt, dass viele ein Burn-out-Syndrom erleiden, dann ist das sicher nicht eine gute Unternehmenskultur. Da kann man schon einmahnen, dass man mit eigenen Bediensteten anders umzugehen hat. Der Lehrerberuf ist eine Berufung, ist kein Job und schon gar kein Halbtagsjob, meine Damen und Herren, und als solche dürfen die Lehrerinnen und Lehrer auch nicht hingestellt werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie benützen die Lehrer vielfach für Dinge, für die Sie eigentlich als Stadt Wien zuständig sind. Denken Sie an die Schulsozialarbeit, die immer noch zu kurz kommt! Denken Sie an die Schulpsychologie! Denken Sie an den Einsatz von Mediatoren! Das ist nicht die primäre Aufgabe der Lehrer. Sie benützen Lehrerinnen und Lehrer, die Ihnen vom Bund bezahlt werden, dafür, Ihre eigenen Jugendwohlfahrtsmaßnahmen wahrzunehmen, und dann wundern Sie sich und erregen sich über PISA-Ergebnisse, über die man sowieso geteilter Meinung sein kann. 

Zur Bildungsqualität gehört aber auch die Qualität des Outfits, der Bauzustand unserer Schulgebäude. Auch hier gibt es nach wie vor eklatante Mängel, Klassen, die im Container stattfinden. Unterricht, der im Container stattfindet, wird nicht dadurch besser, dass man sagt, es handelt sich um eine Pavillonklasse. Ein Container bleibt ein Container, auch dann, wenn Sie ihn Pavillon nennen. Das sind keine adäquaten Rahmenbedingungen! Arbeitsplatz Schule bedeutet mehr als einen Glascontainer, bedeutet einen echten Arbeitsplatz. Für den sind Sie verantwortlich und das wird vielen Schulen vorenthalten! Die SPÖ ist oft sehr schnell damit da, Prestigeprojekte mit Geld zu überhäufen. Da werden die einen oder anderen Campus errichtet, wo 50 Millionen EUR gerade gut und recht sind. Auf der anderen Seite fällt den Kindern die Decke auf den Kopf. Wie lange ist man in der Volksschule? In etwa vier Jahre. Wenn die vier Jahre um sind, dann hat man halt keine schönen vier Jahre gehabt. Hier ist akuter Handlungsbedarf da! Dieser Handlungsbedarf trifft die Stadt und nicht in erster Linie die Bezirke, die ohnehin mit den überbordeten Aufgaben mehr als überfordert werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Dualität, hier ein paar Prestigeschulen und dort ein paar Schulruinen, ist mehr als unbefriedigend, vor allem dann, wenn man jahrzehntelang alleine und absolut regiert. 

Dass Sie die Schule für Ihre ideologische Auseinandersetzung zu nutzen wissen, zeigen auch die vielen Umfragen, die ohne eine ausreichende gesetzliche Grundlage über die Schulen durchgeführt werden, wo Fragen gestellt werden, die so suggestiv sind, dass das Ergebnis von vornherein feststeht. Auch dadurch halten Sie Direktorinnen und Direktoren, Lehrerinnen und Lehrer von ihrer ureigenen Aufgabe ab und wollen nur von Ihrem eigenen Versagen ablenken. (GR Petr Baxant: Sie wissen ganz genau, dass das nicht stimmt!) Wir sind sehr für direkte Demokratie, aber für eine ordentliche direkte Demokratie, nicht für Suggestivfragen und nicht dafür, dass Bedienstete im Wege der Dienstaufsicht angehalten werden, Ihnen gefällige Gutachten zu erstellen, die Sie im nächsten Wahlkampf verarbeiten können! Das hat mit direkter Demokratie nichts zu tun! Das ist die Politisierung der Schule, gegen die wir uns aufs Schärfste verwehren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Franz Ekkamp: Was ist denn mit Niederösterreich?)
Es gibt aber auch durchaus hoffnungsvolle Signale seitens der SPÖ. Ich muss wirklich sagen, ich bin stolz auf unseren Bundeskanzler, dass er sich als Politiker und nicht als Jurist, weil über die juristische Qualität mancher Urteile, auch wenn sie von Höchstgerichten kommen, kann man trefflich streiten, ganz klar für das Kreuz in den Schulen ausgesprochen hat. Das nötigt uns, und damit haben wir auch überhaupt kein Problem, den Respekt auszudrücken. Für den Fall der Fälle, dass der Europäische Menschenrechtsgerichtshof, der es nicht der Mühe wert findet, Menschenrechtsverbrechen in Tschetschenien zu kritisieren, in den Schulkreuzen eine Beeinträchtigung der Menschenrechte findet, werden wir mit dem Bundeskanzler gemeinsam diese Regelungen im Verfassungsrang beschließen, damit sie hieb- und stichfest sind und wir uns von Straßburg nicht etwas Gegenteiliges verordnen lassen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiterer Punkt der Geschäftsgruppe, der uns schon auch gewisse Sorgen bereitet, ist die überbordende Inseratenlawine. Wir sind durchaus dem Herrn StR Oxonitsch positiv entgegengetreten und klimatisch hat sich auch sehr viel zum Guten gewendet, aber einen gewissen schnoddrigen Umgang mit dem berechtigten Wissensbedürfnis der Opposition kann man auch dem StR Oxonitsch nicht absprechen. Vielleicht ist das ansteckend, vielleicht ist das sozusagen irgendwie mit dem Büro verbunden, das weiß ich nicht. Allenfalls kann man einen Wünschelrutengeher bitten, vielleicht diesbezüglich Untersuchungen durchzuführen. Wenn wir wissen wollen, wie viele Inserate die Stadt Wien zu allen möglichen Themen geschalten hat, heißt es, man ist nicht bereit, die wertvolle Arbeitszeit der Mitarbeiter, auf die man dann unter Umständen wieder verzichten kann, weil man sie einfach in Frühpension schickt, damit zu vergeuden, indem man sagt, man schickt sie in die Archive, um irgendwelche Inseratenrechnungen ausfindig zu machen. Da muss ich schon sagen, so kann es wohl nicht sein! Jeder, der ein bisschen Grundkenntnisse in der Buchhaltung hat, weiß, dass es eine Einnahmen-/Ausgabenrechnung geben muss. Jedes Inserat muss wohl auch belegt werden. Es müssten sich also in den Archiven, die man heutzutage auf Knopfdruck hervorkramen kann, durchaus auch Inseratenrechnungen der Stadt Wien finden. 

Eine der wenigen Informationen, die wir wissen wollten, wie viel die Bewerbung des Gratiskindergartens gekostet hat, hat dann doch eine Zahl zutage gefördert, immerhin 1,4 Millionen EUR für die Bewerbung des Gratiskindergartens, der ohnehin in allen Medien gratis beworben wird. Jetzt frage ich mich: Könnte man diese 1,4 Millionen EUR, die man in die Bewerbung eines Instituts, das ohnehin durch alle Medien gegangen ist, gesteckt hat, nicht dazu verwenden, die Rahmenbedingungen, die Arbeitsbedingungen, die Entlohnung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen zu verbessern? Meine Fraktion ist der Ansicht, dass diese 1,4 Millionen EUR besser bei den Kindergärtnerinnen und Kindergärtnern als in einer Inseratenschlacht im Boulevard angelegt worden wären! (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiterer Punkt in der Bildungsdebatte, der mir sehr wichtig ist, weil unser Wissenschaftsminister immer wieder damit in Beziehung gebracht wird, ist die Art und Weise, wie die Stadt Wien mit unseren Fachhochschulen umgeht. Es ist schon richtig, dass das Fachhochschulwesen in erster Linie Bundesangelegenheit ist. Es ist aber genauso wichtig, dass alle anderen Bundesländer außerhalb Wiens auf ihre Fachhochschulen irrsinnig stolz sind und auch namhafte Geldbeträge verwenden, damit die Fachhochschulen dort sind, wo sie ihre Standorte haben. Wien ist da relativ zaghaft. Das aktuelle Rahmenübereinkommen über die Fachhochschul-Kofinanzierung durch Wien läuft Ende dieses Jahres aus. Wir haben nur mehr einen Gemeinderat im Dezember, denn auf der morgigen Tagesordnung ist nichts enthalten, dass man hier ein Follow-up-Programm für die Fachhochschul-Kofinanzierung einbringen kann. Das ist für eine Fachhochschule, die auf Jahre im Vorhinein planen muss, auch kein angenehmer Zustand. Es ist immer einfacher, sich auf eine übergeordnete Gebietskörperschaft zu berufen, als selbst Geld in die Hand zu nehmen. Aber nachdem der Eindruck hier entstehen musste, dass das Geld ohnehin abgeschafft ist, meine ich doch, es ist besser, in wirkliche Zukunftssektoren zu investieren. Das fängt beim Kindergarten an, geht über das Schulwesen weiter und endet dann im tertiären Bildungssektor. Ich frage mich ernsthaft, warum es noch kein weiteres Rahmenprogramm für die Fachhochschul-Kofinanzierung in Wien gibt. Ich bin sehr darauf gespannt, ob es in der Dezember-Sitzung auf der Tagesordnung sein wird. Auch hier ist ein massiver Handlungsbedarf da. Sie haben auch bei der Debatte um die Exzellenzuniversität gesehen, dass selbst ein mittelbar oder wenig attraktiver Standort wie Maria Gugging das Rennen machen kann, wenn in Wien nicht angezogen wird. Ich bitte Sie wirklich, reden Sie nicht nur von einer Bildungslawine und meinen die sozialistische Nivellierung nach unten, sondern nehmen Sie auch entsprechendes Geld in die Hand, damit der tertiäre Bildungssektor in Wien gute Rahmenbedingungen vorfindet, wie es für eine Bundeshauptstadt eigentlich üblich ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte noch einen letzten Punkt ansprechen. In unseren Zuständigkeitsbereich fallen auch sehr viele Subventionen an Jugendvereine. Wir sind bis dato nicht müde geworden zu fordern, dass diese Jugendorganisationen, die im Detail durchaus ehrenwerte und gute Arbeit leisten - das möchte ich gar nicht in Abrede stellen - möglichst auch entparteipolitisiert werden. Es macht einfach keinen schlanken Fuß, wenn Gemeinderäte, die im zuständigen Ausschuss sitzen, Vereinsobleute sind. Es schaut auch nicht wirklich gut aus, wenn Kontrollamtsberichte Monate, bevor sie dann vorgelegt werden, schon im Gemeinderat ex cathedra verkündet werden. Das ist einfach etwas, was Sie gar nicht notwendig haben. Das heißt, Sie machen es uns auch leichter, uns in diese Arbeit einzuklinken, wenn hier saubere Grenzen gezogen werden. Diese Doppelrollen sind einfach nicht gut. 

Es wirft natürlich auch die Frage auf, ob es nicht doch besser wäre, in Wien einen unabhängigen Landesrechnungshof zu installieren als ein Kontrollamt, das bei aller Unabhängigkeit und bei allem Bemühen, das man neidlos und jederzeit konzedieren muss, zu haben, ob es nicht besser wäre, eine unabhängige Kontrollinstanz zu schaffen. Es ist nämlich einfach schwierig, wenn man als Einrichtung der Stadt Wien im Gemeinderat von den zu prüfenden Stellen schon ausgerichtet bekommt, wie Berichte auszusehen haben. Das ist, glaube ich, auch etwas, was man demokratiepolitisch noch lernen kann. 

Ich gestehe der SPÖ in Wien zu, dass sie diesbezüglich lernfähig ist, möglicherweise nach der nächsten Landtagswahl noch mehr, als sie es bisher ist. Aber Sie würden die Jugendarbeit viel mehr aus der parteipolitischen Diskussion herausnehmen, wenn Sie sich selbst, wo Sie alleine drinnen sitzen und fast allein verantwortlich sind, auch herausnehmen. 

Meine Damen und Herren, klimatisch hat sich unter der neuen Stadtregentschaft einiges gebessert. Das anerkennen wir von Seiten der ÖVP auch. Wir tun uns auch in manchen Dingen leichter. Es sind aber wesentliche Kritikpunkte nach wie vor aufrecht geblieben. Es ist nach der vierten Budgetrede schon etwas befremdlich, wenn man eigentlich die Reden der letzten Jahre fast belle quelle hernehmen könnte. Ich glaube, es ist wirklich notwendig, dass es in dieser Stadt einen neuen Wind gibt. Ich hoffe und bin guter Zuversicht, dass die nächsten Wahlen Gelegenheit geben werden, dass wir auch in diesen wichtigen Bereich Schule, Jugend, Bildung und Sport einen frischen Wind hineinbringen. - Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Schönen guten Abend!

Als der Herr Kollege Jung mit seinen Ausführungen begonnen hat, habe ich mir gedacht, es ist eigentlich schade, denn wir haben es anders aufgeteilt, die Frau Kollegin Straubinger wird über den Jugendbereich sprechen. Nachdem dann aber samt und sonders Skurrilitäten und Unwahrheiten gekommen sind, passt es ganz gut, dass ich über Bildung und Lernen spreche. Das würde ich Ihnen auch nahelegen! Bei einem sich Vertiefen in obskure Vereine sind wir alle hier im Haus nicht ganz firm. Die einzigen wirklich skurrilen Vereine, und da ist ein Gutteil Ihrer Fraktion involviert, haben sich erst letzte Woche bei einem Kommers getroffen, um einer Zeit nachzuhängen, die zum Glück vorbei ist! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Das ist aber keine Malversation, Herr Kollege!)
Ich werde mich auch ansonsten auf das beschränken, was die Geschäftsgruppe betroffen hat, vielleicht mit einer Ausnahme. Der Herr Kollege Aigner, wo immer er jetzt auch ist, hat am Schluss in den Raum gestellt, man brauche eine andere Konstruktion für das Kontrollamt, weil es nicht tragbar sei, dass sich die Politik Berichte wünsche. Das möchte ich zutiefst ablehnen und von uns weisen, dass das Wiener Kontrollamt offen für politische Intervention ist! Das ist eine Frechheit, an dieser Stelle! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt sind schon eineinhalb Minuten von meinem eigentlich gewählten Thema, dem Thema Bildung weg. 

„Nichts ist naturgemäßer als Tugend und Bildung. Ohne sie hört der Mensch auf, Mensch zu sein." - Dieses wunderschöne Zitat ist ein bisschen alt. Es stammt von Erasmus von Rotterdam, der im 15. Jahrhundert gelebt hat. Daher ist das schon 600 Jahre her, aber meines Erachtens nach noch immer sehr aktuell. Es bedeutet nichts anderes, als dass wir lernen, solange wir leben. Wir beginnen, sowohl mit dem Leben als auch mit dem Lernen, bei der Geburt. Aber, und deshalb hat es auch das humanistische Bildungsideal gegeben, es gibt unterschiedliche Rahmenbedingungen für dieses Lernen. Da fängt die politische Dimension an. 

Welche Rahmenbedingungen für das Lernen, für die Bildung gibt es in Österreich? Das ist eine Frage, die wir uns permanent stellen müssen. Österreich investiert sehr viel Geld in die Bildung. Sie ist durch den Bund, wie der Kollege Aigner gesagt hat, insofern gut ausgestattet. Es gibt eine OECD-Studie, „Education at a glance", die ausweist, dass Österreich pro Schüler, Schülerin, Studentin, Student jährlich 10 895 Dollar ausgibt. Der OECD-Schnitt ist 7 840 Dollar. Jetzt ist es aber so - viele im Haus werden das wissen -, dass die Ergebnisse des österreichischen Bildungssystems bestenfalls mittelmäßig sind. Das haben Studien wie die PISA-Studie, die PIRLS-Studie, die TIMSS-Studie und viele andere Studien, wie zum Beispiel die von der OECD erwähnte, belegt. Es ist leider auch nicht so, dass in unserem Land alle die gleichen Chancen haben. Das war das, was Menschen wie Erasmus vor 600 Jahren getrieben hat, das Ideal eines humanistischen Menschenbilds, das nichts anderes war, als der Traum von einer Gesellschaft, in der nicht die Geburt, in der nicht die Herkunft zählt, sondern dass der eigene Kopf und die eigene Leistung bestimmen, wohin der Weg geht. In der Theorie, nehme ich stark an, werden wir alle hier dieses Ideal teilen. Nur umgesetzt ist es in der ganzen Welt nicht zur Gänze. Das gilt leider auch in besonderem Maße für Österreich. 

Zwei Zahlen, die ich an dieser Stelle eh schon öfters erwähnt habe. In Österreich ist Bildung nach wie vor sehr stark vom Bildungsniveau der Eltern abhängig. 87 Prozent der Kinder aus AkademikerInnen-Haushalten besuchen eine AHS-Oberstufe oder eine BHS, allerdings nur 16 Prozent der Kinder mit Eltern mit Pflichtschulabschluss. Ich gehe nicht davon aus, dass die dümmer sind. Die Wahrscheinlichkeit, eine höhere Bildung zu erreichen, ist für Kinder aus sozial besser gestellten Schichten sechsmal so hoch als für Kinder aus sozial schwächeren Schichten. Das, meine Damen und Herren, ist der größte bildungspolitische Missstand unserer Zeit. Wir SozialdemokratInnen werden mit unserem Einsatz nicht aufhören, eher dieser Missstand beseitigt ist und wir sagen können, dass, egal wie reich die Eltern sind, alle in unserem Land die gleichen Chancen auf Bildung haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Es gibt auch noch andere Probleme. Ich habe leider nicht unendlich Zeit. Die AkademikerInnenquote ist heute zum Beispiel noch gar nicht erwähnt worden, obwohl wir eine Bildungsdebatte führen. Platz 16 in der EU. Es gibt also viel zu tun. Erstaunlich finde ich, dass diese doch recht naheliegende Einsicht nicht omnipräsent ist. Das beste Beispiel, Herr Kollege Aigner, ist die menschgewordene Ignoranz in der Person der zum Glück der Geschichte angehörenden Bildungsministerin Gehrer. Auf die mittelmäßigen PISA-Ergebnisse, die Sie auch heruntergespielt haben, hatte sie keine besondere Antwort, auch nicht für die Unterschiede nach sozialen Backgrounds, außer dass die Eltern halt besser auf ihre Kinder aufpassen und dass die Kinder ein bisschen weniger Partys feiern sollen. Leider ist das nicht alles Geschichte, weil es gibt zum Beispiel den aktuellen ÖVP-Wien-Obmann und Wissenschaftsminister, der auf die AkademikerInnenquoten, die erschreckend niedrig sind, keine andere Antwort hat, als eben nicht Qualitätsverbesserungen, sondern Zugangsbeschränkungen durchzusetzen. 

Zum Glück hat der Aufholprozess begonnen. Es tut sich viel, und zwar seit Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten Verantwortung in der Bundesregierung zeigen, seit Claudia Schmied Verantwortung in dieser Bundesregierung für den Bildungsbereich hat. Ich erinnere an die Klassenzahlen, die auf 25 gesenkt werden. Ich erinnere an mehr Ressourcen für Berufsschulen, an das Projekt „Tagesbetreuung neu", das heuer beginnt. Ich erinnere an das Projekt „Lehre mit Matura" und so weiter, natürlich auch an die Neue Mittelschule. Jetzt kommen wir zum Thema. Die gibt es seit September 2009 an 244 Standorten in Österreich, 21 davon in Wien. Damit sind wir mitten bei den Vorhaben, die wir in Wien umsetzen wollen.

Im Budget 2010 zeigt sich, welchen Schwerpunkt Bildung hat. Es sind 1,6 Milliarden EUR, die in den Bildungsbereich fließen. Das allein ist ein Beleg dafür, dass Wien in der Bildung die Nase vorn hat. Fangen wir bei der Mittelschule an. Ich habe es erwähnt, in Wien gibt es 21 Mittelschulstandorte. Anders als in Österreich gesamt haben sich viele AHS dafür entschieden, dieses Modell zu wählen. Der Andrang ist riesig. Ganz offensichtlich ist es nicht so, wie der Kollege Aigner gesagt hat, dass es gegen den Willen aller Beteiligten durchgesetzt wurde. Zumindest die Eltern und Kinder, die eigentlich viel mehr Neue Mittelschulen bräuchten, als es gibt, zeigen das Gegenteil, und das mit gutem Grund. Es ist ein Schulmodell, das ermöglichen würde, dass es eben nicht notwendig ist, dass Kinder im Alter von neun Jahren entscheiden müssen, welchen Bildungsweg sie gehen. Es ist ein Schulmodell, das ermöglicht, dass die Stärken der verschiedenen Schularten optimal miteinander verbunden werden können, nämlich individuelle Förderung im Vordergrund statt früher Selektion.

Ich bin selbst Vater einer Tochter in der vierten Volksschulklasse und weiß daher, wie stark der Druck auf Kinder und Familien in dieser Zeit ist. Ich finde nicht, dass die Einzigen, die man im Zusammenhang mit Bildung fragen muss, Lehrerinnen und Lehrer sind. Ich finde, man muss natürlich auch Lehrerinnen und Lehrer fragen, aber nonchalant drüberzugehen, dass Kinder auch eine Meinung in diesem Bereich haben, finde ich recht spannend. Ich habe in den letzten Wochen auch einige Schulen besuchen müssen. Wir überlegen uns gerade, welche weiterführende Schule unsere Tochter besucht. Ich kann auch im Vergleich nicht erkennen, was schlecht daran sein soll, wenn in einer Schulklasse ein zweiter Lehrer oder eine zweite Lehrerin in jedem Fach steht. Ich kann, mit Verlaub, nicht erkennen, was schlecht daran sein soll, dass diese zusätzlichen Ressourcen auch Kindern zur Verfügung stehen sollen, die einen Dreier im Volksschulzeugnis haben. Ich halte diese Blockade im Bereich der Neuen Mittelschule schlicht und einfach für ein Relikt aus einer lange vergangenen Zeit, die Menschen aus einer anderen Herkunftsfamilie als die der hohen Bildungsschicht - wir haben die Unterschiede gehört - den Zugang zu einer guten Bildung verwehren möchte. (Beifall bei der SPÖ.)
Erst letzte Woche hatte ich ein Gespräch mit einem Biologielehrer. Also ich spreche zum Beispiel auch mit Lehrern. Dieser hat sich in seiner Schule gegen den Umbau zu einer Neuen Mittelschule ausgesprochen, und zwar vehement. Nun ist er vollends von den besseren Möglichkeiten überzeugt, die ihm als Lehrer zur Verfügung stehen. Dieser Mann hat es erkannt. Vielleicht erkennt der Kollege Aigner auch noch, die Wiener Mittelschule ist das Modell der Zukunft und es muss unser Ziel sein, dass sie flächendeckend umgesetzt wird. Doch es gibt nach wie vor zwei Parteien hier, die das verhindern. Erst letzte Woche wurde der Vorschlag von Claudia Schmied - heute ist er noch einmal erneuert worden -, die Prozentgrenze aufzuheben, von ÖVP-Chef Pröll abgeblockt. Hören Sie doch auf mit Ihrer Blockadepolitik! Hören Sie auf internationale Expertinnen und Experten, aber auch im eigenen Land! Ein kurzer Blick zur Industriellenvereinigung wäre zum Beispiel in dem Zusammenhang gar nicht so schlecht. Es wird Zeit, dass Sie aufhören, einem Teil der Kinder die Chancen zu verwehren, die alle Kinder verdienen! (GR Dr Wolfgang Aigner: Die Gesamtschule hat die schlechtesten Ergebnisse, sagen die Experten!)
Was sind weitere Schwerpunkte im Bildungsbereich? Der Bildungscampus Monte Laa wurde gerade eröffnet, ein großer Schritt, der neue Standards setzt, der Lernen und Freizeit näher zusammenrückt. Weil ich gerade bei Lernen und Freizeit bin, apropos Nachmittagsbetreuung, auch hier liegt ein Schwerpunkt im kommenden Budget. Neben den neuen Schulstandorten - es wird weitere Campusprojekte geben, wie zum Beispiel am Nordbahnhof - fließen allein in die Subvention des Trägervereins für die Nachmittagsbetreuung an Wiener Schulen im kommenden Jahr 4 Millionen EUR mehr.

Außerdem geht das Schulsanierungspaket weiter. Wir haben 570 Millionen EUR hier beschlossen, allein 50 Millionen EUR im kommenden Jahr für die Wiener Pflichtschulen. 

Nachdem das Thema Schulsozialarbeit mehrmals negativ erwähnt wurde, muss ich sagen, ich bin stolz darauf, dass ab jetzt ein Team von 20 bis 30 SchulsozialarbeiterInnen in ganz Wien an der Nahtstelle zwischen Schule und außerschulischer Jugendarbeit die Arbeit von 200 BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen ergänzt. 

Es gibt noch einiges zum Schulbereich zu sagen, aber es ist auch das Thema Kindergarten angesprochen worden. Abgesehen davon sind nicht nur Schule und Kindergarten, sondern vielmehr Bildung das Thema. „Ohne Bildung hört der Mensch auf, Mensch zu sein.", hat Erasmus von Rotterdam gesagt. Im Umkehrschluss muss Bildung auch dort anfangen, wo das Leben beginnt, bei der Familie, und als erste Bildungsinstitution ist es der Kindergarten.

Wien hat das seit Langem erkannt. Wir haben 2006 einen Bildungsplan für Kindergärten entwickelt. Ich bin sehr froh darüber, dass das jetzt in Österreich bundesweit nachvollzogen wird. Wenn ein Budget in Zahlen gegossene Politik ist, dann wird schnell erkennbar, wie zentral das Thema Kindergärten in Wien ist. Nehmen wir einmal den Posten „Förderung an private Kindergartenträger" her. Im Rechnungsabschluss 2007 waren Ausgaben in der Höhe von 84,15 Millionen EUR budgetiert worden, 2010 sind 173 Millionen EUR. Das ist ein Anstieg von über 100 Prozent. Das gesamte Budget der MA 10 im kommenden Jahr beträgt 490,6 Millionen EUR und ist auf Rekordhöhe. Wenn man die Ausgaben, Frau Kollegin Smolik, der Kinderbetreuung für Null- bis Sechsjährige um die Einnahmen, auch die Einnahmen aus Bundesförderung, reduziert, dann bleibt noch immer ein Plus vom letzten Voranschlag zu diesem von 92 Millionen EUR. Das Missverständnis bei den Einnahmen aus Besuchsbeiträgen lässt sich dadurch erklären, dass im Budget der MA 10 selbstverständlich auch die Einnahmen aus Besuchsbeiträgen von Kindern aus anderen Bundesländern und selbstverständlich auch die Einnahmen aus Besuchsbeiträgen in Horten von 6- bis 14-jährigen Kindern enthalten sind.

Ausschlaggebend für diese großen Ausgabensteigerungen sind, wie ich erwähnt habe, im Wesentlichen der Gratiskindergarten, die Ausbildungsoffensive und natürlich der massive Ausbau an Plätzen.

Zum Gratiskindergarten: Dieser war hier heute bereits ein großes Thema. Es war ein gewaltiger Kraftakt, dass das so schnell gegangen ist, überhaupt keine Frage! Wesentlich war auch die Umstellung auf Pro-Kind-Förderung. Es war, wie gesagt, ein Kraftakt, und ich möchte daher an dieser Stelle auch sagen: Wir verdanken das auch den Anstrengungen der vielen Beteiligten in der Stadtpolitik, der MA 10 und den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei den privaten Trägern! Dafür ein großes Dankeschön auch der Stadt! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist an dieser Stelle von Ihnen immer wieder gekommen, dass das ein übereilter Schritt und ein Wahlkampf-Gag sei. – Ich möchte schon sagen: Dank dieser großen Anstrengung ist es möglich, dass heuer Eltern von zigtausend Kindern in Wien mit über 2 700 EUR pro Jahr entlastet werden. Für mich ist das die wirkungsvollste Entlastungsmaßnahme in der Zeit der Wirtschaftskrise in der gesamten Republik. Und ich frage alle, die permanent von einem übereilten Schritt reden: Was wäre denn Ihre Alternative, vielleicht ein Jahr später, nach der Krise? (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Sie verweisen in jeder Debatte darauf, dass das ein übereilter Schritt gewesen sei. Das habe ich jetzt wieder in allen Presseaussendungen gelesen! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie verweisen in jeder Debatte darauf, dass es diese Forderung betreffend den Gratiskindergarten hier im Haus bereits seit Jahren gegeben hat. (Zwischenruf von GRin Mag Veronika Matiasek.)
Niemand hier im Haus hat gefordert, Frau Kollegin Matiasek, dass Kinder von null bis drei Jahren einen Gratiskindergarten haben sollen. Im Gegenteil! In einer Aussendung des freiheitlichen Familienverbandes heißt es: „Das Angebot der Gratiskinderbetreuung für Unter-Drei-Jährige in Wien zerstört die Einheit unserer Familien.“ (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wenn Sie also heute so tun, als hätten Sie das, was jetzt in Wien umgesetzt wurde, seit Jahren gefordert, dann ist das Chuzpe! 

Was ich im Zusammenhang mit Wahlkampf-Gag und Gratiskindergarten auch sehr lustig finde, ist, dass der Gratiskindergarten im Februar 2009 beschlossen wurde und die Wahl im Oktober 2010 ist. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich finde es sehr erstaunlich, dass man das als Wahlkampf-Gag bezeichnet! Diese Behauptung zeigt doch, dass man denkt, dass die Politik eineinhalb Jahre vor der Wahl nicht mehr arbeiten soll. – Unser Zugang ist anders: Wir sind gewählt bis zur nächsten Wahl, und wir werden arbeiten bis zur nächsten Wahl! Wenn Sie das anders sehen, werden sich die Wählerinnen und Wähler ihren Teil dazu denken! 

Zum Ausbau der Plätze: Wien hat bereits jetzt mit Abstand am meisten Kinderbetreuungsplätze in Österreich pro Kopf und absolut. Ich habe die entsprechende Grafik mitgebracht, denn zum Sinn erfassenden Lesen hilft eine Graphik. Das rote Wien ... (Zwischenruf von GRin Monika Riha.) Das ist logisch! Das gilt pro Kopf und absolut. (Weiterer Zwischenruf von GRin Monika Riha.)
Liebe Kollegin Riha! Wir bauen permanent aus, und zwar nicht erst, seit wir den Gratiskindergarten heuer hier diskutieren. Die Graphik, die ich jetzt zeige, zeigt die Entwicklung der Kinderbetreuungsplätze in den letzten drei Jahren von 2006 bis 2009. Es handelte sich um einen Ausbau des Platzangebotes in drei Jahren um 6,5 Prozent.

Mit dem vorliegenden Budget – so es beschlossen wird, schade, dass es nur von der Sozialdemokratie beschlossen wird! – können wir diesen Weg weitergehen, und es wäre sehr hilfreich, wenn alle, die in diesem Bereich ständig „Feuer!“ rufen, einmal genau diesen Tatsachen ins Auge sehen würden!

Es stimmt: Es gibt noch nicht für alle Kinder einen Betreuungsplatz in Wien. Das ist einer der zehn Punkt des ÖVP-Forderungspaketes, dass es für alle Kinder einen Betreuungsplatz in Wien geben soll. – Ich habe überhaupt kein Problem mit dieser Forderung! Das ist auch unser Ziel!

Ich möchte nur festhalten: Kein Bundesland in Österreich ist so nahe an diesem Wert wie Wien, und wir bauen das permanent aus und machen weiter, und niemand war noch so nahe an diesem Wert wie Wien.

Die VertreterInnen von FPÖ und ÖVP wären in diesem Zusammenhang gut beraten, sich selbst einmal daran zu erinnern, dass es die schwarz‑blaue Bundesregierung war, welche die Kindergartenmilliarde abgeschafft hat. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung. – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das war und ist der einzige Rückschlag beim Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen. Das ist Ihr Offenbarungseid! Sie haben die Bundesförderung für den Ausbau von Kindergartenplätzen abgeschafft. Seit es Sozialdemokraten in der Regierung gibt, gibt es diese wieder. Das ist doch für Wählerinnen und Wähler eine relativ leichte Rechnung! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 
Darüber hinaus möchte ich allen Oppositionsparteien in diesem Zusammenhang einmal eine andere Logikaufgabe ans Herz legen: Sie sagen, es gäbe nicht genug Kinderbetreuungsplätze. Gekauft! Das haben wir gerade besprochen. Ich sehe das auch so. Aber deswegen wird ja permanent ausgebaut. Das ist eine sehr legitime Forderung, und niemand hier schasselt Pädagoginnen und Pädagogen ab!

Sie sagen auch: Es soll kleinere Gruppen geben. – Wir alle wissen: Durch den Ausbau von Plätzen österreichweit gibt es einen Mangel an Pädagoginnen und Pädagogen. An welcher Schraube wollen Sie also drehen? Soll es mehr Plätze oder kleinere Gruppen geben? Sie sollten den Wählerinnen und Wählern einfach einmal sagen, was Sie eigentlich wollen! Sagen Sie doch, dass Ihre eigenen Forderungen bei der momentan beengten Situation nicht zusammengehen! Familien in unserer Stadt brauchen Lösungen und nicht billigen Aktionismus!

Eine solche Lösung ist die Ausbildungsoffensive. Ich habe es gerade erwähnt. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Den Engpass beim Personal hat die Stadt nicht verschlafen, wie von Ihnen immer wieder behauptet wird. Vielmehr haben Sie verschlafen, dass wir seit 2008 massiv zusätzliche Ausbildungslehrgänge anbieten. Es waren über 500 ... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Nicht angenommen? Das verstehe ich überhaupt nicht!

Wir machen im Februar 2010 wieder drei Lehrgänge auf, weil alle voll sind, und diese werden selbstverständlich angenommen! Wien ist bis jetzt das einzige Bundesland, das irgendetwas tut! Es ist also wirklich Chuzpe, hier zu sitzen und zu sagen, dass der Engpass bei den PädagogInnen verschlafen wurde, obwohl Wien das einzige Bundesland in dieser Republik ist, das irgendetwas gemacht hat, und zwar seit drei Jahren, und es wird laufend ausgebaut, und die Plätze werden alle ausgefüllt. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Geburtenraten sind schon seit geraumer Zeit bekannt!)

All das ist nur billiger Aktionismus! Das zeigt, worum es Ihnen geht! Es geht Ihnen nicht um eine Verbesserung der Situation für Kinder, und es geht Ihnen schon gar nicht um eine Verbesserung der Situation für die PädagogInnen, sondern es geht Ihnen um billige Stimmungsmache! (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr GR Margulies hat das gestern auch bestätigt, als er gesagt hat – ich zitiere aus seiner Rede, die ich mir kommen lassen habe: „Das sage ich ganz bewusst: Nur weil selbst ich der Meinung bin, dass das Wiener Kinderbetreuungswesen besser ist als in allen Bundesländern, heißt es nicht, dass es nicht Verbesserungen geben kann." – Das sehe ich ganz genauso, auch den Satz mit den Verbesserungen, liebe Claudia! (Zwischenruf von GRin Claudia Smolik.) Ich würde mich nur freuen, wenn alle hier im Haus vertretenen Parteien ihre Verantwortung für Verbesserungen auch in anderen Bundesländern und auf Bundesebene wahrnehmen würden! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Lassen Sie mich zwei Beispiele bringen, warum eine Regelung auf Bundesebene so wichtig wäre. (Der Redner zeigt eine Graphik.) Das sind die Krippenplätze in Österreich. Zu Ihrer Hilfe: Der von Ihnen aus rechte Balken symbolisiert Wien, und alle anderen Balken zusammen sind ungefähr so hoch. Neben diesem rechten Balken ist ein Loch. Das ist kein Fehler in der Graphik, sondern das ist Vorarlberg. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Im Zuge der Art 15a B-VG-Vereinbarung sind Kriterien festgelegt worden, ob ein Kindergartenplatz mit einer Vollberufstätigkeit von Eltern vereinbar ist oder nicht. 

Die blauen Balken sind die Kinderbetreuungsplätze, die es in einem Bundesland gibt. Die grünen – man sieht sie kaum, man sieht sie nur da – sind die mit einer Vollberufstätigkeit vereinbaren Plätze. In Wien sind es 84 Prozent, im österreichischen Durchschnitt sind es 26 Prozent, einigen Bundesländer liegen darunter. Und es ist nicht einzusehen, dass Kinder so unterschiedliche Chancen haben, nur weil sie in verschiedenen Bundesländern geboren sind! Das sehen auch andere so. Wir sehen das auch so, und wir haben bereits einmal einen Antrag von Claudia Smolik für ein Bundesrahmengesetz im Kindergartenbereich angenommen. Heute gibt es einen neuen Antrag mit mir gemeinsam. Das sieht auch Eva Glawischnig so, als sie vor drei Tagen in einer Aussendung sagte: „Kinderbetreuung muss Sache des Bundes werden.“ 

Trotzdem tun heute alle so, als wäre die Situation in Wien so besonders problematisch und als wären die Versäumnisse immer auf unserer Seite, obwohl kein anderes Bundesland einen so großen Schritt gemacht hat: Das geht für mich nicht zusammen!

Hier wird mit Hochdruck an einer Verbesserung gearbeitet. Die Budgetzahlen zeigen es. Und ich glaube, die Eltern, die Kinder und auch die Pädagoginnen und Pädagogen brauchen letztlich diese Arbeit, um ihre Situation zu verbessern, und nicht immer die gleichen undifferenzierten Lamentos!

Ich habe noch vier Minuten, das ist knapp! – Bildung in Wien findet nicht nur in Kindergärten und Schulen statt. Ich könnte jetzt auch lange darüber reden, wo lebenslanges Lernen und Lernen in allen Lebenslagen überall verwirklicht wird, etwa in der außerschulischen Jugendarbeit. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist das Lieblingsthema von Herrn Kollegen Jung! Ich finde es total spannend, wie man ahnungslos sein und zugleich ein Lieblingsthema haben kann! Aber darauf kommt Kollegin Straubinger noch zurück. In den genannten Bereichen werden Unmengen an wertvollen Kompetenzen vermittelt. 

Die Volkshochschulen mit einem Jahresbudget von über 20 Millionen EUR in dem jetzt zu beschließenden Budget 2010 erreichen mit ihren Angeboten statistisch 2 Millionen TeilnehmerInnen. Weiters sind die Musikschulen, Singschulen und das Konservatorium zentrale Lernorte für die Stadt Wien. Übrigens werden wir den Antrag mit den Instrumenten aus unterschiedlichen Weltreligionen respektive Weltregionen – jetzt habe ich mich versprochen, ich bin auch schon ganz im Zeichen des Kreuzes! – selbstverständlich annehmen.

Wahre Bildungstempel sind für mich die Büchereien. Mit einer Frequenz von über 800 000 BesucherInnen ist die Hauptbücherei sogar mit Wiener Sehenswürdigkeiten messbar. In einem Bericht von Wien Tourismus, in dem Wiener Sehenswürdigkeiten, darunter der Prater, das Riesenrad et cetera, verglichen werden, liegt die Hauptbücherei auf Platz 5. Und der Trend ist weiterhin positiv. Es gibt heuer im Vergleich zum letzten Jahr um 6,15 Prozent mehr Besuche mit Entlehnungen. Und die Büchereien, und zwar alle Zweigstellen, nicht nur die Hauptbücherei, tun sehr viel, um die Entwicklung mit viel Kreativität und Innovation voranzutreiben. Ich denke etwa an die neuen Homepage-Auftritte, jetzt mit Gebärdensprachenvideos, die ich Ihnen allen empfehlen kann, oder an das Lesofantenfest, das gerade gelaufen ist.

Weil wir gerade bei Innovation sind: Wirklich beeindruckend ist auch die Entwicklung der Modeschule Hetzendorf. Es gibt jetzt eine neue Leiterin der Modeschule, und es gibt in diesem Universitätsjahr eine neue Leitung für die Bachelor-Ausbildung in Kooperation mit der Kunstzone Linz. Das international erfolgreiche Wiener Modelabel „Fabrics Interseason“ ist, wie ich glaube, ein sehr positives Zeichen und signalisiert einen weiteren Schritt nach vorne für diese ohnehin schon extrem erfolgreiche Ausbildung.

Zur Bildung – und dann bin ich auch schon fertig, das ist meine positive Nachricht für alle Gelangweilten – gehört selbstverständlich auch Information der BürgerInnen. Lieber Kollege Aigner! Auch wenn Sie das immer wieder konsequent negieren: Der Presse- und Informationsdienst der Stadt erfüllt genau diesen Informationsauftrag. Dazu gehört die internationale Positionierung in den Compress Offices. Dazu gehört zum Beispiel der Homepage-Auftritt „wien.at“. Es ist dies eine der besten und informativsten Seiten Österreichs überhaupt, was die Millionen Zugriffe ja auch zeigen. Dazu gehört aber selbstverständlich auch die Inseratenschaltung, auch wenn Sie das 100 Mal als Selbstbeweihräucherung definieren! Es ist unser Auftrag, die Bürgerinnen und Bürger über Angebote der Stadt zu informieren. 

Ich bringe ein Beispiel aus dem aktuellen „News“ dieser Woche. Es gibt da viele Inserate zum Thema Weihnachten. Ich schlage einfach eine Seite auf. Da steht: Man soll umweltbewusst schenken, man soll weniger Verpackungsmaterial verwenden. Es sind Servicestellen rund um Weihnachten aufgelistet, zum Beispiel der 24 Stunden Frauennotruf, der Verein Wiener Frauenhäuser, die Psychiatrische Soforthilfe und so weiter und so fort. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Herr Kollege Jung! Ich kann mir gut vorstellen, dass man in Ihrem Umfeld psychiatrische Hilfe braucht! Ich gehe einmal davon aus, dass auch andere diese brauchen! (Beifall bei der SPÖ.)

Erasmus von Rotterdam hat gesagt: Ohne Bildung hört der Mensch auf, Mensch zu sein. – Ich hoffe, ich konnte ein bisschen dazu beitragen, Ihr eigenes Lernen über die vielen Bildungsinitiativen der Stadt zu verbessern. Damit das alles machbar ist, brauchen wir ein Budget und das Engagement der vielen, vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kindergärten, bei der Modeschule, in den Volkshochschulen, kurz: in allen Bereichen, die ich erwähnt habe. An deren Adresse richte ich ein großes Dankeschön aus diesem Haus! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Bitte? (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das war bei einer Weihnachtssitzung vor drei oder vier Jahren. Das werden wir dann im Dezember machen!

Kollege Wutzlhofer hat uns jetzt geschildert, warum wir überhaupt ein Budget brauchen. – Natürlich brauchen wir ein Budget, aber sicherlich nicht jenes, das Sie uns hier gestern und heute vorgelegt haben!

Herr Kollege Wutzlhofer hat von skurrilen Vereinen gesprochen, die am Wochenende aufgetreten sein sollen. – Vielleicht hat er vom Kommers in der Wiener Hofburg gesprochen! Diese Vereine bekommen aber vom roten Wien keinerlei Subventionen, sehr geehrter Herr Kollege! Sie können sich aus eigener Kraft erhalten, sie brauchen keine Steuergelder von Ihnen! Sie haben ein kräftiges Lebenszeichen gesetzt, im Gegensatz zu den „Wiener Lichtern“, die irgendwo hinter dem Rathaus aufgetreten und eher verglüht sind wie Glühwürmchen! Sie sind eher untergegangen und dann eher als Wiener Leuchten dagestanden! Das Ganze war eher ein sehr, sehr kleines Lebenszeichen! 

Jetzt zurück zum Budget: In den letzten zwei Tagen haben wir eine große Diskrepanz zwischen Zahlen und Worten wahrgenommen. Vor allem müssen wir in den letzten Wochen und Monaten feststellen, dass es eine inflationäre Anzahl an verschiedensten Umfragen zum Schulbereich gegeben hat. Jetzt gibt es schon eine Schulumfrage in Wien, eine Schulumfrage im Bund sowie diverse Ankündigungen. Unterschriftenaktionen werden gestartet. Die Propagandamaschinerie der SPÖ wurde angeworfen, das sieht man!

Darauf trifft der Spruch zu: „Am Abend wird der Faule fleißig.“ Offensichtlich versuche Sie vor der Wiener Wahl, nachdem Sie vier Jahre lang überhaupt nichts gemacht haben beziehungsweise der Herr Bürgermeister eigentlich die letzten fünfzehn Jahre nichts gemacht hat, doch noch fleißig zu werden! Was Sie vorgaukeln, ist eine Bürgernähe, die nicht vorhanden ist, und das Budget zeigt, gemessen an diesen Aktionen, die reiner Schein sind, überhaupt keinen Paradigmenwechsel und überhaupt keine Bürgernähe. Im Gegenteil: All das sind nur leere Worthülsen!

Schauen wir uns einige Zitate von Frau VBgmin Brauner an. Sie hat zum Beispiel gesagt: „Mut und Verantwortung sind das Gebot der Stunde, sie sind die Eckpfeiler des Wachstumsbudgets.“ Auch hat sie von „Mut zu Investition und aktiver Krisenbekämpfung, Verantwortung gegenüber dem effizienten Umgang mit dem Geld der Wiener und Wienerinnen“ gesprochen.

Wenn man sich das Budget aber genau anschaut, dann zeigt ein mittelfristiger Vergleich der Budgetzahlen, dass die Stadt in Anbetracht der größten Wirtschaftskrise seit den 30er Jahren budgetpolitisch de facto überhaupt keine Aktionen gesetzt beziehungsweise überhaupt nicht reagiert hat. So wurde zum Beispiel die kommunale Investitionsquote genau am Beginn der Rezession im Budget 2009 überhaupt gekürzt. Im Budget 2010 erreicht die Investitionsquote mit 15,1 Prozent wieder in etwa den Stand des Jahres 2007, und im Budget des Hochkonjunkturjahres 2007 war die kommunale Investitionsquote ebenfalls mit 15 Prozent, also so gut wie gleich, angesetzt. – Genau dieser Vergleich zeigt, dass die Stadt budgetpolitisch de facto in dieser Krise überhaupt nicht regiert hat. Es zeigt sich also eine völlige Mutlosigkeit im Gegensatz zu den Aussagen von Frau VBgmin Brauner! 

Weiter hat sie gesagt, dass das Budget sozial so gestaltet ist, dass die Hilfe bei den Richtigen ankommt, dass damit in die Zukunft unserer Kinder investiert und Ausgaben für Schulen und Bildung getätigt werden. Es sei dies ein ambitioniertes Wiener Schulsanierungspaket. – Meine sehr geehrten Damen und Herren! All das ist aber viel zu wenig. Wir brauchen viel mehr! Wir brauchen im Rahmen eines Sonderinvestitionsprogramms der Stadt Wien ein Vorziehen dieses Schulsanierungsprogramms der Stadt Wien, eine Verdoppelung dieser Sanierungsrate auf 100 Millionen oder mehr und natürlich eine Aufstockung der Bezirksbudgets, die ausgehungert werden, was sich auch in den letzten Jahren gezeigt hat.

Ich zitiere weiter Frau VBgmin Brauner: „Für die Einführung des Gratiskindergartens haben wir uns in diesem Jahr mitten im Wirtschaftsabschwung ganz bewusst entschieden, denn die Einführung des Gratiskindergartens ist nicht nur bildungs-, integrations- und vereinbarkeitspolitisch ein Meilenstein, sondern ist auch die größte Mittelstandsförderung in dieser Stadt seit vielen Jahren und macht sich mehrfach bezahlt.“ Kollege Wutzlhofer hat vorher ganz richtig gesagt: Es ist dies eine wirkungsvolle Entlastungsmaßnahme.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vielen Dank für die Blumen! Wir predigen Jahr und Tag, und das seit über zehn Jahren, dass dieser kostenlose Kindergarten eine Entlastungsmaßnahme für den Mittelstand, für die Bedürftigen, aber möglicherweise auch für wohlhabende Leute ist, es sich also insgesamt um eine Entlastungsmaßnahme handelt. Heuer haben wir vor dem großen Fiasko gewarnt, das in kurzer Zeit entstehen könnte, wenn man bis September 2009 diesen Gratiskindergarten umsetzt. Und leider ist das Chaos auch wirklich eingetreten! Zwei Mal waren schon die KindergartenpädagogInnen auf der Straße und haben auf die Probleme hingewiesen, die entstanden sind und noch mehr entstehen werden, wenn dieser kostenlose Kindergarten auf Biegen und Brechen ohne Begleitmaßnahmen eingeführt werden wird. Es ist dies eine Imagepolitur der SPÖ-Wien auf Kosten dieser KindergärtnerInnen und auf Kosten der Qualität. Darauf haben wir hingewiesen, trotzdem haben Sie nicht auf uns gehört. 

Die Wartezeit beträgt bis zu drei Jahre, vor allem bei Krippenplätzen. Frau Kollegin Riha hat ganz richtig gesagt, dass zum Beispiel bei den KIWI‑Kindergärten auf 14 freie Plätze über 100 Anmeldungen kommen, und die Situation soll sich und wird sich leider in den nächsten Monaten noch verschärfen. Herr StR Oxonitsch hat unlängst auch zugegeben, dass es Mängel gibt, aber schuld ist natürlich seines Erachtens wie immer die schwarz-blau-orange Bundesregierung! – Ich weiß nicht, wie lange Sie noch alles auf diese Bundesregierung schieben wollen, die es schon sehr lange nicht mehr gibt! Seitdem gibt es schon den zweiten roten Bundeskanzler, und ich weiß nicht, wie oft Sie noch mit dem Finger auf diese Bundesregierung hinweisen und von Ihren eigenen Mängeln in der Politik ablenken wollen! (Beifall bei der FPÖ.)

Wir hatten eine sehr interessante Auslandsreise, und ich bin sehr dankbar dafür, dass wir das sehen konnten. Wir haben in Helsinki ein paar interessante und auch nette Tage verbracht, und es war wichtig und gut, einige Kollegen und Kolleginnen persönlich besser kennenzulernen. In Finnland gibt es zum Beispiel einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz in Wohnortnähe. Das ist in Wien nicht verwirklicht, hier gibt es keinen solchen Rechtsanspruch. Ich meine, man könnte sich diesen Rechtsanspruch – wie so vieles andere in Helsinki – wirklich als Vorbild nehmen und auch hier in Wien umsetzen.

Das rote Wien hat das Ganze groß angekündigt, jedoch mangelhaft ausgeführt und umgesetzt. Das zieht sich leider wie ein roter Faden durch Ihre Politik: Ankündigungen, Versprechen, teilweise auch Gaukeleien. Frau VBgmin Brauner hat gestern gesagt: „Wien ist und bleibt die Sozialhauptstadt Österreichs.“ – Jedem, der hier um sich blickt und sich auf der Straße unter den Menschen bewegt, kann dazu nur ein hämisches Lächeln gekommen sein!

Nächste Worthülse – ich zitiere: „Wir schauen darauf, dass die Sozialleistungen bei den Richtigen ankommen, nämlich bei denen, die es wirklich brauchen“. – Im Hinblick darauf frage ich: Wie schaut es bei den Familien und vor allem bei den Jungfamilien, wenn wir uns jetzt gerade mit dem Thema Jugend beschäftigen, aus? In der Häupl-Periode der letzten drei bis vier Jahre wurde ein Wiener Haushalt pro Monat mit bis zu 90 EUR belastet! 

Tatsache ist, dass die Sozialisten durch ihr Belastungspaket, meine sehr geehrte Damen und Herren, einen gewaltigen Wahlschwindel zu vertreten und hier auch zu verantworten haben: Das Häupl-Belastungspaket der letzten drei bis vier Jahre trifft die kleinsten Einkommen in den zentralsten Lebensbereichen am härtesten. Im Gegensatz zur Einkommenssteuer gibt es keine soziale Staffelung.

Ich kann jetzt einige Belastungen noch einmal zum Besten geben: Erhöhung des Gaspreises um 29 Prozent auf plus 293 EUR, Erhöhung des Strompreises um 20 Prozent auf plus 252 EUR, Erhöhung der Kanalgebühren um 35 Prozent auf plus 51 EUR, Müllgebührenerhöhung um 27 Prozent auf plus 92 EUR, Erhöhung der Tarife der Wiener Linien um plus 20 Prozent. Das lässt sich weiterführen über die Tarife der städtischen Bäder, den Kehrtarif, den Spitalskostenbeitrag, die Friedhofsgebühren und so weiter. Somit sind wir insgesamt bei einer jährlichen Mehrbelastung für die Wiener Familien und vor allem für die Jungfamilien von 1 100 EUR angelangt. Ein Wiener Haushalt wird also von den Sozialdemokraten, die hier in Wien die Alleinherrschaft haben, pro Monat um rund 90 EUR mehr belastet, und das trifft eben vor allem auch junge Menschen in Wien und Jungfamilien. – Allein aus diesem Grund lehnen wir das vorliegende Budget ab!

Frau VBgmin Brauner sagt weiters: „Dass unsere Maßnahmen wirken, zeigt ganz konkret der Bereich der Lehrstellensuchenden.“ – Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien ist weiterhin Schlusslicht bei den Lehrstellen in ganz Österreich! Es besteht enormer Aufholbedarf, es gibt eklatante Defizite, vor allem auch beim Bildungsniveau der Lehrlinge. Sie haben Probleme beim Lesen, Schreiben und Rechnen. Leider hat sich somit in den letzten Jahren in der Bundeshauptstadt der Lehrstellensektor zum Schlusslicht entwickelt. Das ist alles andere als erfreulich, und deswegen verstehe ich die diversen Wortmeldungen der Frau Vizebürgermeisterin von gestern überhaupt nicht!

Andere Bundesländer haben ganz erfolgreiche Konzepte entwickelt, wie zum Beispiel die Steiermark, Niederösterreich oder Oberösterreich, die diesbezüglich erfolgreich sind. In Wien fehlen 1 230 Lehrstellen. Das ist eine gewaltige Anzahl! Und auf eine offene Lehrstelle gibt es bereits fünf Lehrstellensuchende. Das ist der Stand von Oktober 2009, und Sie werden mit dem künftigen Budget die Situation auch nicht ändern können!

Ich komme zurück zur Ausschussreise nach Helsinki: Wir durften eine Gesamtschule besuchen, und das war sehr interessant. Wir hatten die Möglichkeit, endlich eine solche Gesamtschule aus dem Land jener zu sehen, die die PISA-Studie schon öfters angeführt haben. Es hat ja immer geheißen, dass die Gesamtschule wahrscheinlich der Grund dafür ist, dass Finnland Nummer 1 ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das wird es sicherlich nicht sein! Wenn man in die Klassen blickt, so sieht man durchwegs eine homogene Schülerzahl, und wenn es Zuwanderer gibt, dann sind sie aus Estland, aus dem angrenzenden Russland oder aus Ländern der Europäischen Union. Anders verhält es sich in Wien, wo ein Großteil der Schüler nicht aus europäischen Ländern kommt, sondern aus der Türkei. Und genau das ist der Unterschied! In Wien haben 40 Prozent der Schüler Migrationshintergrund, über 50 Prozent in den ersten Volksschulklassen.

Trotzdem wollen Sie die Gesamtschule? – Das kann nicht funktionieren! Finnland ist nicht nämlich nicht auf Platz 1 bei der PISA-Studie, weil es dort eine Gesamtschule gibt, sondern weil dort die Gesamtschule auf Grund einer homogenen Schülermehrheit funktioniert, die einfach weniger Konflikte verursacht. Es gibt dort auch nicht das Problem, dass die Landessprache nicht beherrscht wird, sondern alle wissen, wovon sie reden, und so kann auch der Unterricht durchgeführt werden.

In Wien haben vier Fünftel der Hauptschüler Migrationshintergrund. Von den 262 Volksschulen in Wien weisen 10 Prozent einen über 90-prozentigen Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund auf; bei jeder zweiten dieser Schulen liegt der Anteil bereits bei mehr als 50 Prozent.

Eine andere Statistik: Österreichweit weisen von den knapp 6 000 Schulen 13,7 Prozent einen mehr als 32-prozentigen Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund auf, und am höchsten liegt Wien mit knapp 60 Prozent aller Schulen. – Da wollen Sie weiterhin eine Gesamtschule, damit die Mehrheit der Schüler in diese Misere hineingezogen wird und eine Bewegung nach unten stattfindet? – Dazu sagen wir: Nein danke, so etwas brauchen wir sicherlich nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte ganz kurz auf einen Weggefährten beziehungsweise Parteigenossen der SPÖ zu sprechen kommen, nämlich auf Thilo Sarrazin, der in den letzten Wochen durch seine Aussagen für großen Aufruhr und Aufsehen gesorgt hat. Der Bundesbankvorstand und Ex-SPD-Finanzsenator hat einmal die Wahrheit ausgesprochen, und ich würde mir wünschen, dass es auch im SPÖ-Bereich in Wien oder in Österreich einen Mutigen gibt, der einmal zur Aufklärung sagt, was Sache ist, anstatt dass man immer nur versucht, alles zu vertuschen, unter den Tisch zu kehren und irgendwie rosig und schön darzustellen!

Herr Thilo Sarrazin hat einige interessante Aussprüche von sich gegeben, und ich zitiere Ihnen einen davon, meine sehr geehrten Damen und Herren: „Wenn die Zustände in Wien sich weiter so verschärfen, dann ist Berlin in Wien nicht weit.“ –Deswegen ist es sehr wichtig, auf Herrn Thilo Sarrazin zu hören, und ich kann Ihnen den Ausspruch Ihres Parteigängers nur ans Herz legen, der weiter gesagt hat: „Die Araber und Türken haben einen zwei‑ bis dreimal höheren Anteil an Geburten als es ihrem Bevölkerungsanteil entspricht. Große Teile sind weder integrationswillig noch integrationsfähig. Die Lösung dieses Problems kann nur heißen: Kein Zuzug mehr, und wer heiraten will, sollte dies im Ausland tun. Ständig werden Bräute nachgeliefert. Das türkische Mädchen wird mit einem Anatolier verheiratet, türkische Jungen hier bekommen eine Frau aus einem anatolischen Dorf. Bei den Arabern ist es noch viel schlimmer.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Solche Zustände wie in Berlin haben wir hier in Wien noch nicht, aber wir sind leider auf dem besten Weg dazu, und Ihr Budget ist sicherlich ein weiterer Meilenstein in den Abgrund. Deswegen lehnen wir dieses Budget auch ab! (Beifall bei der FPÖ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Heute wurde schon über die skurrilen Vereine gesprochen. Dazu kann ich nur sagen: Wenn Sie weiterhin so Jugendpolitik betreiben, dass Ihre sozialistische Jugend auf Menschenjagd geht, Menschen mit Tieren vergleicht und Burschenschaftersafaris veranstaltet, dann wünsche ich Ihrer Jugendpolitik hier in Wien nur: Gute Nacht! Wenn das Ihre Methoden sind, Sie uns aber gleichzeitig vorwerfen, ewig gestrig zu sein, dann kann ich nur sagen: Wenn das Schule macht, dann gute Nacht, Wien! Das sind Ihre ewig gestrigen Methoden! Wenn Sie das unterstützen und gutheißen und Ihre sozialistische Jugend nicht in die Schranken weisen, dann machen Sie sich an einem politischen Klima mit schuldig, das wir in Wien sicherlich nicht brauchen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jersualem. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Susanne Jersualem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Gesundheitsstadträtin Wehsely hat gestern zu später Stunde, als die ÖVP sich bereits zur Nachtruhe zurückgezogen hatte, einen guten Witz gemacht. Leider hat aber eigentlich niemand den Witz verstanden, denn es hat niemand gelacht. Ich habe diese Aussage unwahrscheinlich witzig gefunden, und deswegen erzähle ich das noch einmal. – Sie hat gerade die ÖVP oder die FPÖ belehrt, hat uns genau erklärt, was die Grundidee dieses Hauses ist, und hat gesagt: „Die Grundidee des Hauses ist der Wettstreit der Ideen.“ (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Das hat sie gestern gesagt. – Ich war eigentlich immer der Meinung, die Grundidee dieses Hauses ist, dass die SPÖ tut, was sie will, und zwar völlig unabhängig davon, ob sie überhaupt eine Idee hat, geschweige denn eine gute!

Genau darauf baue ich heute meine Rede auf. Wir nennen jeweils einen Problemkreis. Dann schauen wir, welche Ideen Sie haben. Dann sagen wir, welche Ideen wir haben, und dann wiegen wir das Ganze ab und wählen die bessere Idee. So wird ab jetzt dieser Gemeinderat funktionieren! (Beifall bei den Grünen.)
Es tut mir jetzt fast leid, dass ich zuletzt nicht kandidiert habe. Angesichts dieser fundamentalen Änderungen der Strukturen im Haus wäre ich nämlich schon gerne wieder dabei gewesen! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Schauen wir uns das erste Problem an: In Wien entsteht etwas ganz Schreckliches, es gibt nämlich im Pflichtschulbereich arme und reiche Schulen. Das ist tragisch! – Wenn ich in der SPÖ wäre, dann würde ich das tun, was eine andere sehr gescheite Stadträtin heute zu Ihnen gesagt hat. Sie haben wahrscheinlich nicht zugehört! Sie hat Ihnen sozusagen ins Tagebuch geschrieben, dass man, um diese Jugend bei der Stange zu halten, klare Werte braucht. Und sie hat auch gesagt, wie diese heißen: Gleichheit und Solidarität. Wenn wir jetzt also arme und reiche Schulen haben, dann müssten wir, um Gleichheit herzustellen und Solidarität tatsächlich ernst zu nehmen, so etwas wie eine positive Diskriminierung durchführen und diese Schulen bevorzugt behandeln. 

Das würde heißen, dass alle Kinder an allen Projekttagen an allen Schulen, und zwar auch an den armen, teilnehmen können. Es muss möglich sein, dass alle Kinder an allen Schulen, also auch an den armen Schulen, in denen die Elternvereine das Geld nicht haben, an Skikursen, an Ausflügen und auch an allen unverbindlichen Übungen, die mittlerweile ja entgeltlich angeboten werden, teilnehmen können. 

Dieses Problem haben wir somit erfasst. Unsere Problemlösung lautet: Positive Diskriminierung. Geben wir diesen Schulen zusätzliche Ressourcen! Meine Frage: Welche Idee hat die SPÖ dazu? Sagen Sie es ganz laut, damit ich es höre: Welche Idee hat die SPÖ dazu? (Zwischenruf von GR Heinz Vettermann. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) – Da kommt gar nichts! Überhaupt gar nichts! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es kommt punktgenau nichts, und das seit Jahren! Und wenn wir das jetzt auf eine Waagschale legen, dann glaube ich, dass unsere Idee mehr wiegt als Ihre, denn Ihre wiegt nichts! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Den ersten Punkt haben wir gemacht. Wir haben gewonnen! Der Gemeinderat hat ab jetzt offensichtlich laut StRin Wehsely eine positive Diskriminierung für die armen Schulen dieser Stadt. 

Kommen wir zum nächsten Problem. In diesem Punkt sind wir uns alle einig, meine sehr verehrten Damen und Herren von der SPÖ: Es gibt zu wenig muttersprachlichen Unterricht. Wir wissen aus allen Studien, dass wir eindeutig mehr davon brauchen. Das Problem lautet also: Es gibt zu wenig. Die Idee der GRÜNEN – ganz einfach, man muss es gar nicht mitschreiben, man merkt es sich, das Wort ist ganz kurz – lautet: Mehr muttersprachlichen Unterricht. Das ist die Idee der Grünen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Idee der SPÖ auf dem Papier: Auch mehr muttersprachlichen Unterricht. In der Praxis: Nichts! Gar nichts! (GR Heinz Vettermann: Das stimmt nicht!) Doch! Es wurde beim muttersprachlichen Unterricht schon in den vergangenen Jahren gespart, gespart und gespart. – Auch dieser Punkt geht meiner Meinung nach an die Grünen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Zwei zu null!) Ja! Jetzt steht es schon zwei zu null!

Jetzt dräut das nächste Problem heran, und das lautet, darüber sind wir uns auch einig ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Mehr! Die Antwort ist: Mehr!) Noch nicht! Nein! Gleich wird es drei zu null stehen, und zwar nicht durch die Antwort „Mehr!“, sondern es wird noch viel besser. Das nächste Problem lautet nämlich: Bei PISA ist herausgekommen, dass die Chancenungerechtigkeit uns in diesem Land sehr plagt. Das ist ganz klar: Kinder, die in Familien auf die Welt kommen, die arm sind, und deren Eltern ungebildet sind, sind von vornherein benachteiligt. Auch diesbezüglich muss unsere Stadt alles daran setzen, dass diese Chancenungerechtigkeit ausgeglichen wird!

Ich rede jetzt nicht über die Gesamtschule. Diese können Sie nicht im Alleingang einführen. Das ist mir schon klar. Auch in der Betrachtung der Gesamtschule sind wir ja durchaus verwandte Seelen. Vielmehr rede ich jetzt darüber, was die Stadt selbst tun kann. Darauf gibt PISA eine feine Antwort, und diese kann man gleich so nehmen: Gekauft, das machen wir! PISA sagt nämlich: Der Kindergarten für alle ist eine wunderbare Idee. Und wenn man dann weiter liest – man braucht eigentlich nur zwei bis drei Sätze weiter zu lesen –, dann kommt man drauf, dass ein verpflichtendes Kindergartenjahr ein bisschen, aber nicht sehr viel hilft, dass aber zwei Jahre phantastisch wären, um Chancenungerechtigkeit zu beseitigen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist mehr!) Da haben Sie recht: Das ist mehr! Aber Sie haben ja das Fördermodell 1+1 entwickelt: Ein Jahr Kindergarten plus ein Jahr Vorschule, wobei diese Vorschule absolut diskriminierend ist, weil sich dort ausschließlich Kinder wiederfinden werden, die aus sozioökonomisch benachteiligten Familien stammen. Das ist haargenau – als hätten Sie eine Zielpunktlandung gemacht – das Gegenteil von einer gemeinsamen Schule! 

Das fängt gleich mit dem völligen Gegenteil einer Gesamtschule an! Anstatt 1+1 sollten Sie gleich zwei Kindergartenjahre einführen, was dasselbe kostet. (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.) Es kostet dasselbe! – Ich denke, auch dieser Punkt geht an die Grünen, denn wenn man das jetzt wieder abwägt, dann ist offensichtlich, dass unser Vorschlag völlig frei von jeder Diskriminierung und Ungleichbehandlung und daher sicher die bessere Wahl ist!

Meine Damen und Herren! Es steht jetzt drei zu null für die Grünen, und wir haben die Stadt enorm verbessert. Jetzt habe ich noch fünf Minuten. (GRin Barbara Novak: Jetzt gehen sich noch drei Punkte aus!) Da gehen sich noch drei aus! Da gehen sich jetzt die Schulsozialarbeit und die Geschichte mit dem Hauptschulabschluss aus. 

Nachdem wir die Geschichte mit der Sozialarbeit schon oft besprochen haben, komme ich jetzt zum Hauptschulabschluss. Ich möchte Ihnen ein Problem vorstellen, das als einziges Problem möglicherweise nicht allen in diesem Haus bekannt ist. Es gibt eine wachsende Anzahl von Jugendlichen – leider sind es doch etliche Hundert –, die sich, wenn sie 15 Jahre alt sind, erst in der 2. oder 3. Klasse der Hauptschule befinden. Die Hauptschulen meinen dann natürlich, dass der Schüler oder die Schülerin in diesem Alter gehen soll. Er oder sie hat aber keinen Hauptschulabschluss und wird, so wie er oder sie dasteht, wahrscheinlich keine Lehre finden. Aber an der Hauptschule sollen er oder sie nach Möglichkeit nicht bleiben. Die Direktoren raten diesen SchülerInnen zu gehen. Und sie gehen, stehen dann aber irgendwo auf der Straße.

Jetzt warte ich gebannt auf den Vorschlag der SPÖ! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das heißt Übergangsmanagement!) Übergangsmanagement. Gut! Jetzt geht es nur darum, dass Sie dazu noch etwas erfahren: Meine Informationen kommen alle von den Betreibern der Hauptschulabschlusskurse. Auch der Stadtschulrat betreibt einen solchen. Es ist aber nicht so, dass diese Jugendlichen, die mit 15 dastehen und keinen Hauptschulabschlusskurs haben, wieder an der Hand genommen und zum nächsten Hauptschulabschlusskurs gebracht werden. Das wäre aber notwendig! Sonst wissen sie nämlich nicht, was sie tun sollen. Wir können gern einen Ausflug machen und diese Jugendlichen zum Beispiel in den Wiener Parks oder in der Lugner-City besuchen, wo sie herumkugeln. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: „Herumkugeln“ ist schwach!) Also gut: Sie kugeln nicht herum, sondern sie gehen spazieren! Ich weiß schon, was du meinst 

Ich sage Ihnen außerdem noch etwas: Es gibt ein dringendes Anliegen aller Betreiber dieser Hauptschulabschlusskurse, dass für alle Jugendlichen, die mit 15, 16, 17 oder 18 auf der Straße stehen und keinen Hauptschulabschlusskurs gemacht haben, Plätze zur Verfügung gestellt werden. Ich bitte darum, dass das tatsächlich der Fall sein wird! Und ich bitte ebenfalls darum, mir heute noch jene Stelle beziehungsweise die Betreiber dieser Hauptschulabschlusskurse zu nennen, an die ich all diese Jugendlichen bringen werde! 

Das kann sich diese Stadt nicht leisten, und deswegen zitiere ich jetzt nochmals eine Ihrer Stadträtinnen. Frau StRin Frauenberger hat heute Folgendes gesagt – und das klang so, als hätte sie es Ihnen ins Stammbuch schreiben wollen!: „Wenn wir nicht allen Jugendlichen dieselben Chancen geben, dann verzichten wir auf 50 Prozent Zukunft.“ – Eigentlich wollte sie offenbar sagen, dass die SPÖ auf 50 Prozent Zukunft verzichtet, weil sie nicht allen dieselben Chancen geben will! 

Man muss den jungen Menschen Zukunftsbilder geben, man muss ihnen Perspektiven geben und man muss ihnen Gleichheit und Solidarität gewährleisten. Somit schließe ich mit den Worten der StRin Frauenberger, was Sie ja vermutlich freuen wird! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte kurz auf die Worte von Herrn Wutzlhofer eingehen. Es kommt mir fast so vor, als ob er erst fragt: Wer bietet mehr?, und dann sagt: Wir machen effiziente Schuldenpolitik! Wir haben irgendwo einen Bankomat, es spielt überhaupt keine Rolle, wie und wofür das Geld ausgegeben wird. – Es wurde nämlich schon längst vergessen, was bereits ausgegeben wurde! (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Sollen wir für Bildungspolitik weniger ausgeben oder was?) Nein, schon mehr! Aber Sie betreiben eine Verschwendungspolitik, sonst müssten wir ja nicht so viele Schulden machen, ich erinnere etwa an das Hanappi-Stadion oder den Prater-Vorplatz, aber all das haben Sie ja schon vergessen! Wir sind jetzt bei Verlusten von 800 Millionen. Irgendwo muss das Geld ja auch wieder einmal hereinkommen! Ich komme schon noch zur Bildung! 
Wir haben dazu Ideen, wie sie auch Frau Kollegin Jerusalem bereits angesprochen hat. Diese Ideen, die auch wir von der ÖVP immer wieder einbringen, werden am Anfang von Ihnen ignoriert respektive belächelt. Wenn bei Ihnen aber gar nichts mehr geht, dann ziehen Sie diese aus der Schublade und verkaufen sie als Ihre eigenen Ideen! (Beifall bei der ÖVP.)

Mir ist sehr wohl bewusst, dass unsere Geschäftsgruppe ein intensives Ressort ist. In diesen Bereich gehört intensiv investiert. Entsprechende Ausgaben sind hier notwendig, aber nicht falsche Ausgaben!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bildung ist selbstverständlich sehr wichtig, und genau das wäre jetzt doch an der Tagesordnung! Wenn man sich vor Augen führt, dass in Zukunft die Bevölkerung wachsen und gerade die Zahl der Null‑ bis Fünfzehnjährigen steigen wird, dann sehen wir noch sehr viele Dinge, die gemacht werden müssen. Es müssen zum Beispiel die Kapazitäten für die Infrastruktur geschaffen und Maßnahmen für die Qualität der Schulbildung getroffen werden. Außerdem gibt es noch immer keinen Schulentwicklungsplan für die Pflichtschulen. Kinder werden immer noch – wie wir heute schon von meinem Kollegen Aigner gehört haben – in Mobilklassen untergebracht. Weiters gibt es auch zu wenig flächendeckende Nachmittagsbetreuung. Auch das brauchen wir, wenn wir uns die Bevölkerungsentwicklung in Zukunft anschauen. Diese Angebote gehören ausgebaut und weiter entwickelt!

Wir haben Ihnen mit unserer Campusschule ein entsprechendes Angebot gemacht. Dieses ist anzuwenden, denn unser Modell sieht einen durchgängigen und abgestimmten Bildungsweg vor, von der Tageskrippe bis zum Kindergarten über Grundschule, Hauptschule, Gymnasium bis hin zu Berufsbildenden Höheren Schulen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Horchen Sie doch einmal zu! Sie haben ja auch die Möglichkeit gehabt zu reden! Also horchen Sie jetzt auch zu, was wir Ihnen vorschlagen!

In vier Jahren nehmen Sie dann das Papier heraus und verkaufen es als Ihres. Das ist so wie beim Kindergarten: Das haben wir auch fünf oder sechs Jahre lang gepredigt, und jetzt setzen Sie das um und verkaufen es als Ihre Idee! So ist es leider!

Kinder sollen so wenig wie möglich den Schulstandort wechseln, und es soll ihnen eine bestmögliche Bildungskarriere genau an einem Schulstandort ermöglicht werden, verbunden mit moderner Freizeitpädagogik, etwa eine Kooperation von Schule, Musikschulen oder Sportvereinen. 

Bei den Sportvereinen möchte ich jetzt kurz verweilen. Wir haben Anfang des Jahres einen Vier-Parteien-Antrag eingebracht, aber bei dessen Umsetzung wird man an einen Kaugummi erinnert: Es zieht sich, und es geht bis heute nichts weiter. Es gibt keine Zielsetzung und keinen Vorstoß. (GR Heinz Vettermann: Das wurde im Ausschuss besprochen!) Das ist richtig! Das ist aber noch kein Vorstoß! Es ist, als ob Ihnen das Thema total egal wäre! Wir haben aber Anfang des Jahres darüber gesprochen. Dann bringen Sie es halt in Ordnung! Sie sagen ja sonst auch immer, dass Sie alles in Ordnung bringen wollen! Ich weiß nicht, wo die Problematik liegt! Wir sind bereit, mit Ihnen zu diskutieren und zu arbeiten!

Ich komme zurück zum bundesweit organisierten Programm „Kinder gesund bewegen“: Auch dieses wurde in Wien mit Anlaufschwierigkeiten nur reduziert umgesetzt. In allen Bundesländern, wo es läuft, zum Beispiel im Burgenland und in Oberösterreich, ist es ein Erfolg. In Wien hat man es hingegen auf die dritte Volksschulklasse reduziert. Der Hintergrund ist, dass man wieder einmal die Dachverbände zu Bittstellern machen wollte. Sie machen kein Zusatzangebot, sondern ein Ersatzangebot zum normalen stundenplanmäßigen Turnunterricht, und das ist nicht die Grundidee!

Die Grundidee ist, den Sport und die erwähnte Kooperation in die Nachmittagsbetreuung zu bringen. Ich möchte Ihnen in Erinnerung rufen, dass eigentlich die Gesundheit der Kinder verbessert werden soll. Der Anteil der übergewichtigen Kinder soll in Zukunft reduziert und Haltungsschäden sollen eingedämmt werden.

Das nächste Thema, das heute von Frau Kollegin Smolik schon kurz angesprochen wurde, sind die Bäder. Ich habe deswegen den Antrag gemacht, weil das Defizit auch in diesem Bereich jährlich kontinuierlich steigt. Auch die Idee, dass die Bäder besser genutzt werden können und für Vereine besser zugänglich und attraktiver gemacht werden sollen, ist bis jetzt fehlgeschlagen. Die Gespräche, die es bisher gegeben hat, sind jetzt auch wieder versiegt. Es stehen keine wirtschaftlichen Ideen dahinter, und es gibt auch kein Umdenken.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein weiteres Thema, das heute auch schon angesprochen wurde, ist die zunehmende Gewaltbereitschaft bei den Jugendlichen. Das sollte auch unter Kontrolle gebracht werden! Wie wir schon oft gehört haben, entsteht Gewalt oft bereits in der Familie. Daher brauchen wir auch eine verbesserte Familienerziehungsberatung. Diese Beratung und Betreuung ist eine Aufgabe der Wohlfahrt. Das brauchen wir natürlich auch in der Schule, wir haben aber schon des Öfteren – auch heute – gehört, dass es an SozialarbeiterInnen in der Schule fehlt. Es sollte in der Schule eine fixe Anlaufstelle geben. Dort müssen Erziehungs‑ und Gewaltprobleme aufgenommen werden, neben einer Beratungstätigkeit muss auch in den privaten Bereich der Schüler hineingegangen werden. Das kann von der Schule, wie auch mein Kollege Aigner schon gesagt hat, nicht abgedeckt werden. Dafür sind natürlich entsprechende personelle Ressourcen vonnöten, die eigentlich Sie zur Verfügung stellen sollten. Das derzeitige Personal reicht jedenfalls nicht aus.

Weiters muss natürlich auch Präventionsarbeit geleistet und eine Entlastung für die Lehrer und für die Schule gewährleistet werden. 

Die Wiener Stadtregierung muss die Jugendwohlfahrt in Wien rasch ausbauen. Die Einrichtungen sind hoffnungslos überlastet. Das hat auch schon die Volksanwaltschaft in ihrem Bericht angemerkt. Das Problem ist – und wir hoffen, dass Sie das ernst nehmen! –, dass insbesondere die aggressiven und dringenden Fälle nicht mehr bearbeitet werden können und gerade die wichtige präventive Arbeit im Argen liegt.

In Ihrem Ressort gibt es sehr viele Baustellen, die auszumerzen sind, und es muss noch sehr vieles umgesetzt werden. Ich werde in diesem Zusammenhang mit meinen Kollegen Dr Aigner und Monika Riha zwei Anträge betreffend Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Rahmenbedingungen in Wiens Schulen einbringen. Der erste Antrag lautet: 

„Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport möge zur Schaffung eines verbesserten sozialen Umfeldes in Wiens Pflichtschulen den Einsatz von speziell geschulten SozialarbeiterInnen und PsychologInnen an den Wiener Schulstandorten sicherstellen. 

Die sofortige Abstimmung wird beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Der zweite Antrag, den ich ebenfalls mit meinem Kollegen Dr Aigner einbringe, betrifft das Bäderkonzept. Auch diesfalls beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erziehung und Ausbildung, Wissen und Bildung sind Schutz vor sozialer Ausgrenzung und Armut. Investieren Sie das Geld in die Zukunft unserer Kinder und Jugend! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau Mag Straubinger. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Budgets in Zeiten einer Wirtschaftskrise sind immer eine Herausforderung. Steuereinnahmen sinken, und die Arbeitslosigkeit steigt. Wir als Sozialdemokraten sind der festen Überzeugung, dass man sich aus dieser Krise hinaus investieren muss, wie heute schon oft erwähnt wurde, und dass man nicht sparen darf. 

Frau VBgmin Brauner hat schon zum Beginn der Debatte ausgeführt, dass das Budget 2010 ein Konjunkturbelebungsbudget ist, das die Investitionen ankurbelt, die Wirtschaft stützt und aktive Arbeitsmarktpolitik betreibt. Menschen sollen mit ihren Problemen nicht allein gelassen werden. Und wir werden erst dann davon sprechen, dass die Krise vorbei ist, wenn auch die Arbeitslosigkeit zurückgeht, und nicht schon dann, wenn sozusagen die Dividendenzahlungen wieder steigen.

Die Wirtschaftskrise ist noch nicht vorbei, und sie wird auch 2010 nicht vorbei sein. Das spiegelt sich nicht nur im Finanz- und Wirtschaftsressort wider, sondern in jedem Teilbudget der Stadt, also auch in den Ressorts der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Das Teilbudget ist diesmal deutlich höher und liegt erstmals über 2 Milliarden EUR, das sind also um über 230 Millionen EUR mehr als im Voranschlag 2009. Wenn Kollegin Jerusalem von einem Wettstreit der Ideen gesprochen hat, dann möchte ich sagen: Es freut mich, wenn die Grünen Ideen einbringen!

Ich habe mich aber auch wieder ein bisschen geärgert. Sie hat gesagt, als der Antrag betreffend Frauenförderung, gekoppelt an Wirtschaftsförderung, eingebracht wurde: Wir haben da eine Idee! Koppeln wir doch die Frauenförderung mit der Wirtschaftsförderung. Wir haben das aber bewusst nicht genauer ausformuliert, das überlassen wir der Sozialdemokratie und der Stadträtin. – Das Mühsame daran ist ja, das, was hinter den Ideen steckt, umzusetzen! Es steckt eben hinter Ideen, dass man sie umsetzen muss. So muss man sich zum Beispiel überlegen, wie das mit dem Vergaberecht geht, wie das mit dem EU-Recht und dem Gleichbehandlungsrecht zusammengeht und welche Auswirkungen das auf die Wiener Wirtschaft hat. Es gehört nämlich auch zum Ideenhaben, dass man weiß, wie man sie umsetzt! 
Ein guter Teil der Mehrausgaben in diesem Budget sind einer Idee gefolgt: Der Gratiskindergarten von null bis sechs Jahren soll nämlich den Mittelstand ganz deutlich und massiv entlasten. Kollege Wutzlhofer hat das schon näher ausgeführt, ich gehe jetzt nicht mehr näher darauf ein, sondern sage nur: Es ist dies eine der größten Mittelstandsförderungen, die wir je in Wien und in Österreich hatten! (Beifall bei der SPÖ.)
Klar ist auch, dass durch diese Wirtschaftskrise der Druck innerhalb von Familien, vor allem von sozial schwachen Familien, steigt. Dieser Druck wird sehr oft auch auf die Kinder übertragen, und es kommt somit vermehrt zu Problemen in den Familien. Das zeigt sich natürlich auch in der täglichen Arbeit der MA 11, des Amts für Jugend und Familie.

Auch die Stadt hat Ideen dazu und hat darauf reagiert. Ich erwähne das jetzt, weil die Opposition das mehrmals erwähnt hat. So wurden zum Beispiel seit Jänner 2008 158 neue Plätze für die Betreuung von Kindern und Jugendlichen in Wohngemeinschaften, in Krisenzentren und im betreuten Wohnen geschaffen. 2010 werden die sozialpädagogischen Einrichtungen weiter ausgebaut. Ein neues Krisenzentrum im 22. Bezirk ist schon fix geplant, ebenso eine neue Wohngemeinschaft.

Natürlich spiegelt sich das auch in den Dienstposten wider. In den sozialpädagogischen Einrichtungen ist es zu einer deutlichen Aufstockung um über 20 Dienstposten gekommen. Das wirkt sich zum Teil auf die neu geschaffenen Plätze aus, es ergibt sich dadurch aber auch eine Entlastung von bisher bestehenden Teams. 

Auch in den Regionalstellen wurden acht neue Dienstplätze geschaffen. Es gibt in diesem Bereich auch eine nicht unwesentliche Regelung, die lang diskutiert wurde, dass jetzt Dienstposten nachbesetzt werden können, wenn sie sozusagen wirklich nicht mehr besetzt sind – wie zum Beispiel beim Mutterschutz oder vorzeitigen Mutterschutz –, und nicht erst dann, wenn sie sozusagen auch formal frei sind.

Die heute auch schon angesprochene Personalbedarfsanalyse wurde gemeinsam mit der Personalberatung durchgeführt. Sie zeigt auch, dass es noch zusätzlichen Bedarf gibt, aber auch dafür wurde im Budget 2010 schon Vorsorge getroffen.

Das ist nicht nichts, sondern da wurde viel Geld in die Hand genommen! Es ist zu einem deutlichen Ausbau der Ressourcen im Bereich der MA 11 gekommen. Veränderungen und neue Ideen gibt es auch bei den Eltern-Kind-Zentren: Diese sollen in Zukunft stärker auch auf die primäre Zielgruppe, nämlich auf jene Familien ausgerichtet sein, die Unterstützung brauchen und Betreuungsbedarf haben. Es gibt also gerade in diesen Zeiten mehr Erziehungsberatung und auch eine neue finanzielle Beratung für Familien, Trainingsprogramme für Kleingruppen und für Einzelberatung. Außerdem werden die Eltern-Kind-Zentren angegliedert werden. Zuständig dafür sind die Regionalstellen, damit eine intensive Vernetzung und Abstimmung herrscht.

Es wird im Jahr 2010 auch eine neue sozialpsychiatrische WG für Minderjährige sowie eine eigene Einrichtung für die kurzfristige Unterbringung von Minderjährigen mit Behinderung geben. Weitere Neuerungen sind eine WG für schwerstbehinderte Kinder sowie ein ambulantes Angebot für Familien mit Kindern mit Behinderungen im Alltag. All das sind neue Ideen, die sich im Budget 2010 widerspiegeln.

Zu erwähnen vergessen habe ich noch, dass auch das Budget für die psychotherapeutische Behandlung von Kindern und Jugendlichen ganz deutlich, nämlich um über 300 000 EUR, im Budget 2010 aufgestockt wurde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, das zeigt sehr gut, dass die Stadt auf die Bedürfnisse reagiert, dass der Stadt Kinder und Jugendliche viel wert sind und dass sich die Stadt auch der schwierigen Situation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewusst ist und dementsprechend handelt.

Die MA 11 leistet einen Teil der Arbeit für Kinder und der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, es ist das aber eben nur ein Teil. Ebenso wichtig ist sicherlich auch das Angebot in der kulturellen Jugendbetreuung. Hier stehen über 30 Millionen EUR jährlich zur Verfügung. Es ist dies ein extrem vielfältiges Angebot, das auf die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen individuell zugeschnitten ist und mit welchem auf verschiedenste Lebenslagen eingegangen wird. Es ist ein gender‑ und ein diversitätsbewusstes Konzept. Es ist partizipativ und lässt die Jugendlichen und Kinder mitbestimmen, nämlich mitsprechen, mitarbeiten, mitstimmen und sozusagen auch mitentscheiden. Das ist die Devise, denn Jugendliche wollen ernst genommen werden. Vor allem ist dieses Angebot kostenlos und sehr niederschwellig, damit jeder, der will, auch partizipieren kann. – Diese Prinzipien gelten für alle Einrichtungen wie wienXtra, die Arbeit in den Jugendzentren, Jugendcafés und Jugendtreffs, für das Streetwork, die Parkbetreuung und noch vieles mehr. 

Ich möchte ein Beispiel nennen: Die Wiener Parkbetreuung ist eine Erfolgsgeschichte. Nicht nur im Sommer oder in den warmen Monaten, sondern über das ganze Jahr verteilt beschäftigen sich in allen 23 Bezirken über 400 Mitarbeiter mit den Jugendlichen in ihrer Freizeit, machen Projekte und unterstützen sie bei alltäglichen Problemen.

Ein anderes Beispiel ist die wienXtra Jugendinfo, die im September ihr 20-jähriges Bestehen gefeiert hat. Diese umfasst verschiedenste Themenbereiche, es gibt Beratung, und mehr als 3 000 Jugendliche täglich nutzen online und offline dieses Angebot.

Wenn Sie nicht davon überzeugt sind, dass in der Stadt gute Jugendarbeit geleistet wird, dann möchte ich Sie zur VIPJA einladen! Die VIPJA ist die Vernetzungsinitiative für professionelle Jugendarbeit. Am Donnerstag werden im Festsaal gleich nebenan die Best-Practice-Modelle vorgestellt. Dazu lade ich Sie ein! Es gibt vielleicht nicht mehr so schnell eine Gelegenheit, Neues über Jugendarbeit zu lernen! Allerdings muss ich Herrn Jung warnen: Es wimmelt in dem Prospekt, den ich hier habe, vor Fachausdrücken. Es sind dort aber lauter nette Menschen, die Ihnen das sicherlich erklären!

Vernetzung ist nicht nur bei der VIPJA ein Thema, sondern in der Jugendarbeit insgesamt. Daher gibt es jährlich ein Schwerpunktthema, und dieses lautet 2010 „Gesellschaft und Verantwortung“. Daran beteiligen sich alle Vereine mit den unterschiedlichsten Projekten.

Ein Projekt, das sozusagen 2010 in die finale Phase geht, ist das Mädchencafé im 7. Bezirk. Es ist dies das erste Mädchencafé in Wien, und die Mädchen werden dort eingeladen, ihre Freizeit aktiv mitzugestalten.

Die Kollegin hat das Thema Gewaltprävention angesprochen. – Das ist ein wichtiges Thema! Gewaltprävention findet statt, und zwar schon seit Langem. Angefangen vom Kindergarten über die Schulen und Horte findet das auf allen Ebenen statt, und zwar mit verschiedensten Programmen wie etwa „Faustlos“ oder „Gripso-Logisch“. Das findet auch in der außerschulischen Jugendbetreuung statt und wird als Schwerpunkt der Jugendarbeit im Jahr 2010 noch verstärkt werden, zum Beispiel in einem eigenen Lehrgang über Gewaltprävention in der Jugendarbeit.

Das Thema ist tatsächlich wichtig. Ich bitte jedoch die FPÖ, damit aufzuhören, ein Zerrbild von jugendlichen Horden sozusagen an die Wand zu zeichnen, die durch die Stadt reiten und sozusagen alles niedermähen und niederbügeln, was nicht niet- und nagelfest ist. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Wenn Sie jetzt mit der Kriminalitätsstatistik anfangen, dann bitte ich Sie, sich diese Statistik doch genauer anzuschauen! (GR Mag Wolfgang Jung: Das habe ich getan!) Bei den Jugenddelikten gibt es ein Minus von 15 Prozent. Es gibt ein Minus von 30 Prozent bei den Gewaltdelikten von Jugendlichen unter 14 und ein Minus von 20 Prozent bei den 14‑ bis 18‑Jährigen. (GR Mag Wolfgang Jung: Was ist das für eine Statistik? Ich kann Ihnen meine zeigen!) Wenn Sie fragen, wo ich das herhabe, dann sage ich Ihnen: Das habe ich von Herrn Polizeipräsidenten Pürstl, der das im „Heute“ kommuniziert hat! 

Die außerschulische Jugendarbeit ist ein wichtiger Teilbereich, den die Stadt den Kindern und Jugendlichen im Sinne des miteinander Gestaltens bietet. Ein ganz wesentlicher Teil ist aber natürlich auch, dass die Jugendlichen berufliche Zukunftsperspektiven haben. 

Es gehört zwar nicht unmittelbar in dieses Ressort, ich möchte es aber doch noch einmal erwähnen: Der WAFF, der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, hat einen ganz wesentlichen Schwerpunkt auf die Ausbildung von Jugendlichen gelegt und ein wirklich sehr engmaschiges Paket geschnürt: Über 11 Millionen EUR werden im Jahr 2010 für die überbetriebliche Lehrlingsausbildung verwendet. Das ist übrigens auch erst wieder möglich, seit es Schwarz-Blau nicht mehr gibt. Überbetriebliche Lehrlingsstiftungen waren nicht möglich, und man kann auch einmal erwähnen, dass die schwarz-blaue Regierung damals auch die Behaltefrist für Lehrlinge gekürzt hat. – Das, was Sie damals an Ideen eingebracht haben, möchte ich wirklich nicht unbedingt verwirklicht wissen!

Ich habe noch genau 2,57 Minuten. – Ein weiterer Bereich, der unmittelbar zur Geschäftsgruppe gehört, auch sehr viel mit dem Angebot für Kinder und Jugendliche zu tun hat und ein sehr wichtiger Teil dieses Angebots ist, das ständig ausgebaut wird, ist der Bereich des Sports. Ich nenne nur einige Beispiele, die im letzten Jahr verwirklich wurden.

Zunächst erwähne ich die Sport- und Fun-Halle in Ottakring mit 2 800 m² Platz für altbekannte Ballsportarten und ausreichend Platz für neue Trendsportarten. Die Gesamtfläche beträgt 6 600 m², und man kann dorthin kommen, ohne sich anzumelden. Es können Vereine dorthin kommen, und es ist dies ein wirklich tolles zusätzliches Angebot im Westen Wiens.

Erwähnen möchte ich auch den 5. Girlies Sports Day, der vor Kurzem im Festsaal des Rathauses stattgefunden hat und an dem 5 000 Mädchen teilgenommen haben. Dieser war sehr erfolgreich, und wir alle wissen, dass es nicht leicht ist, Mädchen in diesem Alter zu Sport zu bewegen.

2010 findet hier zum Beispiel die Handball-Europameisterschaft statt. Es ist dies ein Jahr nach der Fußball-Europameisterschaft die nächste Europameisterschaft in Wien. Ich nehme nicht an, dass diese einen solchen Aufruhr auslösen wird, aber Handball ist ein spannender Sport, und wir sind sehr stolz darauf, dass sie hier stattfindet!

Was auch stattfinden wird, ist der Ausbau der Albert-Schultz-Eishalle, die natürlich ein besseres Angebot für die Vienna Capitals bietet, die aber auch für alle übrigen Eissportbegeisterten zur Verfügung steht, das heißt, auch für Kinder und Jugendliche.

Ein Riesenprojekt ist natürlich auch die Renovierung des Stadthallenbades. Das ist für die Schwimmvereine, aber auch für die Bevölkerung, die das Bad intensiv für die Freizeitgestaltung nützt, wichtig.

Last but not least hat die Stadt auch ein neues Bad im Angebot, das Waldbad Penzing, das wieder zur Stadt gehört. Dieses wird jetzt renoviert, wird noch vor Weihnachten aufsperren und wird wieder zu moderaten Preisen und für alle leistbar zur Verfügung stehen.

All das stellt die Stadt Kindern, Jugendlichen und der Bevölkerung zur Verfügung. Das, was ich jetzt exemplarisch aufgezählt habe, ist aber noch längst nicht alles: Es gibt in jedem Ressort Maßnahmen, die Kinder und Jugendliche ansprechen: Wir haben heute von den Maßnahmen im Kulturbereich, im Integrationsbereich und im Umweltbereich gehört, und das sind nur einige Beispiele für die zahlreichen Angebote, die es gibt.

Es gibt den schönen Satz: Der Mensch schuldet dem Kind das Beste, was er zu geben hat. – Die Stadt Wien und ihre MitarbeiterInnen, besonders in diesem Ressort, bemühen sich jeden Tag, diesem Satz aufs Neue gerecht zu werden, und ich sage ein großes und ehrliches Dankeschön für dieses Engagement! (Beifall bei der SPÖ.) 

Einen abschließenden Satz noch zum Thema „Wettstreit der Ideen“. Dazu braucht man einen Schiedsrichter, und Schiedsrichter kann beim Wettstreit von politischen Ideen nur der Wähler sein. Im Hinblick darauf war das Urteil bisher, wie ich meine, sehr eindeutig! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen mitteilen, dass GR Dr Aigner ab 19 Uhr entschuldigt ist.

Herrn Mag Jung stehen für seine zweite Wortmeldung noch vier Minuten zur Verfügung. – Bitte schön.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender!

Kollege Wutzlhofer hat uns vorher etwas von oben herab aufgeklärt, wie wichtig es ist, die Medien anzufüttern. Er hat gesagt, dass das alles natürlich ganz in Ordnung geht, und hat das an Hand der Weihnachtsaktion der Stadt Wien begründet.

Wir haben diese Weihnachtswerbeaktion in der letzten Jugendausschusssitzung behandelt. Dabei ging es darum, heuer nicht 1, sondern 2 Millionen EUR für Werbung für die Wiener Weihnachtsmärkte, wie es genannt wurde, auszugeben. – Meine kritische Anmerkung: Es ist halt ein bisschen spät, eine Woche vor den Weihnachtsmärkten dafür zu werben, wenn man das ernst meint!

Zweitens habe ich darum gebeten, aufgeklärt zu werden, welcher Art diese Aktionen sind, weil man mir gesagt hat, dass das speziell für Kinder ist. – Gestern habe ich einen Brief von der MA 53 bekommen – der Herr Stadtrat muss ihn in Abschrift haben –, in dem steht, dass die traditionellen Großereignisse wie Silvesterpfad und Neujahrskonzert von zum Teil kostenlosen oder kostengünstigen Freizeitangeboten, die beworben werden, abgerundet werden.

Gerade die Zeit vor Weihnachten ist allerdings auch die Zeit, in der prekäre Situationen von Einkommensschwächeren besonders zu Tage treten. – Das ist richtig! Diese Situation wird dieses Jahr auch durch die Wirtschaftskrise verstärkt. Daher richtet sich das Kultur‑ und Freizeitangebot der Stadt Wien vor allem auch an diese Bevölkerungsgruppe. 

Es folgt dann eine beispielhafte Auflistung der wichtigsten Ereignisse: Die Aufzählung beginnt mit Holli Knolli beim Rambazamba-Winterferienspiel, dem Gratiskasperltheater im Rathaus – ich nehme an, im Hof –, mit dem internationalen Adventsingen bei freiem Eintritt im Rathaus. Es wird außerdem mit speziellen Kindergratisprogrammen aufgewartet.

Weiters werden die Wiener Krankenhäuser, der telefonische Ärztefunkdienst, der 24 Stunden Frauennotruf und die psychiatrische Soforthilfe aufgelistet. – Ich erinnere daran: Wir sind bei den Weihnachtsaktionen, meine Damen und Herren!

Ich setze fort: Sozialnotruf der Stadt Wien, Telefonseelsorge, Tierschutz-Helpline. All das wird da anscheinend beworben! Besonders stark beworben wird auch der zahnärztliche Nacht‑ und Wochenenddienst. Aufgezählt werden auch das Gasnetz mit dem Störungs‑ und Gebrechensdienst rund um die Uhr, die Apothekenbereitschaft, die Frauenhäuser, die Vergiftungszentrale, die Gebrechenszentrale der Wasserwerke und die WC‑ und Hauskanalverstopfung rund um die Uhr.

All das wird ab Weihnachten in „wien.at“ speziell mit diesen Werbemaßnahmen beworben. Wenn das kein Pflanz ist, den Sie uns da servieren, Herr Stadtrat, was ist das dann!? (GRin Inge Zankl: Haben Sie noch nie zu Weihnachten einen Wasserrohrbruch gehabt?) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Am Wort ist Amtsf StR Christian Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!
Es gibt da gewissermaßen ein grundsätzliches Problem. Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die Eröffnungsrede des Kollegen Jung hinweisen, und das wurde jetzt auch in einem Zwischenruf erwähnt: Man kann natürlich politische Debatten führen. Das gehört dazu. Es gibt Regierende, und es gibt eine Opposition. Ich meine aber, eine grundsätzlich Voraussetzung dafür, dass man einen Diskurs wirklich führen kann, ist, dass man einander wenigstens zuhört. Dass das hier bei uns nicht der Fall ist, damit kann ich auch noch leben. Aber es wäre halt notwendig und zu erwarten – und damit beginne ich gleich mit Ihrem Eröffnungs-Statement –, dass ein Politiker, der hier sitzt, sich zum Beispiel die Pressekonferenzen, die wöchentlich am Dienstag hier im Wiener Rathaus stattfinden, auch anhört. Ich glaube, das gehört zum Job! Das sollte man durchaus tun!

Wenn Sie das getan hätten, dann hätten Sie vor zirka zehn Tagen im Zuge der Vorstellung der vielfältigen Gewaltpräventionsmaßnahmen durch den Stadtschulrat, die Stadt Wien, die MA 10 gemeinsam mit der Polizei betreffend ihre Bereiche durchaus hören können – Kollegin Straubinger hat auch darauf hingewiesen –, dass der Polizeipräsident ganz klar die tatsächlichen Zahlen im Bereich der Gewalttätigkeit bei Jugendlichen präsentiert hat. Dabei hat er auch darauf hingewiesen, dass diese Zahlen gesunken sind, und diese sprechen, im Gegensatz zu oft auch unter Ihrer tätigen Mithilfe veröffentlichten Darstellungen, die besagen sollen, dass alles immer fürchterlicher wird, eine andere Sprache. 

Trotzdem gibt es dieses Problem, und wir widmen uns diesem Problem auch, etwa durch Gewaltpräventionsmaßnahmen, die vielfach auch – und jetzt komme ich zum zweiten Punkt – von den von Ihnen so genannten Zwergerlvereinen durchgeführt werden. Ich möchte an dieser Stelle gleich festhalten – und das ist sicherlich eine gute Botschaft für all jene engagierten Kolleginnen und Kollegen, die in diesen Bereichen arbeiten –, dass ich die Arbeit dieser Vereine unheimlich toll finde! Gleichgültig, ob es große Vereine, wie der Verein der Wiener Jugendzentren, oder kleine Vereine sind, diese Vereine leisten in Kooperation mit Schulen hervorragende Arbeit. Diese sind halt nicht hauptsächlich dazu da, immer gleich alles administrativ unter Kontrolle zu bringen, sondern sie leisten zunächst einmal etwas, und zwar in hervorragender Qualität, wie zum Beispiel der Verein Wiener Jugendzentren. 

Ich danke auch der ÖVP, die in dem Bereich der Jugendzentren sehr kritisch war. Sie haben dann einen Kontrollamtsbericht bekommen, der bestätigt hat, dass die Wiener Jugendzentren hervorragende Arbeit leisten. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Sie lesen den Bericht einfach nicht, sondern nehmen nur einen oder zwei Punkte heraus! Um stolzer bin ich daher, dass es mir als Klubobmann gemeinsam mit allen Fraktionen gelungen ist, dass wir uns zu einer neuen Transparenz bei den Kontrollamtsberichten durchgerungen haben, und ich ersuche all jene, die diese Debatte eventuell im Internet verfolgen: Bitte lesen Sie anstatt der Kurzzusammenfassungen des Kollegen Jung diese Berichte des Kontrollamtes, denn dann wissen Sie, was wirklich in diesen steht! In den Berichten des Kontrollamtes werden Sie lesen können, dass hervorragende Arbeit geleistet wird. Fehler passieren überall, und diese müssen natürlich ausgemerzt werden. Diese Stadt steht aber hinter dieser Arbeit sowohl der Zwergerlvereine als auch der großen Vereine, Kollege Jung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorhin wurde auch Radio Orange genannt. – Wir alle wissen, wie Radio Orange entstanden ist. Dieses Projekt ist nicht auf Grund jahrelanger, intensiver Planung von drei Wirtschaftstreuhändern zusammen mit zwei Buchhaltern entstanden, sondern es war ein sehr autonomes Medienprojekt, das wir als Stadt auch entsprechend unterstützt haben und das letztlich – vielleicht sollten Sie einmal auf die Frequenz schalten! – durchaus nicht unkritisch ist. Manchmal denke ich mir auch: Habe die Ehre! Da hätte ich mir auch gerne einen anderen Bericht gewünscht, gerade auch als Mitglied der Regierung. Es wurde aber ein hervorragendes Radioprogramm auf die Füße gestellt. Es gibt bessere Beiträge, es gibt schlechtere Beiträge. Und es gab auch Anlaufschwierigkeiten. Das belegt auch das Kontrollamt. Infolgedessen haben wir uns mit diesem Verein mit intensivem Engagement und Unterstützung, was auch angenommen wurde, dann aber auf ein klares Programm geeinigt, wie dort die Strukturen verbessert werden sollen. 

Man soll aber nicht so tun, al ob da aus irgendeinem Verein ein großes Wirtschaftsunternehmen entstanden wäre! Vielmehr hat sich ein autonomes Medienprojekt entwickelt, an dem sich sehr viele junge Menschen aktiv beteiligen können und auf diese Weise sowohl kritischen Medienkonsum als auch Medienproduktion lernen, wie etwa mit unserem Projekt Okto. Auch das ist eine Arbeit mit all ihren Schwächen, die es immer wieder bei der Administration geben kann. 

Wir bekennen uns zu dieser Vielfalt, und wenn es Schwächen gibt, dann muss man diese ausmerzen und entsprechende Verbesserungen vornehmen. Aber zu den Projekten als solche bekennen wir uns. Ich glaube, sie sind gut und wichtig, sowohl für die Jugendlichen als auch für die Wienerinnen und Wiener insgesamt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Nun ein paar Worte zum Bereich der Jugendwohlfahrt. Auch diese wurde genannt.

Zunächst möchte ich etwas klarstellen: Ich habe die Präsentation der KDZ-Studie am kommenden Freitag. Ich stehe dazu, dass ich sie selbst auch einmal sehen möchte, und dann wird es sie geben. So einfach ist das! Ich kenne die entsprechenden Zahlen genauso wie du. Wir werden sehen, ob es so ist! Ich möchte auch die Begleitmusik dazu kennen. Das ist auch nichts Böses, so ist halt das politische Spiel! Natürlich gibt es gleich die eine oder andere herausgepickte Geschichte. Ich möchte das Ganze auch einmal in Ruhe lesen. Ich lasse mir die Studie, wie gesagt, am kommenden Freitag präsentieren, und es wird sich voraussichtlich ausgehen, dass Sie sie im Ausschuss zur Verfügung gestellt bekommen. 

Es wurde hier durchaus auf neue Herausforderungen im Bereich der Jugendwohlfahrt hingewiesen. Tatsache ist aber auch, dass Sie gerade hier im Raum auch den Ausführungen des entsprechenden Volksanwaltes lauschen und auch den Bericht lesen können hätten! Dann hätten Sie nämlich feststellen können, dass Wien sogar das einzige Bundesland ist, in dem es Aufstockungen gab. Über mehr kann man selbstverständlich immer diskutieren. Auf das Mehr der Kollegin Jerusalem komme ich dann noch zu sprechen! Tatsächlich ist aber auch nachlesbar, dass es im Bereich der Jugendwohlfahrt durchaus auch Bundesländer gibt, in denen Kolleginnen und Kollegen der Grünen oder auch der ÖVP beteiligt sind, wo es tatsächlich zu Kürzungen im personellen Bereich gekommen ist.

Wir haben im heurigen Jahr im Bereich der SozialpädagogInnen aufgestockt, wir haben zusätzliche Einrichtungen geschaffen, wir haben zwei neue Wohngemeinschaften eröffnet. In wenigen Tagen eröffnen wir ein neues Krisenzentrum. Und wir werden das auch 2010 tun, indem wir eine neue Wohngemeinschaft und ein neues Krisenzentrum errichten. Außerdem werden wir auch – deshalb gibt es ja auch mehr Geld im Bereich der MA 11 – mehr Sozialarbeiter letztendlich auch auf Basis der KDZ-Studie einstellen können, weil wir eben mehr haben.

Jetzt zu diesem Mehr: Wenn Kollegin Jerusalem es wirklich ernst gemeint hat, dass sich aus ihrer Sicht ein Wettstreit der Ideen schlicht und ergreifend immer in einem Mehr erschöpft – und „mehr“ war ja auch die Antwort auf alles, was sie thematisiert hat –, dann muss ich sagen: Der Ideenreichtum war nicht sehr groß! Ich könnte das Ganze aber auch umdrehen und sagen: Wenn ich mir die konkreten Zahlen dieser Geschäftsgruppe ansehe, dann kann ich feststellen, dass es genau dieses Mehr gibt! Es gibt mehr für Kinderbetreuungseinrichtungen, mehr für die Jugendwohlfahrt, mehr im Bereich der außerschulischen Jugendarbeit. Es wurde ja mehrmals darauf hingewiesen, dass wir gerade auch in dieser Geschäftsgruppe auf die wirtschaftliche Krisensituation reagieren müssen, und zwar vor allem auch in den Bereichen der Jugendwohlfahrt, der Entlastung der Familien, der außerschulischen Jugendarbeit et cetera.

Ich glaube, wir können schon auf diese Weise nachweisen, dass wir diesen Wettstreit der Ideen durchaus gewonnen haben! Natürlich kann man sagen, dass es noch mehr sein soll! Das ist legitim! Wir können aber durchaus noch ein paar Punkte durchgehen, etwa den Bereich der positiven Diskriminierung. 

Gott sei Dank haben wir von den durch Frau Ministerin Gehrer über 1 000 im Wiener Schulwesen eingesparten Dienstposten auf Grund der Änderungen im Unterrichtsressort tatsächlich wieder über 1 000 Lehrerposten zurückbekommen. Und genau diese Ressourcen werden durchaus sehr zielgerichtet an Schulen mit besonderen Problemlagen, etwa mit einem höheren Anteil an außerordentlichen Schülern mit entsprechenden Stützunterrichtnotwendigkeiten, eingesetzt. Wir berücksichtigen das also schon jetzt im Stellenplan. Jetzt kann man natürlich sagen: Wir wollen mehr! Ich bin aber überzeugt, dass sich viele Wienerinnen und Wiener ein entsprechendes Bild machen können!

Schauen wir uns an, wie es mit den ärmeren und schwächeren Schülern ausschaut. Auch das ist im Budget nachzulesen. Es gibt selbstverständlich auch seitens der Stadt eine entsprechende Unterstützung zum Beispiel für Schulveranstaltungen in diesem Zusammenhang. Dafür gibt es entsprechende Zuschüsse. Man kann natürlich immer sagen, dass man mehr will! Das ist die einfache Antwort! Tatsache ist aber, dass es entsprechende Maßnahmen gibt. 350 000 EUR sind ja kein kleiner Betrag, dafür brauchen wir uns nicht zu verstecken!

Ich habe das Übergangsmanagement genannt. Schauen wir uns das an! Gerade diesem Bereich haben wir in den letzten Monaten besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Kollegin Wehsely hat das sehr engagiert betreut. Wir versuchen in Kooperation mit dem AMS, dem WAFF und den verschiedensten Einrichtungen vom Stadtschulrat bis hin zur MAG Elf, ein tatsächliches Übergangsmanagement auf die Beine zu stellen. Unser Ansatzpunkt ist nämlich nicht, dass wir nur informieren, wohin sich die Leute wenden sollen. Ich bin überzeugt, dass es diese Information zur Genüge gegeben hat. Man kann immer darüber diskutieren, ob es jetzt mehr oder weniger Information geben soll. Wichtig ist aber, dass wir die Schülerinnen und Schüler tatsächlich begleiten. 

Dieses Übergangsmanagement inklusive entsprechendes Frühwarnsystem muss es faktisch geben. Dort können die Lehrerinnen und die Lehrer melden, dass sie problematische Schüler haben, die genau vor diesem Übergang von Schule und Berufsleben stehen – wobei es teilweise gar keinen Unterschied macht, ob es sich um einen Mittel‑ oder Hauptschulabschluss handelt – und diesen Abschluss nicht schaffen. Das Augenmerk muss auf all jene gelegt werden, die keinen Abschluss haben, damit sie mit entsprechenden Unterstützungsangeboten versorgt werden können. Und Sie werden sich überraschen lassen können: Es wird ein solches sehr gut aufgestelltes Übergangsmanagement mit Ablauf dieses Schuljahrs geben! Wir haben ein meines Erachtens sehr gutes, interessantes Modell erarbeitet. Das ist nicht nur eine Idee, sondern das Projekt befindet sich bereits tatsächlich in Umsetzung.

Noch eine kurze Anmerkung zu „Kinder gesund bewegen“: Kollegin Straubinger hat aus dem Sportbereich einige Punkte erwähnt. Hinsichtlich Anlaufschwierigkeiten in der 3. Klasse et cetera weiß ich allerdings nicht, woher Sie die Information haben, dass es da um Ersatzangebote gegangen ist! Wir haben uns im Landessportrat gemeinsam mit allen Dachverbänden sehr intensiv auch mit dieser Initiative auseinandergesetzt und haben sogar dem Wunsch der Dachverbände entsprochen, die gesagt haben, dass sie, um das Geld für diese Maßnahme lukrieren zu können, auch seitens des Bundes entsprechende finanzielle Unterstützung für den administrativen Aufwand brauchen. Das wurde vertraglich zugesichert. Für jeden Dachverband gibt es Geld seitens der Stadt zur Administration dieser Maßnahme. 

Meine Idee war, gerade im Sinne der Nachhaltigkeit sportlicher Betätigung dieses Programm speziell in den 3. Klassen der Volksschulen anzusiedeln, weil das gerade ein Alter ist, in dem sehr viele junge Menschen tatsächlich einem entsprechenden Verein beitreten. Wir wollten das nicht über alle Einrichtungen zerfleddern lassen, wurscht, wer jetzt gerade aufzeigt und das Angebot in Anspruch nehmen will. Man kann natürlich auch hier sagen, dass es immer mehr geben soll, aber gerade im Sinne der Nachhaltigkeit für die sportliche Betätigung ist das dort anzusiedeln. 

Wir sind dann aus administrativen Gründen zu einem anderen Schluss gekommen und haben gesagt: Wir machen es nicht. Nach wie vor bin ich aber überzeugt davon, dass das im Sinne der Nachhaltigkeit der beste Zugang gewesen wäre. Es geht hier aber weder um ein Ersatzangebot noch schläft irgendjemand! Es gibt sogar zusätzliche Mittel der Stadt für die entsprechenden Dachverbände, und gerade die Union ist in diesem Bereich sehr aktiv, hat sich das Geld abgeholt und ist da durchaus unterstützend tätig. Das wollte ich auch dazu gesagt haben.

Zum Bereich der Kindergärten: In den vergangenen sieben oder acht Monaten, seitdem ich diese Funktion übernommen habe, ist sehr oft über den Kindergarten diskutiert worden. Und ich finde, es ist gut und richtig, wenn wir dem Kindergarten beziehungsweise dem gesamten Bildungssystem verstärkte Aufmerksamkeit widmen. Ich hätte mir jedoch manche Wortmeldungen beziehungsweise Presseaussendungen eher zu dem Zeitpunkt gewünscht, als die Kindergartenmilliarde gestrichen wurde! Wo war da die Wortmeldung der Kollegin Riha? (Zwischenruf bei der ÖVP.)

Wenn man davon ausgeht, dass die Situation in den Kindergärten jetzt eng ist und voriges Jahr eng war, dann erhebt sich die Frage, wie eng sie erst vor fünf Jahren gewesen sein muss! Kollege Wutzlhofer hat die Statistik gezeigt: Es wurden tausende Plätze in dieser Stadt neu geschaffen. Wo war also damals, etwa 2003, der Aufschrei, als man die gesamten Ausbaumaßnahmen und Unterstützungen nicht nur in Wien, sondern in allen Bundesländern gestrichen hat? Wo war da der Aufschrei? 

Man kann sich ja ein Bild machen, worum es geht. Es geht natürlich darum, dass hier auch ein politisches Spiel betrieben wird, wobei ich niemandem absprechen will, dass es durchaus Herausforderungen in diesem Bereich, und zwar sowohl bildungspolitisch als auch hinsichtlich der Personalsituation, und dass es auch eine ernsthafte Auseinandersetzung gibt.

Natürlich wird auch ein politisches Spiel betrieben, da brauchen wir uns nichts vorzumachen! Das durchschauen aber auch alle beziehungsweise sehr viele, und darüber bin ich sehr froh! Ich habe gerade in letzter Zeit sehr viele Dienststellenversammlungen und Einrichtungen besucht und konnte mich überzeugen, dass dieses politische Spiel sehr wohl durchschaut wird. – Auf die Forderung, dass es gleichzeitig kleinere Gruppen geben soll und mehr Plätze mit zusätzlichem Personal geschaffen werden sollen, gibt es nur eine unmittelbare Antwort. 

Erstens müssen wir ausbilden, und es ist Tatsache, dass Wien bis heute das einzige Bundesland ist, welches das tut! Ich frage die GRÜNEN: Wo ist denn die Einrichtung in Oberösterreich, wo es entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen gibt? Wo sind denn die Einrichtungen in den Bundesländern, wo die ÖVP das Sagen hat? – Es gibt sie letztendlich nicht! Wir sind das einzige Bundesland, das entsprechend reagiert, und zwar mit einem gewissen Qualitätsanspruch, und darum dauert das halt zweieinhalb Jahre! Das ist klar!

Wir haben ganz bewusst keine Abstriche gemacht, so wie wir auch bei den gesamten Rahmenbedingungen keine Abstriche gemacht haben, obwohl das viele hier in diesem Raum vorausgesagt haben. Damals war ich schon in dieser Funktion! Damals hat es geheißen, dass wir die gesetzlichen Höchstgrenzen bei den Kinderanzahlen in den Gruppen und bei den Krippen anheben werden. – Wir haben das nicht getan! Ferner hat man gesagt, dass wir den Personalschlüssel in der Kindertagesheimverordnung reduzieren werden. – Auch das haben wir nicht getan! Wir stehen jetzt, aber auch für die Zukunft zu unseren Qualitätsansprüchen! Jetzt geht es darum auszubilden, und letztlich geht es natürlich auch darum, zu einer neuen Entlohnung der PädagogInnen zu kommen. 

Wir führen hier die entsprechenden Gespräche. Man muss aber auch feststellen: Die Demonstration, die am vergangenen Samstag hier stattfand, hat keine speziell Wiener Situation, sondern eine österreichweite Problematik aufgezeigt! Wenn ich mir dann anschaue, wer Gespräche führt, dann kann ich sagen: Die Stadt Wien tut es bereits mit der Gewerkschaft. Das werden harte Verhandlungen werden! Das ist so! Da stehen Arbeitgebervertreter auf der einen und Arbeitnehmervertreter auf der anderen Seite. Wir werden die entsprechenden Gespräche führen.

Wir bilden auch aus. Zeigen Sie mir ein anderes Bundesland, welches das tut! Wir tun es, und wir bauen gleichzeitig aus. Ich glaube, das ist gut für die PädagogInnen, für die Qualität in unseren Einrichtungen, aber auch für die Eltern und Kinder in dieser Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Zusammenhang noch eine Anmerkung: Man kann sich natürlich darüber lustig machen, ob man tatsächlich in einer Zeit wie Weihnachten die vielfältigen Angebote der Einrichtungen dieser Stadt bewerben soll, die man vielleicht nicht braucht, wenn es einem relativ gut geht, und die man nicht automatisch mit Weihnachten in Verbindung bringt, ob es jetzt die Telefonseelsorge ist oder ob es die entsprechenden Krisenzentren beziehungsweise die verschiedenen anderen Beratungs- und Betreuungseinrichtungen sind, die es in dieser Stadt gibt. 

Kollege Jung! Es gibt aber viele Menschen, die diese Einrichtungen brauchen! Und diese Menschen brauchen die entsprechenden Informationen genau dann, wenn sie in eine Krisensituation kommen. Uns allen geht es hoffentlich zu Weihnachten gut. Es gibt aber viele Menschen, denen es dann nicht so gut geht und die gerade dann Unterstützung und Betreuung brauchen, die aber auch die Information brauchen, welche Möglichkeiten es gibt. Darüber braucht man sich wirklich nicht lustig zu machen, Kollege Jung! (Beifall bei der SPÖ.) 
Es gäbe noch viel zu sagen, etwa über die Ausbildung von jungen Menschen. Kollegin Straubinger hat es erwähnt: Wir geben derzeit 4 500 Menschen die tatsächliche Chance auf eine entsprechende Ausbildung. Und wir schicken sie nicht, wie es durchaus vor einigen Jahren der Fall war, ein Jahr lang in eine Warteschleife, sondern wir bieten ihnen eine qualitätsvolle Berufsausbildung. Das ist keine Selbstverständlichkeit, und das wissen auch viele Wiener Jugendliche, denen genau erinnerlich ist, wie es ihnen vor vier, fünf Jahren in der Folge der Schließungen von Lehrwerkstätten und der Einstellung von Lehrlingsstiftungen et cetera gegangen ist!

Ob Sie es hören wollen oder nicht: Das lag an Ihrer Beteiligung an der Bundesregierung und der Beteiligung der ÖVP an dieser Bundesregierung. Junge Menschen hatten teilweise überhaupt keine Chance, einen Lehrberuf abzuschließen und eine entsprechende Ausbildung zu bekommen. Wir haben das mit der Unterstützung der jetzigen rot‑schwarzen Bundesregierung wieder in Gang gebracht. Tatsache ist: Wir geben damit 4 500 Menschen in dieser Stadt eine Perspektive. Auch dazu gebe ich ein klares Bekenntnis ab. Das ist nicht nichts! 

Wir haben alle Zeiten erlebt, in denen es anders war, und wir wissen, wie schnell das gehen kann. Und ich bin davon überzeugt, dass viele junge Menschen letztlich die Erinnerung in die Zukunft mitnehmen werden, wer ihnen tatsächlich und nicht nur rhetorisch eine Chance gibt! Sie werden sich daran erinnern, wer ein paar hundert Meter weiter gerade im Bereich der Lehrlingsausbildung nachhaltig Schaden angerichtet hat, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Abschluss richte ich ein ganz herzliches Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meiner Geschäftsgruppe. Es waren dies für uns alle durchaus einige harte und heftige, aber auch interessante und spannende Monate. Ich habe mich einmal mehr davon überzeugen können, welch tolle Arbeit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Stadt leisten, seien es die Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter, seien es aber auch die vielen, vielen Kolleginnen und Kollegen, die in dieser Geschäftsgruppe tagtäglich arbeiten. Ihnen allen sage ich ein herzliches Dankeschön für ihre tagtägliche Arbeit im Interesse der Wienerinnen und Wiener! Auch wenn sie da nicht im Mittelpunkt der Debatte gestanden sind, mögen sie das als Anerkennung ihrer Arbeit werten!

Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit und kann nur sagen: Wenn man sich das Budget dieser Geschäftsgruppe ansieht, dann kann man diesem nur zustimmen! Es ist dies ein Budget für weitere qualitätsvolle Kinderbetreuung in dieser Stadt. Es ist ein Budget für weitere innovative Schritte im Bereich des Schulwesens, der außerschulischen Jugendarbeit und in allen anderen Bereichen. Darum bitte ich um Zustimmung zu diesem Budget. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich erkläre die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2010 und zum Gebührenprüfungsantrag – das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung – für geschlossen. Die Berichterstatterin Frau VBgmin Mag Brauner hat das Schlusswort.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich nehme an, Sie werden jetzt ein langes und ausführliches Schlusswort von mir erwarten. Ich muss Sie leider enttäuschen! Es ist nur ein kurzes vorbereitet. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.)
Ich widerspreche dir allzu gerne, Kollege Margulies! Deswegen werde ich mich darauf beschränken, Sie im Sinne der Stadtverfassung zunächst darauf hinzuweisen, das gemäß § 86 Abs 2 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien der Voranschlag 2010 in der Zeit von 11. bis einschließlich 18. November 2009 zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. Es hat dieses Mal ein Gemeindemitglied von seinem Recht Gebrauch gemacht und die in den Unterlagen enthaltene Stellungnahme abgegeben.

Daher stelle ich zuerst den Antrag, diese Stellungnahme zum Voranschlagsentwurf 2010 dem zuständigen Geschäftsbereich zur Erledigung zuzuweisen.

Darüber hinaus stelle ich den formellen Antrag – und hoffe auf möglichst breite Unterstützung –, indem ich Sie um Zustimmung zu den Anträgen auf den Seiten XIX bis XXII im Budgetvoranschlagsentwurf 2010 ersuche.

Ich danke Ihnen für die ausführliche Diskussion und bitte, wie gesagt, um Zustimmung. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vizebürgermeisterin.

Entsprechend der Vereinbarung der Präsidialkonferenz unterbrechen wir nun für 15 Minuten die Sitzung. Ich bitte, um zirka 5 Minuten vor 20 Uhr wieder hier im Saal zu sein!

(Unterbrechung der Sitzung von 19.35 Uhr bis 19.58 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wie nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wir stimmen zuerst über Postnummer 1 der Tagesordnung ab. Es ist dies der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2010. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag zum Voranschlagsentwurf wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeindrates, die dem auf den Seiten XIX bis XXIII des Voranschlagsentwurfes abgedruckten Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit Mehrheit, nämlich mit den Stimmen der SPÖ, so angenommen worden.

Zur Postnummer 1 gibt es eine Fülle von Anträgen, die wir zur Abstimmung bringen. Es sind dies insgesamt 61, und ich gehe in der Reihenfolge der Abgabe der Anträge vor, wobei ich die Geschäftsgruppe immer nur kurz und nicht mit ihrem Gesamtwortlaut bei jedem einzelnen Antrag bezeichnen werde. 

Der Antrag Nummer 1, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit nachvollziehbaren Mietzinsobergrenzen und Befristungen. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 2, auch eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit 24 Stunden Betrieb der Wiener U-Bahn am Wochenende. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 3, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit dem Hausbesorgergesetz. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 4, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit dem Transferkonto. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 5, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit Religionsfreiheit und dem Urteil des EGMR in der Rechtssache Lautsi versus Italien vom 3. November 2009 über die Anbringung von Kreuzen in Klassenzimmern. Es ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Und der Antrag ist mehrstimmig so angenommen worden.

Der Antrag Nummer 6, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Erhöhung des Budgets zur Förderung von Forschung und Wissenschaft im Ansatz 2891 des Budgetvoranschlags für 2010. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 7, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit dem Ausgliederungs- und Beteiligungsbericht der Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 8, eingebracht von der FPÖ, beschäftigt sich mit der Erweiterung des Haftpflichtverhältnisses für Friedhöfe Wien GmbH. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Und auch hier wird dieser Antrag einstimmig so zugewiesen.

Der Antrag Nummer 9, eingebracht von der FPÖ, beschäftigt sich mit Kostenübernahme für die Entfernung von Bäumen auf Friedhöfen. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen.

Der Antrag Nummer 10, eingebracht von der FPÖ, beschäftigt sich mit Verkehrssicherheitspflicht auf Bahnhöfen, ah auf Friedhöfen (Allgemeine Heiterkeit.) – bitte um Entschuldigung, meine Profession schlägt durch –, auf Friedhöfen. Die Zuweisung wird an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen.

Der Antrag Nummer 11, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit ausnahmsloser Bevorzugung des öffentlichen Oberflächenverkehrs. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antragsteller selbst unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 12, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit dem Konjunkturpaket für Nahversorgung und Geschäftsstraßen. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 13, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Koppelung von Wirtschaftsförderung an betriebliche Gleichstellungsmaßnahmen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat somit keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 14, eingebracht von der FPÖ, beschäftigt sich mit dem Plandokument 7870 - Springerpark. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 15, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Durchführung einer Volksbefragung zur S1, Wiener Außenringschnellstraße - Lobauautobahn und zur A23, Erweiterung Südosttangente Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 16, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit einer europaweiten Vereinheitlichung der Signalfolge bei Lichtsignalanlagen. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den GRÜNEN und von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 17, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit der Einrichtung eines Beirates für kindergerechte Stadtplanung und Einführung von Kinderverträglichkeitsprüfungen. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen. 

Der Antrag Nummer 18, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit kindgerechter Weiterentwicklung des Wiener Stadtentwicklungsplanes. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 19, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit durchgehendem 24 Stunden Betrieb der Wiener U-Bahn-Linien an Wochenenden. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 20, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit einem Masterplan Kinderstadt. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 21, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit der Erstellung eines kindergerechten Stadtplanes für Wien. Auch hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gefordert. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Und dieser Antrag ist einstimmig so angenommen worden.

Der Antrag Nummer 22, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Mietzinsminderungen in Gemeindebauten durch den Fluglärm. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Umwelt wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Antragstellern unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 23, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Gesundheitsgefährdung durch nächtlichen Fluglärm. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 24, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit unabhängigen Fluglärmmessungen in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 25, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit einem Nachtflugverbot über Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 26, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Besteuerung von Flugbenzin auf EU-Ebene. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. (GR Heinz Hufnagl: Nein, nein, ohne FPÖ! Ohne FPÖ!) Entschuldigung, bitte um Entschuldigung. Also der Antrag wird mit Unterstützung von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN so angenommen.

Der Antrag Nummer 27, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Auswirkungen der Tarifpolitik des Flughafens Wien auf Wien. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 29, eingebracht von der ÖVP, verlangt die sofortige Sanierung des Wiener Wasserrohrnetzes. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Umwelt wird hier gefordert. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 30, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit dem Krankenhaus Wien-Nord. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales gefordert. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 31, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Vernetzung der ambulanten und stationären psychiatrischen Versorgung in Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 34, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der räumlichen Eingliederung von PSD-Ambulatorien in die zwei neuen psychiatrischen Abteilungen in der Krankenanstalt Rudolfstiftung beziehungsweise Hietzing. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von der Opposition unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 35, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit einer Gehörlosenambulanz im Krankenhaus der Barmherzigen Brüder in Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Antrag Nummer 36, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einrichtung eines Ritualraumes bei der Bestattung Wien GmbH. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Und das ist einstimmig so angenommen worden.

Der Antrag Nummer 37, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit adäquater Bezahlung und verbesserten Arbeitsbedingungen der bei der MA 15 angestellten SchulärztInnen. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Und dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 38, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Erstellung eines Wiener Armuts‑ und Reichtumsberichts. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 39, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit personeller und organisatorischer Ausrichtung der Wiener Sozialzentren, MA 40-Sozial‑ und Gesundheitsrecht. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 40, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Mitteln aus dem Wiener Budget für Beratungs‑ und Therapieeinrichtungen für Spielsüchtige. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 41, eingebracht von den GRÜNEN, fordert eine Studie „Soziale Kosten des Kleinen Glücksspiels“. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 42, eingebracht von den GRÜNEN, verlangt eine Studie „Wohnungsleerstand“. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Wohnen verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 43, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit ehemaliger Leitturm Ahrenbergpark. Hier ... (GR Kurt Wagner: Arenbergpark!) Entschuldigung, ehemaliger Leitturm im Ahrenbergpark. Hier wird die ...(Allgemeine Heiterkeit.) Ihr wisst, was ich meine, jener Park ohne Zweier. Hier wird die Zuweisung verlangt an die Geschäftsgruppe Wohnen. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 44, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit der Abschaffung des § 68a Abs 1 Z 2 Dienstordnung 94, vorzeitige Versetzung in den Ruhestand aus organisatorischen Gründen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 45, eingebracht von allen Parteien dieses Hauses, beschäftigt sich mit „Gegen Gewalt an Frauen“. Sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die erwartete Einstimmigkeit. 

Der Antrag Nummer 46, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit dem Konjunkturpaket für Frauen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die drei Oppositionsparteien unterstützen diesen Antrag und er hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 47, eingebracht von der ÖVP, verlangt die Schaffung eines Einkommensanwaltes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 48, eingebracht von der ÖVP, verlangt die Einrichtung einer Beratungsstelle für Opfer von Stalking. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 49, eingebracht von der ÖVP, fordert die Einrichtung einer Hotline für Stalking-Opfer. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration wird verlangt. - Wer dieser Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 50, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit der Verschandelung von öffentlichen beziehungsweise privaten Gebäuden und Einrichtungen durch Schmieraktionen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 51, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichtes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 52, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Förderung der Attraktivität der Wiener Märkte. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration wird verlangt. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von FPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 53, eingebracht von der FPÖ, fordert die Erhaltung des Kreuzes im öffentlichen Raum, in Gebäuden, Anlagen und Räumlichkeiten, die sich im Besitz von Gebietskörperschaften befinden oder von diesen genutzt werden. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antragsteller selbst unterstützt seinen Antrag und hat damit keine ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 54, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Status-quo-Erhebung der Einkommenssituation unter konkreten Auswirkungen der Finanzkrise auf die Arbeitssituation von Beschäftigten im Wiener Kulturbereich. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Kultur wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 55, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Status-quo-Erhebung der Einkommenssituation unter konkreten Auswirkungen der Finanzkrise auf die Arbeitssituation von Frauen im Wiener Kulturbereich. Auch hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Kultur verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat damit keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 56, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit dem Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 57, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit zu wenig Plätzen in Wiener Musikschulen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die drei Oppositionsparteien unterstützen diesen Antrag und er hat keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 58, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Wiener Musikschulen und neuen Medien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 59, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Errichtung weiterer Zweigstellen der Wiener Musikschulen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die drei Oppositionsparteien unterstützen diesen Antrag und er hat keine Mehrheit.

Antrag Nummer 60, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit Wiener Musikschulen und Instrumenten aus verschiedenen Weltreligionen. Die sofortige ... (Allgemeine Zurufe: Regionen! Regionen!) Ich bitte um Entschuldigung, jetzt ist es schon zum dritten Mal, und das ist zuviel, ja. Natürlich heißt das Weltregionen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Der Antrag Nummer 61, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Entwicklung eines Modells und einer Richtlinie zur objektiven Vergabe von Zusatzsubventionen auf Grund der Auswirkungen der Finanzkrise aus den Mitteln des Kulturbudgets. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Kultur wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das unterstützen die Oppositionsparteien und hat damit keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 62, eingebracht von GRÜNEN und SPÖ, beschäftigt sich mit einem Bundesrahmengesetz zur Qualitätssicherung in elementaren und außerschulischen Bildungseinrichtungen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen worden.

Der Antrag Nummer 63, eingebracht von der ÖVP, beschäftigt sich mit Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Rahmenbedingungen in Wiens Schulen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die drei Oppositionsparteien unterstützen ihn und er hat keine Mehrheit.

Der Antrag Nummer 64, eingebracht von der ÖVP, er fordert ein Bäderkonzept für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier unterstützen die drei Oppositionsparteien den Antrag und er hat keine Mehrheit.

Die Frau Berichterstatterin hat den Antrag gestellt, dass die von einem Gemeindemitglied eingebrachte Stellungnahme zum Voranschlagsentwurf dem Geschäftsbereich zur Erledigung zuzuweisen ist. - Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat. - Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag ist von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die notwendige Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Feststellung der Wertgrenzen für das Jahr 2010. - Es gibt keine Wortmeldung, daher kommen wir zur Abstimmung. - Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen worden.

Die Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2010. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt. - Wir kommen daher zu Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung geben, die Hand zu erheben. - Wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 4 sind auch zwei Anträge eingelangt.

Der erste Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit der Abschaffung von Netzbetten. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit, Soziales wurde gefordert. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen worden.

Der zweite Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, beschäftigt sich mit neugeplanten psychiatrischen Abteilungen im Wiener Krankenanstaltenverbund. Auch hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gefordert. - Wer dieser Zuweisung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat keine Mehrheit.

Die Postnummer 5 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr 2010. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Umwelt durchgeführt. - Wir kommen daher zu Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 5 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 5 gibt es auch, eingebracht von der ÖVP, einen Beschluss- und Resolutionsantrag, der sich mit Transparenz bezüglich der Einnahmen- und Ausgabenrechnung von Wien Kanal beschäftigt. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Die Postnummer 6 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr 2010. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt. Wir kommen daher zur Abstimmung. - Wer der Postnummer 6 die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt. Ich erkläre die 53. Sitzung des Gemeinderats für geschlossen. 

Schönen Abend und wir sehen uns morgen wieder. 

(Ende der Sitzung 20.27 Uhr.)

